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PROKLA-Redaktion 


Editorial: Politische Ökonomie des Internets 


Das Internet hatte lange Zeit den Ruf, ein 
dezentraler, hierarchiefreier und demo- 
kratischer Raum zu sein. Spätestens mit 
den Enthüllungen durch den ehemaligen 
NSA-Mitarbeiter Edward Snowden wurde 
jedoch deutlich, dass die materielle und 
technologische Infrastruktur des Inter- 
nets alles andere als dezentral und demo- 
kratisch ist. Es gibt nur ein paar Hundert 
Internet-Knotenpunkte, die die gesamten 
transatlantischen Datenströme abwickeln. 
Wer Kontrolle über die Internet-Knoten 
erlangt, kann auch auf den darüber abge- 
wickelten Internet-Datenverkehr zugrei- 
fen. Da dieser Datenverkehr größtenteils 
unverschlüsselt abgewickelt wird, kann 
an diesen Knotenpunkten ein Großteil 
der weltweiten Daten abgehört werden. 
Da mit der zunehmenden Verbreitung 
und Bedeutungdes Internets auch digitale 
Konzentrationsprozesse zugenommen ha- 
ben, in deren Folge Telefonverbindungen 
und Rundfunk im Internet zusammenge- 
fasst werden (Digital Convergence), betrifft 
die Überwachung des Datenverkehrs nicht 
nur Internetverbindungen, sondern einen 
Großteil menschlicher technisch vermit- 
telter Kommunikation. Zudem ist die 
Ökonomie des Internets schr stark von 
Oligopolen geprägt, ein neues - und das 
leistungsstärkste - Transatlantikkabel 
werden in naher Zukunft Facebook und 
Microsoft realisieren. Dadurch werden 
zentrale Infrastrukturdienstleistungen, 
die ehemals von staatlichen Unternehmen 


(Telcos) realisiert wurde jetzt von voll- 
ständig privaten, börsennotierten Un- 
ternehmen übernommen. Es wird zwar 
viel darüber geredet, wie das Internet die 
Arbeitswelt verändern könnte („Industrie 
4.0“), aber weniger darüber, wie neue Or- 
ganisierungsformen (der Arbeitswelt) das 
Internet verändern könnten. Die politische 
Ökonomie des Internets ist bislang wenig 
untersucht, obgleich die Technologie in- 
zwischen über 50 Jahre alt ist und seit fast 
20 Jahren weltweit Bedeutungerlangt hat. 
Darüber hinaus ist das Internet inzwischen 
erstens eine wichtige Anlagesphäre von 
Kapital (von Google und Facebook über 
Technologieanbieter von Cisco bis Intel), 
zweitens hat es die Finanzpolitik und den 
Börsenhandel komplett umstrukturiert 
(Handelsgeschwindigkeit, automatisierter 
Handel) und drittens ist es nicht zuletzt 
ein politisch und ökonomisch umkämpftes 
Terrain. 

Mit dem vorliegenden Schwerpunkt 
wollten wir all diese offenen Fragen stel- 
len, mussten aber schon bald feststellen, 
dass viele Fragen offenbleiben würden. 
Die wissenschaftliche Diskussion zur po- 
litischen Ökonomie des Internets in den 
aktuellen kritischen Wissenschaften zu fin- 
den, gleicht der Suche nach einer Nadel im 
Heuhaufen. Über die Gründe können wir 
nur spekulieren: Sind die Entwicklungen 
zu schnelllebig? Ist Technikfeindlichkeit 
unter kritischen Wissenschaftlern weiter 
verbreitet als befürchtet? Oder befindet 
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sich das Thema zu sehr zwischen den wis- 
senschaftlichen Disziplinen und offene 
Fragen werden gar nicht dem Gegenstand 
„Internet“ zugeschrieben? 

Wir haben dennoch einen Bogen 
gespannt, der auch das nächste Heft vor- 
bereitet: Susanne Lang rekonstruiert die 
Geschichte des Internet in unterschiedli- 
chen Entwicklungsphasen, die die Inkor- 
poration des Internets in kapitalistische 
Verhältnisse nachvollziehbar macht. Dabei 
wird deutlich, dass die Entwicklung und 
Ausbreitung des Internets sowohl keines- 
falls abgeschlossen als auch stets umkämpft 
ist und sich darüber hinaus in der Breite 
und Tiefe nicht nur ökonomische Felder, 
sondern fast alle gesellschaftlichen Berei- 
che durchdringt. 

Kathrin Ganz widmet sich der in den 
letzten 10 Jahren schr aktiven sogenann- 
ten Netzbewegung und der ihrem Enga- 
gement für ein „freies Internet“ zugrunde 
liegenden theoretischen Prämissen. Dabei 
stellt sie heraus, dass auf der einen Seite die 
prägende Kraft des Kapitals unterschätzt 
wird, gleichzeitig aber der sensible Blick 
für die alternativen Produktionsweisen 
(Commons) für eine gemeinsame, nut- 
zenorientierte Produktion innerhalb des 
Internets und darüber hinaus von enormer 
Bedeutung ist. 

Sebastian Sevignani untersucht das be- 
grifflich schwer abzugrenzende Phänomen 
Social Medianach neuen Ausbeutungsfor- 
men. Ausgehend von der Prämisse, dass 
NutzerInnenaktivität teilweise als pro- 
duktive Arbeit zu begreifen ist und dass 
Unternehmen wie Facebook und Google 
durch ihre Vermarktungsstrategien in der 
Werbeindustrie diese Aktivitäten in Wert 
setzen, markiert Sevignani das kommu- 
nikative Handeln von NutzerInnen als 
ausgebeutete Arbeit. 

Christian Meyer geht der Transfor- 


mation der inneren Sicherheit nach, die 
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er im Anschluss an Michel Foucault als 
Dispositiv analysiert. Er geht hierbei vor 
allem dem prägenden Charakter der neuen 
Möglichkeiten der internetgestützten 
Überwachungstechnologie nach. 

Warum in neuen Technologien entwe- 
derein Segen oder ein Fluch gesehen wird, 
so Christian Frings, liegt in den kapitalisti- 
schen Verhältnissen selbst begründet und 
vor allem in der theoretischen und institu- 
tionalisierten Spaltungvon Natur- und So- 
zialwissenschaften. Diese als fetischisierte 
Ausformung zu kritisieren und Moment 
von globalen Klassenkämpfen zu begrei- 
fen, müsste zentrale Anstrengung sein. 
Als Gastredakteur haben Susanne Lang 
und Christian Meyer am Schwerpunkt 
dieses Heftes mitgewirkt. Die PROKLA- 
Redaktion dankt ihnen ganz herzlich für 
ihre Ideen und ihr Engagement. 


Die PROKLA-Redaktion hatin der letzten 
Ausgabe einen umfangreichen Beitragzum 
Kapitalismus im globalen Ausnahmezu- 
stand beigesteuert. Im Editorial hatten 
wir offen gelassen, ob „wir der selbst ge- 
steckten Aufgabe gerecht geworden sind“ 
bzw. das Urteil der kritischen Leserschaft 
überlassen. Dass das mehr als eine gerne 
verwendete Floskel war, haben uns die vie- 
len Reaktionen gezeigt. Der Text wurde 
verlinkt, herumgereicht, in diversen Zu- 
sammenhängen diskutiert und provozierte 
mitunter auch scharfe Kritik - auch aus 
„den eigenen“ Reihen, wie die Beiträge aus 
dem PROKLA-Beirat im vorliegenden 
Heft dokumentieren. 

Martin Kronauer verwundert „die Dis- 
krepanz zwischen großem analytischem 
Anspruch und dem bescheidenen Ertrag 
für ein Thema, das tatsächlich unter den 
Nägeln brennt“ und kritisiert, dass „kein 
einziger Satz fälltüber Themen und Fragen, 
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die anstehen und über die gesellschaftspoli- 
tisch zu streiten lohnt, jagestritten werden 
muss“. Stephan Lessenich kritisiert, dass der 
PROKLA-Beitragdie „beherrschten Klas- 
sen“ wesentlich als „abhängige Variable“ 
thematisiert, als „willenloser Spielball der 
politischen Strategieabteilungen bestimm- 
ter bürgerlicher Klassenfraktionen“. Der 
PROKLA-Text setze cher auf Kopfnicken 
und Selbstbestätigung und biete keine 
„analytische Perspektive“, die „nicht immer 
schon davon ausgeht, dass alles Schlechte 
‘von oben’ kommt“. Michael Wendl wendet 
sich gegen die Konstruktion einer „inter- 
nationalen herrschenden Klasse“, die über 
ein „umfassenderes Wissen über die Krise“ 
verfügtund die damit einhergehende „neue 
historische, neoliberale und transnationali- 
sierte Staatsform“. Des Weiteren zeige sich 
die Schwäche der These eines „finanzdomi- 
nierten Akkumulationsregimes“ bei Ana- 
lyse der „Krise der Europäischen Union“. 
Darüber hinaus bekamen wir Zuschrif- 
ten, die nicht explizit den redaktionellen 
Text als Anlass hatten, aber als Teil der 
Debatte gewertet werden können. Auch 
diese Beiträge versammeln wir in diesem 
Heft. Bernd Belina geht auf den Aufstieg 
der Rechten anhand einiger Anmerkungen 
zu den Arbeiten von Oliver Nachtwey und 
Didier Eribon ein. Er argumentiert, dass 
diesen und dem Redaktionsartikel der 
PROKLA „ein systematisches Verständ- 
nis für die Geographien der Abstiegsge- 
sellschaft“ fehle, was für den Kampf gegen 
den Aufstiegder Rechten jedoch dringend 
notwendig sei. Benjamin Opratko fragt 
nach den Gründen des Erfolgs von AfD 
und vor allem der österreichischen FPÖ 
und greift hierfür auf die Arbeiten von 
Stuart Hall zurück. Seine Ausgangsthese 
ist, „dass der neue rechte Populismus Teilen 
der Bevölkerung subjektive Formen anbie- 
tet, die gegenwärtige Hegemonickrise des 
neoliberalen Kapitalismus zu leben“. 


PROKLA-Redaktion 


Des Weiteren eröffnen wir mit dieser 
Ausgabe eine kleine Reihe, die sich über 
die kommenden Ausgaben erstrecken 
wird. Die Jahre 2017/2018 bringen für 
die Linke bedeutsame Jubiläen mit sich: 
150 Jahre Das Kapital, dessen Autor, Karl 
Marx, 1818 geboren wurden, also vor bald 
200 Jahren. Das Feuilleton ist bereits da- 
bei, Marx und seine fundamentale Kritik 
kapitalistischer Verhältnisse unschädlich 
zu feiern. Die Linke wird es schwer haben, 
den radikalen Kern gegen seine liberalen 
Liebhaber lebendig zu halten. Anders 
verhält es sich bei der Russischen Revo- 
Iution, die sich 2017 zum 100. Mal jährt. 
Wie auch immer die russische Revolution, 
ihre Ursachen und Folgen beurteilt wer- 
den - Einigkeit besteht darin, dass es sich 
um ein weltgeschichtlich herausragendes, 
epochales Ereignis handelt. Auch 100 Jahre 
danach und mehr als 25 Jahre nach dem 
Untergang der Sowjetunion und des „real 
existierenden Sozialismus“ in Osteuropa 
ist die Auseinandersetzung mit der russi- 
schen Revolution nicht nur in geschichts- 
politischer Hinsicht wichtig. Das Thema 
„100 Jahre russische Revolution“ umfasst 
nicht nur das historische Ereignis, sondern 
die gesamte Geschichte des „kurzen“ 20. 
Jahrhunderts und das Verständnis von 
grundlegenden politischen Kategorien in 
diesem Kontext: Sozialismus, Kommunis- 
mus, Reform, Revolution, Transformation, 
Geschichte, Staat, Parteioder Demokratie. 
Es wird also auch ein Streit über politische 
Wirklichkeit und Zukunft. Will sich die 
Linke diese Themen nicht aus der Hand 
nehmen lassen, darf sie die Debatte über 
das epochale Ereignis nicht rechts liegen 
lassen. Mit der jetzigen Ausgabe und dem 
Beitrag von Renate Hürtgen hoffen wir ei- 
nen Aufschlag für eine Debatte zu machen, 
die über die kommenden Ausgaben trägt 
und die Auseinandersetzung insgesamt 
bereichert. 


Editorial 


Ingrid Artus diskutiert außerhalb des 
Schwerpunkts das „ungewöhnlich inten- 
sive“ Streikjahr 2015, fragt nach Ursachen 
und Ergebnissen und wie sich die Streiks 
2016 weiter entwickelt haben. Auch dieser 
Beitrag kann als Teil des kleinen Schwer- 
punkts zur Gefahr von rechts gelesen 
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werden, denn die „Re-Politisierung der 
sozialen Frage ist eben auch offen für ras- 
sistische und patriarchal geprägte Situati- 
onsdeutungen‘, die „Besitzstandswahrung 
und-mehrungin exklusiver Weise“ für „die 
drinnen“ gegen „die draußen“ fordern, so 
Artus. 
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PROKLA 187 Arbeit und Wertschöpfung im digitalen 
Kapitalismus (Juni 2017) 


Schlagwörter wie „Industrie 4.0“ oder „Digitalisierung“ sind derzeit in aller 
Munde. Doch die Verkündigungeiner vierten industriellen Revolution wirkt 
angesichts der wirtschaftlichen Stagnation in Europa wie ein zweckoptimis- 
tisches Heilsversprechen. Der Begriff ist vielmehr ein rhetorischer Coup von 
Unternehmensverbänden und Bundesregierung: Der Standort Deutschland 
soll, so die Protagonisten, neu erfunden werden. Der aufgeladene Kunstbegriff 
„Industrie 4.0“ ist deshalb ungeeignet, einen realistischen Blick aufdie aktuel- 
len Veränderungen zu gewinnen. Die PROKLA 187 solleinen Beitragzu einer 
kritischen Bestandsaufnahme der gegenwärtigen Umstrukturierungen leisten. 
Der Schwerpunkt soll hierbei aufneue Organisations- und Steuerungsformen 
von Wertschöpfungliegen, die Ansätze für eine Transformation des Kapitalis- 
mus enthalten und nachhaltige Veränderungen in der Nutzung von Arbeits- 
kraft mit sich bringen - und was das für gesellschaftliche und gewerkschaftliche 
Kämpfe bedeutet. Jenseits der technologiezentrierten Engführungen, die den 
Diskurs um „Industrie 4.0“ prägen, wird eine herrschaftskritische Perspektive 
auf die gegenwärtige Rationalisierungsdynamik entwickelt. 
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Susanne Lang 


Eine kurze Geschichte des Internets 


Die Inkorporation des Internets in kapitalistische 
Verhältnisse ist keinesfalls abgeschlossen 
und noch immer umkämpft 


„Glücklicherweise besitzt niemand das Internet. Es gibt keine zentralisierte Kontrolle 
und niemand kann es ausschalten. Seine Evolution basiert auf ungefährem Konsens und 


fortlaufendem Code.“ (Carpenter 1996: 3; Übers.: $.L.) 


Über 50 Jahre ist inzwischen die Technologie alt, die wir heute das Internet 
nennen. Doch noch immer fällt es schwer, den Gegenstand Internet genau und 
umfassend zu bestimmen. Sind es die Übersee-Kabel und Internet-Knotenpunk- 
te, die inzwischen 3,675 Milliarden Menschen weltweit, also etwa 50,1 Prozent 
der Erdbevölkerung miteinander verbinden und deren direkte Kommunikation 
untereinander ermöglichen? Dieses Wachstum ist noch nicht an einem Sätti- 
gungspunkt angekommen, allein in den letzten fünf Jahren sind 1,58 Milliarden 
Menschen online gegangen.' Sind es die veränderten Lebensgewohnheiten und 
sozialen Praktiken, die sich durch ein ständiges Online-Sein und die allgegen- 
wärtige Präsenz von Smartphones entwickelt haben? Sind neue Märkte und 
Akteure entstanden und alte verschwunden? Wer das Internet als gesellschaftliche 
Veränderung begreifen will, muss technische Entwicklungen, ihre sozialen und 
politischen Bedingungen und deren soziale und politische Effekte gleichermaßen 
in den Blick nehmen. 

In Untersuchungen, die Karl Marx zur Bedeutung technischer Entwicklung 
für die Veränderung kapitalistischer Produktion anstellte?, beweist er, dass eine 
Revolution von Arbeitsmethoden in einer Industrie auch ähnliche Transformatio- 
nen in anderen Industrien auslöst: „Durch Maschinerie, chemische Prozesse und 


1 In Europa liegt die Vernetzungsrate bei 73,5 Prozent, in Deutschland bei 88,4 Prozent. 
Statistik: internetworldstats.com . 

2 Regina Roth (2010) weist nach Aufarbeitung von Marx technischen Studien aus der 
Zeit von 1840-1870 darauf hin, dass Marx als „Meister der Revision“ seine Analysen 
und Untersuchungen zu der Frage der Bedeutung der Maschinerie und der Technik in 
derindustriellen Revolution und in der Entwicklung des Kapitalismus schr oft revidierte 
und immer wieder neue Aspekte betrachtete. 
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andre Methoden wälzt sie beständig mit der technischen Grundlage der Produk- 
tion die Funktionen der Arbeiter und die gesellschaftlichen Kombinationen des 
Arbeitsprozesses um. Sie revolutioniert damit ebenso beständig die Teilung der 
Arbeit im Innern der Gesellschaft und schleudert unaufhörlich Kapitalmassen und 
Arbeitermassen aus einem Produktionszweig in den andern“ (Marx 1890: 511) 

Wenn das Internet mit seinen veränderten Kommunikationsmöglichkeiten 
einen Teil des Dienstleistungssektors in seinen Arbeitsmethoden revolutionierte, 
dann ging diese Veränderung mit weiteren Transformationsprozessen in bei- 
spielsweise produzierenden Industrien einher. Manuel Castells wies in seiner 
umfangreichen empirischen Untersuchung der informationellen Transformati- 
onsprozesse in unterschiedlichen Regionen der Welt bereits im Jahr 2001 darauf 
hin, dass die Veränderungen in der Informationstechnologie zu einer Produkti- 
vitätssteigerung und netzwerkbasierten Globalisierung führen (Castells 2003: 
185). Dass dieser Prozess mit einer Umwälzungder Produktionsverhältnisse ein- 
hergehen muss, wurde von Sabine Nuss bereits 2006 dargelegt (Nuss 2006: 25ff.). 

Doch wie genau findet diese Transformation statt? Bei der Entwicklung des 
Internets kann eine erste Phase in der Zeit von 1962 bis 1992 ausgemacht werden, 
in der die technische Internet-Infrastruktur und die politischen und sozialen 
Ausgangsbedingungen der Entwicklunggeschaffen werden. Anschließend wird 
die Technologie kapitalistisch angeeignet. In dieser zweiten Phase von 1993 bis 
2003 bildete sich der Dienstleistungssektor im Internet heraus. Es entstanden 
Geschäftsmodelle und Unternehmen, die ihre Dienstleistungen im Internet 
darboten und gleichzeitig Blaupause für andere Industrien werden sollten. Die 
dritte Phase seit 2004 lässt sich als eine Expansionsphase begreifen. Die kapita- 
listische Produktionsweise hat die neue Technologie erfolgreich adaptiert und 
kann jetzt im gewohnten Konkurrenzkampf der Kapitale um die Aufteilung der 
Märkte ringen. Es beginnt eine extensive und intensive Expansion und damit 
einhergehend werden neue Märkte erschlossen. 


Die Entwicklungsphase: 1962 bis 1992 


Als am 4. Oktober 1957 die Sowjetunion mit Sputnik 1 den ersten Satelliten 
erfolgreich in den Orbit schoss, war der Schock groß. Sollte etwa die sowjetische 
Propaganda mit diesem Ereignis Recht bekommen und die Überlegenheit des 
marxistisch-wissenschaftlichen Systems bewiesen haben? Dieser Sputnik-Schock 
hatte weitreichende Folgen. Eine davon ist das Internet. 

Der damalige republikanische US-amerikanische Präsident Dwight D. Ei- 
senhower reagierte mit zwei wesentlichen Maßnahmen. Zum einen legte er ein 
finanzkräftiges Bildungsprogramm auf, das naturwissenschaftliche Disziplinen 
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in die Schulen integrierte und vor allem auch subalterne Klassen mit einbezog. 
Erst infolge dieses Programms wurde beispielsweise lächendeckend Mathematik, 
Physik und Chemie in die Lehrpläne der Schulen aufgenommen. Als zweite 
Hauptmaßnahme wurde ein Programm zur Stärkung der Kooperation und Ver- 
netzung von Forschungsprojekten des US-Verteidigungsministeriums aufgelegt, 
in dessen Folge 1958 die Advanced Research Projects Agency (ARPA) gegründet 
wurde, die beim Verteidigungsministerium angegliedert war. Militärische und 
wirtschaftliche Nutzbarkeit von Forschung sollte vorangebracht werden.” Um 
die dafür notwendige Kommunikation aufzubauen, wurde vom Massachusetts 
Institute of Technology (MIT) und dem US-Verteidigungsministerium ab 1968 das 
ARPANET entwickelt, eine Kommunikationsstruktur von vier Universitäten“. 

Grundlage für die Idee einer solchen vernetzten Kommunikation war das 
Konzept der Paketvermittlung. Längere Nachrichten werden - im Gegensatz 
zur bisher üblichen Telekommunikation - in einzelne Datenpakete zerlegt und 
übermittelt. Ein Paket enthält die Quelle des Paketes, das Ziel des Paketes, die 
Länge des Datenteils, die Paketlaufnummer und die Klassifizierung des Paketes. 
(DIMAWEB-Network Solutions e.U. 2015) 

Der Sputnik-Schock hatte aber noch weitreichendere gesellschaftliche Folgen. 
Der beginnende Weltraumwettlauf um die technische Eroberung des Kosmos 
ging mit einer Technikbegeisterung einher, die den Zeitgeist prägen sollte. In 
den nächsten Jahrzehnten entstanden Hobbybastlerclubs wie der Homebrew 
Computer Club (1975) und erste akademische Hackerkulturen (1960er). Beide 
hatten in der Entwicklung des Personal Computers und der ersten Betriebssysteme 
einen wesentlichen Anteil. Auch moderne Science-Fiction im Film wie Raumschiff 
Enterprise (1966) oder 2001: Odyssee im Weltraum (1968) und Autoren wie Sta- 
nislaw Lem (Solaris, 1961) waren Teil des Zeitgeists - technopolitische Einflüsse 
finden sich in der Ideologieproduktion im Osten wie im Westen. 

Auch in anderen Teilen der Welt wurde an ähnlichen Projekten von Kom- 
munikationsnetzwerken gearbeitet. So zum Beispiel Cybersyr in Chile (Medina 
2011), das 1971 bis 1973 entwickelt wurde und zur Unterstützung ökonomi- 
scher Planung konzipiert war. In der Sowjetunion arbeitete das kybernetisches 
Institut Kiew von 1962 bis 1970 an dem sowjetischen zivilen Netzwerk mit 


3 Nichtunerwähnt bleiben darf, dass auch die Rüstungsindustrie im Rahmen des jetzt neu 
angetriebenen Wettrüstens massiv angekurbelt wurde. 

4 Ursprünglich waren im ARPANET vier für das US-Verteidigungsministerium forschende 
Universitäten miteinander verbunden: University of California Los Angeles, Stanford 
Research Institute, University of California Santa Barbara und University of Utah. 

5 Dieser Pro-Techno-Zeitgeist war mit Bedingung für die sich später ausbreitenden Inter- 
netbewegungen, die mit dem Internet die Möglichkeit einer besseren, gerechteren Welt 
verbanden. 
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Namen OGAS, dass die Planwirtschaft - hätte es politische Mehrheiten für 
diese Technologie gegeben - mit Sicherheit revolutioniert und effektiviert hätte. 
(Peters 2016).° 

Dass sich ausgerechnet aus dem ARPANET einmal „das Internet“ ergeben 
würde, war zum damaligen Zeitpunkt nicht absehbar. Eine der Gründungsideen 
des ARPANET war, ein Kommunikationsnetzwerk zu schaffen, das im Falleines 
nuklearen oder ähnlich desaströsen Angriffs die Kommunikationsfähigkeit in 
den USA aufrechterhalten kann. Es ging also um ein Kommunikationssystem, 
dass durch seine Redundanz besonders robust war. So beschreibt Paul Baran, 

einer der an der Konzeption des Internets beteiligten Ingenieure, im Jahr 1964: 

„Wir werden bald in einer Zeit leben, in der wir die Überlebensfähigkeit an jedem 

einzelnen Punkt nicht mehr sicherstellen können. Doch wir können Systeme 

entwickeln, in denen der Feind in eine Systemzerstörung mit einkalkulieren 
muss, n von n Standorten zu zerstören. Wenn n ausreichend groß ist, können 
wir hoch überlebensfähige Systemstrukturen erschaffen.“ (Baran 1964, Übers.: 

S.L.) Als die ARPANET-Entwickler Robert Kahn und Vinton Cerf 1971 bis 

1973 das Internet-Protokoll’” konzipierten, das die grundlegende Architektur des 

Internets festlegte, entschieden sie sich aus genau diesem Grund für eine offene 

Architektur. Dieses Protokoll - TCP/IP - legte die eigentlichen Grundmauern 

für das, was wir heute Internet nennen: 

—- Netzwerk-Konncektivität: Jedes Netzwerk kann sich mit dem Netzwerk ver- 
binden, egal ob Kabel, Funk, Draht oder Satellit, lokal oder entfernt. 

- Verteiltes Netzwerk: Es gibt keine zentrale administrative Kontrolle. 

— Fehlertoleranz: Verlorene Pakete werden wiederholt übermittelt. 

— Unabhängigkeit: Das Netzwerk muss sich nicht verändern, wenn es sich mit 
anderen Netzwerken verbinden will. Jedes Netzwerk muss selbständig funk- 
tionieren, bevor es sich mit dem Internet verbinden kann. 

Es dauerte jedoch bis 1983, bis TCP/IP in der heute noch verbreiteten Version 

und Stabilität entwickelt war und es dauerte weitere Jahre, bis es sich als Stan- 

dardprotokoll durchsetzte.° 


6 OGAS, das „Staatlich automatisierte System zur Datenerhebung und -verarbeitung“ war 
eine konkrete Entwicklung eines zivilen landesweiten Kommunikationsnetzes. Laut Ben- 
jamin Peters (2016) wurde die fertigentwickelte Technologie 1970 in einer landesweiten 
Umsetzung deswegen nicht getestet, weil das Projekt nicht die notwendige politische 
Unterstützung erhielt, aufgrund von Konkurrenz im Politbüro um die dafür notwendigen 
finanziellen Investitionen. 

7 Protokolle in der Informatik sind Regeln, die beispielsweise Inhalt, Reihenfolge und 
Bedeutung gesendeter Informationen festschreiben. 

8 Trotzdem adoptierte beispielsweise das Betriebssystem Windows erst ab 1995 TCP/IP 
standardmäßig. Die Durchsetzung eines einheitlichen offenen Standards hat die weitere 


Eine kurze Geschichte des Internets 11 


Das Internet-Standardprotokoll TCP/IP istim Wesentlichen verantwortlich 
für einige Grundeigenschaften, die mit dem heutigen Internet verbunden sind: 
Offene Architektur und Universal Access, also dass von jedem Punkt des Netz- 
werks aufdas gesamte Netzwerk ohne administrative Beschränkung zugegriffen 
werden kann.’ Doch allein ein Kommunikationsprotokoll, das eine enorme Ska- 
lierungbis zur globalen Kommunikation und darüber hinaus ermöglicht, macht 
noch kein Internet. Dafür braucht es zusätzlich Hardware, Software und eine 
konkrete Verbreitung. Wenn wir uns die Entstehungsgeschichte des Internets 
vergegenwärtigen wollen, müssen wir die parallelen Entwicklungen der Com- 
puterhardware, aber auch der Software und gesellschaftliche Bedingungen mit 
in den Blick nehmen. 

Die Entwicklung des Universitätsnetzwerks eröffnete die Möglichkeit eines 
kommerziellen Internets. Ausgelöst durch das ARPANET, was nur Hochschulen 
miteinander vernetzte, die an militärischer Forschung für das Verteidigungs- 
ministerium involviert waren, hatten auch andere Universitäten ein massives 
Interesse, an dieser Vernetzung teilzunehmen - auch wenn sie keine Verbindung 
zum Verteidigungsministerium hatten. So wurde das Computer Science Net- 
work (CSNET) andas ARPANET angeschlossen. Um den Weg für ein weiteres 
Wachstum freizumachen, trennte das US-Militär 1983 das militärische Netz vom 
ARPANET. Ab 1984 wurden erstmals Universitäten außerhalb der USA mit 
dem CSNET verbunden: zuerst Israel, dann Korea, Australien, Kanada, Frank- 
reich, BRD und Kanada. Insgesamt waren schließlich über 180 Institutionen 
vernetzt. Das Folgeprojekt, das National Science Foundation Network (NSFNET) 
wurde 1985 gestartet. Schrittweise zog sich das Militär aus der Finanzierung 
zurück!” (Leiner u.a. 2012). Ab 1995 wurde das NSFNET schließlich komplett 
kommerziell betrieben und vergab Aufträge zum Betrieb und zur Entwicklung 
der Infrastruktur an Firmen wie IBM, MCI, Merit Network Group. Firmen wie 
beispielsweise Cisco waren Ausgründungen von damals involvierten Ingenieuren, 


Entwicklung des Internets wesentlich beschleunigt. Aber auch ohne einen gemeinsamen 
Standard wäre eine Entwicklungder Technologie dennoch möglich geworden, es wäre nur 
ein anderes Internet geworden. Die Auseinandersetzung um den aktuellen E-Book-Markt 
zeigt, dass ein fehlender gemeinsamer Standard zwar Entwicklungen und Ausbreitung 
von Konsum behindert, aber trotzdem „funktionieren kann“. Gemeinsame Standards 
sind also beschleunigend aber nicht unbedingt Voraussetzung. 

9 Dicse Eigenschaft ist überall im Internet gleich, weshalb Einschränkungen beispielsweise 
aufgrund von Zensur im Internet immer nur über technische Umwege realisiert werden 
kann, wie beispielsweise Firewalls, die bestimmte Inhalte einzeln blockieren. 

10 Biszu diesem Zeitpunkt haben sie wesentliche Teile der Infrastruktur mit ausgebaut, z.B. 
tansatlantisches Kabel. 
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die später weltweit führende Anbieter von Hardwareprodukten wie beispielsweise 
Routern wurden." 

Doch auch bei der Softwareentwicklung wurden in der Zeit Meilensteine 
gesetzt. Das erste Unix-Betriebssystem wurde 1971 entwickelt und so konzipiert, 
dass es auf verschiedener Hardware laufen, verschiedene Aufgaben parallel ab- 
solvieren und unterschiedliche NutzerInnen zeitgleich daran arbeiten konnten. 
Es bestand cher aus vielen kleinen Programmen, die modular zusammengesetzt 
werden konnten, war somit wesentlich flexibler und schlanker als vergleichbare 
Entwicklungen. Unix war auch in der Programmiersprache „C“ geschrieben, die 
weit verfügbar und leicht änderbar war. Aufgrund dieser Eigenschaften konnte 
sich dieses Betriebssystem sehr schnell durchsetzen. Bis heute basiert ein Großteil 
der gängigen Betriebssysteme auf Unix und werden daher als unixoid bezeichnet. 
Dazu gehören Mac OSX, Android aber auch Linux. 

Ein Problem in der Softwareentwicklung war, dass EntwicklerInnen, wenn 
die Firma, für die sie arbeiteten, ein Projekt nicht weiterführen wollte, aufgrund 
von Copyrightbeschränkungen nicht außerhalb der Firma an der von ihnen 
erfundenen Software weiterarbeiten durften. So konnte es passieren, dass jahre- 
lange Arbeit über Nacht eingestellt wurde, weil ein Firmenzweig verkauft oder 
seine Prognosen für unwirtschaftlich gehalten wurden. Um dieser Situation zu 
begegnen, gründete der Programmierer Richard Stallman im Jahr 1983 das GNU- 
Projekt, um das herum sich in der Folge die Freie-Software-Bewegung herausbil- 
dete. Unter dem Titel „GNU’s Not Unix“ lud er Programmierer und Interessierte 
dazu ein, gemeinsam ein Unix-kompatibles Betriebssystem neu zu schreiben, um 
Unixaufdiese Art und Weise von seinen Copyrightbeschränkungen zu befreien, 
sodass NutzerInnen die Freiheit haben, den Programmiercode miteinander zu 
teilen, ebenso wie die Software, diese zu verändern oder in modifizierter Version 
neu zu veröffentlichen. Aus dieser Bewegung heraus entstanden verschiedenste In- 
itiativen: eine Menge freier Software, wie beispielsweise der Webbrowser Firefox, 
das Betriebssystem Linux, die weitverbreitete Webserversoftware Apache und 
Datenbanken wie MySQL aber auch andere daran angelehnte Lizenzmodelle 
wie Open-Source-Lizenzen oder auch später die Creative-Commons-Lizenzen, die 
diese Idee auf die Nutzung von Medien (statt Software) übertragen. 

Die Entstehung des Computers für den privaten Gebrauch (PC) ist engan 
eine Bastlerinitiative in Sillicon Valley geknüpft: den Homebrew Computer Club. 
Was als Selbsthilfeinitiative gestartet war, um erste verfügbare Heimcomputer zu 


11 Cisco produziert vor allem Router und Switches und ist eins der wichtigsten Techno- 
logieunternehmen und Hauptanbieter von Hardware für sämtliche Bereiche des Netz- 
werksbetriebs. Zu Hochzeiten des Internet-Booms war Cisco mit Börsenwert von 555 
Milliarden US-Dollar kurzzeitig das teuerste Unternehmen der Welt. 
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bedienen, wurde mit der Zeit ein Netzwerk, aus dem etliche Firmengründungen 
hervorgingen, die deren Ideen und Diskussionen mitnahmen.'” Das Internet 
spielte in dieser Zeit bei den PCs noch eine untergeordnete Rolle. 

Gegen Ende der ersten Phase, 1990, kamen zwei Entwicklungen zusammen, 
die für den weiteren Verlaufeinschneidend waren: Microsoft stellte sein Betriebs- 
system vor, das auf einer einfacheren Hardware basierte, die leicht zu replizieren 
und dadurch nicht aufeinen Hardwarchersteller festgelegt war. IBM wiederum 
konnte preiswerte Computer als Stapelware produzieren. Diese wurden mit 
dem Betriebssystem Microsoft versehen. In ihrer Funktionalität waren diese 
Heim-PCs zwar nicht so ausgereift wie die in der Zeit verfügbaren Apple Com- 
puter, dafür aber weitaus preiswerter. Gleichzeitig wurde das World Wide Web 
entwickelt, was den Zugang der Welt zum Internet faktisch ermöglichte. Der 
Heimcomputer traf auf das Internet. 

Um den Informationsaustausch in unterschiedlichen Netzwerken zu erleich- 
tern, entwickelte der britische Informatiker Tim Berner-Lee das World Wide Web 
(WWW). Dazu gehörte das zugrunde liegende Hypertext-Transfer-Protokoll 
HTTP, die dazu passende Seitenbeschreibungssprache HTML, ein erster rudi- 
mentärer Webbrowser und die erste Version eines Webservers. 1991 veröffent- 
lichte er diese Komponenten zusammen als WWW - explizit patentfrei.'* Im 
Gegensatz zu vergleichbaren parallelen Entwicklungen war die Patentfreiheit 
wohl der entscheidende Grund, warum das HTTP-Protokoll sich so massiv 
durchsetzte. Die Idee des WWW war simpel: es gibt unidirektionale Links, die 
ohne Zutun der Zielperson gesetzt werden können und aufdiese Art verschiedene 
Informationen miteinander verbinden. Das HT’TP-Protokoll war nichts anderes, 
als mithilfe des Browsers Informationen von anderen Webservern anzufordern. 
Durch die gemeinsame Auszeichnungssprache (HTML) sind alle Informationen 
in bestimmter Art und Weise gegliedert. Damit ein Server direkt angesprochen 
werden kann, bedarf es einer einheitlichen Adressierung, aus der sich später die 
URL entwickelte, das, was im Webbrowser in die Adresszeile eingegeben wird. 
Im Jahr 1994 wurde von Berner-Lee zur Koordinierung der Weiterentwicklung 
das World-Wide-Web-Konsortium gegründet, das W3C. Bis heute werden alle 
weiterentwickelten Standards des WWW vom W3C diskutiert, geprüft, abgewo- 
gen und schließlich auch beschlossen und patentfrei veröffentlicht. So wurde 2014 
der neue Standard HTMLS beschlossen, der beispielsweise die Unterstützung 


12 Prominentester Vertreter ist heute der Apple-Co-Gründer Steve Wozniak. 


13 Gemeinsam mit Robert Cailliau und als Weiterentwicklung von Vorläufern wie Ted 
Nelsons Xanadu. 
14 1993 erfolgte die rechtlich abgesicherte Veröffentlichung als Public Domain. 
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eines video-tags beinhaltet. Damit ist es jetzt möglich, Videos direkt aus dem 
Webbrowser abzuspielen ohne Nutzung eines Plugins." 

Diese technischen Entwicklungen fanden zu einer Zeit statt, als der Kalte 
Krieg mit dem Niedergang der realsozialistischen Staaten beendet war und die 
Phase der globalen wirtschaftlichen Expansion kapitalistischer Unternehmen 
anbrach. Die US-Regierung sah jetzt das wirtschaftliche Wachstumspotenzi- 
al des Internets und verabschiedete 1991 den „High Performance Computing 
Act“, der die National Information Infrastructure Initiative (NU) beinhaltete." 
Für die entstehende sogenannte New Economy, die sich um die neuen digitalen 
Technologien und vor allem das Internet herum bildete, sollten ausländische 
Märkte geöffnet und eine „Kooperation zwischen Regierungen, Wissenschaft 
und Industrie“ermöglicht werden (Spicer: 1997). Das Programm sah konkrete 
Infrastruktur-Ausbauinitiativen vor, die in der Öffentlichkeit als Datenauto- 
bahnen bezeichnet wurden, aber auch Förderung zur Entwicklung von Compu- 
tertechnologie und Software. Die neoliberale US-Wirtschaftspolitik zeichnete 
sich somit nicht durch einen „Rückzug des Staates aus, sondern auch durch eine 
gezielte Förderpolitik. 

Inzwischen spielten viele neue EntwicklerInnen und Institutionen eine Rolle, 
die nicht mehr Teil der ursprünglichen US-amerikanischen Wissenschaftscom- 
munity waren. Das Internet trat jetzt in eine massive Wachstumsphase ein. Um 
sicherzustellen, dass gemeinsame Standards erhalten bleiben und eine offene und 
faire Gestaltung des Internet vorangetrieben wird, die eine akademische, private 
und kommerzielle Nutzung ermöglicht, wurde 1991 von Robert Kahn und Vint 
Cerf die Internet Society (ISOC) gegründet, eine Non-Profit-Organisation, die 
heute über 80.000 Mitglieder zählt.” Sie umfasst verschiedenste Arbeitsgrup- 
pen zur Abstimmung von technischen Standards, Regulierungsbestrebungen, 
Internet-Architektur, und Forschung zum Internet. Hier wurde beispielsweise 
nach jahrelanger Abwägung und Diskussion die Einführung des neuen Standards 
Ipv6 beschlossen. Denn aufgrund des permanenten Wachstums des Internets gab 
es keine verfügbaren IP-Adressen aus dem bisher üblichen Adressbereich Ipv4 
mehr - mehr als 4 Milliarden IP-Adressen waren mathematisch nicht möglich 
und es hätten keine neuen Netzwerkadressen mehr hinzugefügt werden können. 


15 Das W3C wird von vier Universitäten getragen, die anfänglich in die Entwicklung invol- 
viert waren, später kamen weitere Organisationen hinzu - heute sind 432 Institutionen 
darin zusammengeschlossen. 

16 Besser bekannt unter dem Namen „ Gore Bill“. 

17 Die Internet Society ist der organisatorische Rahmen, in dem die bis dahin existierenden 
Arbeitsgruppen aufgegangen sind, in denen die verschiedenen Aspekte technologischer 
Standards diskutiert und beschlossen wurden. 
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Um einen weiteren Ausbau des Internets zu ermöglichen, wurde Ipv6 eingeführt, 
das den Adressbereich auf etwa 340 Sextillionen erweitert. Seit 2012 wird der 
neue Standard Ipv6 parallel zu Ipv4 unterstützt und soll perspektivisch Ipv4 
ablösen. Als zweite regulierende Organisation wurde im Jahr 1998 die Internet 
Corporation for Assigned Names and Numbers (ICANN) gegründet, die auch 
eine internationale Non-Profit-Organisation ist. Sie koordiniert die Vergabe von 
einmaligen Namen (URL, zum Beispiel: www.prokla.de) und dazugehörigen 
Adressen im Internet (217.160.231.101), die über das Adressfeld im Webbrowser 
aufgerufen werden können. Die ICANN hat in jüngerer Zeit beispielsweise ent- 
schieden, dass neue Top-Level-Domains schrittweise eingeführt werden. Dadurch 
ist es heute möglich, Adressen wie prokla.web zu registrieren. 

Die regulierenden Organisationen dienen einerseits dem Erhalt der Infrastruk- 
tur mit der ursprünglichen Idee einer offenen Architektur, waren aber gleichzeitig 
auch Organisationen, die eine Verantwortungsübergabe von militärischer und 
staatlicher Kontrolle auf den zivilen Sektor ermöglichten. In der Praxis gingen 
die Gründungen auf einige Internet-Pioniere zurück, die als Privatpersonen 
außerhalb ihrer militärischen Verpflichtung NGOs gründeten und dort die 
gleichen koordinierenden Aufgaben übernahmen. Im Laufe der Zeit wurden 
diese Organisationen geöffnet, um eine breite Akzeptanz, Zusammenarbeit und 
Durchsetzungskraft zu ermöglichen. Selbstverständlich sind diese Organisa- 
tionen heute auch Orte politischer Aushandlung: Um die Einführung eines 
verschlüsselten Protokolls zur Absicherung vor Überwachung wird hier ebenso 
gerungen wie um einen Copyrightschutz auf Protokollebene. 


Dienstleistungssektor im Internet: 1993 bis 2003 


Erste direkte Folge der National Information Infrastructure Initiative war die Ent- 
wicklungdes ersten populären Webbrowsers, Mosaic. Dieser wurde am National 
Center for Supercomputing Applications (NCSA) entwickelt. Mosaic ist Teil des 
Internet-Ökonomie-Booms der 1990er. Durch den grafischen Browser waren 
Dienstleistungsangebote vergleichsweise einfach zugänglich - der Browser war 
einfach zu installieren und zu bedienen; das Internet bewegte sich von reinem 
Text hin zu grafischer Oberfläche. 

Kurz nach der Entwicklung des Mosaic-Browsers gründete einer der Haupt- 
entwickler die Firma Netscape Communications, die den Nachfolge-Webbrowser 
Netscape-Navigator veröffentlichte. Ein Jahr später wurde der Internet-Explorer 
von Microsoft als eigene Weiterentwicklung des Mosaic-Browsers veröffentlicht. 
Der im Anschluss folgende Kampf um die Marktanteile der Webbrowser wurde 
unter dem Namen Browserkrieg bekannt: Hier entstand das Leitprinzip der 
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Internetfirmen der Zeit: „Get large or get lost“. Denn Unternehmen wie das neu 
gegründete Netscape Communications basierten auf Risikokapital und deren 
Investoren setzten auf eine Kapitalisierung in der Zukunft. Diese war aber nur 
als Monopol für einen bestimmten Service denkbar, da sich kostenpflichtige 
Endnutzung nicht durchsetzen lässt, solange es kostenlose Alternativen gibt. 
In der Konsequenz gingen diejenigen Unternehmen schnell Konkurs, die ihre 
Marktanteile nicht sichern konnten, unter anderem Netscape. Als der Webbrow- 
ser schon weit abgehängt war, gründete das Unternehmen die Stiftung Mozilla 
und veröffentlichte die Software unter einer Open-Source-Lizenz. Die Entwick- 
lung des Mozilla Webbrowsers, der heute als Firefox weltbekannt ist, wurde so 
sichergestellt. Als freie Software war es möglich, die Entwicklung des Browsers 
weiterzuführen und eine aktive Community aufzubauen und zu integrieren. 

1995 veröffentlichte Microsoft sein Betriebssystem Windows 95 mit einem 
bis dato einmaligen Medienspektakel. Windows 95 integrierte nicht nur stan- 
dardmäßig TCP/IP und ermöglichte einen einfachen Zugang zum Internet, 
sondern hatte auch den eigenen Webbrowser Internet Explorer integriert und 
konnte dadurch den Browserkrieg für sich entscheiden. Microsoft nahm mit 
seinem Betriebssystem erstmals private EndnutzerInnen als KundInnen mit 
preiswerten PC-Alternativen für den Heimgebrauch ins Visier und avancierte 
in kürzester Zeit zum Marktführer. 

Ab Mitte der 1990iger Jahre boomen die Geschäfte, die sich im Bereich der 
Informationstechnologie bewegen. Viele der neu entstehenden Unternehmen 
sind genau genommen keine Technologieunternehmen, sondern operieren im 
Dienstleistungssektor. Dazu gehörte eine ganze Gruppe von klassischen Handels- 
unternehmen: Sie verkaufen ihre Dienstleistungen lediglich über das Internet, 
haben also die Kundenkommunikation ins Internet verlagert. Beispiele für solche 
Dotcom-Firmen waren amazon.com (Online-Buchhandel), eToys.com(Spielzeug- 
Handel), lastminute.com (Reisen) und eBay.com (Auktion). Eine zweite Gruppe 
von Unternehmen entwickelte sich in der Kategorie Unterhaltung. Hier ent- 
standen Portale mit ersten Streamingangeboten oder auch Nachrichten und 
anderen Services, die dann durch Werbeanzeigen Geldeinnahmen generierten. 
Diese Angebote erweiterten ihre Services bald um E-Mail, Softwareangebote 
und sogenannte Directory Listings - vergleichbar mit Wegweisern im Internet. 
Beispiele für solche Unternehmen sind Yahoo und GeoCities. Auch Internet- 
Service-Provider boomten noch in dieser Zeit mit Anbietern wie AOL, Lycos 
und Tiscali. Schließlich gibt es noch den Bereich von Finanzdienstleistungen, 
der berühmteste Vertreter ist Paypal. 

Durch die Vielzahl von Websites, die in kürzester Zeit im WWW verfüg- 
bar waren, entsteht ein weiterer Service: die Online-Suche. Unternehmen wie 
Google entwickelten diese als Produkt und waren das erste Unternehmen, dass 
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ein lukratives Anzeigegeschäft betreiben und darüber ihre Einnahmen generieren 
konnte. Die einzelne Werbung, die Unternehmen durch Google schalten lassen, 
ist dabei wesentlich preiswerter als in der analogen Welt, wie beispielsweise auf 
Plakatwänden oder in Printmedien. Zusätzlich bietet die Online-Werbung eine 
Möglichkeit der genaueren Abrechnung: Werbetreibende zahlen pro Klick - ein 
wesentlicher Vorteil gegenüber der Werbung über Plakatwände, wo die Kosten- 
Nutzen-Abwägung schlecht überprüfbar ist. Bis heute stammen 90 Prozentaller 
Einnahmen von Google aus dem Anzeigengeschäft im Internet.'* 

Die neuen Geschäftsmodelle verbreiten sich in kürzester Zeit weltweit. Durch 
die National Information Infrastructure Initiative wurde auch China im Jahr 1994 
ans Internet angeschlossen und auch hier entstehen vergleichbare Dienstleistungs- 
unternehmen wie Baidu (2000) und Alibaba (1999), die eine Übersetzung der 
Konzepte Online-Handel, Onlinesuche und Anzeigemarkt aufden chinesischen 
Markt vornehmen. 

Grundlagen für diesen Boom und die Herausbildung eines Dienstleistungs- 
sektors im Internet waren im Wesentlichen drei Faktoren: 

1. Niedrigzinspolitik in den USA: Zwischen 1995 bis Mitte 1999 verfolgte 
Alan Greenspan, Vorsitzender der US-Notenbank, eine Niedrigzinspolitik, die 
zum Ziel hatte, die Kreditaufnahmen von Unternehmen und Privathaushalten 
voranzutreiben. Dieser „Börsenkeynsianismus“, wie ihn Robert Brenner bezeich- 
net, ist eine wesentliche Ursache für ein übertriebenes stürmisches Wachstum 
der Investitionen im Sektor der Informationstechnologie. (Brenner 2004: 6) Die 
Unternehmen aus dem Bereich der Informationstechnologie hatten einen extrem 
leichten Zugang zu Kredit, der beispielsweise mit der firmeneigenen Börsenka- 
pitalisierung besichert wurde. Es war zum Höhepunkt dieser Spekulationsblase 
sogar möglich, große Kreditsummen für Geschäftsmodelle zu erhalten, die keine 
Profite, nicht einmal Umsatz generierten. 

2. Offene Architektur, Freie Software und patentfreie Protokolle: Alle Online- 
Produkte dieser Zeit basierten aufder offenen Architektur des TCP/IP-Protokolls 
und aufden in der Public Domain lizenzierten Standards des W WW. Die meisten 
Firmen bauten ihre Infrastruktur auf Server mit freier Software wie beispielsweise 
Linux-Computern und dem Webserver Apache. So betrieb beispielsweise Google 
im Jahr 2005 etwa 250.000 Linux-Computer, um 3.000 Suchanfragen pro Se- 
kunde bearbeiten zu können. Die Wahlvon Linux-Computern war naheliegend: 
das Betriebssystem kann auf die spezifischen Bedürfnisse zur besseren Indexie- 


18 Die Einnahmestruktur von Google war im Jahr 2005 ähnlich wie 2016 - nur substan- 
ziell geringer. Vergleiche hierzu veröffentlichte Jahresbilanzen 2016 „Alphabet Investor 
Relations“ http://abc.xyz (21.4.2016) und Jahresbilanzen Google 2005 „Google Release 
Q4 2005 Earnings“ searchenginewatch.com (31.1.2006). 
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rung angepasst werden - eine eigene Entwicklung hätte Jahre Entwicklungszeit 
bedeutet. Bis heute setzt Google auf Open-Source-Software. So finanziert der 
Google-Nachfolger Alphabet heute viele Open-Source-Softwareprojekte, wie 
beispielsweise das Android-Betriebssystem. Es wurde von Google entwickelt, 
aber als Open-Source-Software veröffentlicht, sodass eine Entwicklercommunity 
darum entstehen konnte - und das Betriebssystem heute weltweit die größte 
Verbreitung hat. 

3. Staatliche Investitionen in Infrastruktur: Die Bedeutung staatlicher Investi- 
tion und die Planung und gezielte Förderung von Technologie zeigt sich im High 
Performance Computing Act von 1991. Ohne den Ausbau der Glasfaser-Infra- 
struktur und die finanzielle Förderungzur Entwicklung von Computertechnolo- 
gie und Software, hätte eine Verbreitungdes Internets in der Geschwindigkeit und 
unter breiten Schichten der Bevölkerungnicht stattfinden können. Offensichtlich 
wird hier, dass die staatlichen Maßnahmen das Ziel hatten, Akkumulation un- 
ter den Bedingungen der Informations- und Kommunikationstechnologien zu 
ermöglichen (Nuss 2006; Barbrook/Cameron 1995). 

Die Spekulationsblase der New Economy platzte im Jahr 2000, doch der 
temporäre Fall der Aktien war vor allem ein purgatives Moment. Die Interne- 
tunternehmen, die in dieser Phase des Abflauens kein Liquiditätsproblem hatten, 
weil sie genügend eigenes Kapital oder verbindliches Fremdkapital besaßen, konn- 
ten in den folgenden Jahren ihre Marktposition stärken und weiterentwickeln: 
Google, Amazon, eBay, Paypal sind als unternehmerische Sieger aus dieser Zeit 
hervorgegangen. 

Kurz nach dem Platzen der Dot-Com-Blase wurde vom Programmierer Bram 
Cohen im Jahr 2001 ein Protokoll entwickelt, das weitreichende Folgen hatte: 
BitTorrent. Auch BitIorrent war von Anfangan unter einer freien Softwarelizenz 
veröffentlicht. Darum stand einer Implementierung und Anpassung nichts im 
Wege. BitTorrent ist das ideale Protokoll, um große Medieninhalte mit vielen 
Menschen auszutauschen und hat in der Distribution von großen Dateien wie 
Software und Filmdaten eine enorme Bedeutung. Eine auszutauschende Datei 
wird dabeinicht mehr wie beim HT'TP-Protokoll aufeinen zentralen Server abge- 
legt und dort heruntergeladen, sondern gleichzeitigbeiallen verfügbaren Nutze- 
Innen, die diese Datei parallel anbieten können, herunter- und hochgeladen. So 
kommt BitTorrent bei Podcasting Software zum Einsatz, bei der Audiosendungen 
abonniert werden, aber auch in einigen Online-Broadcasting-Angeboten (Web- 
radio, Web-TV). Auch amazons Cloud-Service für den Privatanwender oder 
Facebook? nutzen BitTorrent Protokolle. BitIorrent war auch zentral für das 


19 Inder Aktualisierung der eigenen Server. 
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massive Filesharing von Film-, Musikdaten und Software, wie es beispielsweise 
über Portale wie thepiratebay.org realisiert wurde. Im Jahr 2004 wurde 25 Pro- 
zent des gesamten Internetdatentransfers über BitTorrent realisiert, wovon ein 
Großteil vermutlich Filesharing-Netzwerken zuzuordnen ist. Denn nachdem die 
Kriminalisierungsoffensiven im Jahr 2006 gegen die Filesharing-Anbieter wie 
thepiratebay.orgaber auch gegen die einzelnen NutzerInnen intensiviert wurden, 
sank der Anteil des BitTorrent-Netzwerkverkehrs auf 5% (2015).” 

Der Auseinandersetzung um Copyright und Nutzungsrechte kommt in der 
Betrachtungdes Internets eine besondere Bedeutungzu, aufdie hier nicht detail- 
liert eingegangen werden kann.” Es seiauf die Arbeiten von Sabine Nuss (2006) 
an dieser Stelle verwiesen, die die Hauptaufgabe des Staates im informationellen 
Kapitalismus als Garant des Privateigentums beschreibt. Vor dieser Analyse 
sind die massiven Repressionsbestrebungen staatlicher Institutionen weltweit 
im Kampf gegen Piraterie geistigen Eigentums einzuordnen (Nuss 2006: 221). 
Es gab und gibt bis zum heutigen Tag erhebliche Auseinandersetzungen um 
Zugangsmöglichkeiten, Patente sowie Nutzungs-, AutorInnen- und Produzen- 
tInnenrechte, die sich durch sämtliche Industrien ziehen - von der Pharmain- 
dustrie, über die Agrarindustrie, die Unterhaltungs- und Softwareindustrie bis 
in die Produktionsindustrien. In all diesen Auseinandersetzungen stellt sich 
die Frage: wie wird geistiges Eigentum und das Recht auf Zugang zu Wissen 
und Information in der digitalen Gesellschaft miteinander ins Verhältnis ge- 
bracht? Dabei stehen Piraterie und Unternehmensinteressen oftmals in einem 
gegenseitigen parasitären Verhältnis. Ohne die massive Verbreitungvon illegalen 
Kopien der Installationsdateien des Windows-Betriebssystems hätte sich das 
Betriebssystem nicht in der Geschwindigkeit den Markt von Entwicklungslän- 
dern dominieren können. Ohne die massive Verbreitung von Filmkopien durch 
Portale wie thepiratebay.org hätten kommerzielle Anbieter wie Netflix nicht auf 
die durch die Filmpiraterie neu entstandenen Konsumgewohnheiten mit ihren 
Geschäftsmodellen aufsetzen können. Unternehmen wie Netflix haben von der 
Kriminalisierung von Online-Angeboten wie thepiratebay.orgerheblich profitiert 
(Piller 2006 und Elert/Henrekson/Wernberg 2016). 


20 Statistische Erhebung: torrentfreak.com. 
21 Adrian Johns (2009) hat eine ausführliche Geschichte der Copyright-Auseinanderset- 
zungen dargelegt. 
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Die Expansionsphase seit 2004 


Ab 2004 steht vor allem Usability im Zentrum technischer Entwicklung, die 
Benutzbarkeit von Websites und Services für sogenannte EndnutzerInnen. Der 
Fokus liegt darauf, wie sich ein Service für EndnutzerInnen „anfühlt“. Diese 
Designoffensive von WW W-basierten Diensten wurde 2004 erstmals mit dem 
Begriff „Web 2.0“ bezeichnet. Mit zunehmendem Aufkommen von Smartphones 
(seit 2007) und später auch Tablets und vergleichbaren Geräten rückte zusätzlich 
die Frage nach der Interoperabilität der Dienste in den Mittelpunkt des Ent- 
wicklungsinteresses: Wie kann ich den Dienst in der Benutzung durch mehrere 
Geräte handhaben? 

In den kommenden Jahren zeichnen sich verschiedene Ansätze der dominie- 
renden Technologieunternehmen ab, die als Strategien intensiver und extensiver 
Expansion eingeordnet werden können. Vier Strategien werden hier beispielhaft 
vorgestellt. 


Seit 2006 Intensive Expansion: Gated Communities 


Communities waren von Beginn an im Internet ein wichtiges Element. Waren 
esanfänglich die Communities der WissenschaftlerInnen, die sich austauschten, 
so waren es später HackerInnen, die mit der neuen Technik experimentierten. 
Die Möglichkeit, sich frei nach den eigenen Interessen in einem globalen Netz 
zu assoziieren, war für sehr viele Menschen der Grund, warum das Internet sie so 
begeisterte. Communities wie wikipedia.org, in der seit 2001 über 39,5 Millionen 
Artikel in fast 300 Sprachen verfasst wurden und die allein im deutschsprachigen 
Wikipedia etwa 167.000 registrierte Autoren hat?”, sind soziale Formationen, die 
vor dem Internet nicht vorstellbar waren. 

Im zunehmenden Kampf um NutzerInnen, die den Aktienwert eines Internet- 
Unternehmens wesentlich mit bestimmen, hat sich seit 2006 neben dem offen- 
siven Werben um neue NutzerInnen ein zweites Konzept durchgesetzt: die gated 
community. Wer eine Community verlassen will, dem entstehen Wechselkosten, 
die NutzerInnen nicht ohne Weiteres eingehen. Diese Wechselkosten möglichst 
hochzuhalten, ist Ziel dieser Strategie, für die Facebook (seit 2006 für sämtliche 
NutzerInnen geöffnet) und in liberaler Variante auch Google (seit 2006) stehen. 


22 Statistik: wikipedia.org und de.statista.com. 

23 NutzerInnenzahlen sind nicht nur wichtig, weil sie direkte Werbeeinnahmen generieren, 
sondern auch indirckt, weil sie eine Aussage der Wichtigkeit des Unternehmens im Ver- 
gleich zu seinen Konkurrenten trifft - wer mehr User hat, hat mehr Marktdurchsetzung. 
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Facebook war von Anfangan aufdiese Strategie ausgerichtet. Wer sich einmal 
in Facebook einloggt, kann sämtliche Bedürfnisse innerhalb des Netzwerkes 
befriedigen: Nachrichten, Chats und persönliche Nachrichten (E-Mail), Apps, 
Spiele, eigene Inhalte wie Texte, Fotos teilen und mehr. Inhalte sind ohne Lo- 
gin schlecht oder gar nicht abrufbar, sodass eine Motivation geschaffen wird, 
sich zu registrieren und einzuloggen. Wer einmal dabei ist, wird angehalten, 
seine Community mit einzuholen. Wer neu ist, wird mithilfe von Fragen und 
Wahrscheinlichkeitsrechnungen ziemlich schnell mit Bekannten und Freunden 
vernetzt, denn nichts hat mehr Bindungskraft als die eigene Communitiy. Wer 
die Community verlassen will, dem wird es schwer gemacht. Die bei Facebook 
hinterlassenen Daten können nicht in andere Plattformen oder zu anderen 
Dienstleistern mitgenommen werden, die Fotos, die Freunde, die Geburtsdaten, 
die Nachrichten und Telefonnummern - die Wechselkosten sind am Ende sehr 
hoch. Einnahmen generiert Facebook über Werbung von Anzeigekunden - aber 
auch über Anzeigen, die die NutzerInnen selbst schalten, um die Reichweite ihrer 
Beiträge zu erhöhen. Die Besonderheit von Facebook ist, dass die NutzerInnen 
Privatpersonen sind, aber auch KollegInnen, KleinunternehmerInnen, Tendenz- 
betriebe, NGO und Unternehmen gleichermaßen. Werbung ist für jedermann 
zugänglich - Privatpersonen können mit wenigen Euro Investition für die weitere 
Verbreitung ihrer Beiträge sorgen, ebenso wie NGOs oder Unternehmen. 

Im Gegensatz zu Facebook gibt es bei Google keine Zugangsbeschränkung, 
Die meisten Google Services — wie die Suchmaschine, Google Maps und Youtu- 
be - sind auch ohne Google-Konto nutzbar ist. Googles gated community wird 
darüber realisiert, dass alle populären Dienstleistungen im Internet aufgekauft 
wurden, sodass NutzerInnen fast wie von selbst immer bei Google-Services lan- 
den. Googlemail integriert sich wunderbar mit der Google Suche, mitdem Google 
Kalender, mit Google Maps und mit Youtube. Man kann sogar kollaborativ mit 
Textverarbeitungsprogrammen arbeiten und Dateien gemeinsam in einer Cloud 
nutzen.”‘ Im Gegensatz zu Facebook erlaubt Google weitestgehend Datenpor- 
tierung und unterstützt ebenso offene Formate. 


Seit 2007 Intensive Expansion: neue Lebensbereiche 


Im Jahr 2007 veröffentlichte Apple mit dem iPhone das erste Smartphone. Das 
Smartphone ersetzt den Computer nicht, sondern ergänzt ihn um mindestens 
ein zweites Gerät. Der damals weit abgeschlagene Konzern konnte sich wieder zu 
einem der führenden Technologieunternehmen entwickeln. Eine neue Art von 


24 Google ist ebenso im Backofhice-Bereich präsent, wie Mako Hillin eindrucksvoller Analyse 
zeigt. (Hill 2014) 
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Internetnutzung wird mit der zunehmenden Verbreitung dieser mobilen Geräte 
geschaffen, die kurz darauf von Google (Android) ebenso angeboten werden. Das 
Internet verlässt das Arbeitszimmer und wirdzum permanenten Lebensbegleiter. 
Mit dem Smartphone dringen auch die Dienstleistungsunternehmen in diese 
Räume vor. Durch das Internet der Dinge, bei dem auch andere Geräte in die 
Kommunikation über das Internet mit einbezogen werden, findet eine weitere 


Ausweitung in vormals dem Sozialen vorbehaltene Bereiche des Lebens statt.” 


Seit 2010 Intensive Expansion: Kontrolle über Daten und Software 


Seit ungefähr 2010 setzt sich das Prinzip „Software as a Service“ zunehmend 
durch. Statt dem Endnutzer eine eigenständig lizenzierte Kopie der Software zur 
Verfügung zu stellen, wird die Software nur noch geleast. Sie verbleibt auf dem 
Server des Dienstanbieters und kann für eine gewisse Zeit (meistens kostenpflich- 
tig) benutzt werden. Bedingung dafür ist das Vorhandensein einer Breitband- 
Internetverbindung, denn dieses Modell basiert auf centralised computing, heute 
meistens Cloud Computing genannt. Ein Großteil der Datenverarbeitung findet 
nicht mehr aufdem Computer der EndnutzerInnen, sondern auf dem Server des 
Dienstanbieters statt.”° Die unternehmerischen Vorteile liegen aufder Hand: ein 
Großteil von KundInnensupport entfällt, weil der Anbieter für den optimalen 
Betrieb der Software selbst sorgen kann, Softwarepiraterie entfällt, weil keine 
Kopien der Software ausgeliefert werden, die Nutzung der Software kann we- 
sentlich besser evaluiert werden, weil alle Nutzungsdaten vorliegen. 

Derselben Logik folgen die Streamingangebote im Unterhaltungssektor. Wo 
vorher Filme getauscht wurden, wird jetzt über einen Streaminganbieter ein 
Film über das Internet beim Dienstanbieter selbst angesehen. Die NutzerInnen 
brauchen zwar keinen Festplattenplatz mehr, um Filme zu speichern, dafür brau- 
chen sie eine hochbandbreitige Internetverbindung, um den Film zu schen und 
verlieren jeden Zugangzum oftmals bezahlten Film, wenn sie die Diensteanbieter 
verlassen möchten. Sie hinterlassen zusätzlich beim Anbieter eine Menge Daten 
über das Nutzungsverhalten: wann werden welche Filme angeschen, wann ist 
welche Ankündigung interessant oder wird weggeklickt? 


25 Social Media kann vor diesem Hintergrund als Unternehmen eingeordnet werden, die 
die soziale Kommunikation von Menschen zum Fokus ihrer Dienstleistung machen. 

26 Beispiele für diese Art von cloudbasierter Softwarenutzung sind Microsofts Office 365 
oder auch die gesamte Adobe-Produktreihe, die seit 2012 nur noch über die Adobe Cloud 
nutzbar sind. 
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Seit 2013 Extensive Expansion: Free Basics 


Wer sich die weltweiten Statistiken zur Internetnutzung ansicht, kann sich aus- 
rechnen, dass in den vergangenen 5 Jahren 1,59 Milliarden Menschen zusätzlich 
online gegangen sind. Die Hälfte der Weltbevölkerung ist heute vernetzt. Doch 
die regionale Verteilung ist schr unterschiedlich. Darum zeigt ein Blick in die 
Länderstatistiken ein differenzierteres Bild. China hat beispielsweise 52,3 Prozent 
der eigenen Bevölkerungvernetzt. Aber China schottet seinen regionalen Markt 
durch die strengen Zensurbeschränkungen effektiv vor westlichen Investoren ab. 
Nachdem amazon auf dem chinesischen Markt gescheitert ist, der chinesische 
Branch von Yahoo von chinesischen Giganten Alibaba gekauft wurde und Google 
sich nach einigen Versuchen aus dem chinesischen Markt zurückgezogen hat, 
scheinen Investitionen dort nicht gewinnbringend zu sein. Der zahlenmäßig 
zweitgrößte asiatische Markt, Indien, hat zwar bereits 462,1 Millionen Inter- 
netnutzerInnen, obwohl bisher nur 36,5 Prozent der Bevölkerung online sind.” 

Mark Zuckerberg versammelte deshalb unter dem Namen Internet.org sechs 
Internet-Technologieunternehmen aus der Mobilfunkbranche, um genau die 
arme Weltbevölkerung zu erreichen. Da Menschen in vielen Ländern zu arm 
sind, um sich Computer oder Internetzugangleisten zu können, stellt Internet. 
org durch die App Free Basics kostenlos Internet zur Verfügung - allerdings 
nur zu ausgewählten Seiten und nur in reduzierter Form. Zu etwa 20 Websites 
kann über Free Basics Kontakt aufgenommen werden. Neben Facebook und 
Wikipedia gehören auch Aufklärungsseiten und Wetterservices mit dazu. Zu 
den teilnehmenden Ländern gehören Ghana, Bangladesh, Guatemala, aber auch 
Angola, Nigeria und Tanzania. Lediglich in Indien wurde diese Initiative nach 
massiven Protesten eingestellt, da sie Prinzipien der Netzneutralität verletzt. Denn 
NutzerInnen von Free Basics können nur auf Websites zugreifen, die nach einem 
von Facebook festgelegten technischen und inhaltlichen Registrierungsverfahren 
von Facebook zu den Anbietern von Inhalten hinzugefügt wurden. Der gesamte 
Zugangzum Internet wird für diese NutzerInnen damit über Facebook realisiert. 
Free Basics wurde im September 2015 veröffentlicht und hatte im November 
2016 bereits 40 Millionen neue Nutzerinnen akquiriert. 


Fazit 


Das Internet der ersten Stunde in der Zeit um die Jahrtausendwende löste bei 
vielen Menschen Hoffnungen, Wünsche und Utopien einer neuen, frei und 


27 Statistik von internetworldstats.com 
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selbstbestimmt vernetzten, gerechten Welt aus, in der niemand mehr kapita- 
listisch geknechtet wird und sich alle Menschen frei entfalten und assoziieren 
können. Ganz unrecht hatten diese Menschen nicht, denn unter anderen ge- 
sellschaftlichen Entwicklungsbedingungen hätte das Internet durchaus das 
Potenzial dazu gehabt. Die herrschenden Kräfteverhältnisse führten jedoch 
zu einer Inkorporation des Internets in die kapitalistischen Verhältnisse unter 
den Paradigmen Globalisierung und Neoliberalisierung. Dadurch wurden die 
Elemente des Internets kapitalistisch eingehegt, die im Widerspruch zu einer 
kapitalistischen Verwertungslogik standen.”® Aber auch die technologische 
Entwicklung passte sich der kapitalistischen Produktionsweise an. Es entstan- 
den einerseits neue Geschäftsfelder inklusive der dazu nötigen Infrastruktur, 
rechtliche Rahmenbedingungen und technische Geräte. Gleichzeitig hielt das 
Internet Einzug in vorhandene Produktionsprozesse, sodass auch die Technik 
in existierende kapitalistische Abläufe integriert wurde. Da diese Phase seit über 
10 Jahren abgeschlossen ist, sind inzwischen auch die Utopien und Träume fast 
vom Tisch, die einst mit dem Internet verbunden wurden. Das Internet ist heute 
ein von kapitalistischen Logiken durchsetzter Raum, der sich in einer massiven 
globalen Expansionsphase befindet. 
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Mehr zum Konzept erfahren und Gratis-Probeheft anfordern 


Kathrin Ganz 


Vom freien Internet zur postdigitalen Gesellschaft 
Politische Ökonomie im Diskurs der Netzbewegung 


Das Blog Netzpolitik.org, der Chaos Computer Club (CCC), die ehemalige 
Piratin Anke Domscheit-Berg und der Publizist Sascha Lobo werden von vielen 
Menschen mit dem Thema Internet verbunden. In der Medienöffentlichkeit 
sprechen sie als Expert_innen für Digitalisierung. Zugleich gehören sie zu den 
bekannten Stimmen der Netzbewegung. Die Netzbewegung in Deutschland ist 
ein zivilgesellschaftlich verankertes, informelles Handlungsnetzwerk. Es besteht 
aus politisierten Internetnutzer_innen sowie verschiedenen Protestgruppen und 
Organisationen." Sie konstituiert sich in einem spezifischen technikkulturellen 
Entstehungskontext, der die Erfahrungen und Interessen der Aktivist_innen 
und ihr Gemeinschaftsverständnis als politisierte Internetnutzer_innen geprägt 
hat (s.u.).” Die Protestaktionen der Netzbewegung richten sich nicht nur gegen 
Zensur und Überwachung. „Netzpolitik-Aktivisten treten ein für freie Kommu- 
nikationsflüsse, für den freien Zugang zu Informationen, für mehr Freiheiten im 
Urheberrecht und Freie Software. Ein wichtiges Ziel ist die Erhaltung der aus 
Sicht der Aktivisten grundlegend egalitären Struktur des Internets“ (Wendelin/ 
Löblich 2013: 67). Die Aktivitäten der Netzbewegung zielen auf Fragen der 
Regulierung von digitaler Kommunikation, und damit „originär auf netzpo- 
litische Anliegen wie die Aufrechterhaltung der bestehenden Netzstrukturen 
und -kulturen ab“ (Hensel u.a.2013: 270). Das Internet ist also nicht nur Mittel, 
sondern Gegenstand ihres Protestes. 


1 Netzpolitische Organisationen, etwa die Initiative für Netzfreiheit in Österreich, Bits of 
Freedom in den Niederlanden und die Electronic Frontier Foundation in den USA, sind 
auch in anderen Ländern aktiv. In Brüssel arbeiten die Organisationen unter dem Dach 
von European Digital Rights (EDRi) zusammen. 

2 Fürden Begriff von sozialer Bewegung, der hier vertreten wird, ist entscheidend, dass das 
Bewegungsnetzwerk über eine kollektive Identität verfügt, die sich in einem Gefühl der 
Zugehörigkeit, dem Bezugauf die gemeinsame Sache und geteilten Grundüberzeugungen 
niederschlägt. Dies impliziert nicht, dass Anhänger_innen alle Überzeugungen und 
Orientierungen teilen. Das Konzept lässt Raum für Binnendifferenzierung in sozialen 
Bewegungen, deren Akteur_innen mitunter auch in Konflikt geraten können, ohne dass 


die soziale Bewegung zerbricht (Diani 1992: 8£.; Melucci 1995). 
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Die Kernthemen (Wendelin/Löblich 2013; Bieber 2015: 184ff.) der Netzbewe- 
gung, ihre kollektive Identität (Hensel u.a. 2013) und daskommunikative Agen- 
da-Setting (Framing) ihrer netzpolitischen Anliegen (Dobusch 2014) wurden 
bereits verschiedentlich untersucht. Unbeleuchtet blieb, welche ökonomischen 
Prämissen zugrunde liegen. Welche Rolle spielt die Entwicklung gesellschaftlicher 
Produktionsverhältnisse für den politischen Diskurs der Netzbewegung? Verfügt 
die Netzbewegung über einen Begriff kapitalistischer Vergesellschaftung? Wie 
positioniert sie sich im Spannungsfeld von kapitalistischer Internetökonomie und 
einer aufkeimenden Kultur der Commons? Der vorliegende Beitrag nähert sich 
diesen Fragen ausgehend von der Erkenntnis, dass der von der Bewegungverwen- 
dete Begriff der Internetfreiheit die diskursbündelnde Funktion einnimmt, und 
fragt, in welchem Verhältnis der von den Aktivist_innen artikulierte Freiheits- 
begriff zu gesellschaftlichen Produktionsverhältnissen steht.” Die Netzbewegung 
ist einerseits im Liberalismus verankert; zugleich geht sie aus einer sozialen Praxis 
hervor, die über bürgerliche Produktionsverhältnisse hinausweist. Diese Ambi- 
valenz kann nicht nur unter anderem die abnehmende Mobilisierungsfähigkeit 
der Netzbewegungerklären, sondern ist auch möglicher Anknüpfungspunkt an 
kapitalismuskritische Bewegungen. 

Im Folgenden werden zunächst die wichtigsten Etappen der netzpolitischen 
Mobilisierung in Deutschland vorgestellt sowie die Motivlagen umrissen, die 
sich im Diskurs der Netzbewegung widerspiegeln. Im zweiten und dritten Teil 
widmet sich der Beitrag der idealistischen Konstruktion des „freien Internets“ 
und der Frage, was die Einhegung digitaler Freiheiten, die in den letzten Jahren 
zu verzeichnen war, für die netzbewegte Hoffnung auf eine freiheitliche digitale 
Gesellschaft bedeutet. Das sollanhand der Diskussion um commons based peer 
production als eine Form der Organisation von Produktivkräften gezeigt werden. 
Ob dies zukünftig stärker politisch artikuliert werden wird, oder aber sich die 
strategische Einbindung in hegemoniale Projekte weiter fortsetzt, ist eine offene 
Frage, auf die im letzten Abschnitt eingegangen wird. 


3 Die vorgelegten Überlegungen knüpfen an eine Studie zu den Subjektpositionen im poli- 
tischen Diskurs der Netzbewegungan. Ihr empirischer Ausgangspunkt waren Interviews 
mit Aktivist_innen der Netzbewegung. Die an der TU Hamburg-Harburg eingereichte 
Dissertation „Die Netzbewegung. Subjektpositionen im politischen Diskurs der digitalen 
Gesellschaft“ erscheint voraussichtlich 2017. 
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1. Zehn Jahre Netzbewegung 


Die netzpolitische Mobilisierung in Deutschland wurde in der vergangenen 
Dekade von verschiedenen Auseinandersetzungen vorangetrieben: Gegen die 
EU-weit beschlossene Vorratsdatenspeicherung haben sich ab 2006 zahlreiche 
Aktivitäten entfaltet, darunter bis einschließlich 2012 die jährlichen Demonstra- 
tionen unter dem Motto „Freiheit statt Angst“ mit bis zu 50.000 Teilnehmenden 
sowie eine Sammel-Verfassungsbeschwerde vor dem Bundesverfassungsgericht, 
der sich 34.939 Menschen anschlossen. Über den Weg der Verfassungsklage 
konnte zumindest erreicht werden, dass die Vorratsdatenspeicherung in ihrer 
bisherigen Fassung bereits 2007 für ungültig erklärt wurde. Im Oktober 2015 
konnte der Bundestag jedoch ein neues Gesetz zur Einführung einer Speicher- 
pflicht und Höchstspeicherfrist für Verkehrsdaten beschließen. 

Ein weiterer Meilenstein in der Entwicklung der Netzbewegung waren die 
Proteste gegen die Sperrung von Webseiten, die dokumentierten Kindesmiss- 
brauch verbreiten. Mit der Forderung „Löschen statt Sperren“ kritisierten Akti- 
vist_innen das Zugangserschwerungsgesetz als Versuch, eine demokratisch nicht 
kontrollierte Zensurinfrastruktur zu etablieren. In Anbetracht des hochgradig 
emotionalen Themas „Kinderpornographie“ war dies ein erstaunlicher Erfolg. 
Die Proteste der Netzbewegung trugen dazu bei, dass das 2009 verabschiedete 
Gesetz nicht umgesetzt und nach knapp zwei Jahren aufgehoben wurde. Neben 
staatlicher Überwachung und Zensur bildete die Auseinandersetzung mit geis- 
tigen Eigentumsrechten einen dritten Schwerpunkt. Herauszuheben sind vor 
allem die Demonstrationen gegen das ACTA-Abkommen, das unter anderem 
aufeine verbesserte Durchsetzung geistiger Eigentumsrechte abzielte. Aufgrund 
von europaweiten Protesten lehnte das Europäische Parlament den Vertrag am 
4.7.2012 mit einer deutlichen Mehrheit ab. Die ACTA-Proteste wurden, wie 
bereits die Aktivitäten gegen die Vorratsdatenspeicherung, nicht alleine von 
Netzaktivist_innen getragen, sondern stehen für eine bewegungsübergreifende 
Mobilisierung, bei der einzelne Themen, wie Filesharing, Generika oder Saatgut, 
gegenüber einem gemeinsamen Deutungsrahmen in den Hintergrund rückten: 
„Im Framing der Gegner wurde ACTA zum Beispiel für eine undemokratische 
und intransparente Politik, die die Rechte der BürgerInnen missachtet“ (Haunss/ 
Hofmann 2015: 42). Bemerkenswert ist auch der zwischenzeitliche Erfolg der 
Piratenpartei, der es 2011 und 2012 gelungen ist, in drei Landesparlamente ein- 
zuzichen. Die Piratenpartei war nicht nur angetreten, um netzpolitische Themen 
voranzubringen, sondern entwickelte auch neue Ansätze netzbasierter Parteiar- 
beit, die auf Kooperation und Transparenz setzt (Hensel/Klecha 2013). 

Neben den genannten Mobilisierungserfolgen musste die Netzbewegung in 
den vergangenen zehn Jahren auch Niederlagen einstecken. Trotz zahlreicher 
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Vorschläge und Kampagnen konnte weder eine grundlegende Veränderung des 
Urheberrechts erreicht, noch der Entwicklung in Richtung einer digitalen Voll- 
überwachung wirksam entgegengetreten werden. Die Snowden-Enthüllungen 
bestätigten zwar die schlimmsten Befürchtungen vieler Aktivist_innen, zogen 
aber keine Massenproteste nach sich (Haunss 2015; Dobusch 2014). Auch die 
Piraten konnten sich nicht als parlamentarische Kraft etablieren. Neben tiefgrei- 
fenden Konflikten über ihre politische Ausrichtung ist es der Partei über weite 
Strecken nicht gelungen, ihre netzbasierte Form der innerparteilichen Auseinan- 
dersetzungin produktive Bahnen zu lenken. Die Aktivitäten der Netzbewegung 
haben jedoch nicht nur dazu geführt, dass netzpolitischen Themen heute eine 
größere öffentliche Aufmerksamkeit zukommt als noch vor zehn Jahren. Sie 
tragen auch einen Anteil daran, dass sich Netzpolitik als Politikfeld etablieren 
konnte (Haunss/Hofmann 2015). 

Die Ursprünge der Netzbewegung reichen bis in die frühen 1980er Jahre 
zurück, als eine Gruppe von „Komputerfrieks“ den Chaos Computer Club 
(CCC) ins Leben rief. Für den CCC war neben dem „Spaß am Gerät“ auch 
die politische Dimension von Informationstechnologie von Interesse. Die der 
Alternativkultur entstammenden Hacker_innen interessierten sich dafür, was 
jenseits von industrieller Rationalisierung, sicherheitspolitischer Überwachung 
und individuellem Statussymbol mit Computern und Datennetzen anzufangen 
ist. Hacking kann in diesem Sinne als Aneignung von Technologie verstanden 
werden. Im Laufe der Zeit hat sich in und um den CCC eine spezifische soziale 
Praxis entwickelt, in der sich Begriffe, Deutungen und Werte herausbilden konn- 
ten. Zentrale normative Bezugspunkte sind in der Hackerethik festgeschrieben, 
wie beispielsweise der Zugangzu Wissen und Technologie, Informationsfreiheit, 
Dezentralität, das Misstrauen gegenüber Autoritäten, informationelle Selbstbe- 
stimmung und die Forderung nach öffentlicher Transparenz (CCC.de o.).). Die 
frühe Hackerkultur gilt als eine Vorläuferin der Internetkultur. Aufgrund der 
kommunikativen Vernetzung konnten sich auch ihre ideologischen Fragmente 
über nationale und kulturelle Grenzen hinweg verbreiten. Dies betrifft nicht nur 
die Hackerethik, die der CCC adaptiert und weiterentwickelt hat, sondern auch 
die mit Hackern verbundenen Geschlechterbilder (Ganz 2016) sowie Elemente 
der kalifornischen Ideologie, die Barbrook und Cameron als „Verschmelzung 
der kulturellen Boheme aus San Francisco mit den High-Tech-Industrien von 
Silicon Valley“ charakterisieren (Barbrook/Cameron 1997). Der „Glauben an 
das emanzipatorische Potential der neuen Informationstechnologien“ (ebd.) 
verbindet sich in der BRD jedoch mit einem strategischen Bezug auf den Staat, 
unter anderem in Fragen des Datenschutzes. 

Der CCC gehörtbis heute zu den tragenden Säulen der Netzbewegung. Davon 
zeugt nicht nur die herausgehobene Sprechposition, die den Sprecher_innen 
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und Expert_innen des CCC in der netzpolitischen Diskussion zukommt. Der 
vom CCC organisierte Chaos Communication Congress zieht mittlerweile 
jährlich bis zu 12.000 Besucher_innen an und gehört ebenso wie die anderen 
CCC-Veranstaltungen zu den wichtigsten Treffpunkten der Netzbewegung: 
Aktivist_innen nutzen den face-to-face-Kontakt, um Beziehungen zu pflegen 
und gemeinsame Kampagnen voranzutreiben. 

Gegenüber den frühen Formen des Hacktivismus, Datenschutzaktivismus 
und der Netzkritik (Apprich/Stalder 2014), die sich seit den 1980er Jahren ent- 
wickelt haben, stellt der Mobilisierungszyklus der Netzbewegung ab etwa 2005 
eine qualitative wie quantitative Weiterentwicklung dar. Die Proteste wurden 
nicht nur größer, sondern entwickelten sich auch hinsichtlich der politischen 
Auseinandersetzung und der Mobilisierungsformen weiter. Mit dem Blog netz- 
politik.org (gegründet 2002), dem Portal irights.info (2005), den Arbeitskreisen 
Vorratsdatenspeicherung (2005) und Zensur (2009) und dem Verein Digitale 
Gesellschaft (2010) entstanden neue Akteur_innen, die die Arbeit des CCC oder 
auch von Digital Courage (chemals FoeBud, gegründet 1987) ergänzten, inhalt- 
lich weiterentwickelten und sowohl in den Medien als auch auf der politischen 
Bühne als Expert_innen für das Internet wahrgenommen wurden. Unzählige 
Aktivist_innen beteiligten sich in sozialen Netzwerken, mit Blogs, Podcasts und 
Wikis an den netzpolitischen Debatten. Um auch Menschen außerhalb digitaler 
Öffentlichkeiten erreichen zu können, beschränkte man sich dabei nicht aufFor- 
men des Online-Protestes. So organisierte der AK Vorrat nicht nur netzbasierte 
Aktionen, sondern auch Kundgebungen und Infotische an verschiedenen Orten, 
um über staatliche Überwachung zu informieren. 

Die Entstehung der Netzbewegung kann durch das Zusammentreffen meh- 
rerer Entwicklungen erklärt werden: Das Erwachsenwerden der ersten Digital 
Natives, die Popularisierung der aktiven Teilhabe am Internet durch das Web 
2.0 und die neuen Sicherheitspolitiken im Zuge des „Krieges gegen den Terror“ 
haben dazu geführt, dass sich vermehrt Menschen entlang von netzpolitischen 
Fragen politisiert und organisiert haben. Vor allem jüngere Internet-Nutzer_in- 
nen interpretierten die überwachungs- und netzpolitischen Vorhaben als Angriffe 
auf persönliche Freiräume, die sie sich im Netz angeeignet hatten. Sie konnten 
an die bereits bestehenden Strukturen und Deutungsangeboten der Hacker- und 
Netzkultur anknüpfen. 


2. Digitale Freiheit: Der Geist des Internets 


Das politische Projekt der Netzbewegung basiert nicht auf einer Analyse gesell- 
schaftlicher Produktionsverhältnisse. Um sich diesem 'Ihema zu nähern, ist es 
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zunächst nötig, sich mit der Struktur ihres politischen Diskurses zu beschäftigen. 
Mit der Diskurstheorie Ernesto Laclaus und Chantal Mouffes (Laclau/Mouffe 
2001; Laclau 1996) lässt sich untersuchen, welche Subjektpositionen und Forde- 
rungen miteinander verknüpft und welche Antagonismen im politischen Projekt 
der Netzbewegungartikuliert werden. 

Das zentrale diskursive Element ihres politischen Diskurses ist das „freie In- 
ternet“. Dieses soll gegen Formen der Zensur, Überwachung und andere Vorha- 
ben verteidigt werden. Als „leerer Signifikant“ (Laclau 1996: 36ff.) bündelt das 
„freie Internet“ eine Reihe von unterschiedlichen Zielen und Forderungen, die 
die Netzbewegung einer auf Kontrolle abzielenden Netzpolitik gegenüberstellt. 
Diese wird aus Sicht der Aktivist_innen vor allem durch politische und staatliche 
Akteur_innen vorangetrieben, die mit privatwirtschaftlichen Interessen ver- 
Hochten sind. Nicht alle Unternehmen, Verlage und Konzerne finden sich jedoch 
jenseits der antagonistischen Spaltung des diskursiven Raumes wieder. Gerade 
die Bewertung innovationsstarker Internetkonzerne wie Google oder Apple ist 
ambivalent: Einerseits wird die Konzentration ökonomischer Machtkritisiertund 
auf den potenziellen Missbrauch der hier gesammelten Daten hingewiesen. An- 
dererseits werden die Konzerne für ihre Innovationsstärke bewundert, insofern 
Forschungund Produktentwicklungvon den Werten der digitalen Kultur geprägt 
zu sein scheinen. Im Unterschied dazu werden etwa große Zugangsprovider wie 
die Telekom, die Unterhaltungsindustrie oder die GEMA wesentlich negativer 
beurteilt. Ihre Geschäftsmodelle stammen aus Sicht der Netzbewegung aus einer 
anderen Zeit, weshalb die Unternehmen versuchen müssen, digitale Freiheit zu 
untergraben. 

Was motiviert die Netzbewegten? Typische Netzaktivist_innen sind „exzessive 
Internetnutzer“, die über „starkes politisches Bewusstsein [verfügen], das mit einer 
Skepsis gegenüber den etablierten Parteien einhergeht“ (Wendelin/Löblich 2013: 
68). In den von mir geführten Interviews wird deutlich, dass Aktivist_innen ihr 
Engagement für Netzpolitik in der Regel damit begründen, Menschen zu sein, 
die im Internet leben oder mit ihm aufgewachsen sind. Sie schreiben sich ein 
tiefgreifendes Verständnis für die Risiken und Chancen der Digitalisierung zu. 
Dies unterscheidet sie von politischen Gegenspieler_innen in Wirtschaft und 
Politik, die das Internet von einer außenstehenden Position aus vor allem als 
Gefahr betrachten. Vor allem in der Hochzeit der Netzbewegung um 2009 war 
eine ausgeprägte Abgrenzung von vermeintlich inkompetenten Politiker_innen 
zu verzeichnen. Ihnen wurde unterstellt, nicht nur die Bedeutung des Internets 
zu unterschätzen, sondern sein Wesen zu verkennen. Als „vernetzte Individuen“ 
(Castells 2009; Rainie/Wellmann 2012) nehmen die Aktivist_innen für sich 
in Anspruch, das Internet politisch zu vertreten. Sie schen sich als politische 
Avantgarde, die dem „Geist des Internets“, wie es eine Aktivistin im Interview 
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beschreibt, zur Entfaltung verhelfen muss. Das „freie Internet“, so ein Kernge- 
danke der Netzbewegung, muss gegen Angriffe verteidigt werden, die von außen 
auf den Kulturraum Internet abzielen. 

Die diskursive Konstruktion des „freien Internets“, aufdie die Netzbewegung 
sich bezieht, gründet in Annahmen über dessen technologische, ökonomische 
und politische Verfasstheit. Darin finden sich vor allem Diskursfragmente, die 
der frühen Hackerkultur (Levy 2010) und der Freie-Software-Bewegung ent- 
stammen. Die Argumentation, dass dem Internet Freiheit bereits auftechnisch- 
materieller Ebene eingeschrieben sei, stützt sich auf die Dezentralität des Netz- 
werkes (Bunz 2008: 57ff.) sowie darauf, dass digitale Informationen ohne Verlust 
kopiert werden können. Aus diesen technischen Eigenschaften wird abgeleitet, 
Information strebe nach Kostenfreiheit (Brand zit. n. Levy 2014). Die angespro- 
chene ökonomische Kostenfreiheit geht schließlich Hand in Hand mit politischer 
Freiheit. Indem Menschen sich das Internet aneignen und Netzwerke bilden, 
die vermeintlich unabhängig von bestehenden gesellschaftlichen Institutionen 
existieren, konstituiert sich ein autonomer digitaler Lebensraum, in dem sich 
freiwillige Formen der Kooperation entwickeln können. Diese soziale Praxis 
ist für die „Netzbewohner_innen“ identitätsstiftend. Im Januar 2014, einige 
Monate nach den Snowden-Enthüllungen, beschrieb Sascha Lobo die Einsicht, 
dass das Internet nicht nur „kaputt“ sei, sondern möglicherweise nie dieser Utopie 
entsprochen hat, als tiefe emotionale Kränkung (Lobo 2014). Dies unterstreicht, 
wie schr die Idee eines „freien Internets“ mit der Netzbewegten verwoben ist. 


3. Netzpolitik im Kontext von Kommodifizierung und 
Kommerzialisierung 


Die Entwicklungen im Feld digitaler Ökonomie in den letzten Jahren widerspra- 
chen in vielerlei Hinsicht der Erwartung, die die unterstellten Freiheitspotenziale 
des Internets versprachen. Dass die Netzbewegung die Bedeutunggesellschaftli- 
cher Produktionsverhältnisse systematisch unterschätzt hat, gründet, so meine 
These, auf der oben skizzierten idealistischen Vorstellung von Technologie, die 
dazu führt, dass die politischen Konfliktlinien um Digitalisierung falsch inter- 
pretiert werden. 

In einer Wissensgesellschaft, in der Information die entscheidende Triebfe- 
der wirtschaftlicher Entwicklung ist, so die Annahme vieler Aktivist_innen, 
werden die freiheitlichen Eigenschaften des Digitalen über kurz oder lang zu 
einer Transformation von Eigentumsverhältnissen führen. Denn wenn Wissen 
in digitalisierten Formaten vorliegt, sollten andere nicht davon ausgeschlossen 
werden. Dies ist nicht richtig, da es sich bei digitalen Informationen zwar um 
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immaterielle Güter handelt, jedoch nicht notwendigerweise um öffentliche Güter: 
Aufgrund der gegen Null tendierenden Grenzkosten bei der Vervielfältigung 
können sie zwar problemlos von mehreren Konsumierenden zur gleichen Zeit 
genutzt werden können. Es ist jedoch nach wie vor möglich, Menschen vom 
Konsum dieser Güter auszuschließen. Sabine Nuss weist darauf hin, dass das 
„Dogma der Knappheit“ (Nuss 2006: 205) zwar dazu verleiten mag, beispiels- 
weise ein E-Book als etwas völlig anderes als ein gedrucktes Buch anzusehen. 
Knappheit werde jedoch durch bürgerliche Eigentumsverhältnisse erzeugt (ebd.). 
Sie ist Teil einer hegemonialen Ordnung, die sich in Gesetzen, Schließsystemen 
und Wachpersonal ebenso materialisieren kann wie Bezahlschranken, digitales 
Rechtemanagement und Abmahnungen (Braun 2014: 80£.; Nuss 2006: 205ff.). 
Folglich ist es durchaus möglich, digitale Güter auf Plattformen „einzusperren‘“, 
sie also zu Klubgütern zu machen. Da Eigentum eine soziale Konvention der 
bürgerlichen Gesellschaft ist, erschweren Kopierbarkeit und Dezentralität zwar 
die Kontrolle über den Zugang zu digitalen Gütern, verhindern sie aber nicht. 

Noch grundsätzlicher kritisiert Wolfgang Fritz Haug (2003) die Unterschei- 
dung zwischen immateriellen und materiellen Gütern als „vulgärökonomische 
Grundoperation“ (ebd.: 101). Mit der Behauptung, das, was man nicht anfassen 
könne, seiimmateriell, werde die stoflliche Seite mit der gesellschaftlich-sozialen 
(kapitalistischen) Form fälschlicherweise in eins gesetzt. Auch nicht-stoffliche 
Güter wie etwa Informationen, Software und Kunst seien gesellschaftlich ge- 
formt (ebd. 99£.) und damit als materiell zu begreifen. Darüber hinaus erinnert 
er daran, dass auch digitale Informationen und Kommunikation auf Hardware 
angewiesen sind (ebd. 115f.). 

Vor diesem Hintergrund lassen sich die Entwicklungen der letzten Jahre als 
Resultat erfolgreicher neuer Verwertungsstrategien und der Absicherungalter Ge- 
schäftsfelder durch die Mechanismen der bürgerlichen Gesellschaft deuten. Die 
Realität deskommerziellen Internets ist, so Ulrich Dolata, mittlerweile „von einer 
Dezentralisierung der Markt- und Demokratisierung der Innovationsprozesse 
im Web ebenso weit entfernt wie von Vorstellungen einer vornehmlich offenen 
und kollaborativ betriebenen Technik- und Produktentwicklung“ (Dolata 2015: 
506). Mit Apple, Google und mittlerweile Microsoft haben sich beispielsweise drei 
große Internetkonzerne den neu entstandenen Markt für mobile Betriebssysteme 
aufgeteilt. Im Zuge dessen sind plattformabhängigen App-Stores entstanden, 
durch die die Konzerne an den von Dritten entwickelten Apps mitverdienen. 
Dadurch sind zwar die Preise für Software stark gefallen, freie Software ist ge- 
genüber proprietären Angeboten aber weiter ins Hintertreffen gerückt. Deutlich 
wird dies am Beispiel des Open-Source-Browsers Firefox, dessen Marktanteil 
bis Anfang 2010 aufüber 30 Prozent gestiegen war und seitdem kontinuierlich 
sinkt (Codename Lisa o.).). 
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Anders als vor zehn Jahren bezahlen Nutzer_innen heute wieder vermehrt für 
Serien, Filme und Musik im Internet. Zu verdanken ist dies Streaming-Diensten 
wie Netflix und Spotify sowie der juristischen Verfolgung von Betreiber_innen 
und Nutzer_innen nichtkommerzieller Tauschbörsen. Demgegenüber ist die Dis- 
kussion über eine Kulturflatrate weitestgehend verhallt (zum Konzept vgl. Braun 
2014: 95ff.). Vor allem in der Musikbranche vollzieht sich diese Entwicklung 
jedoch nicht zugunsten der Künstler_innen, die nur einen Bruchteil der Erlöse 
der legalen Streamingdienste erhalten (Tschmuck 2015). Die Annahme, dass die 
„Kostenloskultur“ des Internets letztlich dazu führen muss, dass Künstler_innen 
neue Wege finden werden, die ihre Arbeit finanziell ermöglichen, wohingegen 
Gatekeeper wie Verlage überflüssig werden, hat sich nicht bestätigt. 

Ein weiteres Beispiel ist das Leistungsschutzrecht für Presseverlage. Diese 2013 
eingeführte Änderung des Urheberrechts räumt Presseverlagen das ausschließ- 
liche Recht ein, ihre Presseerzeugnisse öffentlich zugänglich zu machen und 
ermöglicht es ihnen, von anderen Anbieter_innen Lizenzgebühren zu verlangen. 
Diese Regelung widerspricht dem in der Netzbewegungverankerten Gedanken, 
dass es möglich sein sollte, öffentlich zugängliche Inhalte auch in aggregierter 
Form weiterzuverbreiten. Blogger_innen sahen sich beispielsweise mit dem Risiko 
konfrontiert, für die kritische Auseinandersetzung mit Presscartikeln zur Kasse 
gebeten und damit in ihrer Meinungsäußerung eingeschränkt zu werden. Das 
Leistungsschutzrecht ist aus dieser Perspektive ein Branchenprivileg, das ein 
überholtes Geschäftsmodel unter Einschränkung der Kommunikationsfreiheit 
sichern soll (IGEL o.].). 

Das Interesse der Verlage an einem Leistungsschutzrecht, das mittlerweile auch 
auf EU-Ebene diskutiert wird (Kühle 2016), gründet in ihrem Konkurrenzver- 
hältniszu Facebook und Google. Aus dieser Perspektive ist es wenigüberraschend, 
dass Google sich gemeinsam mit Teilen der Netzbewegung im IGEL-Bündnis 
gegen das Leistungsschutzrecht engagiert hat. Als Absatzmärkte für Werbung 
treten diese zu den Websites klassischer Medienangebote zunehmend in Konkur- 
renz. Der scheinbar unaufhaltsame Aufstieg von Facebook ist auch hinsichtlich 
der Erwartung bemerkenswert, dass soziale Medien zu einer Demokratisierung 
digitaler Öffentlichkeiten führen würden. Im Mittelpunkt dieser Debatte, die mit 
dem Entstehen der Netzbewegungeinherging, standen Blogs als einfache, dezen- 
trale Möglichkeit, Öffentlichkeit herzustellen. Wenige Jahre später haben sich die 
Nutzungspraxen fast vollständighin zu kommerziellen Social-Media-Plattformen 
verlagert (Katzenbach 2016). Plattformen wie Facebook erzielen ihren Profit 
durch die Verwertung von content (Inhalten), der von Dritten kostenfrei in die 
Plattformen eingespeist wird, sowie mit den Datenprofilen der Nutzer_innen. 
Facebook erzielte 2005 17 Milliarden US-Dollar Umsatz durch den Verkauf 
von Werbung. Dies macht über 95 Prozent des Gesamtumsatzes aus (Facebook 
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2016). Facebook gelingt es, die Interaktion der Nutzer_innen auf und mit der 
Plattform zu verwerten: „Die Zeit, die Nutzer_innen auf kommerziellen Social 
Media-Plattformen verbringen, um soziales, kulturelles und symbolisches Kapital 
zu bilden, wird durch den Prozess der Prosumenten-Verwertungin ökonomisches 
Kapital umgewandelt“ (Fuchs 2014: 57, Übers.: K.G.). Die Vormachtstellungder 
Plattform wirft zahlreiche ökonomische und demokratietheoretische Fragen auf, 
die mittlerweile unter Stichworten wie Plattformkapitalismus und Politik der 
Plattformen verhandelt werden (Pentzold u.a. 2014). 

Die hier skizzierten Entwicklungen haben sich im Rahmen netzpolitischer 
und netzpolitisch relevanter Regulierungen wie dem Urheberrecht vollzogen. 
Die Konfliktlinien verlaufen dabei nicht zwischen denjenigen, die die Chancen 
der Digitalisierung verstehen, und den politischen Repräsentant_innen eines 
„ancient regime“, wie der polnische Essayist Piotr Czerski (2014) es formulierte. 
Es handelt sich vielmehr um Konflikte, die zwischen staatlichen, zivilgesellschaft- 
lichen sowie unterschiedlichen privaten Interessen, die Einfluss auf die politische 
Arenanehmen, um jeweils für sie günstige Verwertungsbedingungen zu schaffen. 


4. Die soziale Praxis der Commons-Produktion 


Angesichts fortschreitender Kommerzialisierung, Kommodifizierung und Kon- 
zentration digitaler Ökonomie wirkt die Netzbewegung wie das Projekt naiver 
Internet-Evangelist_innen. Diese Sicht greift allerdings zu kurz. Es stimmt zwar, 
dass große Teile der Netzbewegungliberal sind, oftmals ohne dies selbst zu benen- 
nen. Deshalb schätzen sie Interessenlagen falsch ein und deuten „die autoritären 
Tendenzen des Staates losgelöst vom Wirtschaftssystem“, wie John F. Nebel (2013) 
es treffend beschreibt. Gleichzeitig sind aber die sozialen Praxen der Netzbewe- 
gung, die sich sowohl in den Subjektkonstruktionen der Aktivist_innen alsauch 
in der Organisation des kollektiven politischen Handelns widerspiegeln, mit 
Blick auf die Organisation gesellschaftlicher Produktionsverhältnisse durchaus 
interessant. Der Charme der Netzbewegungliegt, wie ich im Folgenden ausführe, 
nicht in ihrer vermeintlichen Expertise über das Wesen des Internets, sondern 
darin, dass das Projekt Ausdruck einer Subjektivität ist, die sich in einer sozialen 
Praxis entwickelt, die von neuen Formen der Zusammenarbeit geprägt ist. 

Die Konstruktion des „freien Internets“ bezieht neben ökonomischen und 
technischen Aspekten auch die Dimension sozialer Praxis mit ein. Nicht allein 
sinkende Grenzkosten machen digitale Freiheit aus, sondern das, was Menschen 
mit digitalen Technologien tun: Sie kommunizieren miteinander, tauschen Infor- 
mationen aus, arbeiten zusammen, produzieren Medien, Meinungen und kultu- 


relle Güter. Freie Software und die Enzyklopädie Wikipedia sind die gängigsten 
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Beispiele für einen Trend, der sich in den letzten Jahren - parallel zur und frozz der 
Kommerzialisierungdes Webs - abzeichnet: „Commons-based peer-production“ 
(Benkler 2007, vgl. Siefkes 2009). „Grundsätzlich Gleichberechtigte schließen 
sich freiwillig zusammen, um gemeinsame Ziele zu verfolgen“ (Stalder 2016: 
246), charakterisiert Felix Stalder diese Form „direkte[r] soziale Kooperation“ 
(ebd.: 247) jenseits von Markt und Bürokratie (Stalder 2013: 28ff.), die auf den 
langfristigen Nutzwert von Gütern abzielen (Stalder 2016: 246). 

Commons-basierte Produktion entsteht nicht erst mit dem Internet. Gerade 
soziale Bewegungen waren stets gesellschaftliche Zusammenhänge, in denen 
Gemeinsames durch freiwillige Kooperation geschaffen wurde - trotz des /ree- 
riding-Dilemmas, wonach es für Individuen oftmals attraktiver sei, sich an politi- 
schem Protest oder gemeinsam genutzten Ressourcen nicht zu beteiligen, sondern 
darauf zu setzen, dass andere Zeit und Energie investieren (Olson 1965). Mit der 
Digitalisierung verändern sich die Voraussetzungen für Commons-Produktion: 
Um auf Grundlage gemeinsam genutzter Ressourcen Güter zu produzieren, be- 
darf es „Praktiken, Normen und Institutionen, die von den Gemeinschaften 
selbst entwickelt werden“ (Stalder 2016: 246). Dies wird mithilfe von digitaler 
Kommunikation auch überregional möglich, sodass ein zentraler Anreiz für das 

free-riding - der hohe Aufwand - entfällt (Earl u.a. 2010: 427). In den sozialen 

Praxen der Netzbewegung finden sich zahlreiche Beispiele für Formen des Zu- 
sammenarbeitens, die auf Commons abzielen. So können beispielsweise mithilfe 
von Wikis Protestaktionen an unterschiedlichen Orten dezentral organisiert 
werden: Texte, Grafiken oder Anleitungen („Wie organisiere ich eine Demo?“) 
werden gemeinsam gepflegt und von vielen genutzt. Auch der Chaos Commu- 
nication Congress, der ohne Gewinnabsichten veranstaltet und überwiegend 
von Freiwilligen getragen wird, kann als eine (unreine) Form des Commoning 
verstanden werden. 

Stalder geht in diesem Zusammenhang davon aus, dass die sozialen Praxen 
digitaler Communities bereits eine neue Form von Subjektivität hervorgebracht 
haben. Im vernetzten Individualismus, wie Stalder in Anlehnung an Manuel 
Castells schreibt, konstruiert sich das Individuum als einzigartige Überschnei- 
dung von Kollektivität innerhalb einer Person (Stalder 2013: 23). Menschen 
bewegen sich in unterschiedlichen, hochgradig spezialisierten Communities, 
die sich entlang von Interessen, Lebensstilen und Überzeugungen entwickeln. 
Ausgehend von individuellen Präferenzen und Bedürfnissen entstehen Netzwer- 
ke, mit deren Hilfe Ressourcen - Wissen, Kontakte, Geld, aber auch emotionale 
Unterstützung - mobilisiert werden können. Feste soziale Bezugsgruppen, etwa 
die Familie oder die Firma, rücken demgegenüber in den Hintergrund (Rainie/ 
Wellman 2012: 6, 19). Das Internet befördere diese Entwicklung entscheidend, 
denn, so Castells: „die Kultur des vernetzten Individualismus kann sich am besten 
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in einem Kommunikationssystem ausdrücken, das von Autonomie, horizontalen 
Netzwerken, Interaktivität und der Rekombination von Inhalten auf Initiative 
des Individuums und seines/ihres Netzwerkes geprägt ist“ (Castells 2009: 124, 
Übers.: K.G.). Weil diese Communities gleichermaßen die menschlichen Bedürf- 
nisse nach Individualität und nach Anerkennungund Gemeinschaft ansprechen, 
entwickelt sich laut Stalder (2013: 25) eine „digitale Solidarität“, die über das 
Internet hinausreicht und sich in die Wertestruktur einschreibt: Vernetzte In- 
dividuen streben nach Austausch und Kollaboration, nicht nach Konkurrenz 
und Ausschluss (ebd.: SIff.). Die sozialen Praxen der Netzbewegung und die 
politischen Forderungen, die sie von diesem Hintergrund artikulieren, lassen 
sich als Ausdruck dieser Form von Subjektivität lesen. 

In den hier beschriebenen sozialen Praxen bildet sich gegenwärtig eine neue 
Alternative zur (neo-Jliberalen Ökonomisierung und Vermarktlichung aller 
Lebensbereiche heraus (exemplarisch Habermann 2016; Rifkin 2016). Die Dis- 
kussionen der Netzbewegung etwa um Sharing, Remix und Commons knüpfen 
an diese Entwicklung in Richtung gebrauchswertorientierter Produktion an, 
geht es doch im Kern um die Freiheit, digitales Material zu referenzieren, ad- 
aptieren und für eigene Zwecke nutzbar zu halten, sowie um die Absicherung 
von kreativer Arbeit ohne Verwertungszwang (Braun 2014). Der Diskurs der 
Netzbewegungzeichnet sich in diesem Sinne durch ein Gespür für die Grundzüge 
der postdigitalen Gesellschaft aus. Der medienkulturelle Begriff des Postdigitalen 
begreift Digitalität als „relationales Muster“, das „den Raum der Möglichkeiten 
vieler Materialien und Akteure“ (Stalder 2016: 18) verändert. Der Fokus rückt 
damit wegvon den neuen Technologien und Medien einer „virtuellen Welt“ hin 
zu gesellschaftlichen Organisationsweisen. Damit wird die Frage aufgeworfen, 
ob diese Entwicklung post-kapitalistische Potenziale in sich birgt. Paul Mason 
argumentiert etwa, dass sich Informationstechnologie nicht als Grundlage eines 
neuartigen, stabilen Kapitalismus eigne, sondern uns in ein „postkapitalistisches 
Wirtschaftssystem“ (Mason 2016: 158) führen werde. 

Die Entwicklung gesellschaftlicher Produktionsverhältnisse in Richtungvon 
commons-based-peer-production ist eine Frage von gesellschaftlichen Auseinan- 
dersetzungen, die gerade erst beginnen. „Der wesentliche innere Widerspruch 
des modernen Kapitalismus ist der zwischen der Möglichkeit kostenloser, im 
Überfluss vorhandener Allmendeprodukte und einem System von Monopolen, 
Banken und Regierungen, die versuchen, ihre Kontrolle über die Macht und 
die Informationen aufrechtzuerhalten. Es tobt ein Krieg zwischen Netzwerk 
und Hierarchie“ (Mason 2016: 196). Die Digitalisierung fungiert also als Mo- 
ment der Dislokation (Laclau 1990: 39ff.): Sie bringt den eingespielten Lauf 
der Dinge durcheinander, weil sich neue soziale Praxen und Subjektpositionen 
herausbilden, von denen aus die herrschenden Verhältnisse und ihre Formen der 
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Regulierung sozialer Beziehungen angegriffen werden können. Auf diese Weise 
werden hegemoniale Deutungen und materialisierte soziale Verhältnisse in ihrer 
Brüchigkeit und Kontingenz sichtbar, sodass diese politisiert werden können. 
Die Empörungder Netzbewegungüber die Angriffe aufdas aus ihrer Sicht „freie 
Internet“ zeugen in diesem Sinne von der Irritation, mit der Menschen, für die 
Commons-basierte soziale Praxen im Internet bereits zum Alltag gehören, auf 
die Bemühungen hegemonialer Akteur_innen reagieren, das Internet in die 
Logiken von Informationskontrolle, Eigentum und Verwertung einzubinden. 


5. Hegemonialer Konsens und die Zukunft der Netzbewegung 


Die Netzbewegung hat sich in den vergangenen Jahren auf verschiedene netzpo- 
litische Debatten rundum Überwachung, das Urheberrecht und Netzneutralität 
konzentriert. Ihr Antrieb war das, was sie unter „freiem Internet“ verstanden, 
dasgegen Angriffe verteidigt werden muss. Diese Sichtweise steht zu den liberal- 
bürgerlichen Prämissen sowie den gegenwärtigen gesellschaftlichen Produktions- 
verhältnissen zumindest nicht im Widerspruch. Zugleich ist die Netzbewegung 
jedoch im Kontext von sozialen Praxen entstanden, in der Commons und die 
gemeinsame, nutzenorientierte Produktion von großer Bedeutung sind - im 
Internet, aber zunehmend auch darüber hinaus. Aus einer linken Perspektive, die 
nach Möglichkeiten der Transformation bürgerlicher Produktionsverhältnisse 
fragt, bleibt die Netzbewegung somit ein ambivalentes Projekt. 

Folgt man Autoren wie Mason (2016), steht zukünftig mehr auf dem Spiel 
als der Konflikt um die Deutungshokeit in netzpolitischen Fragen, in der sich 
die Netzbewegung bisher bewegte. Wenn die Kontingenz kapitalistischer Pro- 
duktionsverhältnisse durch die Digitalisierung verstärkt sichtbar wird, muss von 
hegemonialer Seite aus Zustimmung für die kapitalistische Ordnung organisiert 
werden. Vernetzte Individuen, wie sie sich in der Netzbewegung zusammenge- 
funden haben, sind für ein solches Projekt von besonderer Bedeutung. 

Gegenwärtig scheint es zu gelingen, die Produktivkraft der vernetzten Indi- 
viduen für die Kapitalakkumulation zu nutzen: Start-Ups, Internetkonzerne 
und Industrie 4.0, letztere derzeit im Fokus staatlicher Innovationspolitik, ver- 
sprechen vergleichsweise gut bezahlte Jobs, die ein hohes Niveau der Repro- 
duktion ermöglichen. Auf diese Weise wird, so Christian Fuchs, Zustimmung 
zu einer auf Ausbeutung basierenden kapitalistischen Informationsökonomie 
gewonnen: „Im Falle entlohnter Wissensarbeiter_innen, die bei Firmen wie 
Google in westlichen Ländern angestellt sind, bezahlt das Kapital relativ hohe 
Löhne mit dem Ziel, ihren hegemonialen Konsens zu gewinnen. Währenddes- 
sen sind geringbezahlte Wissensarbeiter_innen, Nutzer_innen, Hardware- und 
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Software-Produzent_innen, und Arbeiter_innen, die seltene Erden aufbereiten, 
mit prekären Arbeitsbedingungen und [...] Formen von Sklaverei und Ausbeu- 
tung konfrontiert, die zusammengenommen den Profit des Kapitals steigern, 
indem Lohnkosten minimiert werden“ (Fuchs 2014: 60, Übers.: K.G.). In der 
Netzbewegung ist zwar ein Bewusstsein darüber vorhanden, gegenüber anderen 
Teilen der Gesellschaft privilegiert zu sein. Eine Auseinandersetzung mit sozialer 
Ungleichheit im Kontext globaler digitaler Ökonomie findet allerdings nur am 
Rande statt. 

Zu beobachten ist derzeit eine zunehmende Professionalisierung netzpoliti- 
scher Arbeit im Rahmen von Parteien, Vereinen wie der Digitalen Gesellschaft 
und der in Brüssel ansässigen NGO EDRi. Andere beteiligen sich an Projekten 
wie dem jüngst vorgelegten Entwurf für eine „Charta der Digitalen Grundrechte 
der Europäischen Union‘, einer Initiative der ZEIT-Stiftung, die darauf abzielt, 
„Grundrechte und demokratische Prinzipien auch in der digitalen Welt durch 
die Herrschaft des Rechts zu schützen“ (digitalcharta.eu 2016). Zugleich wenden 
sich viele (ehemalige) Aktivist_innen heute anderen politischen Feldern zu. Das 
Erstarken rechter Parteien und Bewegungen hat auch die Aufmerksamkeitsvekto- 
ren netzpolitisch Interessierter verschoben. In diesem Zusammenhang ist zudem 
deutlich geworden, dass nicht nur Linke und Liberale sich die Dynamiken netz- 
basierter Kommunikation nutzbar machen. Die aktuelle Diskussion um digitale 
Hetze und „Fake-News“ in Sozialen Medien wirft auch aus der Perspektive vieler 
Netzaktivist_innen die Frage auf, ob und wie digitale Kommunikationsräume 
reguliert werden müssen (Krüger 2017).* Es gibt derzeit keine Anzeichen dafür, 
dass die Netzbewegung in ihrer heutigen, aufdigitale Bürgerrechte ausgerichteten 
Form, die treibende Kraft in einer Auseinandersetzung um die Organisation 
gesellschaftlicher Produktions- und Herrschaftsverhältnisse werden könnte. 
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Sebastian Sevignani 


Facetten der Debatte über das digitale Arbeiten 


Herausforderungen für eine kritische Theorie 
des informationellen Kapitalismus 


Der vorliegende Beitrag soll in eine vorwiegend in englischer Sprache geführte 
Debatte einführen, die sogenannte „digital labour debate“ (Fuchs 2010; Arvids- 
son/Colleoni 2012; Profhitt/Ekbia/McDowell 2015; Sevignani 2016c). Die De- 
batte versucht, aufzwei theoretische Blindstellen zu reagieren: Zum einen wurde 
seit Mitte der 1970er Jahre darauf hingewiesen, dass der westliche Marxismus 
den Themenkomplex Medien und Kommunikation im Kapitalismus nur wenig 
bearbeitet hatte (Smythe 1977). Das hat sich bis heute kaum geändert. Zum 
anderen wurde der in diesem Bereich existierenden kritisch-polit-ökonomischen 
Theoriebildung vorgehalten, das Thema der Arbeit zugunsten von waren-, mo- 
nopol-, und ideologietheoretischen Analysen zu vernachlässigen (Mosco 2011). 

Die nachfolgende Rekonstruktion der Debatte zielt darauf ab, Herausforde- 
rungen für ein von Marx herkommendes Verständnis des Internets und Sozialer 
Medien zu benennen. Obwohl die Debatte mitunter sogar die Hebung seltener 
Erden sowie die Herstellungvon Hard- und Software unter den Begriff „digitales 
Arbeiten“ subsumiert (vgl. Fuchs 2015b; 2015c), fokussiert dieser Beitrag die So- 
zialen Medien. Diese eignen sich deshalb für eine kritische Theorie des Internets, 
weil an ihrem Beispiel Probleme einer adäquaten Theorie der informationellen 
Phase des Kapitalismus aufgezeigt werden können. Dabei ist der Begriff der 
Sozialen Medien - neben Facebook können auch Dienste wie YouTube oder 
Twitter zu dieser Gruppe der weltweit populärsten Online-Angebote gezählt 
werden - selbst unscharf. 

Im Folgenden wird zunächst die politische Ökonomie Sozialer Medien als 
überwachungsbasierte Kulturproduktion skizziert. Dann werden wichtige 
Beiträge aus der materialistischen Theorie der Kommunikation, der Theorie 
des kognitiven Kapitalismus, der Prosument_innentheorie und der Informati- 
onsrententheorie anhand drei Fragenkomplexe diskutiert: Ist die Nutzung von 
Sozialen Medien eine Form von Arbeit? Werden die Nutzer_innen vom Kapital 
kontrolliert? Sind Nutzer_innen ausgebeutet? 
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Überwachungsbasierte Online-Kulturproduktion und 
Werbefinanzierung 


Angesichts anhaltender Quersubventionierung von Online-Diensten durch spar- 
ten- oder branchenfremdes Kapital und der aktuell mangelnden Profitabilität 
vieler Dienste, stellt sich die Frage, wie überhaupt mit Sozialen Medien Geld 
verdient werden kann. Facebook machte im Jahr 2016 einen Umsatz von 6,4 
Milliarden und einen Gewinn von etwa 2,1 Milliarden US-Dollar (Jacobson 
2016). Wie im Bereich der „alten“ Medien ist die Werbefinanzierung das Mittel 
der Wahl: Bis auf die interessante Ausnahme Wikipedia wird dieses Geschäfts- 
modell von den populärsten Internetdiensten weltweit verfolgt und erlaubt es 
so, diese Dienste für die Nutzer_innen gratis anzubieten. Facebook generiert 
seine Gewinne fast ausschließlich über Werbung. 84 Prozent dieser Gewinne 
werden heute durch den Verkauf von Anzeigen auf mobilen Endgeräten (Tablets, 
Smartphones) erzielt (ebd.). 

Traditionelle Formen des Werbens richteten sich an breite Gruppen. „Smartes“ 
Werben soll hingegen präzise definierte Gruppen oder sogar einzelne Individuen 
zielgerichtet ansprechen. Für solch maßgeschneiderte Werbungsind weitreichen- 
de Informationen über die Konsument_innen notwendig. In Sozialen Medien 
teilen und kreieren die Nutzer_innen und potenziellen Konsument_innen in 
Interaktionen eine Vielzahl von Informationen, die durch stetige Überwachung 
für die Betreiber_innen Sozialer Medien Rückschlüsse auf ihre Präferenzen er- 
lauben. Beispielsweise ist den Nutzungsbedingungen und Datenschutzrichtlinien 
zu entnehmen, welche Informationsgruppen für das „smarte“ Werben herange- 
zogen werden.! Eine aktuelle Entwicklung in diesem Zusammenhang, die sich 
noch weiter intensivieren wird, ist die verzahnte Überwachung von Online- und 
Oflline-Verhalten, die durch Smartphones oder andere „wearables“ möglich ist. 
Weil Medien und kulturelle Inhalte zunehmend online verbreitet werden, kann 
heute von einem Aufstieg einer „überwachungsgetriebenen Kulturproduktion“ 
(Turow 2005) gesprochen werden. 

Die für das „smarte“ Werben erforderliche Zielgenauigkeit, d.h. zu wissen, 
welche Käufer_innen angesprochen werden können und auch, ob diese tat- 
sächlich erreicht wurden, ermöglicht es Sozialen-Medien-Unternehmungen als 
Vorreiter der überwachungsbasierten Kulturproduktion auf dem Werbemarkt 


1 Eswerden unteranderem genannt: Daten, die im Registrierungsprozess angegeben werden; 
Daten, die in der Interaktion mit der Seite generiert werden, wie zum Beispiel Suchanf- 
ragen; Daten, die in Interaktionen mit anderen auf der Webseite, wie etwa das Eingehen 
von Freundschaften, die Bekundung von „likes“, den Besuch von Plätzen etc. generiert 
werden; Daten, die andere Personen mit einer oder einem Nutzer_In in Verbindung 
bringen und vieles mehr. Siche facebook.com/terms. 
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mit klassischen Medien erfolgreich zu konkurrieren. Bis zu einem Drittel des 
gesamten aufgewendeten Werbebudgets in der BRD wird für Online-Werbung 
ausgegeben. Die Voraussetzung hierfür ist, eine möglichst hohe und aktive Zahl 
an Nutzer_innen nachweisen zu können. Aufgrund von Netzwerkeffekten (der 
Gebrauchswert Sozialer Medien ist dann am höchsten, wenn möglichst alle po- 
tenziellen Interaktionspartner_innen in einem Netzwerk zusammengeschlossen 
sind), aber auch durch Konzentrationsprozesse (z.B. der Übernahme von unmit- 
telbarer Konkurrenz) sind aktuell weitgehende Monopolstellungen einzelner 
Internetdienste zu beobachten (z.B. Google für die Internetsuche und Facebook 
im Bereich Sozialer Netzwerke). Die politische Ökonomie Sozialer Medien muss 
also erstens das Verhältnis Sozialer Medien als Werbeagenturen zur übrigen 
Werbeindustrie analysieren. Zweitens stellt sich mit der Werbefinanzierungauch 
die Frage nach dem Verhältnis der Werbeindustrie zur übrigen Industrie. 

Die durch Überwachung generierten Informationen werden in doppelter 
Weise genutzt: Zum einen werden sie verwendet, um das Soziale Netzwerk aus- 
zubauen und zu verbessern, z.B. werden Personen und Informationen angezeigt, 
von denen aufgrund der gesammelten Datenlage davon auszugehen ist, dass sie 
für Nutzer_innen interessant sind. Es geht darum, weitere Interaktionen im 
Netzwerk zu ermöglichen. Zum anderen - und ökonomisch bedeutsamer - 
werden die gesammelten Daten identifiziert, klassifiziert und bewertet, mit dem 
Ziel, auf Werbemärkten eine wettbewerbsfähige Ware anbieten zu können. Nach 
Oscar Gandy (1993: 1) geht es bei Überwachung darum, Personen auf der Basis 
ihres individuell geschätzten Werts einzuordnen und Reputationsprofile von 
Nutzer_innen zu generieren. Zahlreiche Studien beschäftigen sich detailliert 
damit, wie durch diese Klassifikationsprozesse den Nutzer_innen ungleiche 
Lebenschancen zugeteilt werden und somit soziale Ungleichheit zwischen ih- 
nen reproduziert wird (z.B. ungünstigere Konditionen bei der Aufnahme eines 
Kredites). Für eine kritische politische Ökonomie stehen allerdings nicht die 
Binnendifferenzierungen zwischen Nutzer_innen im Fokus der Aufmerksamkeit, 
sondern es wird nach Mechanismen gefragt, die soziale Ungleichheit zwischen In- 
ternetkapitalisten und der Gruppe der Nutzer_innen kreieren und reproduzieren. 

Einige Autoren (Fuchs/Sevignani 2013; Murdock 2011; Elder-Vass 2016; 
Rigi 2013) schlagen vor, bei überwachungsbasierter Kulturproduktion zwei un- 
terschiedliche Produktionsweisen aufgrund der verschiedenen Nutzungsweisen 
der durch Überwachung gewonnenen Daten zu unterscheiden: erstens eine am 
„Teilen“, der Gabe oder dem Gemeinsamen orientierte Produktionsweise (com- 
monsbasierte Peer-Produktion), die das Einspeisen, Produzieren, Teilen und 
Konsumieren von Informationen auf Sozialen Medien beschreibt; zweitens eine 
Warenproduktion seitens der Eigentümer_innen dieser Plattformen und deren 
Angestellten im Hinblick darauf, Profite auf dem Werbemarkt zu realisieren. 
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Die zunehmende Kommerzialisierung von Sozialen Medien (z.B. muss Fa- 
cebook seit 2012 als börsennotiertes Unternehmen die Erwartungen der Anle- 
ger_innen erfüllen) geht einerseits einher mit der Ausweitung der Nutzer_innen- 
Überwachungund anderseits mit einer fortschreitenden Instrumentalisierungder 
ersten Nutzungsweise für die Werbewarenproduktion. Vielfach löst das Krisen 
der Privatheit aus (Sevignani 2016a; 2017; Brown 2013), d.h. die Nutzer_innen 
protestieren gegen intensivierte und extensivierte Überwachung. Ein Beispiel 
hierfür ist die Initiative „Europe vs. Facebook“ bzw. „FBclaim.com“ um den 
Wiener Jura-Studenten Max Schrems, die aufjuristischem Wegeine Eingrenzung 
ökonomisch motivierter Überwachung erreichen möchte. Solche Entwicklun- 
gen können als Konflikte zwischen den zwei Produktionsweisen verstanden 
werden: Nutzer_innen-Interaktionen sind die Voraussetzung für Werbeein- 
nahmen, aber die Tauschwertproduktion ist nicht deren Zweck. Diese Situation 
erinnert an das auf Rosa Luxemburg zurückgehende Theorem der Landnahme 
(Dörre 2009), wonach eine Innen-Außen-Dialektik konstitutiv für gelingende 
Kapitalakkumulation angenommen wird, die kapitalistische Produktionsweise 
von Waren auf nicht-kapitalistische Produktion (von Gaben) angewiesen bleibt. 
Wie aber das Zusammenspiel der Produktionsweisen genau politökonomisch zu 
konzeptualisieren ist, ist Gegenstand der Debatte um digitales Arbeiten. Zunächst 
widme ich mich der Frage, ob die Nutzung von Sozialen Medien und die damit 
verbundene Datenproduktion als Arbeit verstanden werden können. Dann frage 
ich, inwieweit die Nutzung Sozialer Medien der Kontrolle des Kapitals unterliegt. 
In einem dritten Schritt möchte ich die Frage verhandeln, ob die Nutzungdieser 
Daten eine Form der Ausbeutung sein kann. Der Zusammenhangdieser Fragen 
besteht meiner Ansicht nach darin, dass nur nach einer positiven Beantwortung 
einer Frage sinnvoll die nächste gestellt werden kann. Abschließend vergleiche 
ich die skizzierten Positionen. 


Ist die Nutzung von Sozialen Medien eine Form von Arbeit? 


Befragt man Nutzer_innen, wie sie ihre Aktivität in Sozialen Medien einschätzen, 
dann sagt nur eine Minderheit, dass es sich dabei um Arbeit handelt (Sevignani 
2016a: 80; Jin/Feenberg 2015). Häufig angeführte Gründe sind, dass die Nut- 
zung in der Freizeit stattfindet, Spaß macht, kein Arbeitsprodukt entsteht und 
nicht entlohnt wird. Diesen Argumenten kann aber entgegnet werden, dass in 
der marxistischen TIheorietradition ein weites Verständnis von Arbeit gefunden 
werden kann, welches nicht auf deren entfremdete und produktivistische Di- 
mension beschränkt ist. Auch wenn Arbeit nicht ins Spiel aufzulösen ist, kann 
sie doch eine Quelle von Lust sein. Die Identifikation von Arbeit mit Mühsal, 
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gar Selbstverneinung, ist Kennzeichen kapitalistischer Gesellschaften, in der 
einerseits „harte“ Arbeit trotz technischer Möglichkeiten verewigt wird und 
andererseits Arbeit in Ausbeutungsverhältnissen stattfindet. Engels verwies in 
einer Fußnote zu Marx’ erstem Band des Kapital aufeine Ausdrucksmöglichkeit 
der englischen Sprache für abstrakte wertproduzierende Arbeit im Gegensatz zu 
konkret-nützlicher Arbeit (Marx 1890: 61f.). Da für Marx die Erfahrung von 
Entfremdungunmittelbar mit der Wertvergesellschaftungzusammenhängt, kann 
diese Unterscheidung auch benutzt werden, um kritisch zwischen entfremdeter 
(labour) und nicht-entfremdeter Arbeit (work) zu unterscheiden (Fuchs/Sevigna- 
ni 2013). Ohne diese Unterscheidung liegt es einerseits nahe, Arbeit abschaffen 
zu wollen, weil dieser Begriff für eine entfremdete Aktivität reserviert wurde. 
Andererseits wird eine kritische Reflexion über nicht-entfremdete Tätigkeiten 
blockiert, was von ganz unterschiedlichen Autor_innen und Theorieschulen 
nachhaltig infrage gestellt wurde (Fuchs 2016): Marxistische Feminist_innen 
haben aufdie Probleme eines lohnzentrierten Verständnisses von Arbeit und die 
damit einhergehende Privatisierungund Unkenntlichmachungder Reproduktion 
aufmerksam gemacht (Mies u.a. 1988). Herbert Marcuse (2004) hat im Anschluss 
an Charles Fourier und psychoanalytische Überlegungen die Möglichkeit einer 
lustvollen Qualität der Arbeit diskutiert. Die Arbeiten der marxistisch orientier- 
ten Cultural Studies (Williams 1981; 2005) haben herausgestellt, dass Kommu- 
nikation zur gesellschaftlichen Basis und nicht zum Überbau gehöre. Die an die 
Aktivitätstheorie anschließende kritische Psychologie (Vygotsky 1978; Hund 
1976) hat die Verknüpfungvon Arbeit und Bedeutungentwicklungsgeschichtlich 
aufgearbeitet. Die kritische Linguistik und Semiotik (Voloshinov 1986; Rossi- 
Landi 1983) argumentieren, dass Kommunikation eine Form von Produktion 
(der Zeichen) ist. Schließlich hat die heute breiter diskutierte postoperaistische 
Tradition (Hardt/Negri 2003; Terranova 2000; Boutang 2012) das Konzept der 
immateriellen, kommunikativen und affektiven Arbeit popularisiert. Ich will 
nun einige Argumentationslinien aus diesen Richtungen im Hinblick auf ein 
erweitertes Arbeitsverständnis im digitalen Zeitalter synthetisieren. 

Der Publizist Alvin Tofler hat den Begriff des „Prosumers“ geprägt und dar- 
auf hingewiesen, dass durch Informations- und Kommunikationstechnologien 
Konsumption- mit Produktionsprozessen zeitlich und örtlich zusammenfallen 
können. Diese Idee wurde auf Online-Aktivität angewendet und von der „pro- 
dusage“ (Bruns 2008) des „produsers“ (Fuchs 2010) gesprochen. Dabei ist es ein 
lang existierender Trend, dass Konsument_innen in den Produktionsprozess 
eingebunden werden, um Profite zu erhöhen. Man denke nur an das eigenständige 
Zusammenbauen von Möbeln oder die Rückgabe von Geschirr in Fast-Food- 
Restaurants (Ritzer/Jurgenson 2010). Traditionell von bezahlten Angestellten 
ausgeführte Tätigkeiten werden unbezahlt an die Konsument_innen ausgelagert. 


48 Sebastian Sevignani 


Prosumption ist ein Schlüsselmerkmal Sozialer Medien (Beer/Burrows 2007: 
8). Durch die Konsumption Sozialer Medien werden Informationen produziert, 
deren Nutzung Profite ermöglicht. Die Arbeit der Nutzer_innen, „beobachtet zu 
werden“ (Andrejevic 2011), ist die Bedingung überwachungsbasierter Online- 
Kulturproduktion. Im Vergleich zur cher passiven Rezeption von z.B. Büchern 
oder Fernsehen (Smythe 1977; Jhally/Livant 1986), partizipieren Nutzer_innen 
nun unmittelbar in der Produktion Sozialer Medien. Zudem besteht ein Zusam- 
menhang zwischen Ausmaß und Intensität dieser Tätigkeit und den Profiten 
kommerzieller Onlinedienste (Andrejevic 2015: 7). Nutzer_innen nutzen diese 
und produzieren gleichzeitig das Netzwerk und damit werberelevante Informa- 
tionen. Eine kommunikative Tätigkeit wie die Nutzung Sozialer Medien und 
das Vernetzen der Nutzer_innen untereinander erscheint somit als Form der 
Arbeit. Kommunikation ist dann nicht nur notwendig, um Arbeitsprozesse zu 
koordinieren, sondern selbst Arbeit. 

Wie kann man sich das vorstellen? Wenn wir Soziale Medien nutzen, dann 
sind die Arbeitsgegenstände unsere Erfahrungen und Informationen, die wir 
mit unseren Gehirnen („entscheiden“) und unserer Sprachfähigkeit, unseren 
Händen („tippen“), Ohren und Augen (z.B. reagieren auf audiovisuelle Bot- 
schaften) zusammen mit den Anderen im Netzwerk kombinieren. Die Kom- 
munikationsinfrastruktur (z.B. die Hard- und Software-Aspekte von Platt- 
formen wie Facebook) sind hingegen das Arbeitsmittel. Das Ergebnis ist ein 
neuer kommunikativer Gebrauchswert, das Produser-Produkt, wie z.B. eine 
informationell vergegenständlichte Bedeutung, die zur weiteren Bedeutungs- 
produktion verwendet werden kann. Entscheidend ist in diesem Modell, dass 
Kommunikation (mittels Sozialer Medien) niemals den Bezugzur Natur verliert 
und Bedeutungen in materiellen Praxen produziert und re-aktualisiert werden. 
Kommunikationsarbeit ist letztlich abhängig von menschlicher Aktivität und 
diese Aktivität vergegenständlicht sich in materiellen Prozessen, wie elektroni- 
schen Signalen in einem Computersystem. Arbeit ist dann eine breite Kategorie, 
konstitutiv für das typisch Menschliche und umfasst unterschiedliche mit der 
Natur vermittelte Tätigkeiten, wie landwirtschaftliche, handwerkliche, indust- 
rielle und informationelle oder kommunikative Arbeit (Fuchs/Sandoval 2014). 
Hinsichtlich der überwachungsbasierten Kulturproduktion stellt sich somit die 
Frage, ob jegliche Interaktion in Sozialen Medien, ob z.B. das Einloggen mittels 
spezifischer Endgeräte oder das einfache passive Abgreifen von Metadaten wie 
Ort und Zeit der Nutzung bereits als Arbeit gewertet werden kann oder ob dies 
der Bedeutungsproduktion beizwischenmenschlicher Interaktionen vorbehalten 
werden sollte. Obwohl sich die Abgrenzung zwischen diesen unterschiedlichen 
Nutzungen und zwischen der durch Nutzer_innen-Interaktionen hergestellten 
Bedeutungund den durch Auslesen von Metadaten gewonnenen Bedeutungen im 
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Detail schwierig ist, macht es durchaus Sinn, den erweiterten Arbeitsbegriff nur 
auf menschliche Interaktion, Kommunikation und Kooperation anzuwenden. 
Hervorzuheben ist allerdings, dass dies genau jene entscheidenden Aktivitäten 
sind, die zielgerichtetes Werben erst richtig „smart“ machen und Wettbewerbs- 
vorteile im Werbemarkt versprechen. 

Der durchaus umstrittene Zweck einer differenzierten Ausdehnung bzw. der 
Befreiungdes Arbeitsbegriffs von voreiligen Verengungen besteht darin, Einsich- 
ten, die die historisch-materialistische Gesellschaftstheorie klassischerweise für 
das Verständnis der „Basis“ reservierte, für die Analyse von „Überbau“-Prozessen 
nutzbar zu machen. Die Nutzung Sozialer Medien kann dann zusätzlich zu 
ideologietheoretischen Betrachtungen bzw. hinsichtlich ihrer Rolle für die For- 
mierung von Klassenkämpfen kritisch in den Blick genommen werden. Fragen 
nach der kapitalistischen Formbestimmtheit Sozialer Medien, z.B. ob sie unter 
das Kapital subsumiert und kapitalistisch ausgebeutet werden, kommen erst 
dann in den Blick. Meiner Ansicht nach kennzeichnend für die Debatte ist, 
dass eine Auseinandersetzung über den Arbeitsbegriff - wie die hier skizzierte 
- ungenügend stattfindet und zumeist selbstverständlich von einem vermeintlich 
plausibleren, aber eben vielfach kritisierten Arbeitsbegriff ausgegangen wird. 


Ist die Nutzung Sozialer Medien fremdbestimmt? 


Ist die Nutzung Sozialer Medien eine Form von Arbeit, dann stellt sich die Frage, 
wie deren kapitalistische Formbestimmtheit aussieht. Ausgehend von der An- 
nahme, dass bei Sozialen Medien zwei Produktionsweisen - nämlich Produktion 
von werberelevanten Informationen (Ware) und Produktion sozialer Netzwerke 
(Gabe) - miteinander verwoben sind, möchte ich mich dieser Frage zunächst 
annähern, indem ich untersuche, inwieweit die kapitalistische Warenproduktion 
auf die Peer-Produktion unmittelbar übergreift. Zugespitzt: Ist die Nutzung 
Sozialer Medien „labour“ oder „work“? 

Analog zum erweiterten Arbeitsverständnis hat Raymond Williams (2005; 
vgl. Hebblewhite 2012) vorgeschlagen, Kommunikationsmittel als Produktions- 
mittel zu verstehen. Dabei bestehen diese nicht vornehmlich im Zugang und der 
Verfügung über ein technisches Gerät, wie z.B. ein Smartphone oder einen PC, 
um Soziale Medien benutzen zu können, sondern in der Art und Reichweite der 
Verfügungüber Kommunikation (z.B. in Gestalt eines Serverparks, der zentrali- 
sierte Soziale Medien erst ermöglicht) und über Ressourcen der Aufmerksamkeit 
und Reichweite, die Soziale Medien erst interessant machen. Sind diese Ressour- 
cen einseitig verteilt, besteht ein (sozialer) Zwang für die Nutzer_innen, eines 
der verfügbaren und genutzten Sozialen Medien selbst zu benutzen - bei Strafe 
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des sozialen und kommunikativen Untergangs in einer digital vernetzten Welt. 
Der Preis ist mitunter der Austausch privater Daten (Sevignani 2016a). 

Die Theorie des kognitiven Kapitalismus speist sich vor allem aus der franzö- 
sischen Regulationstheorie und dem Postoperaismus. Sie versucht, mit diesen 
Mitteln eine kritische Analyse des informationellen Kapitalismus zu leisten 
(Jeon 2010). Es wird argumentiert, dass sich (immaterielle) Arbeitstätigkeiten 
der direkten Kontrolle durch die, die in erster Linie profitieren, tendenziell 
entziehen, aufgrund der breiten Verfügung über Produktionsmittel und der 
gestiegenen kognitiven, affektiven Anforderungen, z.B. bei der Kulturpro- 
duktion. Carlo Vercellone (2010) hebt hervor, dass hierbei die bloß formale 
Subsumption der Arbeit unter das Kapital erneut relevant wird. Die klassisch 
kapitalistische Trennung der unmittelbaren Arbeiter_innen von den Produkti- 
onsmitteln und den Produkten schwindet in der Perspektive. Die diskutierten 
Facetten des kognitiven Kapitalismus erinnern an die Anfänge des Kapitalismus, 
als produktionsrelevantes Wissen noch nicht von den ausführenden Arbei- 
ter_innen getrennt war. Bezogen auf Soziale Medien bedeutet das, dass freie 
Nutzer_innen auf Plattformen, die ihnen zwar nicht gehören, weitgehend frei 
kommunizieren können, dass die von ihnen eingebrachten und während der 
Nutzunggenerierten Informationen seitens der Internetkapitalisten dann aber 
nachträglich angeeignet werden. Bei dieser Aneignung können die im Arbeits- 
prozess verwendeten Informationen aufgrund ihrer nicht-rivalen Eigenschaften 
zugleich vollständigim Besitz der Nutzer_innen bleiben - dies freilich nur, wenn 
vorher einer weitgehenden Verwertung dieser Informationen durch den Dienst 
zugestimmt wurde. Ein starkes Argument für die fehlende Kapitalkontrolle 
ist, dass Nutzer_innen jederzeit die Plattform wechseln könnten. Eine solche 
grundsätzliche „Migrationsfreiheit“ würde auch mögliche Zwänge aufgrund 
von Netzwerkeffekten und (Image-)Monopolen etablierter Anbieter aufwiegen 
(Robinson 2015: 49f.). 

Auf der anderen Seite kann mit guten Gründen argumentiert werden, dass 
die Nutzung Sozialer Medien unter das Kapital subsumiert ist (Beverungen 
u.a. 2015; Cote/Pybus 2011). Überwachungsbasierte Kulturproduktion wird 
in dem Maß profitabler, wie die Nutzer_innen quantitativ mehr verwertbare 
Daten preisgeben oder qualitativ wertvollere Informationen generieren. Zudem 
muss sichergestellt werden, dass Werbung die Nutzer_innen auch erreicht. Auf- 
grund der Verfügung über die Produktionsmittel beeinflussen Soziale Medien 
die Nutzungsaktivitäten stark. Beispielsweise wird bei Facebook über den Einsatz 
von Like-Buttons, die auf vielen Internetseiten zu finden sind, die Masse und 
auch die Qualität überwachter Daten gesteigert. Daten werden nicht nur aufder 
eigentlichen Plattform, sondern tendenziell im gesamten Internet erhoben und 
versprechen Rückschlüsse auf Konsumbedürfnisse. Ein weiteres Beispiel für die 
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Beeinflussung der Nutzungstätigkeit ist, dass „sponsored stories“ an prominen- 
ter Stelle in der Törneline (der Startseite auf Facebook) untergebracht sind und 
somit die intendierte Kommunikation durch Werbebotschaften unterbrochen 
wird. Allerdings ist die Produktion werberelavanter Informationen nicht das Ziel 
der Nutzung Sozialer Medien. Vielmehr handelt es sich um ein Nebenprodukt 
der commonsbasierten Peer-Produktion sozialer Netzwerke. Die Nutzer_innen 
produzieren intentional keine Ware und ihre Produktion bleibt angewiesen auf 
Bedingungen, die nicht vom Kapital kontrolliert werden, wie ihre je spezifischen 
Erfahrungen und das Wissen, das außerhalb des Internets angeeignet wurde. Die 
Tatsache aber, dass es regelmäßigzu Krisen der Privatheit kommt, kann wiederum 
als Kennzeichen einer Subsumption der Nutzung Sozialer Medien unter das 
Kapital bzw. eines starken Eingriffs der kapitalistischen Warenproduktion in 
die Produktion des Gemeinsamen gewertet werden, weil Nutzer_innen die an 
der Warenproduktion ausgerichtete Entwicklung Sozialer Medien als Eingriff 
in ihre Autonomie erfahren (Sevignani 2016a; Brown 2013). 


Sind Nutzer_innen ausgebeutet? 


In der hier verwendeten Diktion geht es um die Frage, ob die Nutzung Sozialer 
Medien, obschon entfremdet („labour“), auch spezifisch kapitalistisch entfrem- 
det ist. Wir werden schen, dass die bisherigen Streitpunkte bedeutsam werden. 
Ausbeutung ist durch drei Merkmale gekennzeichnet (Wright 1997: 10): a) Der 
materielle Reichtum einer Gruppe basiert aufden materiellen Entbehrungen einer 
anderen Gruppe; b) diese Beziehung beruht auf dem einseitigen Ausschluss der 
Ausgebeuteten von produktiven Ressourcen; c) der soziale Mechanismus, der 
Ungleichheit und Ausschluss miteinander verbindet, ist der der Aneignung der 
Arbeitserträge der Ausgebeuteten durch die ausbeutende Gruppe, die über die 
Kontrolle der produktiven Ressourcen verfügt. Fehlt dieser letzte Aspekt, kann 
von nicht-ausbeutender ökonomischer Unterdrückung, aber nicht von Ausbeu- 
tung gesprochen werden, weil die privilegierte Gruppe nicht auf die Tätigkeit 
der weniger privilegierten Gruppe angewiesen ist (Wright 2015: 7-10, 85). Marx 
hat die Formbestimmtheit der kapitalistischen Aneignung von gesellschaftlichen 
Arbeitserträgen analysiert. Sein Ausgangspunkt war dabei der Warentausch. 
Erst wenn die menschliche Fähigkeit zu arbeiten in die Warenform gezwungen 
wird, ist von kapitalistischer Ausbeutungzu sprechen (Marx 1890: 386). Zudem 
findet sich bei Marx an verschiedenen Stellen und in unterschiedlicher Bedeutung 
die Unterscheidung in produktive, d.h. Mehrwert produzierende, und nicht- 
produktive Arbeit, wobei nur erstere kapitalistisch, d.h. hier unter Einhaltung 
des Wertgesetzes ausbeutbar ist. 
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In eher orthodoxer Perspektive werden folgende Bedingungen für spezifisch 
kapitalistisch ausbeutbare Arbeit genannt (Mohun 2002: 45f.): Erstens muss es 
sich um Arbeiten handeln, die in einem Produktionsprozess angewandt wer- 
den, der auf den Verkaufvon Waren zielt. Zweitens muss es sich um Lohnarbeit 
handeln, denn nur dann findet Arbeit Eingang in den Warentausch. Drittens 
muss diese Arbeit gesamtgesellschaftlich einen neuen Wert („Surplus“) produ- 
zieren (klassischerweise Industriearbeit) und nicht nur bereits Produziertes an 
die Käufer_innen vermitteln (z.B. die Tätigkeiten im Handel und im Finanzsck- 
tor). Marx hat existierende Theorien der Ausbeutung und Arbeitstheorien des 
Wertes rezipiert und im Hinblick auf kapitalistische Verhältnisse spezifiziert. 
Die andernorts intensiv geführte Diskussion über die substanzialistischen und/ 
oder rein soziologischen bzw. geltungslogischen Grundlagen der marxschen 
Werttheorie (Heinrich 1999; Haug 2013; Mohun 2002: 49ff.) spielen dann 
auch eine bedeutsame Rolle für die Debatte um digitale Arbeiten, insbesondere 
für das letztgenannte Surplus-Kriterium produktiver Arbeit. Es muss die Frage 
beantwortet werden, woran man erkennt, ob eine Arbeitstätigkeit produktiv ist, 
wenn die aus ihr erwachsenden Geldbeträge auch durch Werttransfers generiert 
werden können. Letztlich geht es dabei um die Streitfrage, wie eng die Existenz 
des Wertes und damit die kapitalistische Ausbeutung an das Tauschgeschehen 
gebunden wird - oder inwieweit man auf demgegenüber externe Kriterien zu- 
rückgreifen kann. 

Wie werden diese Fragen im Kontext der Nutzung Sozialer Medien diskutiert? 
Der erste Debattenstrang verhandelt die oben eingeführten Bedingungen, wann 
und ob die Nutzung Sozialer Medien eine warenproduzierende Tätigkeit ist. 
Christian Fuchs (2014: 109ff.) bejaht dies und argumentiert: Unternehmen 
im Bereich Sozialer Medien investieren Geld, um Technologie (Server-Parks, 
Software etc.) sowie Arbeitskraft zu erwerben, damit sie das Soziale Netzwerk 
betreiben können. Dieses Produkt ist keine Ware, da es für die Nutzer_innen 
gratis zur Verfügung steht. Während der Nutzung findet jedoch der entschei- 
dende Produktionsprozess statt, in den die Plattform als fixes Kapital eingeht. 
Im Zusammenspiel mit der Prosument_innen-Arbeitskraft und der Arbeitskraft 
der Angestellten wird eine Werbeware produziert, die darin besteht, dass sie für 
die Aufmerksamkeit der Nutzer_innen maßgeschneidert ist. In dieser Ware wird 
Mehrwert durch die zwei beteiligten Gruppen von Arbeitskraft zugesetzt. Ei- 
nerseits produzieren Nutzer_innen den informationellen Rohstofffür die Ware, 
andererseits ist ein geringerer Teil des zugesetzten Mehrwerts auf die Arbeit der 
Angestellten zurückzuführen, die aus dem Prosument_innenprodukt ein Reputa- 
tionsprofil erarbeiten, d.h. die finale Werbewarce herstellen. Google und Facebook 
verwenden zwei Modelle, um den zugesetzten Wert in Geld zu verwandeln: Im 
pay-per-click-Modell transformiert sich der Wert in Geld, wenn Nutzer_innen 
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aufeine ihnen angebotene Werbung klicken. Im pay-per-view-Modell geschieht 
dies bereits, wenn die Werbung spezifischen Nutzer_innen angezeigt wird. Diese 
Erklärung der Prosument_innentheorie ist allerdings umstritten: Im Rückgriff 
auf die marxsche Idee des ‘general intellect’ (Marx 1857/58: 602) und in Anleh- 
nungan die These eines informationellen Exzeptionalismus (Söderberg/Daoud 
2012), die davon ausgeht, dass die Informationen zukommende Qualität der 
Nicht-Ausschließbarkeit und der Nicht-Rivalität im Konsum deren kapitalisti- 
sche Produktion unterminiere, argumentieren Rigi und Prey (2015: 398f), dass 
Nutzer_innen-Information keinen Tauschwert und damit keine Warenform 
haben könnte. Des Weiteren bedarf es vor allem der Angestellten Sozialer Me- 
dienunternehmen bzw. des in Soft- und Hardware vergegenständlichten Kapitals, 
um aus Nutzer_innen-Informationen für die Werbebranche relevante Waren zu 
machen (ebd.; Bolin 2011). Schließlich wird auch darauf hingewiesen, dass Nut- 
zer_innen nicht die Intention oder das Bewusstsein einer warenproduzierenden 
Tätigkeit besitzen bzw. dass deren commonsbasierte Peer-Produktion gar nicht 
auf die Produktion von Waren zielt. Dem kann entgegengehalten werden, dass 
Nutzer_innen, wenn auch nicht die fertige Ware, so doch deren unerlässliche 
Rohstoffe produzieren und dass gerade durch die Koppelung zweier Produktions- 
weisen das Zielder Nutzer_innen keine Rolle spielen muss. Vielmehr ist in diesem 
Zusammenhangein „umgekehrter Fetischismus“ zu beobachten (Fuchs/Sevigna- 
ni 2013): Während bei Marx die Sozialität der Arbeitenden hinter den dinghaften 
Waren verschwindet, verschwindet auf Sozialen Medien die Warenproduktion 
hinter einer Ideologie des Teilens. Arbeit und Spiel („playbour“) gehen hier eine 
eigentümliche Verbindung ein, die aus Sicht der Prosument_innentheorie den 
Blick nicht auf ihre, auch spezifisch kapitalistische, Ausbeutbarkeit verstellen 
sollte (Fuchs 2014: 117). 

Bezüglich des Zusammenhangs von Lohn und Ausbeutung wird einerseits 
argumentiert, dass die Nutzer_innen keinen Lohn erhalten, sondern allenfalls 
einen Gebrauchswert, der in der Nutzung des Dienstes und den damit verbun- 
denen Gratifikationen besteht, wenn sie sich auf die Geschäftsmodelle Sozialer 
Medien einlassen (Rey 2012). Nicht die Nutzer_innen, sondern die entlohnten 
Angestellten, die die Hard- und Software-Grundlagen Sozialer Medien betreiben 
und dafür sorgen, dass aus den Daten verkäufliche Warenpakete werden (Napoli 
2011), stellten eine ausgebeutete Gruppe dar (Bolin 2009; Rigi/Prey 2015). Dem- 
gegenüber argumentiert Christian Fuchs (2010) auf Basis der Prosument_innen- 
theorie, dass Nutzer_innen gar unendlich ausgebeutet würden, denn wenn die 
Kosten für variables Kapital gegen null gehen, bewegt sich die Ausbeutungsrate 
(Mehrwert im Verhältnis zum variablen Kapital) gegen unendlich. Allerdings 
wird hier mit dem von den Nutzer_innen produzierten Mehrwerteine Variable, 
die außerhalb des Wertzusammenhangs steht, in die Gleichung integriert, denn 
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die Arbeitskraft der Nutzer_innen-Arbeit wird nicht getauscht. Aus einer strikt 
am Tausch orientierten Interpretation der marxschen Werttheorie kann dervon 
den Nutzer_innen produzierte informationelle Rohstoff zwar ein gesellschaftli- 
cher Surplus sein, aber kein Mehrwert. 

Das dritte Kriterium einer orthodoxen Theorie kapitalistischer Ausbeutung 
ist die Wertproduktion. Auf Basis einer Arbeits(zeit)theorie des Werts weist 
Fuchs (2014: 115f.) auf die Rolle der Extensivität und Intensivität von auf Sozi- 
alen Medien verbrachter Zeit für die mit der Werbeindustrie zu realisierenden 
Profite hin. Derselbe Zusammenhangwird jedoch von Rigi und Prey (2015: 397) 
bestritten. Ob es aber überhaupt sinnvoll ist, von den Profiten aufgesellschaftlich 
neuen Wert zu schließen, verweist auf die Frage, ob der Wert eine Substanz (z.B. 
Arbeitszeit, materieller Output) besitzt, die empirisch erfasst werden kann. In 
der marxistischen Tradition werden unterschiedliche Vorschläge zur Erfassung 
des Surpluses gemacht (Mohun 2002). Beispielsweise wird versucht, produktive 
Arbeit und neu geschaffenen Wert in der kapitalistischen Gesellschaft vom an- 
tizipierten Standpunkt einer postkapitalistischen Gesellschaft zu bestimmen. 
Als unproduktive Tätigkeiten erscheinen dann all jene, die für die Marktallo- 
kation von Gütern und Dienstleistungen im Kapitalismus erforderlich sind. Die 
Werbebranche und damit die prosumierenden Internetnutzer_innen als deren 
Rohstofflieferant_innen sind ein geradezu paradigmatisches Beispiel (Robin- 
son 2015). Aus dieser Perspektive kann dann nicht nur die Argumentation der 
Prosument_innentheorie, wonach Nutzer_innen einen Mehrwert produzieren, 
bestritten werden. Vielmehr führt die Tatsache, dass all diese Aktivitäten der 
Werbeindustrie und damit dem Handelskapital zuzurechnen sind, konsequen- 
terweise dazu, dass Nutzer_innen-Arbeit mitsamt der bezahlten Arbeit der 
Angestellten Sozialer Medien und der Werbeindustrie als unproduktive Arbeit 
qualifiziert werden müsste. Demgegenüber wird argumentiert, dass Arbeit in 
der Werbeindustrie, inklusive jener der Prosument_innen, die Funktion von 
Transportarbeit einnähme. Arbeiter_innen der Werbeindustrie verkürzten die 
Umschlagszeit des Kapitals und seien daher produktive Arbeiter_innen. Sozi- 
ale Medien-Nutzer_innen transportierten Gebrauchswertversprechen zu den 
Kund_innen, die sie selbst sind (Fuchs 2015a). Die Transportarbeit auch auf 
informationelle oder symbolische Produkte (hier das Gebrauchswertverspre- 
chen der Werbeindustrie) auszudehnen, setzt allerdings die Gültigkeit der oben 
eingeführten materialistischen Kommunikationstheorie voraus. 

Die bisher diskutierte Prosument_innentheorie, die die Nutzung Sozialer 
Medien als produktiv und daher auch kapitalistisch ausgebeutet bezeichnet, ist 
nicht die einzige marxistische Möglichkeit, Ausbeutung in Sozialen Medien und 
Gewinne in der Informationsökonomie zu begreifen. Alternativ dazu wird eine 
Anwendung des Konzeptes der Rente diskutiert (Huws 2014; Caraway 2011; 
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Pasquinelli 2011; Rigi/Prey 2015). Renteneinkünfte basieren aufdem Ausschluss 
anderer von produktiven Ressourcen. Der soziale Mechanismus der Ungleich- 
heitsgenerierung ist dabei nicht der der Ausbeutung, sondern der der Chancen- 
häufung (Wright 2015). Der Ausschluss etabliert nur ein äußeres Verhältnis 
zwischen Bevorteilten und Benachteiligten, d.h. die Reichen sind nicht reich, 
weil die Armen sie reich machen, sondern sie sind reich, weil die anderen arm an 
produktiven Ressourcen sind. Strategien zur Erlangung eines informationellen 
Monopols - hier des Zugangs zur Aufmerksamkeit potenzieller Kund_innen 
- sind vielfältiger ökonomischer, politischer und kultureller Natur. Sie reichen 
von der technischen und ästhetischen Innovation, der Nutzbarmachung von 
Netzwerkeffekten, der Durchsetzung neuer Eigentumsrechte bis hin zu pseu- 
do- oder nicht-legalen Strategien, wie etwa der bewusst kreierten Intransparenz 
von Nutzungsbedingungen (Fernback/Papacharissi 2007; Sandoval 2011) und 
dem Ausnutzen von Gesetzeslücken. Tatsächlich haben es einige wenige Inter- 
netdienste (Google oder Facebook) geschafft, den Informationsraum quasi zu 
monopolisieren, und dies liegt auch an der spezifischen Qualität von Informati- 
onsmärkten, die dazu neigen, dass nur wenige Akteure ökonomisch erfolgreich 
sein können. Eine fragmentierte Soziale Medienlandschaft wäre auch aus Sicht 
der Nutzer_innen wenig attraktiv. 

Zwei Varianten der Rententheorie haben sich in diesem Zusammenhang 
etabliert. Die Theorie des kognitiven Kapitalismus postuliert, dass sich mit der 
Durchsetzung nur formaler statt realer Subsumption der Arbeit unter das Kapital 
in einer informationellen Phase des Kapitalismus auch die Aneignungsweise von 
Werten grundsätzlich ändert. Es wird eine Tendenz beobachtet, wonach Profite 
zu Renten werden, d.h. der Werttransfer von den Arbeiter_innen zum Kapi- 
tal heute vorwiegend äußerlich und nachträglich, d.h. ohne Organisation und 
Kontrolle der Arbeit, erfolgt (Vercellone 2010). Für die Theorie des kognitiven 
Kapitalismus bedeutet die Ersetzung lebendiger Arbeitskraft, vor allem in wis- 
sensintensiven Branchen, einen Bedeutungsverlust des marxschen Wertgesetzes. 
Die marxsche Kategorie der „abstrakten Arbeit“ als wertbildende Arbeit wird 
dabei substanzialistisch interpretiert. „Abstraktion“ ist in dieser Hinsicht nicht 
das Resultat eines komplexen Tauschgeschehens, das qualitativ verschiedene 
Arbeiten quantitativ vergleichbar macht, sondern eine vom Kapital angewandte 
Strategie der Kontrolle der Arbeit, d.h. der Abtrennung der kreativen kognitiven 
Aspekte von der repetitiven ausführenden Arbeit. Erst die ausführende Arbeit — 
weil sie von den nicht zu kontrollierenden kognitiven Aspekten abgetrennt wurde 
- könne nun quantitativ mit anderen Arbeiten dieser Art verglichen werden. So 
werde es möglich, Arbeitszeit als Maßstab des Wertes mit dem Ziel der Kontrolle 
der Arbeit einzuführen. Das Wertverständnis der kognitiven Kapitalismustheorie 
kann daher als „Ausführungs-Arbeitstheorie des Wertes“ bezeichnet werden 
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(Jeon 2010: 104). Weil nun in wissensintensiven Branchen fast keine derart 
„abstrakte“ Arbeit aufgewendet wird und die Theorie des kognitiven Kapitalismus 
davon ausgeht, dass aufgewendete Arbeitszeit den Wert bestimmt, kann eine 
Krise des Wertgesetzes angenommen werden. Dabei zerbreche dann der wichtige 
Zusammenhang von monetärem Wert und gesellschaftlichem Reichtum, d.h. die 
Möglichkeit der Bedürfnisbefriedigung. Nur durch die Verknappung des Wissens 
und der Information ließen sich noch Tauschwerte aneignen, allerdings um den 
Preis, dass der gesellschaftliche Gebrauchswert des Wissens und der Informa- 
tion, der in seiner freien Verfügbarkeit liegt, zerstört wird. Kapital und Arbeit 
stünden sich äußerlich gegenüber und stritten mittels politischer Macht um die 
Verteilung des von den Arbeitenden geschaffenen Surplus. Dass Nutzer_innen 
Sozialer Medien als Informationsproduzent_innen ausgebeutet sind, wie es die 
Prosument_innentheorie postuliert, ist auch in der Theorie des kognitiven Ka- 
pitalismus der Fall (Pasquinelli 2011). Allerdings werden die Nutzer_innen eben 
nicht spezifisch kapitalistisch ausgebeutet, weil die Kategorie des Profits für die 
kognitive Produktion von Informationen nicht anwendbar ist. Vielmehr findet 
Landnahme durch die außerökonomische Durchsetzung von Eigentumsrechten 
seitens der Internetkapitalist_innen und durch die Nutzbarmachung von Netz- 
werkeffekten der Produktion „des Gemeinsamen“ statt. Beispielsweise regeln die 
Eigentumsverhältnisse an den Nutzer_innen-Informationen, dass das in den 
Interaktionen Sozialer Netzwerke generierte Wissen über das, was gesellschaftlich 
als Bedürfnis und wertvoll erachtet wird, für Werbezwecke genutzt werden kann. 

Damit unterscheidet sich aber die Verwendung des Rentenbegriffes von der 
marxschen Analyse der Renten im Kapitalismus. Marx zufolge sind Renten immer 
ein Abzug von andernorts produziertem Mehrwert und stehen damit in einem 
parasitären Verhältnis zum Profit. Aufgrund der Monopolisierung produktiver 
Ressourcen (klassisch: Naturgegebenheiten) sind Kapitalist_innen, in Erwartung 
insgesamt höherer Profite, durch verbesserte Produktion bereit, den Rentiers 
einen Abzug von ihrem Profit abzutreten. Die zweite Variante der Rententhe- 
orie (Informationsrententheorie) verbleibt in diesem theoretischen Rahmen. 
Sie konstatiert keine Krise des Wertgesetzes, lehnt die paradigmatische Rolle 
Sozialer Medien zum Verständnis der Entwicklung des Kapitalismus ab und 
kritisiert dementsprechend die erste Variante, weil sie nicht stringent erklären 
kann, worin (monetäre) Renteneinnahmen ihren Ursprung haben (Rigi 2015). 
Ausgehend von den Überlegungen zu einer Informations- oder Wissensrente 
(Krämer 2004; Teixera/Rotta 2012) haben einige Autoren (Caraway 2011; Rigi/ 
Prey 2015) diesen Ansatz auf Soziale Medien übertragen. Die Argumentation 
ist hier, dass Wissen und Information aufgrund ihrer Eigenschaft ohne nen- 
nenswerten Arbeitseinsatz reproduziert werden können und somit „wertlos“ 
im marxschen Sinne sind (Teixera/Rotta 2012). Sie gehen als Gebrauchswerte 
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in die Wertproduktion ein und ermöglichen eine Rente. Unternehmen verspre- 
chen sich von Werbeschaltungen auf Sozialen Medien erhöhte Profite und sind 
deshalb zu Rentenabgaben an die Betreiber_innen Sozialer Medien bereit, die 
den Zugang zur Aufmerksamkeit der Nutzer_innen effektiver monopolisiert 
haben als klassische Medien. Die Konkurrenzvorteile bei der Monopolisierung 
von Aufmerksamkeit bestehen darin, dass z.B. Facebook einen zielgenaueren 
und/oder günstigeren Zugang auf dem Markt anbieten kann. Der zentrale Ein- 
wand aus Sicht der Prosument_innentheorie und der materialistischen Theorie 
der Kommunikation gegenüber dieser Rententheborie ist, dass hier Information 
und Wissen als statisch und nicht dynamisch, d.h. ohne die Notwendigkeit der 
stetigen Reproduktion betrachtet werden (Fuchs 2015a). Es wird unterstellt, 
dass der Zugang zur Aufmerksamkeit der Nutzer_innen unabhängig von ihrer 
Aktivität hergestellt werden könnte. Im Grunde interessiert sich diese Variante 
der Rententheorien nicht für das tätige Geschehen in den Sozialen Medien. Es 
geht ihr vornehmlich darum, die günstige, d.h. Renten abwerfende Position der 
Betreiber_innen auf den Begriff zu bringen. Die Prosument_innentheorie lehnt 
deshalb auch die Ausdehnung des marxschen Rentenbegriffs von Land aufKultur 
und Information ab (Fuchs 2015a). 


Schlussbetrachtung 


Die Antwort auf die simpel anmutende Frage, wie mit Sozialen Medien Geld 
verdient werden kann, ist äußerst kompliziert: Da sich Soziale Medien heute 
hauptsächlich über Werbung finanzieren, muss man fragen, warum diese kon- 
kurrenzfähiger als klassische Medien sind und sich einen immer größeren Anteil 
der gesamten Werbeausgaben aneignen können. Der Grund liegt in einem spezi- 
fischen Zugangzur Aufmerksamkeit der Nutzer_innen, der Überwachung. Diese 
erlaubt es, zwei unterschiedliche Produktionsweisen zu kombinieren: jene der 
Nutzer_innen untereinander, die als commons-basierte Peer-Produktion oder 
Gabentausch bezeichnet werden kann und jene der Werbewarenproduktion. 
Eine Theorie parallel existierender, aber zusammenhängender Produktionswei- 
sen bildet die Grundlage der kritischen politischen Ökonomie Sozialer Medien 
und des Internets. Sie geht davon aus, dass zum Verständnis ihres Gegenstandes 
die einfache Anwendung klassischer Kategorien, wie Ware, Lohn, Profit nicht 
ausreicht. Dennoch will sie zeigen, dass die Nutzung Sozialer Medien (commons- 
basierte Peer-Produktion) mit den ungleichheitsgenerierenden Mechanismen 
des Kapitalismus verbunden und dieses Verhältnis einer genaueren Analyse zu 
unterziehen ist. Neben der Verhältnisbestimmung von Werbeindustrie und üb- 
riger Industrie rückt damit die Verhältnisbestimmungvon Produktionsweisen in 
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das Interesse der politischen Ökonomie Sozialer Medien. Letzteres scheint eine 
dergroßen Aufgaben einer kritischen Theorie des informationellen Kapitalismus 
zu sein. 

Die materialistische Theorie der Kommunikation wendet sich gegen die Ver- 
nachlässigung von Kommunikation und Medien in der Kritik der politischen 
Ökonomie bzw. dagegen, sie ausschließlich zu einem Ideologiephänomen zu 
erklären. Sie erweitert den Arbeitsbegriff um kommunikative Elemente und 
kritisiert eine starke Trennungzwischen Arbeit und Interaktion, sodass die Nut- 
zung Sozialer Medien als Arbeit begriffen werden kann. In dieser Stoßrichtung 
trifft sie sich mit dem aus der postoperaistischen Tradition stammenden Begriff 
der „immateriellen Arbeit“ (Terranova 2000), wie er auch in der Theorie des 
kognitiven Kapitalismus verwendet wird. Durch diese Erweiterung, die durch 
die gestiegene gesellschaftliche Bedeutungder (informationellen) „Prosumption“ 
neue Impulse erfährt, droht allerdings der Arbeitsbegriff im Gegenzug seine 
Konturen und damit möglicherweise seinen analytischen Wert zu verlieren. 

Die Theorie des kognitiven Kapitalismus betrachtet die politische Ökonomie 
Sozialer Medien als Hinweis auf eine neue Phase des Kapitalismus, in der die 
Wertvergesellschaftung durch die Bedeutungszunahme kognitiver Anteile der 
Arbeit in eine Krise gerät. Sie greift dabei auf ein erweitertes Verständnis von 
Arbeit zurück, ohne dieses aber wie die materialistische Kommunikationstheorie 
aus zu buchstabieren. Die Aneignung der Nutzung Sozialer Medien durch das 
Kapital wird hier äußerlich über einen nicht in der marxistischen Werttheorie 
fundierten Rentenmechanismus analysiert. Das Soziale-Medien-Kapital eignet 
sich nachträglich die Früchte der Nutzer_innen-Kooperation an, die es nicht 
über ein Lohnarbeitsverhältnis kontrollieren kann. Die Theorie konstatiert eine 
nicht-spezifisch kapitalistische Form der Ausbeutungdes Gemeinsamen, die auf 
der politischen Durchsetzung von Machtinteressen beruht. Folglich könnten 
Soziale-Medien-Nutzer_innen das Kapitalverhältnis von außen infrage stellen, 
d.h. von Interessen ausgehend, die in einer alternativen Produktionsweise gründen 
(Rigi/Prey 2015). 

Der produktiven Prosument_innentheorie liegt die materialistische Theorie 
der Kommunikation zugrunde. Wie die Theorie des kognitiven Kapitalismus 
schwindet auch ihr zufolge die Unterscheidung zwischen Produktion, Zirkulation 
und Konsumption im informationellen Kapitalismus und damit die Unterschei- 
dung von produktiver und unproduktiver Arbeit. Sie geht empirisch von einer 
Verbindungzwischen Intensivität und Extensivität der Nutzung Sozialer Medien 
und deren Profiten aus und schließt daraus, dass Nutzer_innen (als Transportar- 
beiter_innen) einen Mehrwert für das Kapital produzieren. Das wird mit einer 
substanzialistischen Auslegung der marxistischen Werttheorie begründet. Die 
Nutzung Sozialer Medien wird mittels Überwachung durch das Kapital kont- 
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rolliert und somit kapitalistisch ausgebeutet. In der Konsequenz besteht dann 
für Nutzer_innen auch die Möglichkeit, das Kapitalverhältnis von innen, d.h. 
aus einem erfahrenen Antagonismus zwischen kontrollierendem Kapital und 
entfremdeter Arbeit infrage zu stellen. 

Die Informationsrententheorie kann mit einer materialistischen Kommuni- 
kationstheorie und der damit verbundenen Annahme, dass die Nutzung Sozialer 
Medien (produktive) Arbeit ist, weniganfangen. Zudem bestreitet sie den Zusam- 
menhang zwischen der Intensivität und Extensivität Sozialer Medien-Nutzung 
und den Profiten der Internetmonopolisten, da Nutzer_innen nicht durch mo- 
netären Tausch in das überwachungsbasierte Geschäftsmodell eingebunden sind. 
Nutzer_innen kommen folglich als Tätige nicht in den Blick. 

Der Begriff der Ausbeutung, der auch die Fragen nach der Definition von 
Arbeit, sowie nach deren Kontrolle umfasst, ist die Grundlage der marxistischen 
Klassentheorie und damit auch dafür relevant, die Möglichkeiten und Triebkräfte 
in Richtung einer postkapitalistischen Gesellschaftsformation einzuschätzen. 
Die Debatte um das digitale Arbeiten verhandelt also nicht zuletzt auch politisch 
äußerst relevante Fragen: Ist der Kampf um das Internet ein zu vernachlässigen- 
der oder peripherer Schauplatz, der sich außerhalb der produktiven Arbeit als 
bedeutsamem Machtknoten der Reproduktion des zeitgenössischen Kapitalismus 
(Huws 2014) befindet, oder werden hier bedeutende Auseinandersetzungen um 
die Zukunft des Kapitalismus sichtbar, denen bisher gesellschaftskritisch zu wenig 
Aufmerksamkeit geschenkt wurde? Und welche Einstellungzum Kapitalismus ist 
von jenen zu erwarten, die sich online an der Produktion von Informationen und 
Wissen beteiligen, die zur Reproduktion sozialer Ungleichheiten instrumentali- 
siert werden? Diese entscheidenden Fragen möglichst eindeutigzu beantworten, 
bleibt eine vordringliche Aufgabe der politischen Ökonomie der Sozialen Medien 
und der kritischen Theorie des informationellen Kapitalismus. 
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Christian Meyer 


Digitale Disziplin 
Zur Transformation der inneren Sicherheit 


Ausnahmezustand in Frankreich und der Türkei, internationale Vernetzung von 
Polizeien und Geheimdiensten, Diskussionen über Anonymität im Kontext von 
Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT), intelligente Kame- 
rasysteme zur Überwachung des öffentlichen Raums - spätestens seitdem Europa 
mit den Anschlägen in den vergangenen Jahren seine ganz eigenen, traumatisie- 
renden Erfahrungen mit Terrorismus gemacht hat, läuft die Maschinerie „innerer 
Sicherheit“ in vielen Ländern wieder auf Hochtouren. Dabei scheinen technolo- 
gische Antworten auf soziale Verhältnisse immer öfter als Mittel der Wahl. Mit 
digitaler Datenerhebung und -auswertung versuchen Sicherheitsbehörden, sich 
einen Reim auf komplexe Verhältnisse und Bedrohungen zu machen. Erstmals 
zeigte sich einer breiteren Öffentlichkeit das Ausmaß staatlicher Datensammlung 
im Zusammenhang mit IKT, als 2013 Edward Snowden die Praktiken der US- 
amerikanischen und britischen Geheimdienste publik machte. Hinzu kommen 
Diskussionen um den Zugriff auf persönliche Daten von Internetunternehmen 
wie Facebook oder Google. Überwachung und Datenschutz sind nicht länger 
nur in Bürgerrechtskreisen Thema. Eine Perspektive, die, trotz der Vielseitigkeit 
des Themas, die Zusammenhänge im Blick hat, ist hingegen selten und die Fülle 
an Technologien erschwert die Debatte zusätzlich. Klar ist nur, dass diverse 
Praktiken, sei es Kameraüberwachung oder die Ortung Verdächtiger, ohne das 
Internet heute nicht denkbar sind. 

Die vorliegende Analyse geht der Frage nach, wie sich das Dispositiv der inne- 
ren Sicherheit über die letzten Jahre verändert hat und wie es aktuell verfasst ist. 
Dafür wird zunächst der Dispositivbegriff erläutert sowie relevante Sicherheits- 
diskurse vorgestellt. Am EU-Forschungsprojekt INDECT wird beispielhaft die 
zentrale Rolle von Technologien und Digitalisierung für die innere Sicherheit 
gezeigt und anhand der foucaultschen Machttypen diskutiert. Schließlich wird 
das Dispositiv zeitdiagnostisch im Kontext neoliberaler Politik verortet. 
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Dispositiv, Disziplin und gouvernementale Sicherheit 


Innere Sicherheit wird hier im Anschluss an Michel Foucault (1978) als Dispositiv 
gefasst. Ein Dispositiv ist zunächst „eine Gesamtheit von Praxen, Kenntnissen, 
Maßnahmen und Institutionen, deren Ziel es ist, das Verhalten, die Gesten und 
die Gedanken der Menschen zu verwalten, zu regieren, zu kontrollieren und in 
eine vorgeblich nützliche Richtung zu lenken“ (Agamben 2008: 24). Foucault 
(1978: 119£.) selbst betont dabei „das Netz, das zwischen diesen Elementen ge- 
knüpft werden kann“ und diesen seine Funktion zuweist. Ein Dispositiv ist eine 
strategische Formation, die „aufeinen Notstand‘“ (ebd.: 120) reagiert. Dabei ist es 
nicht statisch, sondern kann sich auch auflösen, zergliedern und neu zusammen- 
setzen (Bührmann/Schneider 2008: 53). Der Vorteil, innere Sicherheit als Dispo- 
sitiv zu denken, besteht darin, die Elemente in ihrer strategischen Formierungzu 
erfassen, was bei einseitiger Fokussierung, auf beispielsweise Entwicklungen im 
Bereich des Rechts, nicht gelingt. Das Dispositiv umfasst Diskurse, Technologi- 
en, polizeiliche Praktiken und Entwicklungen der Sicherheitsforschung, ferner 
Gesetze und Subjektivierungsweisen. Zudem hat es eine politische Dimension 
(Kunz 2005: 359). 

Begriff, Gedanke und Konzept des Dispositivs hängen engmit Foucaults Ana- 
lysen von Machttypen zusammen, wonach diese „an ihren äußersten Punkten, 
in ihren letzten Andeutungen, in den Praktiken, in denen sie über Rechtsregeln 
hinausgeht, sich in Institutionen einlässt, in Techniken verkörpert oder sich 
Instrumente für materielle Eingriffe verschafft“ (Demirovid 2008: 28) analysiert 
werden soll. Michel Foucault unterscheidet zwischen zwei Machttypen, die in die- 
sem Kontext relevant sind. Im 17. Jahrhundert etabliert sich die Disziplinarmacht. 
Als „Mikrophysik’ der Macht“ (Foucault 1977: 178), stellt sie die Kontrolle ins 
Zentrum und hat den individuellen Körper zum Gegenstand (Foucault 1999: 
279), wobei Kontrolle und Vereinzelung der Individuen im Kloster, im Militär, 
in der Schule und schließlich im Gefängnis perfektioniert werden. Symbol für die 
Logik dieser Institutionen ist das von Jeremy Bentham (1748-1832) konzipierte 
Panoptikum, in dem die Eingesperrten wissen, dass sie permanent überwacht 
werden. Sie verinnerlichen diesen Umstand und verhalten sich normkonform 
(Foucault 1977: 258ff.), denn ein permanentes Überwacht-werden-können 
kommt einem ständigen Sanktioniert-werden-können gleich (Opitz 2004: 33). 
Diese Form der Disziplinierung breitet sich in der gesamten Gesellschaft aus. 
Einen wesentlichen Beitrag dazu liefert die Polizei (Foucault 1977: 277). 

Die Gouvernementalität, der zweite Machttyp, zielt dagegen auf die „Vielfalt 
der Menschen“ (ebd.: 280) und ermittelt Abweichungen von einer statistisch 
ermittelten Norm (Foucault 2006: 96f.). Der Übergangvon Disziplin zu Gouver- 
nementalität ist auch einer von Normierungzu Normalisierung. Die Bevölkerung 
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erscheint als ein „Naturphänomen“ (ebd.: 110), das man verstehen muss und 
welches sich nicht „per Dekret“ (ebd.) ändern lässt. Es gibt jedoch Transfor- 
mationskräfte, denen die Bevölkerung zugänglich ist, vorausgesetzt, dass diese 
„analytisch, wohlberechnet, vorausschauend“ (ebd.) sind. Statistische Methoden 
sollen Aussagen über die Zukunft ermöglichen, um „dem Rechnung [zu] tragen, 
was geschehen kann“ (ebd.: 39). Die Gouvernementalität steht damit auch für ein 
neues Verhältnis von Staatlichkeit zu Wissen. Die „Entstehung und Fortdauer 
des modernen Staates [ist] undenkbar ohne die permanente Generierung, Ver- 
breitung, Speicherung und Unterdrückung von Wissen“ (Lemke 2007: 53). Es 
geht darum, mit ausreichend Abstand zu beobachten, was sich ereignet (Foucault 
2006: 75). Mit einer Haltung des laissez faire ist die Gouvernementalität nicht 
an hundertprozentiger Sicherheit in allen Details orientiert, sondern verfolgt 
ein ökonomisches Interesse, das nach einem optimalen Verhältnis zwischen 
Aufwand und Nutzen sowie nach der Minimierung gesellschaftlicher Kosten 


sucht (ebd.: 17). 


Diskurse innerer Sicherheit: Bedrohung (aus) der Zukunft 


Dem Dispositiv „innere Sicherheit“ liegt ein Bedrohungsszenario zugrunde, 
„das von Terrorismus, organisierter Kriminalität bis zu illegaler Immigration 
reicht“ (Kaufmann 2011: 102). Seit den 1980er Jahren, vor allem aber seit dem 
11. September 2001, werden immer mehr Gesellschaftsbereiche vornehmlich 
unter Gefahrenaspekten behandelt (ebd.: 101). Dieser Umstand wird unter dem 
Begriff der Securitization (Versicherheitlichung) gefasst. „Sicherheit ist der Akt, 
der Politik dazu verhilft, sich über die etablierten Spielregeln hinwegzusetzen. 
[...] Securitization kann dementsprechend als extremere Version der Politisie- 
rung eines Themas verstanden werden“ (Buzan u.a. 1998: 23£.; Übers.: C.M.). 
Securitization findet aber nur erfolgreich statt, wenn ein gesellschaftlicher Bereich 
auch als sicherheitsrelevant anerkannt wird. Das heißt jedoch nicht, dass diese 
Anerkennung Resultat eines herrschaftsfreien Diskurses ist, vielmehr ist sie auf 
Konsens und Zwangangewiesen (ebd.: 25). Wird auf Strategien der Securitization 
zurückgegriffen, rechtfertigt das auch die Übertretung des liberalen Rahmens, die 
Missachtung geltender Gesetze und Akte der Autorität. Securitization ist damit 
auch die „Produktion von Ausnahmesituationen, in denen sich Souveränität 
manifestiert“ (Opitz 2008: 220) und eine selbstreferenzielle Praxis, die Sicherheits- 
interessen schafft, indem sie diese als solche benennt (Buzan u.a. 1998: 24). Die 
Politik der nationalen Sicherheit ist jedoch kein Selbstzweck, sondern hilft unter 
anderem, Opposition mundtot zu machen (ebd.: 29). Seit den 1970er Jahren ist 
die bundesdeutsche Debatte über innere Sicherheit zudem dadurch geprägt, dass 
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aufakute Bedrohungen verwiesen wird, um kurzfristige Entscheidungen treffen 
zu können (Kunz 2005: 360). Wird ein normativ aufgeladener Bezugspunkt, 
wie „die freiheitliche Ordnung“ oder „unsere Lebensweise“, bedroht, wird ein 
„rechtlich entkoppelte[r] Möglichkeitsraum“ eröffnet (Opitz 2008: 220). Die 
Frage, ob überhaupt mehr Sicherheit nötig ist, kann im Diskurs der Securitization 
gar nicht gestellt werden. So ist der Diskurs grundsätzlicher Kritik unzugänglich 
und es ist äußerst schwierig, beispielsweise neue Technologien zu problematisieren. 

Damit einher geht die steigende Popularität ziviler Sicherheit. Sie „konstitu- 
iert sich als Schnittfläche zwischen den klassischen Aufgabenbereichen innerer 
Sicherheit sowie den Kriegs- und Friedensaufgaben des Katastrophenschutzes“ 
(Kaufmann 2011: 102). Diese Zusammenführung verändert auch das Dispositiv 
innerer Sicherheit. Verschiedenste Abhängigkeiten fallen ins Auge, wenn unter- 
stellt wird, dass sämtliche Infrastrukturen (Energie, Trinkwasser, Transportwege 
usw.) gefährdet sind, egal ob „physikalisch, virtuell, geographisch [oder] logisch“ 
(ebd.: 112). Diese Abhängigkeiten sind nicht von umfassender Digitalisierung zu 
trennen, insbesondere da „Informationsinfrastrukturen als Infrastrukturen von 
weiteren Infrastrukturen gelten“ (ebd.: 105).' Tendenziell wird alles als bedroht 
imaginiert. Die Gesellschaft gilt als verletzlich. Die politischen Sicherheitsstrate- 
gien richten deshalb den Blick in die Zukunft. Bereits in den 1980er Jahren wird 
eine „vorbeugende Bekämpfung’ von Straftaten“ (Pütter etal. 2005) in deutsche 
Polizeigesetze übernommen. Unter dem Leitbild der Prävention finden weitere 
tiefgreifende Veränderungen statt. Präventionsmaßnahmen geben sich nicht mehr 
bloß mit einer Interpretation zufrieden, sondern entwerfen eine Zukunft, die sie 
dann in die gewünschte Richtungzu beeinflussen suchen. Ob diese Vorstellungen 
der Realität nahekommen, ist irrelevant. Politisch entscheidend ist vielmehr, 
„welche Konsequenzen sie zeitigen“ (Krasmann 2011: 53). Dazu gehört zweifel- 
los, dass Menschen mittels einer Präventionslogik regiert werden, die nicht nur 
ihr Bewusstsein prägt, sondern auch bestimmte Alltagspraktiken hervorbringt 
(ebd.). Der Prävention wird auch die Unschuldsvermutung, die das bürgerliche 
Recht auszeichnet, geopfert: Alle Daten müssen zur Verfügung stehen, weil alle 
verdächtigsind (Opitz 2008: 223). Mit dem Blick in die Zukunft und dem damit 
verbundenem predictive policing, dem Versuch Verbrechen mittels Statistik und 
umfassenden Sozialdaten zu Leibe zu rücken bevor sie begangen werden, verän- 


1 Inder Sicherheitssparte des aktuellen europäischen Forschungsrahmenprogramms Ho- 
rizon 2020 gehen der Schutz kritischer Infrastrukturen und Cybersecurity Hand in 
Hand (Europäische Kommission 2016). Auch das Konzept zur zivilen Verteidigung der 
Bundesregierung nennt Cyberangriffe als ernsthafte und wahrscheinliche Bedrohung. 
Das Internet gilt als die kritische Infrastruktur und wird mit fortschreitender Digitalisie- 
rung (Internet der Dinge, Industrie 4.0 etc.) auch in Sicherheitsfragen noch an Relevanz 
gewinnen. 
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dert sich der gesellschaftliche Umgang mit Zeit grundlegend. Während bisher 
Erfahrungen aus der Vergangenheit als Orientierung für ein Handeln in der 
Gegenwart dienten, wird heute die Gegenwart zunehmend unter der Imagination 
einer düsteren Zukunft umstrukturiert. 


Das Forschungsprojekt INDECT 


Rationalitäten wie die der Prävention schreiben sich in vernetzten Praktiken und 
Technologien ein (Krasmann/Opitz 2007: 133). Die gesellschaftliche Realität ist 
ihrerseits aber auch „immer schon der Effekt von Technologien der Erfassung, 
Auswertung und Verarbeitung von Daten“ (ebd.: 136). Der „Präventionsstaat“ 
(Krasmann 2011) steht mit seiner technischen Praxis auf dem Boden „des elekt- 
ronischen Zeitalters und dieser Wandel ist irreversibel“ (Rauer 2012: 87). Dabei 
besteht eine Koevolution von Technologien und Diskursen innerhalb des Dis- 
positivs (vgl. Krasmann/Opitz 2007: 133ff.). 

Zeitgenössische Sicherheitstechnologien sollen Polizeien und Geheimdiensten 
ein möglichst optimales Lagebild verschaffen und den Schritt zu einer proaktiven, 
also nicht nur vorausschauenden, sondern voraushandelnden Praxis erleichtern. 
Der Begriff des Dispositivs zeigt an, dass sich via Securitization illiberale Regie- 
rungsweisen in Techniken einschreiben und so eine eigenständige Materialität 
bekommen (Opitz 2008: 218). Für eine vernetzte Sicherheit sind vernetzte Tech- 
nologien nötig. Überwachung ist heute dementsprechend komplex und verwoben; 
es geht um Daten und Metadaten (Bauman u.a. 2014: 123). Neben cher klassi- 
schen Technologien, wie Kameras oder der Telekommunikationsüberwachung 
(TKÜ) sind neue, wie Data-Mining? und Mustererkennung, getreten. Letztere 
basieren auf Software, deren Einsatz auch die klassischen Techniken stark verän- 
dert. Die IKT-Entwicklung hat so Massenüberwachung erst ermöglicht (Marx 
2011: 91); andererseits ist Technik immer von sozialen Prozessen mitbestimmt 
(Lyon 1994: 54). Technischen Systemen liegen aber nicht nur gesellschaftliche 
Verhältnisse zugrunde, sondern sie „produzieren eine politische Wirklichkeit, 
bilden bestimmte historisch bedingte Sinnzusammenhänge ab und heben diese 
in Versprechen technischer Funktionalität auf“ (Hempel 2011: 129). 


INDECT (Intelligent Information System Supporting Observation, Searching 
and Detection for Security of Citizens in Urban Environment) wurde im Zuge 


2 Data-Mining bedeutet, Informationen aus den Untiefen des Internets zu Tage zu brin- 
gen und mittels Statistik, Muster und Zusammenhänge aus großen Datenmengen zu 
gewinnen. 
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des siebten Forschungsrahmenprogramms (FP7) der EU durchgeführt. In der 
Sparte „Sicherheit der Bürger“ lief es von 2009 bis 2014 und hatte ein Budget 
von knapp 15 Millionen Euro, wovon knapp 11 Millionen von der EU kamen 
(CORDIS n.d.c). An dem Projekt beteiligen sich 17 Institutionen aus neun 
Staaten, darunter elf Universitäten, vier Privatfirmen und zwei Polizeien als 
potenzielle Endnutzer (INDECT n.d.b)?. Es befasste sich mit der Bündelung 
unterschiedlicher Überwachungstechnologien zur computergestützten, pro- 
aktiven Verbrechensbekämpfung. INDECT verfolgte eine zweigleisige Stra- 
tegie, im Rahmen derer die städtische und die virtuelle Umwelt (v.a. Internet) 
überwacht werden soll (INDECT n.d.b). Dazu wurde an einem integrierten 
Informationssystem geforscht, das Bedrohungen präventiv bearbeiten sollte, um 
so die Polizeiarbeit zu unterstützen (CORDIS n.d.b). Schwerpunkt des Projekts 
war, in städtischen Umgebungen Video- und Audiodaten mit dem Zweck zu 
erheben, Bedrohungslagen und kriminelles Verhalten durch Mustererkennung 
automatisch zu identifizieren. Um gefährliche Situationen und „abnormales 
Verhalten“ näher zu bestimmen, wurden zu Beginn des Projekts Polizeikräfte 
aus Nordirland und Polen befragt (CORDIS n.d.c). Als Verdachtsmomente für 
die Erhebung galt, wenn Autos auf Straßen beschleunigt werden, Menschen auf 
öffentlichen Straßen rennen, in öffentlichen Verkehrsmitteln auf dem Boden 
sitzen, sich häufigumschen (ob sie beobachtet werden) oder sich länger an einem 
Platz aufhalten (INDECT n.d.a: 16ff.). Auch Menschenansammlungen werden 
als Verdachtsmomente behandelt, sobald eine bestimmte kritische Anzahl von 
Personen an einem Ort auftaucht (INDECT 2012: 26). Parallel wurde, insbe- 
sondere durch die beteiligte Universität York, an konstanter Überwachung von 
Internetressourcen (Monitoring), Relationship-Mining, Social Network Analysis 
(University of York n.d.a) sowie an einer semantischen Suchmaschine geforscht 
(University of York n.d.b). Hinzu kamen Werkzeuge zur Observation mobiler 
Objekte (Drohnen) und eine neuartige Suchmaschine für Bilddaten (CORDIS 
n.d.a; vgl. Rauer 2012). In INDECT wurde versucht, das ganze Spektrum zeit- 
genössischer Sicherheitstechnologie zuammenzuführen. Dementsprechend war 
zentraler Gegenstand des Projekts, unterschiedliche Datensorten, wie Videos, 
Texte oder biometrische Daten (Fingerabdrücke, Bewegungsmuster) technisch 
zu bündeln und bearbeitbar zu machen.‘ 


3 Im End Users Requirements Board erweiterte INDECT gegen Ende des Projekts den Kreis 
beteiligter Polizeien auf Vertreter von insgesamt neun Staaten (CORDIS 2016). 

4 INDECT war ein schr anwendungsorientiertes Forschungsprojekt und hat angeblich 
über 50 „funktionierende Prototypen“ (CORDIS 2016) entwickelt. Darunter befindet 
sich Software zum Prozessieren verschiedener Datensorten und zum Auffinden verdäch- 
tiger Websites, zahlreiche Tools zur Audio- und Videoanalyse, Gefahrenerkennung und 
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Das INDEC-Projekt zeichnet letztlich aus, dass Überwachung des öffentlichen 


Raums und Internet-Monitoring nicht getrennt voneinander behandelt werden, 
sondern dass beide Dimensionen miteinander vernetzt und integriert werden. 
Situationen im öffentlichen Raum sollen unter Einbeziehung von Erkenntnissen 
aus dem Internet oder Datenbanken beurteilt und kategorisiert werden. Durch 
die Kombination technologischer Strategien verknüpfte INDECT somit diszip- 
linare und gouvernementale Rationalitäten, indem es Monitoring, Kameras und 
Datenbanken zusammenführte. 


Gouvernementale und disziplinare Technologien 


Das Internet wird zunehmend zum Terrain staatlicher Sicherheit. Dabei herrscht 
die schillernde Auffassung vor, das Internet als einerseits gefährdet und ande- 
rerseits selbst als Gefährdung zu verstehen - nicht nur bei INDECT. Polizeien 
und Geheimdienste vernetzen sich mit Unternehmen wie Facebook und Goog- 
le (Monroy 2015a). Europol klagt über verschlüsselte Kommunikation und 
strebt seinerseits Kooperationen an, um „Zugang zur Kommunikation jener 
Personen zu bekommen, die unsere Gesellschaft beschädigen wollen“ (ebd.). 
Das können Kriminelle, vermeintliche Terrorist_innen oder auch Fluchthel- 
fer_innen sein (Monroy 2015b).° Zudem beteiligt sich Europol im Rahmen von 
Horizon 2020 an Forschungen zur „Auswertung offener Quellen im Internet“ 
(Monroy 2016a), also Data-Mining. 2015 wurde die European Union Internet 
Referral Unit (EU IRU), eine Meldestelle für Internetinhalte, ins Leben ge- 
rufen, vor allem um soziale Medien zu überwachen, da jihadistische Gruppen 
dort Nachwuchs rekrutieren und Gewalt propagieren (Europol 2015). Mit der 
EU IRU soll die Zusammenarbeit staatlicher Stellen mit großen Internetun- 
ternehmen weiter institutionalisiert und technisch umgesetzt werden. Neben 
automatisierter Bilderkennung nutzt die Stelle auch ein zentrales Register, um 
Internetseiten aufzulisten, bei denen bereits Verstöße gemeldet wurden (Monroy 


Entscheidungsfindung sowie Drohnen zur weitgehend autonomen Verfolgung verdächti- 
ger Objekte (ebd.). Insgesamt wurden zu den Forschungen über 400 Artikel veröffentlicht. 
Einige Ergebnisse wurden „erfolgreich“ von Polizeikräften getestet. Als Nachfolgeprojekt 
ist unter anderem ein Spin-off-Unternehmen zur kommerziellen Vermarktung der Er- 
gebnisse angedacht (CORDIS 2016). 

5 Auch spanische Forscher von INDECT haben das Internet als besonders kriminellen 
Ort erkannt: „Kriminelle nutzen immer öfter das Internet, um Verbrechen zu planen. 
Die Polizei muss deshalb mit wirkmächtigen Werkzeugen zum Aufspüren von Bedro- 
hungen ausgestattet werden, um Verbrechen zu verhindern bevor sie begangen werden“ 


(Gacimartin et al. 2010; Übers. CM). 
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2015b). Die Beispiele verdeutlichen eine zunehmende Kooperation zwischen 
staatlichen und privaten Akteuren und deren Interesse an „vorausschauender“ 
Kriminalitätsbekämpfung. 

Monitoring, also kontinuierliche Überwachung und systematisches Erfassen 
von Aktivitäten im Internet oder im öffentlichen Raum, ist ein gouvernemen- 
taler, massenkonstituierender Machttypus (vgl. Foucault 1999: 280). Bei der 
Korrelation verschiedener Daten und Prognostik geht es um eine „Anordnung 
der Dinge“ (Foucault 2006: 150): Mit diesen Methoden versuchen Polizeien und 
Geheimdienste, Auffälligkeiten zu entdecken (vgl. Marx 2011: 88f.), Ordnungins 
vermeintliche Chaos zu bringen und aus unstrukturierten Datenmassen mittels 
Informationsverdichtungnützliche Ressourcen werden zu lassen, zu fördern und 
abzubauen. Dabei spielt Statistik eine große Rolle, sie „stellt demographische 
Informationen bereit, die eine bestimmte Form von administrativer Kontrolle 
nach sich ziehen“ (Opitz 2004: 50). Die Begriffe, die nach Foucault im Rahmen 
der gouvernementalen Sicherheitsdispositive wichtig werden - Fall, Risiko und 
Gefahr (Foucault 2006: 94f.) - sind davon nicht zu trennen. Es geht um Vor- 
hersagen und Messungen (Foucault 1999: 284). Migration von Arbeitskräften 
beispielsweise ist für den zeitgenössischen Kapitalismus in Europa notwendig. 
Eine unkontrollierte Zuwanderung läuft Standortinteressen jedoch entgegen. 
Ähnlichesgilt für Datenströme: Sie müssen fließen, dasie nicht nurökonomisch 
relevant sind, sondern auch Sicherheitsbehörden ein komplexes Lagebild bieten, 
dass von den Nutzer_innen selbst gezeichnet wird. Werden soziale Medien zur 
Fluchthilfe und für die Koordinierung unregulierter Grenzübertritte genutzt, 
besteht aus Perspektive gouvernementaler Sicherheit Handlungsbedarf, sobald ein 
kritischer Wert überschritten wird. Das permanente Scannen auf verdächtigen 
Inhalt und brisante Verbindungen bedeutet eine Verstaatlichung des Internets 
im foucaultschen Sinne (vgl. Demirovic 2008: 9f.). 


Die populärste und zugleich am häufigsten kritisierte Technologie, die mit in- 
nerer Sicherheit assoziiert wird, sind Überwachungskameras, die nicht nur bei 
INDECT eine zentrale Rolle spielen. Mittels Kameras breitet sich das panoptische 
Prinzip in die Gesellschaft aus (Lyon 1994: 63). Die technische Entwicklung 
führt derweil zu kleineren, mobileren, hochauflösenden, schwenkbaren und 
lichtempfindlicheren Kameras, die ein engmaschiges Netz bilden und zusätzlich 
mit anderen Technologien (Datenbanken, Mikrofone) verbunden werden kön- 
nen (8.0.). Die Herstellung eines permanenten Sichtbarkeitszustandes (Foucault 
1977: 258) soll tendenziell flächendeckend hergestellt werden. So werden dem 
an sich statischen Konzept des Panoptikums dynamische Qualitäten verliehen. 
Durch Digitalisierungkommen Techniken der Bild- oder Mustererkennung, der 
biometrischen Identifizierung sowie die Möglichkeiten der Objektverfolgungin 
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Kamerabildern hinzu. Damit einher geht „die Möglichkeit einer detaillierten 
Kontrolle und pünktlichen Intervention“ (ebd.: 206). Universitäten, andere 
Forschungseinrichtungen, Unternehmen und Polizeien arbeiten in zahlreichen 
Projekten sogenannter intelligenter Videotechnik (Monroy 2016b). Im Zentrum 
der Bemühungen steht dabei meist, verdächtige Personen, Verhaltensweisen oder 
Gegenstände zu identifizieren, „ohne dass die anfallenden Videoströme perma- 
nent von menschlichen BedienerInnen beobachtet werden müssen“ (ebd.).° Allein 
das Bundesministerium für Bildungund Forschung (BMBF) fördert Forschungs- 
projekte zur Mustererkennung mit Millionenbeträgen (Bundesregierung 2013). 
Neben Algorithmen der Mustererkennung sind mit Kameras verknüpfte Daten- 
banken unerlässlich, beispielsweise zur Identifizierung von Menschen durch Ge- 
sichtserkennung. Während Kameras oft noch sichtbar sind, gehört eszum Wesen 
der Datenbanken, unsichtbar zu sein (Hempel/Metelmann 2005: 13). Sie dienen 
der Speicherung und Kategorisierung von personenbezogenen und sonstigen 
Daten und werden von unterschiedlichsten Institutionen verwaltet und genutzt. 
Kameras überwachen nicht länger anonyme Subjekte, sondern identifizierbare 
Personen (Cameron 2005: 108). Mit einer Vielzahl von vernetzten Datenbanken 
scheint zugleich der Idealfall des „nie abzuschließende[n] Dossier[s]“ (Foucault 
1977: 291), wie er von der Disziplinarmacht angestrebt wird, möglich. Beim 
Rückgriff auf die Panoptikum-Metapher steht oft der kontrollierende Blick im 
Zentrum. Was hingegen meist unter den Tisch fällt, ist die Kategorisierungdurch 
die Macht (beispielsweise in Risikostufen) (Lyon 2005: 25). Kategorisierungund 
Klassifikation zeigen die Relevanz von Datenbanken voller personenbezogener 
Informationen, die zum Teil völlig belanglos erscheinen, bis sie in Beziehung ge- 
setzt werden (Cameron 2005: 118). Dies geschicht, indem Informationen entlang 
von bestimmten Kategorien geclustert werden, die wiederum in einen statisti- 
schen oder algorithmischen Zusammenhang gebracht werden. Datenbanken 
ergeben nur dann Sinn, wenn die gespeicherten Informationen auch systematisch 
nutzbar sind. Weil aber so unterschiedliche Datensorten (Bilder, Telefonnum- 
mern, biometrische Daten etc., vgl. Hempel 2011: 135) nebeneinanderstehen, ist 
eine semantische oder graphische Datenaufbereitung besonders wichtig. Um die 
Datenbanken durchsuchen zu können, wird deshalb intensiv zu Suchmaschinen 
gearbeitet (vgl. INDECT n.d.a.; Europäische Kommission 2016). Liegen einmal 
alle Informationen in digitaler Form vor, ist die Verknüpfung und integrierende 
Nutzung verschiedener Daten ein lösbares Problem. 


6 Auch bei INDECT war diese erhoffte Entlastung ein wichtiges Motiv. 
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Die Beispiele zeigen, dass das Dispositiv innerer Sicherheit gegenwärtig durch 
die Integration unterschiedlicher Technologien charakterisiert wird (vgl. Rauer 
2012: 82f.; Europäische Kommission 2016).’ Im sogenannten Informations- 
zeitalter ist die Grenze zwischen Kommunikation und Überwachung jedoch 
unscharf geworden (Marx 2011: 85), dabei digitaler Kommunikation und IKT 
fast zwangsläufig Datenspuren hinterlassen werden, die sich auch zu Kontroll- 
zwecken nutzen lassen (vgl. Bigo 2008: 109). Die Polizei nutzt soziale Medien 
(facebook, Twitter etc.), fast jedes Mobiltelefon verfügt über eine hochauflösende 
Kamera und fungiert als Peilsender. Die Digitalisierung geht so mit einer Kon- 
vergenz unterschiedlicher Technologien einher. Darin begründet sich auch der 
„Zugriff auf die Zukunft“ (Hempel/Metelmann 2005: 12), dem technischen 
Äquivalent zur vorbeugenden Präventionslogik in der Sicherheitspolitik (s.o.). 
So werden disziplinare und gouvernementale Logiken integriert, das heißt, 
die Bevölkerung als Ganzes und das einzelne Individuum werden überwacht. 
Der Dispositivcharakter der inneren Sicherheit bei Projekten wie INDECT 
zeigt sich in der Vernetzung der Datensätze, da das eigentliche Novum in der 
Interaktion der mehr oder weniger bereits bekannten Einzeltechnologien liegt. 
Bei der Sicherheit wird an einer Verschränkung von virtueller und realer Welt 
gearbeitet, ganz ähnlich wie bei der industriellen Produktion unter dem Schlag- 
wort Industrie 4.0. 


Um das Verhältnis von Sicherheitsdiskurs und Technologien zu verstehen, lohnt 
ein Rückgriff auf die Akteur-Netzwerk-Iheorie (ANT). Diese geht davon aus, 
dass soziale Praxis immer von Artefakten mitbestimmt wird (Degele 2002: 139) 
und Technik als Stabilisator sozialer Verhältnisse fungiert (Latour 1991). Im 
Zentrum von ANT steht der Gedanke, dass sich soziale Praxis ausdehnt und 
verfestigt, auf Dauer gestellt wird und nicht mehr so einfach hinterfragt werden 
kann. Durch die Delegation von Handlungen an und Inskription von Diskursen 
in technische Artefakte entstehen hybride Akteure, die sich aus Menschen und 
Technik zusammensetzen.’ Polizeiliche Praktiken und Sicherheitsdiskurse wer- 
den in Technologien überführt. Dadurch gewinnen diese an Handlungsmacht 
und objektivieren auch implizite Strategien von Akteuren und Bedrohungssze- 


7 „Innaher Zukunft wird die beste Strategie für die Informationsgewinnungaus Kommuni- 
kationsdaten, um Terrorismus zu begegnen, Krisen zu managen und in Gefahrenlagen zu 
agieren, darin liegen, die Vorzüge künstlicher Intelligenz, Biometrie im weiteren Sinn und 
IKT mit menschlicher Erfahrungzu kombinieren.“ (INDECT 2009: 38; Übers.: C.M.) 

8 Die ldee der Inskription ist bereits bei Foucault angelegt, wenn er in Bezugauf Benthams 
Panoptikum von der Institutionalisierung desärztlichen Blicks und dessen Einschreibung 
in den Raum spricht (Foucault 2003: 250). 
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narien (Hempel 2011: 125). Technik ist aber weder allmächtig, noch neutrales 
Werkzeug, vielmehr verändert sie Handlung und Kontext (ebd.). Wenn Mensch 
und Technik verschmelzen, entsteht ein Hybrid und es ändert sich mitunter 
auch das eigentliche Ziel der Technik und der polizeilichen Praktiken (ebd.: 
216f.). Die Kamera zum Beispiel sollte nur aufnehmen, was ihr vor die Linse 
kommt, der Polizist wollte nur Verdächtige kontrollieren, aber der Hybrid-Akteur 
kontrolliert alle, die vor die Linse kommen und behandelt sie als verdächtig. 
Foucault beschreibt die Disziplinarmacht immer wieder als Maschine, die un- 
abhängig vom Überwachungspersonal funktioniert und damit unpersönlich 
wird (Foucault 1977: 229). In den hier vorgestellten Projekten wird die Macht 
buchstäblich zur Maschine und „[e]s sind nicht die menschlichen Akteure, die 
eine Gefahr definieren, sondern es sind maschinelle Praktiken“ (Rauer 2012: 85f.). 
Diese hochtechnisierte Praxis innerer Sicherheit wird auch als Technopolicing 
bezeichnet (Lyon 1994: 113). Der Versuch mittels nicht-menschlicher Akteure 
gesellschaftliche Ordnungen auf Dauer zu stellen, ist nicht unproblematisch 
und ruft immer „neue Unschärfen und Kontingenzen“ (Rauer 2012: 71) hervor. 
Neben dem Problem des „categorial suspicion“ (Lyon 1994: 113), sieht Lyon 
Paradoxa bei der Abhängigkeit der Polizei von Daten, die den Anschein der 
Objektivität erheben, sobald sie auf Bildschirmen erscheinen (ebd.). Subjektive 
Urteile gelangen beispielsweise über Freitextfelder in Datenbanken und werden 
von da an nicht mehr hinterfragt. Bei INDECT war geplant, Hinweise aus der 
Bevölkerung über ein sogenanntes Portal aufzunehmen und diese dann der Po- 
lizei für ein komplexeres Lagebild zur Verfügung zu stellen. Das Dispositiv der 
inneren Sicherheit verändert sich so durch den Einsatz digitaler Technologien. 
Es wäre jedoch falsch, von einem bloßen Technikdeterminismus auszugehen. 


Innere Sicherheit im Neoliberalismus 


Der inneren Sicherheit kommt im Rahmen neoliberaler Politik eine zentrale 
Rolle zu, denn ein wichtiger Aspekt ist die Verlagerung von sozialer auf innere 
Sicherheit. Das zeigt sich bei der Struktur des öffentlichen Budgets (Butterwegge 
2007: 189; vgl. Wacquant 2012). Permanent werden Ausschlüsse wie Arbeits- 
losigkeit, Wohnungslosigkeit oder Illegalisierung produziert (Kannankulam 
2008: 417), wobei die Ausgeschlossenen im neoliberalen Präventionsstaat per 
se als deviant stigmatisiert werden und unter Kontrolle gehalten werden müssen 
(ebd.: 421). Sie erfahren die harten Aspekte ausschließender und bestrafender 
Überwachung (Lyon 1994: 61). Neoliberalismus und Gouvernementalität er- 
schöpfen sich damit nicht in Strategien der Selbstregierung und -optimierung 
- zumindest nicht für die Subalternen. Der Rückgriff auf Repression stellt im 
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Kapitalismus immer eine Option dar, rückt aber „in Zeiten der Krise vermehrt 
in den Vordergrund“ (Buckel/Kannankulam 2002: 5). Es stellt sich in diesem 
Kontext die Frage, vor wem die Gesellschaft geschützt werden muss und wer 
dazugehört. Die Gefahr scheint jedenfalls von außen zu drohen, etwas Fremdes 
zu sein.’ Die Ausgeschlossenen selbst gelten nicht als Teil der schützenswerten 
Gemeinschaft, sondern sind „Repräsentationen der Unsicherheit“ (Krasmann/ 
Opitz 2007: 143) und werden oft „entlang der Kategorien Alter, Geschlecht, 
soziale Herkunft, ethnischer Hintergrund und Wohnumfeld unterschieden“ 
(Stenson 2007: 184). Diese Rasterung geht einher mit einer sinkenden Toleranz- 
schwelle gegenüber kleinen Störungen der öffentlichen Ordnung, etwa Ruhe- 
störung durch Jugendliche (ebd.). Bei vielen der neuen Sicherheitstechnologien 
entscheiden Algorithmen, wer genug Risikomerkmale oder Verdachtsmomente 
auf sich vereint und einer weiteren Überprüfung bedarf (vgl. INDECT 2010: 
41; INDECT n.d.a: 23ff.). 


Durch Sozialabbau weiten sich Phänomene des Ausschlusses tendenziell aus. Den 
Folgen stellt sich der Sicherheitsstaat als neuer starker Staat, der die in Bewegung 
gesetzte Gesellschaft aufmerksam im Auge behält, damit nichts aus dem Ruder 
läuft. Auf staatlicher Ebene herrscht eine „funktionale Verknüpfung“ (Wacquant 
2012: 680) von Deregulierung und Autorität, die auf eine Kriminalisierung 
von Armut hinausläuft (ebd.).'° Nicht zuletzt werden in dieser Logik Kameras 
programmiert, die auf dem Boden sitzende Personen als verdächtig markieren 
und die Polizei alarmieren (vgl. Monroy 2016b). Liberalisierung von Markt und 
Sozialpolitik führt zu steigenden Spannungen und sinkender Legitimität des 
Staates. Ein autoritärer Staat antwortet auf beides (Wacquant 2012: 692£.). 


Staatliche Sicherheitsapparate werden seit den Krisen der 1970er Jahre ausge- 
baut (Dawson 2011). Die Studie Policing The Crisis (Hall u.a 1982) zeigt, wie im 
Rahmen der starken Rezession in den 1970ern Schwarze Arbeitnehmer_innen 
in Großbritannien auch zu den ökonomisch am stärksten unterdrückten werden 
undeszu einer „Synchronisierung der ethnischen und klassenbezogenen Aspekte 


der Krise“ (ebd.: 332, Übers.: C.M.) kommt. Ab 1974 setzt in Großbritannien 


9 Nicht zufällig fallen in neu-rechtem Denken imaginierte Bedrohungen der Bevölke- 
rung durch etwas ihr Äußerliches oder Fremdes (EU, Migration, Wertewandel) mit dem 
Einfordern eines starken Staates, der für Recht und Ordnung sorgt und davor schützt, 
zusammen. 

10 Beispiele finden sich zuhauf: sogenannter Warnschussarrest, Intensivtäter-Debatte oder 
Vertreibung von Obdachlosen aus Innenstädten, Hartz IV-Gesetzgebung; bei letzteren 
zeigt sich auch das produktive „Prinzip des Nicht-Müßiggangs“ (Foucault 1977: 197) der 


Disziplinarmacht. 
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eine regelrechte Hetze gegen Migrant_innen ein, die sich schr ähnlicher Topoi 
— Flutmetapher, „Sozialschmarotzer“ etc. - bedient, wie die in Deutschland 
Anfangder 1990er Jahre und heute in weiten Teilen Europas stattfindende (vgl. 
ebd.: 335). Hall u.a. identifizieren Rassismus und verschärften Klassenkampf 
als direkte Krisenfolgen, in denen ausgehandelt wird, wer die Lasten zu tragen 
hat. Auch diese Zuspitzung bleibt nicht ohne Konsequenzen: „Krisen müssen 
behoben, ihre schlimmsten Effekte abgemildert werden. Sie müssen zudem un- 
ter Kontrolle gebracht werden. Um es direkt zu sagen, sie müssen polizeilich 
beantwortet werden“ (ebd.: 339; Übers.: C.M.). Dabei dient ein „autoritärer 
Konsens“ (ebd.) als gesellschaftliche Basis. Ausgrenzungim Namen der Sicherheit 
wird von der Mehrheit akzeptiert, da (wie bei Securitization) die zu schützen- 
de Bevölkerung als Ganzes angesprochen und einbezogen wird. Dabei werden 
die Ränder der Gesellschaft „abnormalisiert“, um die Sicherheit der statistisch 
geschen „normalisierten“ Mehrheit zu schaffen. Es entsteht eine Dynamik, die 
ständig neue (Un)Sicherheit (Bigo 2008: 108) und Ausschlüsse produziert. Der 
Sicherheitsdiskurs produziert so eine imaginäre Zukunft der Homogenität, in 
der es keine Randgruppen, Widersprüche und Kämpfe mehr gibt und die er 


umzusetzen versucht. 


Angesichts der Aufstände von Tottenham im August 2011 (vgl. PROKLA 175) 
zeigt sich, dass die Studie mit den Jahren nichts an Aussagekraft eingebüßt hat 
(vgl. Dawson 2011). Wenn während und nach den Aufständen Verdächtige mittels 
Formen digitaler Überwachung überführt werden, beispielsweise durch die Ver- 
öffentlichung von Kamerabildern in sozialen Medien, kombiniert mit Aufrufen 
zur Denunziation, ist das der aktuelle Ausdruck des „autoritären Konsenses“. 
Die Londoner Polizei bemüht sich seither verstärkt darum, sich unter Zuhil- 
fenahme sozialer Medien ein Lagebild zu verschaffen (vgl. Metropolitan Police 
Service 2012). Abwechselnde Phasen von „more than usual alarm“ und „more 
than normal control“ (Hall u.a. 1982: 185f., Afz. i.O.) tauchen meist in Zeiten 
tiefgreifender sozialer Unruhen, ökonomischer Krisen und historischer Brüche 
auf (ebd.). Die historische Formation samt ihren hegemonialen Verhältnissen, die 
Hall u.a. untersuchen und die bis heute andauert, nennen sie „post Jaissez-faire 
Welfare State form“ (ebd., Herv. i.O.). In dieser sind die Innenministerin und 
sonstige mit Sicherheitsfragen Betraute stets darum bemüht, weitere Diskurs- 
verschiebungen zu erreichen. Sie initiieren Panikdynamiken und beantworten 
sie unter Rückgriff auf Zuschreibungszyklen, welche meist die stigmatisierende 
Zusammenführungvon Begriffen enthalten („convergence“) (ebd.). Dabei werden 
negativ konnotierte Begriffe mit an sich unproblematischen verknüpft, um auch 
diese mit einer Bedrohung zu assoziieren (ebd.). Beispiele für solche Zusammen- 
führungen sind „islamischer Terrorismus“ oder „Internetkriminalität“. Der Islam 


76 Christian Meyer 


und das Internet werden so zum Gegenstand polizeilichen Handelns. Aktuell 
wird mit dem Begriff der „Schleuserkriminalität“ und der Bedrohung durch 
angeblich eingewanderte Djihadist_innen, Migration als Sicherheitsproblem 
gelabelt. Letztendlich beschreibt die Studie von Hall u.a. nicht nur anschaulich, 
wie es zu Securitization und proaktiver Polizeiarbeit kommt, sondern gibt auch 
Aufschluss darüber, wie mit Stereotypen Politik der inneren Sicherheit betrieben 
wird. In den heutigen Technologien steckt die jüngere Geschichte der Sicher- 
heitsstrategien und Polizeiarbeit. In ihnen ist die Beantwortung der erzeugten 
Paniken objcktiviert. 


Seit dem 11. September 2001 haben sich Sicherheitsdiskurse weiter verschärft und 
es ist davon auszugehen, dass diese Entwicklung nach den jüngeren Anschlägen 
in Europa anhält. Die Technologien, die seither eingesetzt werden (vgl. Cameron 
2005: 115), vereinen Elemente disziplinarer und gouvernementaler Macht und 
verändern diese. Mittels „intelligenter“ Kameras ist der panoptische Blick nicht 
mehr an geschlossene Institutionen gebunden. Die Disziplinen „deinstitutio- 
nalisieren“ (Foucault 1977: 271, Anfz. i.O.) sich somit auch in ihrer restriktiven 
Ausprägung. Gouvernementalität und Disziplin stehen jetzt in einem neuen 
Verhältnis. Während sich die gouvernementale Sicherheit ursprünglich gegenüber 
der Disziplinarmacht durch eine gewisse Distanz zum Objekt auszeichnete, und 
es nicht mehr darum ging, die Überwachungsmethoden auszuschöpfen und die 
Beherrschten für den Souverän ständig sichtbar zu halten und gefügigzu machen 
(Foucault 2006: 102f.), bemühen sich Projekte wie INDECT um kleinteilige 
Überwachung und permanente Sichtbarmachung durch modernste Kommuni- 
kationstechnologien. Die vielleicht wichtigste Neuheit ist, dass die Individuen 
selbst wieder verstärkt von Interesse sind, um etwas über die Bevölkerung zu 
erfahren (vgl. Foucault 2006: 69f.). Diese zukunftsorientierte, technologieba- 
sierte Sicherheit ist dann etwas anderes als Disziplin: „Überwachung ist nicht 
das gleiche wie Disziplin. Foucault hat nicht verstanden, dass Überwachung 
das vereint, was er mit der Differenzierung von Sicherheit auf der einen und 
Disziplin auf der anderen Seite getrennt hat“ (Bigo 2008: 109; Übers.: C.M.). 
An Bigo anschließend ließe sich also sagen, es liegt in der Natur der Sache, dass 
Überwachung und deren Technologien, Disziplin und Sicherheit vereinen. Die 
einzelnen Technologien verkörpern zwar unterschiedliche Machttypen. Sie wir- 
ken aber alle zusammen und ergänzen sich. Die gouvernementale Totalerfassung, 
Statistik und Suche nach Normabweichungen, wird teilweise zur Voraussetzung 
disziplinarer Einzelüberwachung. Dennoch kann gouvernementale Statistik „mit 
einer Katastrophe umgehen aber nicht mit dem Armageddon“ (Bigo 2008: 112; 
Übers.: C.M.; vgl. Kaufmann 2011: 109). Spätestens seit 9/11 ist deshalb jeder 


Einzelfall wieder von Interesse, weil im Worst-case-Denken jedes einzelne ausdem 
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Ruder gelaufene Individuum Schaden von gesellschaftlich relevantem Ausmaß 
anrichten kann. Ein Sicherheitsdenken des Laissez-faire kann es damit nicht 
mehr geben, sondern Elemente der Disziplinarmacht müssen eine panoptische 
Situation bis in die Ritzen der Gesellschaft etablieren, um wenigstens die Illusion 
von Schutz gegen das Unbekannte aufrechtzuerhalten, „gegen die Atombombe 
im Rucksack“ (ebd.). Durch den technischen Fortschritt ist das Panoptikum 
ohne Einsperrung nicht länger Science-Fiction und Dystopie, sondern tatsäch- 
lich möglich. Dennoch lässt sich die Gesellschaft nicht zur Disziplinaranstalt 
umbauen. Verkehr, Handel, Mobilität und Datenaustausch müssen möglich 
sein. Deshalb bestehen liberale Elemente der Gouvernementalität weiter, die sich 
jedoch weitgehend auf die Ökonomie im engeren Sinn beschränken, während 
bürgerliche Freiheiten eingeschränkt werden oder zumindest nicht für alle gelten 
(vgl. Krasmann/Opitz 2007: 140). 


Das Dispositiv innerer Sicherheit ist die Orchestrierung von Technologien, 
Diskursen, Praktiken, Gesetzen und Subjektivierungsweisen. Doch was sind 
die Probleme, auf die das Dispositiv der inneren Sicherheit antwortet? Sowohl 
Securitization, als auch deren technowissenschaftliche Verkörperungen sind 
„ihrer Herkunft nach Emergenzprodukte, die aus historischen Konstellationen 
hervorgegangen sind“ (Richter 2011: 63). Die Situation, auf die sich die innere 
Sicherheit neu einzustellen versucht, ist geprägt von einer neoliberalen Formation 
und digitaler Technologie. Die angestrebte lückenlose Überwachung erinnert 
an die Pestverordnungen des 17. Jahrhunderts (Foucault 1977: 251f.). Doch 
jene beruhten auf Einschluss und einer Ausnahmesituation und galten nur für 
begrenzte Zeit. Heute ist die Überwachungräumlich und zeitlich entgrenzt. Die 
Disziplinarmacht ist damit wieder stärker in den Vordergrund getreten. Dafür 
gibt es vor allem drei Gründe: Erstens führt Neoliberalismus zu Ausschlüssen 
und sozialen Konflikten. Als Krisenfolgen müssen diese „policed“ werden. 
Zweitens kann jeder Einzelfall relevant sein. Folglich müssen alle überwacht 
werden, um potenzielle Terrorist_innen oder Kriminelle herausfiltern zu kön- 
nen. Und drittens erlaubt der Stand der Technologie individuelle Überwachung 
auf gesellschaftlicher Ebene und das ohne Einsperrung. Dafür wird sowohl der 
öffentliche Raum wie auch das Internet überwacht. Letzten Endes können 
staatliche Akteur_innen de jure auf fast sämtliche Daten zugreifen, auch wenn 
sie von privater Seite erhoben wurden, seien es Kamerabilder von Verkehrsbe- 
trieben oder Daten und Metadaten von Mobilfunkanbietern. Hinzu kommen 
zahlreiche Beispiele für direkte Kooperationen (vgl. Monroy 2016b; Hempel/ 
Metelmann 2005). Daten werden also von verschiedensten Akteur_innen und 
auch zu unterschiedlichen Zwecken erhoben, doch werden sie mittels neuester 
Technologien, in Projekten wie INDECT, auf staatlicher Seite für polizeiliche 
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oder geheimdienstliche Zwecke wieder zusammengeführt. Es findet eine Re- 
integration verteilter Überwachung statt. Der Streit zwischen FBI und Apple 
um die Entschlüsselung eines Chatprotokolls war rühmliche Ausnahme und 
fand zudem außerhalb des europäischen Kontextes statt (vgl. Gruber/Reinhold 
2016). Wo der Staat keinen Zugriff hat, bemüht er sich, die Informationslücken 
zu schließen (vgl. Monroy 2015a). Mit Technologien der inneren Sicherheit wird 
versucht, soziale Verwerfungen einzuhegen, kritische Milieus unter Kontrolle zu 
halten und unkontrollierte Migration einzuschränken. Sie sind dabei mitunter 
sehr kleinteilig und auf Hotspots wie Innenstädte, Infrastrukturen oder Gren- 
zen beschränkt. Andererseits ist die Überwachung des Internets grenzenlos. 
Proaktive Sicherheitstechnologien antworten im Dienst einer autoritären Politik 
auf nationale wie internationale Krisenfolgen. Gesellschaftliche Widersprüche 
werden sie nicht beseitigen. 
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Christian Frings 


Das Problem der Linken mit der Technik 
Ein Zwischenruf aus dem Maschinenraum 


Seit dem Siegeszug der modernen, spezifisch kapitalistischen Technologie Ham- 
men in nahezu regelmäßigen Abständen heftige Debatten um Fluch oder Segen 
der jeweils neuen Maschinerie auf - von der „Maschinenfrage“ und „Maschi- 
nenstürmerei“ zu Beginn des 19. Jahrhunderts, über die lebensphilosophische 
Rationalitätskritik und syndikalistische „Sabotage“ versus sozialdemokratischer 
Technikbegeisterung fünfzig Jahre später, die Euphorie über Telefon, Radio 
und Kino und den Streit um „Ford“ und „Taylorismus“ in den 1920er Jahren, 
die heute schon wieder vergessene Kybernetikbegeisterung nach dem Zweiten 
Weltkrieg, die Krise der bürgerlichen Wissenschaft und Großtechnologie in 
den 1970er Jahren bis hin zu der abwechselnden Verteufelung und Verherrli- 
chungder gesamtgesellschaftlichen Diffusion und Vernetzung von elektronischer 
Rechenleistung.' Mitte der 1980er Jahre musste ich meinen ersten PC noch 
heimlich im neutralen Karton ins besetzte Haus tragen, weil das Plenum diese 
„Schweinetechnologie“ in unserem „Freiraum“ nicht geduldet hätte; kaum zehn 
Jahre später standen dieselben Menschen bei mir Schlange, um sich E-Mail und 
Browser einrichten zu lassen, und wenn es mit der Organisierung autonomer 
Politik nicht so recht weitergehen wollte, fand sich bestimmt jemand, der die 
Einrichtung einer Mailingliste zur besseren Vernetzung vorschlug. Diese Anek- 
dote illustriert nur im Kleinen, was sich auch in den großen Debatten um das 
Für und Wider kapitalistischer Technologien abspielt - abwechselnd steht die 
Allgegenwart des Computers und des Internets für die Perspektive der baldigen 


1 Diese Liste ließe sich noch um einiges erweitern und präzisieren und soll hier nur ein paar 
Highlights benennen. Das gilt auch für die folgenden Literaturhinweise, die nur eine grobe 
Orientierung bieten können: Zur Maschinenfrage Maxine Berg (1982), Jeff Horn (2005), 
Henkel und Taubert (1979); zur Geschichte des Telefons und Radios von unten Tim Wu 
(2012) und Robert MacDougall (2014); zur „Rationalisierungsdebatte“ der 1920er Jahre 
Gunnar Stollberg (1981), Dorothea Schmidt (1993); zum Hype der Kybernetik Ronald 
Kline (2015); zur Krise der Wissenschaft exemplarisch Prigogine und Stengers (1980); 
zur Geschichte des Personalcomputers und des Internets als einer Bewegung von unten 
Max Henninger (2017) mit weiteren Hinweisen. 
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Befreiung durch den „general intellect“ im „Postkapitalismus“ oder für die totale 
Unterwerfung durch das vereinte „big data“-Projekt von Privatwirtschaft und 
Geheimdiensten, eine „Welt am Draht“, wie sie Fassbinder schon 1973 auf die 
Leinwand brachte. Aufgeladen ist diese Debatte innerhalb der Linken durch die 
aktuelle Propagandaoffensive der Regierungunter den unsinnigen Schlagwörtern 
„Industrie 4.0“ und „Digitalisierung“ (von digitus = Finger, der für das Zählen 
steht; also Zählbarmachen oder Verfingerung), der unschwer anzuschen ist, dass 
sich in ihr die Ratlosigkeit gegenüber der konjunkturellen Lähmung und dem 
akuten „Anlagenotstand“ des Kapitals widerspiegelt. 

Im Streit um Fluch oder Segen der neuen Technologien werden der Maschi- 
nerie gleichermaßen von Pessimisten wie Optimisten geradezu übermenschliche 
Eigenschaften, Kräfte und gesellschaftliche Folgen zugeschrieben, was ihr einen 
Fetischcharakter im religiösen Sinne verleiht. In allen Spielarten der Technik- 
philosophie und der in Hollywood produzierten technologischen Utopien und 
Dystopien ist dieses eigentümliche Phänomen endlos durchbuchstabiert worden, 
gerinnt aber in diesen Deutungen selbst wieder zu einem anthropologischen 
oder existenzialistischen Verhängnis und aflirmiert damit den quasi-religiösen 
Status von Technologie. Ich denke, die offensichtliche Parallele zu der von Marx 
entwickelten Fetischkritik könnte aus diesem Dilemma herausführen. Dazu 
ist es allerdings notwendig, das marxsche Kritikprojekt ernst zu nehmen und 
aus seiner Verkürzung auf den gerade in den Kulturwissenschaften beliebten 
„Warenfetisch“ zu lösen (ausführlicher zu dem hier nur skizzierten Frings 2013 
und 2017). Von den Menschen selbst hergestellte Sozialbeziehungen und Dinge 
entwickeln im Kapitalismus ein selbständiges Dasein und beglücken oder be- 
herrschen die Menschen. Marx nennt es Fetischismus. Dieser Schein, der eine 
fundamentale Bedeutung für die Legitimierung und ungestörte Reproduktion 
dieser Verhältnisse hat, ist für ihn keineswegs nur ein falsches Bewusstsein oder 
ein „Verblendungszusammenhang‘, sondern es sind „objektive Gedankenformen“ 
oder „sinnlich übersinnliche Dinge“, die nur objektiv sein können, wenn sie eine 
handgreifliche, sinnliche Gestalt annehmen. Geld kann nur zum gegenständli- 
chen Ausdruck des „Gedankendings“ Wert werden, weil sich die Substanz des 
Werts, abstrakt allgemein menschliche Arbeit, in den natürlichen Eigenschaften 
von Edelmetallen wie Gold und Silber ausdrücken kann. Am Beispiel des Waren- 
und Geldfetischs ist diese Theorie breit rezipiert worden, aber das eigentliche 
Dramabesteht für Marxim Kapitalfetisch, weil sich in ihm der Klassencharakter 
und die Ausbeutungsverhältnisse der modernen Gesellschaft als ein sich nach 
seinen eigenen Gesetzen bewegendes und über den Menschen schwebendes Ding 
namens Kapital darstellen. Erst im Kapital als dem sich aufssich selbst beziehenden 
und endlos selbstverwertenden Wert existiert „Wert“ als eine gesellschaftliche 
Macht und Realität. Dazu muss Marx aber zeigen können, dass und wie sich die 
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Verselbstständigungdes Werts in seinem Prozessieren zu Kapital objektiv mani- 
festiert. Das Kapital kann nur zur verdinglichten Erscheinungsform der historisch 
neuen Ausbeutungs- und Herrschaftsverhältnisse in der Produktion werden, 
weil die Unterordnung der lebendigen unter die tote Arbeit, die eigentümliche 
Subjekt-Objekt-Verkehrung, bei der die Arbeitsmittel die Arbeiterinnen anwen- 
den, in der modernen Maschinerie eine „technisch handgreifliche Wirklichkeit“ 
(Marx 1890, MEW 23: 446) erhält. 

Die theoretische Schwierigkeit des von Marx angestoßenen, aber bei Weitem 
nicht abgeschlossenen Untersuchungsprojekts besteht darin, dass es sich der 
einzelwissenschaftlichen Aufspaltung in Gesellschafts- und Naturwissenschaft - 
die uns heute institutionell gefestigt als „zwei Kulturen“ (C.P. Snow; zur Debatte 
siche Kreuzer 1987) in Fleisch und Blut übergegangen ist — entzieht. Lese ich 
Marx’ Kritik des Fetischcharakters als fachbornierter Gesellschaftstheoretiker, 
dann vollzieht sich die Verkehrung nur auf der Ebene gesellschaftlicher Struk- 
turen, also in den Beziehungen zwischen den Menschen. In dieser Lesart ist die 
Verdinglichung oder Naturalisierung nur eine des „als ob“. Die Kritik lautet 
dann, im Kapitalismus würden gesellschaftliche Beziehungen so erscheinen, als 
obessich um die Natureigenschaften von Dingen handele. Diese naturalisierende 
Konstruiertheit eigentlich menschlicher Verhältnisse gilt es dann zu „dekonstru- 
ieren“. Der Herrschafts- oder Befreiungscharakter von Technologien als der Ver- 
mittlungzwischen Mensch und Natur kann dann nur in ihrem gesellschaftlichen 
Gebrauch, nicht in ihnen selbst liegen. Umgekehrt lädt die Naturalisierung dazu 
ein, in einen technologischen Determinismus zu verfallen, und den Technologien 
selbst die positiven oder negativen Potenziale zuzusprechen. In beiden Fällen 
bleibt „Natur“ und damit die technologische Vermittlung zu ihr dasganz Andere 
der Gesellschaft - was Hegel bissig „zu viel Zärtlichkeit für die Dinge“ nannte. 

Nun gibt es seit Jahren eine teilweise schr fruchtbare Diskussion und For- 
schungzum gesellschaftlichen Charakter von Technologien, die allerdings in lin- 
ken und insbesondere den an einer Neu-Lektüre von Marx orientierten Debatten 
viel zu wenig berücksichtigt wird.’ Aber auch diese stehen vor einem noch nicht 
lösbaren Problem und stoßen daher immer wieder an Grenzen oder verlaufen 


2 Einen guten Einstiegund Überblick bietet der von MacKenzie und Wajcman herausge- 
gebene Sammelband The Social Shaping of Technology (1985). In der deutlich veränderten 
Textzusammenstellung in der 2. Auflage von 1999 spiegelt sich die zunehmende Ablösung 
von marxistischen Theoricansätzen durch postmoderne und dekonstruktivistische An- 
sätze wieder, die in diesen Jahren unter den Namen „Science and Technology Studies“ 
(STS) und „Social Construction of Technology“ (SCOT) zunehmend das Feld domi- 
nierten. Die damit verbundenen Erkenntnisgewinne in historischen Detailfragen waren 
allerdings erkauft durch den völligen Verzicht auf Kapitalismuskritik; siche kritisch zum 
Beispiel Langdon Winner 1993. Zur merkwürdigen Ausblendungtechnologischer Fragen 
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sich in philosophische Spekulation. Die rigide Trennung in Gesellschafts- und 
Naturwissenschaften nebst Aufteilung in Einzeldisziplinen ist kein bedauerlicher 
und korrigierbarer Irrtum der Institutionalisierungvon Wissenschaft im 19. Jahr- 
hundert, sondern scheint eng mit dem spezifisch kapitalistischen Charakter der 
modernen Technologie und dem durch diese gesellschaftliche Praxis pragmatisch 
geprägten Begriff von „Natur“ verbunden zu sein (siche Jason Moore im letzten 
Heft der Prokla). Keine Einzelwissenschaft könnte oder wollte bestimmen, was 
ihr spezifischer Gegenstand ist - die Abgrenzung ihres Gegenstands wird ihr 
durch gesellschaftliche Praxis vorgegeben und entsprechend durch staatliche 
Einrichtungen zementiert. Das Absurde dieser Trennungen wird immer mal wie- 
der - weitgehend folgenlos - benannt und fiel auch dem jungen Marx schon auf: 
Menschliche Wesen und damit ihre sogenannte Gesellschaft sind selbst Teil der 
Natur; sie sind auch nur eine besondere Art von Tieren, die sich wahrscheinlich 
nur deshalb für „einzigartig“ hält, weil sie mittlerweile in der Lage ist, alleanderen 
Tiere ausrotten zu können. Wie aber ließe sich Natur und damit menschliche 
Gesellschaft und schließlich Technologie anders denken, wenn uns die Art, wie 
wir diese Kategorien bilden und benutzen, durch eine gesellschaftliche Praxis 
vorgegeben ist, der sich heute kaum jemand auf diesem Globus entziehen kann? 

Mit genau diesem Problem schlägt sich der junge Marx in den sogenannten 
„Ökonomisch-philosophischen Manuskripten“ (1844) herum und grübelt über 
die janusköpfige Gestalt des historischen und technischen Fortschritts. An der 
„Geschichtsschreibung‘, also Gesellschaftstheorie, kritisiert er die Nichtbeach- 
tung der Naturwissenschaft, die wiederum „desto praktischer [...] vermittelst 
der Industrie in das menschliche Leben eingegriffen und es umgestaltet und die 
menschliche Emanzipation vorbereitet, soschr sie unmittelbar die Entmenschung 
vervollständigen mußte“. Diese negative Seite der Naturwissenschaft bezeich- 
net er theorieimmanent als „ihre abstrakt materielle oder vielmehr idealistische 
Richtung“ (was ausgehend von der Borkenau-Grossmann-Debatte in den 1930er 
Jahren einige versucht haben, genauer am Gesetzesbegriff und den Kategorien 
der Naturwissenschaft festzumachen; vgl. Richard Hadden 1994, Freudenthal/ 
McLaughlin 2009) und fordert dann als Perspektive die Einheit der Wissenschaft: 
„Die Naturwissenschaft wird später ebensowohl die Wissenschaft von dem Men- 
schen wie die Wissenschaft von dem Menschen die Naturwissenschaft unter sich 
subsumieren: es wird eine Wissenschaft sein.“ (Marx 1844, MEW 40: 543f.) Aber 
Marx ist klar, dass es für diese anvisierte „menschliche Naturwissenschaft“ noch 
gar nicht das Subjekt gibt, das sie betreiben könnte, und betont daher, dass „die 
Lösungder theoretischen Rätsel eine Aufgabe der Praxis und praktisch vermittelt 


und der fehlenden Rationalitätskritik im Marxismus, die nach Marx fast hundert Jahre 
andauerte, siehe Frings 2011. 
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ist“, dass „die wahre Praxis die Bedingungeiner wirklichen und positiven Theorie“ 
ist, in der die „abstrakte Feindschaft zwischen Sinn und Geist“, also Natur und 
Gesellschaft, überwunden werden könne (ebd.: 552). Ohne eine solche Praxis, 
in der sich überhaupt erst das Subjekt einer anderen Wissenschaft herausbilden 
könnte, führen Versuche, Natur und menschliche Gesellschaft zusammenzu- 
denken, daher in aller Regel nur zu einer esoterisch-religiösen oder romantischen 
Beschwörung (der auch noch der ältere Marx der Grundrisse zugestand, dass sie 
die „volle Entleerung“ derbürgerlichen rationalistischen Ansicht „als berechtigter 
Gegensatz sie bis an ihr seliges Ende begleiten“ werde, Marx 1857/57, MEW 42: 
96). Das heißt, die - durchaus notwendige - theoretische Kritik der naturwissen- 
schaftlichen Begriffsbildung und Wirklichkeitsauffassung nimmt diesen nichts 
von ihrer Wirksamkeit in der heutigen Reproduktion unseres Lebens, so wie Marx 
weiß, dass seine Kritik der ökonomischen Kategorien nicht „den gegenständlichen 
Schein der gesellschaftlichen Charaktere der Arbeit“ verscheuchen kann (Marx 
1890, MEW 23: 88). 

Als Marx sich im Rahmen seiner Ökonomiekritik dem unmittelbaren Pro- 
duktionsprozess zuwendet und an ihm die objektive, also technologisch hand- 
greifliche Seite der Subjekt-Objekt-Verkehrung namens Kapital aufzuzeigen 
versucht, stößt er aufeinen gesellschaftlich dramatischeren Herrschaftscharakter 
der Naturwissenschaft, der mit ihrem abstrakten, nämlich vom Menschen ab- 
strahierenden theoretischen Status verbunden ist.‘ An die Stelle der Subjektivität 
im Arbeitsprozess - in Form des Willens, Plans und der Kenntnisse der unmit- 
telbaren Produzentinnen - tritt die Maschinerie, in der die Kenntnisse über den 
Gebrauch von Naturkräften und die Umwandlung von Naturstoffen objektiviert 


3 Soviel zu Dietmar Daths (2008) Sorge, das Festhalten an einer Kritik des bürgerlichen 
Charakters von Naturwissenschaft könnte zynisch darüber hinweggehen, dass heute 
zumindest für einen kleinen Teil der Menschheit ihr Wohlergehen und ihre Lebenser- 
wartung mit eben dieser Naturwissenschaft verknüpft sind. 

4 Marx bezeichnet es als „ihr Prinzip, jeden Produktionsprozeß, an und für sich und zu- 
nächst ohnealle Rücksicht aufdie menschliche Hand, in seine konstituierenden Elemente 
aufzulösen“ (Marx 1890, MEW 23: 510). Die Nichtberücksichtigung der Menschen 
und ihre beliebige Instrumentalisierung ist theoretisches Programm dieser Art von Na- 
turwissenschaft, deren praktische Leistungsfähigkeit in der Hervorbringung einzelner 
Gebrauchswerte damit erkauft wird, den inneren Zusammenhang gesellschaftlicher 
Naturverhältnisse erst gedanklich und dann in der Praxis zu zerstören. „Wie im Na- 
tursystem Kopf und Hand zusammengehören, vereint der Arbeitsprozeß Kopfarbeit 
und Handarbeit. Später scheiden sie sich bis zum feindlichen Gegensatz.“ (ebd.: 531) 
Erkenntnistheoretisch wirft das die Frage auf, welcher Art das Subjekt ist, das sich die 
Welt in dieser Weise zum Objekt machen kann. Ein wirkliches Naturwesen wie ein 
Mensch kann es nicht sein. Marx hätte es wohl „Kapital“ genannt, das im abstrakten 
Forschersubjekt seine „Personifikation“ erhält. Zu der für die Durchsetzung der neuen 
„wissenschaftlichen“ Produktionsweise erforderlichen neuen Mentalität siehe Kuby 1980. 


88 Christian Frings 


sind. Das wäre an und für sich kein Problem, solange es sich um die nach wie vor 
bei den Produzentinnen angesiedelten Kenntnisse handeln würde. Der Verkeh- 
rungsprozess ergibt sich erst aus der soziotechnischen Zusammensetzung des 
„Gesamtarbeiters“: Das Produktionswissen, das in der Maschinerie objektiviert 
wird, tritt den Produzenten als entfremdete dingliche Macht gegenüber, weil 
es in der hierarchischen Gliederung des kooperierenden Gesamtarbeiters von 
ihnen abgetrennt wird - in die Büros der Arbeitsvorbereitungund der Ingenieure 
und letztlich in eine gesellschaftlich abgetrennte Institution „Wissenschaft“, in 
Universitäten und Hochschulen. 

Marx hält daran fest, dass es dabei sich um einen soziotechnischen Verkeh- 
rungs- und Beherrschungsprozess handelt, auch wenn seine’ unglückliche Formu- 
lierung vom Arbeiter als „Anhängsel der Maschine“ nach einer technologischen 
Herrschaftstheorie klingt und sein Begriff der „reellen Subsumtion“ gerade in 
der Gesellschaftstheorie zu den bizarrsten Vorstellungen von dem, was so täg- 
lich in einer Fabrik abläuft, geführt hat.’ Die gesellschaftliche und kooperative 
Dimension der spezifisch kapitalistischen Produktionsweise, auf der alle ihre 
beeindruckenden Steigerungen der Produktivkraft beruhen, muss durch Formen 
der Trennung und scheinbaren Vereinzelung im „Käfig der Ausbeutung“ (Ro- 
mano Alquati) verborgen und den Beteiligten entfremdet werden - mitallihren 
Implikationen der geschlechtlichen, nationalen, rassistischen oder altersmäßigen 
Spaltungen und Hierarchisierungen. Eine besondere Bedeutung bekommt im 
Zuge der sogenannten Verwissenschaftlichung der Produktion das Zauberwort 
„Qualifikation“, das weniger mit den wirklichen Kenntnissen des Produkti- 
onsprozesses als mit zugewiesenen Stufenleitern in der Hierarchie zu tun hat. 
Die jeweilige Nähe oder Ferne zu den technologischen und wissenschaftlichen 
Momenten der Produktion befestigt dabei vorhandene Formen der Spaltungund 
verbindet sie mit dem Herrschaftscharakter der Wissenschaft.® 


5 Zuden „Defiziten des Subsumtionsmodells“ siche Klaus Türk 1995, Kap. 2. Giovanni 
Arrighi nannte es eins der „Mysterien des marxistischen Credos‘“, dass die Arbeiterklasse 
an eben den Punkten fortgeschrittener Kapitalakkumulation an Macht gewonnen hat, 
an denen die „reelle Subsumtion“ der Arbeitskräfte wie z.B. in der US-amerikanischen 
Fließbandindustrie ihre intensivsten Formen angenommen hatte (Amin/Arrighi/Frank/ 
Wallerstein 1986: 57). In einer kritischen Reinterpretation der marxschen Fabrikanalyse, 
die sich an die Untersuchungen des frühen Operaismus in Italien anlehnt, entwickelt er 
daraus die Unterscheidung zwischen individueller „Marktmacht“ und kollektiver „Pro- 
duktionsmacht“ der Arbeiterinnen und Arbeiter im unmittelbaren Produktionsprozess, 
die später von Beverly Silver (2005) aufgegriffen und für die Analyse der globalen Klas- 
sendynamik fruchtbar gemacht wurde. 

6 Voraussetzung für diese Differenzierungen ist der historische Prozess der Abtrennung der 
Wissenschaft von der unmittelbaren Produktion, den Marx mangels genauerer Kennt- 
nisse nur lapidar damit umschreiben kann, dass er „die Wissenschaft als selbständige 
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Unter dem Einfluss von Justus von Liebig, der aus eigenem Interesse ein völlig 
unrealistisches Bild von der Bedeutungder Naturwissenschaft für die Produktion 
zeichnete (Radkau 2008: 170ff.), neigt auch Marx dazu, den Einfluss der Wissen- 
schaften zu überschätzen - aber trotzdem sieht er sehr klar, dass erst die moderne 
Maschinerie und Industrie das Material lieferte, an dem die Naturwissenschaften 
ihre Theorien entwickeln konnten: „Fast alle großen Mathematiker seit Mitte 
des 17. Jahrhunderts, soweit sie sich auf praktische Mechanik einlassen und sie 
theoretisieren, gehn von der einfachen Wasser-Kornmühle aus“ (Marx an Engels, 
28.1.1863, MEW 30: 322) Und ebenso schuf erst die Dampfmaschine das Mate- 
rial, an dem die Fragestellungen und Theorien der Thermodynamik entstanden. 
Es wäre also schr verkürzt und einseitig, sich die „Verwissenschaftlichung der 
Produktion“ als eine simple Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse auf die 
Fertigungsprozesse vorzustellen, wie es im orthodoxen Marxismus üblich war. 
Auch in der bürgerlichen Wirtschafts- und Technikgeschichte wird hervorge- 
hoben, dass die dem Kapitalismus so eigentümliche Dynamik der permanenten 
technologischen Revolutionierung der Produktion wahrscheinlich weniger auf 
den spektakulären und oft irrtümlich mit den Namen einzelner Erfinder wie 
James Watt (1736-1819), Henry Bessemer (1813-1898) oder Thomas Edison 
(1847-1931) verbundenen Neuerungen beruht, sondern auf den unzähligen 
und namenlosen kleinen Verbesserungen, die solche Erfindungen erst ans Laufen 
brachten. An diesem als „Lernkurve“ und „Diffusion“ von Technologien beschrie- 
benen Prozess hatte die Masse der ganz gewöhnlichen Arbeiterinnen und Arbeiter 
großen Anteil.” Marx selbst betont, dass die Maschinerie als eine den Arbeitern 


Produktionspotenz von der Arbeit trennt und in den Dienst des Kapitals preßt“ (Marx 
1890, MEW 23: 382). Wie eng wissenschaftliche und technologische Entwicklung in 
den Anfängen der Industrialisierungim Produktionsprozess vereint waren, ist in jüngster 
Zeit vor allem von Forschungen im Umfeld der „Radikalaufklärung“ erhellt worden; vgl. 
Margaret C. Jacob und Catherine Secretan 2013 und Jacob 2014. Zur Differenzierung 
hinsichtlich der geschlechtlichen Zusammensetzung des Gesamtarbeiters siche Ruth 
Oldenziel (1999) zur „Vermännlichung von Technologie“, oder zur aktuellen Ausgren- 
zung von Frauen Thomas Misa (2010). Die historische Herausbildung der „Universität 
als Männerwelt“ beschreiben die Beiträge von Bea Lundt, Beatrix Niemeyer oder Londa 
Schiebinger in dem Sammelband von Kleinau und Opitz (1996); allgemeiner David 
Noble (1992). Zur Bedeutung von Technologie und Wissenschaft für die rassistischen und 
imperialistischen Spaltungslinien siehe Michael Adas 1989 und 2006. In der aktuellen 
Diskussion um die Auswirkungen der „Digitalisierung“ auf die Gesellschaft spielt der 
Begriff des „digital divide“ oder der „digitalen Kluft“ eine große Rolle, mit dem sowohl 
innergesellschaftliche wie globale Spaltungslinien bezeichnet werden; einen Überblick 
bietet Zillien und Haufs-Brusberg (2014), exemplarisch an Afrika zur globalen Dimension 
Fuchs und Horak (2008). 

7 Aneinerderspektakulärsten Erfindungen der ersten industriellen Revolution, der als „self- 
actor“ bezeichneten Spinnmaschine, die den damaligen Traum von Vollautomatisierung 
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„feindliche Potenz [...] lautund tendenziell vom Kapital proklamiert“ (Marx 1890, 
MEW 23: 459) wird - vergisst es aber leider, entgegen seiner sonst so kritischen 
Haltung gegenüber „Proklamationen“, den Wahrheitsgehalt solcher Propaganda 
genauer unter die Lupe zu nehmen. Macht und Herrschaft ist immer auch ein 
reflexives Verhältnis: „Dieser Mensch ist z.B. nur König, weil sich andre Menschen 
als Untertanen zu ihm verhalten. Sie glauben umgekehrt Untertanen zu sein, 
weil er König ist“ (ebd.: 72) In allen Kämpfen in der Geschichte zeigt sich, dass 
der Zusammenbruch dieses Glaubens - aus welchen Gründen auch immer - die 
Welt schlagartigauf den Kopf stellen bzw. die Könige nackt dastehen lassen kann. 
Das gilt auch für die dinglich-theoretischen Insignien heutiger Herrschaft - 
Technologie und Wissenschaft. Aber sie können nicht von einem Standpunkt 
aus entzaubert und kritisiert werden, der selbst felsenfest in die gesellschaftlichen 
Hierarchien eingebaut ist, der universitären und akademischen Theoriebildung. 
Die simple Forderung „Zerschlagt die Universität“, die 1970 von Andre Gorz 
erhoben wurde, ist heute in Vergessenheit geraten und damit die Einsicht in die 
zentrale Bedeutung der Trennung von Hand- und Kopfarbeit für die Reproduk- 
tion kapitalistischer Verhältnisse. 
Die Krise der bürgerlichen Universität und die Revolte der Arbeiter gegen die Gewalt- 
herrschaft der Fabrik geben diesem Problem (der Überwindung der Arbeitsteilung) seine 
Aktualität. Und wenn der Zusammenhang dieser beiden Erscheinungen derselben Krise 
nicht zu einer wirklichen Verbindung zwischen Studenten und Arbeitern führt, und es 
zu keiner gegenseitigen Kritik der Bildungs- und Herrschaftsmethoden kommt, so ist 
der Fehler nicht bei den Studenten zu suchen; er liegt vielmehr bei den traditionellen 
Organisationen der Arbeiterbewegung, die allestun, um die Studenten in das Hochschul- 


ghetto einzuschließen, damit sie umso besser die Forderungen der Arbeiter kontrollieren 


können. (Gorz 1970) 


Seitdem Niedergangder 1968er-Revolte, vor deren Hintergrund Gorz so formu- 
lieren konnte, ist die Situation scheinbar noch auswegloser geworden, weil sich 
angesichts des Ausbleibens gesellschaftlicher Kämpfe die Hochschulgettos zum 
bevorzugten Ort „radikaler“ Theoriebildung mausern konnten, was sich auch an 
dem zunehmend akademischen Charakter linker Kongresse ablesen lässt. Die 
wenigen, die wie Vivek Chibber das historisch Neue und höchst Problematische 
dieses Ortswechsels „kritischer“ Theorie betonen, müssen dafür aus der akade- 


und „Industrie 4.0“ verkörperte, ist dies mittlerweile schr genau untersucht worden. 
Auch Marx hatte sich von den Werbeversprechen der Maschinenhersteller blenden las- 
sen. Unkritisch berief er sich auf Andrew Ure, dessen Wissen wiederum nur auf diesen 
Werbeprospekten beruhte (Lazonick 1979). In kritischer Auseinandersetzung mit La- 
zonick konnte dann Mary Freifeld (1986) zeigen, dass die technischen Kenntnisse der 
unmittelbaren Maschinenarbeiter unverzichtbar waren, um diese Technologie überhaupt 
produktiv nutzen zu können. 
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mischen Welt viel Prügel einstecken (Chibber 2015). Die Kritik der Hierarchie 
und des Herrschaftscharakters von Theorieproduktion, gleich welcher Couleur, 
ist ein Tabuthema geworden, weil die neoliberale Konkurrenz um die wenigen 
verbliebenen Jobchancen für linke Intellektuelle immer härter und schmutziger 
geworden ist - was sich natürlich linke Gesellschaftskritikerinnen am wenigsten 
selbst eingestehen oder in ihren Theorien berücksichtigen können oder wollen.® 
Auch die Debatte um das Für und Wider der sogenannten „Digitalisierung“ ist 
durch diese Situation hochgradig verzerrt, weil alle möglichen philosophischen 
Blüten ins Spiel gebracht werden, um in dieser Konkurrenz mithalten zu können. 

Eine kritische, linke Auseinandersetzung mit Technologie steht daher vor 
einem erkenntnistheoretischen wie praktischen Problem (Frings 2013). Erst in 
gesellschaftlichen Kämpfen könnte sich ein Subjekt herausbilden, das dazu in 
der Lage ist, eine radikale Kritik zu formulieren, die eben die gesellschaftliche 
Hierarchie der Theorieproduktion infrage stellt, auf der die fetischhafte Macht von 
Technologie beruht. Dazu müsste kritische Theorie aufjeden exklusiven Ort, der 
ihr von den bestehenden gesellschaftlichen Mechanismen des Wissenschafts- und 
Kulturbetriebs vorgegeben wird, verzichten und sich in ein anderes Verhältnis zu 
den globalen Kämpfen setzen. Wir müssten wieder in den Maschinenraum herab- 
steigen und mit denjenigen diskutieren und die Möglichkeiten ihres Widerstands 


8 Dabei wird das Problem der immer sinnloser werdenden akademischen Überproduktion 
und geistigen Umweltverschmutzung durchaus benannt und ist bereits selbst zu einem 
Forschungsgegenstand geworden - schr unterhaltsam zum Beispiel dargestellt von Ka- 
tharina Schneider in dem Essay „Vielfalt, die zum Himmel stinkt“ (FAZ vom 4.3.2015), 
oder jüngst vorgeführt mit dem Wissenschafts-Hoax um die deutschen Schäferhunde 
(„Kommissar Rexan der Mauer erschossen?“, heise.de, 15.2.2016). Aber so wie auch viele 
beteiligte Banker schon vor 2007 wussten, dass sie an einer gigantischen Blase strickten, 
aber notgedrungen mitmachen mussten, so lässt sich auch der theoretischen Blasenbil- 
dung nicht mit dem Appell an wissenschaftliche Einsicht und Redlichkeit beikommen. 
Oder, wie es Guillaume Paoli (2016: 164f.) kürzlich gut auf den Punkt brachte: „Die 
Zeiten des engagierten Intellektuellen, der mit seinem Megafon an sozialen Konflikten 
persönlich teilnahm, sind längst vorbei. Gesellschaftskritische Theorien werden nur 
noch im akademischen Gewächshaus gezüchtet. Sie mögen elegant formuliert und gar 
scharf pointiert sein, aber auf die Frage, wie sie im Freiland keimen könnten, wird nur 
ausweichend geantwortet. Man liefere nur die konzeptuelle Werkzeugkiste, nicht die 
Bedienungsanleitung. Alles andere wäre ja populistisch. Zwar haben Kulturschaffende 
in Theaterhäusern, Muscen und Hochschulen einen guten Grund, gegen den Neolibera- 
lismus zu sein: Eine völlige Implementierung dessen würde ein Ende der Subventionen 
bedeuten, die ihren Lebensunterhalt vorläufig noch sichern. Ansonsten verleiht ihnen 
ihre Position den nötigen Freiraum, um fern von existenziellen Nöten ihre Gedanken- 
spiele fortzusetzen. Ein Tor wäre, wer auf die komfortable Seite des bestehenden Systems 
freiwillig verzichten würde. Freilich herrscht in diesem Betrieb dieselbe Konkurrenz wie 
auf privaten Märkten. Jeder einzelne Iheoretiker muss sich von den Kollegen abheben 
und sich mit eigens konfektionierten marktkritischen Begriffen profilieren.“ 
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und ihrer Kämpfe ausloten, die jeden Tag ganz im Verborgenen diese Maschinerie 
produzieren und am Laufen halten - von den hunderttausenden, die in China 
bei Foxconn und anderen Firmen unsere neuesten Spielzeuge produzieren, den 
Millionen Arbeiterinnen, die das globale Netzwerk aus Routern, Servern und 
Glasfaserkabeln am Laufen halten, den meistens höchst prekär beschäftigten 
App-Programmieren, deren Zahl in Europa schon über einer halben Million liegen 
soll, den philippinischen Putzkräften, die für facebook zum Hungerlohn unsitt- 
liche Einträge entfernen, bis hin zu den Kindern und Jugendlichen, die auf den 
brennenden Elektroschrotthalden von Agbogbloshie unseren Mist wegräumen. 

Wenn wir die Fetischkritik von Marx ernst nehmen, besteht das Wesen des 
Klassenkampfs in der gemeinschaftlichen und bewussten Wiederaneignung der 
produktiven Kräfte, die immer schon auf dem gesellschaftlichen Charakter der 
Arbeit, also dem vielfältigen und massenhaften Zusammenarbeiten (das sich 
heute neben dem an der Oberfläche bunt glitzernden Internet weit fundamentaler 
beispielsweise im globalen Containertransport, den Öltankerflotten und dem 
explodierenden Luftverkehr ausdrückt) beruhen. Die alltäglichen Kämpfe um 
Aneignung und Enteignung, um Entfetischisierung und Refetischisierung des 
Kapitalverhältnisses vollziehen sich durch die Technologien hindurch. Diese 
werden selbst von den Kämpfen vorangetrieben, in vielen Fällen wie beim Telefon 
oder dem PC überhaupt erst durch die massenhafte Initiative von unten erfunden 
und entwickelt (Tim Wu 2012), um dann wieder vom Kapital als Medium seiner 
Macht angeeignet zu werden. Und umgekehrt eignen sich die Kämpfe die in der 
Technologie eingeschlossene und verdinglichte Gesellschaftlichkeit der Arbeit 
wieder an, indem sie die Brüchigkeit und Verletzlichkeit des arbeitsteiligen und 
kooperativen Gesamtzusammenhangs in Produktionsmacht der Arbeiterinnen 
und Arbeiter (Silver 2005) übersetzen. Aus der Geschichte der Kämpfe wissen 
wir, dass sie in der Regel ihren Vorlauf in der diffusen Ausbreitung sogenannter 
individueller Devianz, in Verbrechen, Diebstahl und Regelverletzungen haben. 

Alssich nach einem teilweise anregenden, teilweise aber auch schr akademisch 
und philosophisch präsentierenden Kongress von linksradikalen Kräften zum 
„digitalen Kapitalismus“ Ende November 2016 in Hamburgdie Beteiligten schon 
verabschiedet hatten, waren aufeinmal fast eine Million Kunden der Telekom in 
ganz Deutschland mit dem Problem konfrontiert, über Stunden oder Tage vom 
Internet getrennt zu sein. Ein ziemlich simpler Hack hatte die Schwachstellen 
der bekanntermaßen veralteten Speedport-Router genutzt, um einmal etwas 
auszuprobieren. Dass sich selbst riesige Konzerne wie Google, Apple oder Sony 
immer wieder hunderttausende Zugangsdaten stehlen lassen oder solche Pannen 
wie bei der Telekom passieren, verweist aufdie Empfindlichkeit und Brüchigkeit 
der „digitalen Maschine“, die uns mit ihren „big data“-Phantasien in Angst und 
Schrecken versetzen soll. Auch diese Maschine läuft nur, weil sie jeden Tag von 
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Millionen von Arbeiterinnen und Arbeitern am Laufen gehalten wird. Und die 
wissen ziemlich genau, wie brüchig und empfindlich sie ist. Das darin liegende 
Potenzial für kollektive Kämpfe scheint heute an der Oberfläche nur in Formen 
der Cyber-Kriminalität und technischen Störung auf - sie lassen sich aber durch- 
aus als Vorboten kommender kollektiver Kämpfe lesen. 
Am Vorabend der 1848er-Revolution schrieb der junge Friedrich Engels An- 
fang Oktober 1844 aus Wuppertal an seinen Freund Karl Marx: 
Die Arbeiter sind so schon seit ein paar Jahren auf der letzten Stufe der alten Zivilisation 
angekommen, sie protestieren durch eine reißende Zunahme von Verbrechen, Räubereien 
und Morden gegen die alte soziale Organisation. Die Straßen sind bei Abend schr unsi- 
cher, die Bourgeoisie wird geprügelt und mit Messern gestochen und beraubt; und wenn 
die hiesigen Proletarier sich nach denselben Gesetzen entwickeln wie die englischen, so 
werden sie bald einschen, daß diese Manier, als Individuen und gewaltsam gegen die soziale 
Ordnung zu protestieren, nutzlos ist, und als Menschen in ihrer allgemeinen Kapazität 


durch den Kommunismus protestieren. Wenn man den Kerls nur den Wegzeigen könnte! 


Aber das ist unmöglich. (MEW 27:7) 


Nein, das ist auch heute unmöglich, weil die Selbstkonstituierung eines anderen 
Subjekts durch die Kämpfe gegen Ausbeutung und Enteignung nicht durch eine 
Bildungsmission bürgerlicher Intellektueller ersetzt werden kann. Den schlechten 
Zirkel jeder aufklärerischen Mission hatte Marx schon in der 3. Feuerbachthese 
bloßgestellt: Wer erzieht die Erzicher, wer klärt die Aufklärer auf? Aber wir könn- 
ten unser Augenmerk stärker aufdie Brüchigkeit der technologisch verdinglichten 
Macht des Kapitals und die noch so kleinen Versuche einer Wiederaneignung 
der kollektiven Dimension der Produktion in den Klassenkämpfen richten und 
würden dann zu anderen Schlüssen kommen, als darüber zu grübeln, ob uns 
irgendwelche neuen Technologien geradewegs ins Paradies oder in die Hölle 
führen. Oder wie Marx es in der Debatte um vermeintlich cherne Lohngesetze 
formulierte: „Sicher ist es der Wille des Kapitalisten, zunehmen, waszu nehmen 
ist. Uns kommt es darauf an, nicht über seinen Willen zu fabeln, sondern seine 
Macht zu untersuchen, die Schranken dieser Macht und den Charakter dieser 
Schranken“ (Marx 1865, MEW 16: 105) 
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Bernd Belina 


Zur Geographie der Abstiegsgesellschaft 
Der Aufstieg der Rechten - Anmerkungen zu 
Oliver Nachtwey und Didier Eribon 


„Die werden immer zusammengekauft“, 
klärt mich der Buchhändler meines Ver- 
trauens auf - „typische Urlaubslektüre“ 
- als ich im Sommer Didier Eribons 
Rückkehr nach Reims und Oliver Nacht- 
weys Die Abstiegsgesellschaft mitnehme, um 
sie - naja, im Urlaub zu lesen. Vor einem 
dreiviertel Jahr schon höchst aktuell, sind 
es beide Bücher nach wie vor und umso 
mehr, weil die rechten Einschläge noch 
malgrößer geworden und nähergekommen 
sind: Brexit, Hofer, Trump, Mecklenburg- 
Vorpommern etc. Obschon weder bei Eri- 
bon noch bei Nachtwey die Analyse des 
Aufstiegs der Rechten im Zentrum steht, 
leisten beide Bücher auf ihre Art einen 
wichtigen Beitrag zur Ursachenforschung 
und haben Debatten um Kapitalismus, ge- 
sellschaftlichen Wandel und neue Rechte 
angeregt, wie sie auch im Redaktionsartikel 
in der letzten PROKLA geführt werden 
(PROKLA-Redaktion 2016; vgl. die Bei- 
träge im vorliegenden Heft).! Was beiden 


1 Dieser Beitragbegann als ein Kommentar zu 
Eribon (2016) und Nachtwey (2016) und 
wurde erst später auch zu einem ebensolchen 
zu PROKLA-Redaktion (2016) erweitert. 
Das zentrale Argument wird primär in Aus- 
einandersetzung mit den beiden Büchern 
entwickelt. Mein Dank für Kommentare und 
Kritik an einer früheren Version gilt Thomas 
Bürk, Daniel Mullis, Tino Petzold, Mathias 
Rodatz, Sebastian Schipper und Felix Wie- 
gand, wertvolle Hinweise zur „Erweiterung“ 


kamen von der PROKLA-Redaktion. 


Büchern ebenso wie dem Redaktionsarti- 
kelder PROKLA aber fehlt, ist ein syszena- 
tisches Verständnis für die Geographien der 
Abstiegsgesellschaft. Warum ein solches aber 
gerade für den Kampf gegen den Aufstieg 
der Rechten notwendig ist, soll im Folgen- 
den herausgearbeitet werden. 

Zunächst zu den wichtigen Beiträgen 
beider Bücher. Beide betonen, wie wichtig 
Klassenlagen und ihre Veränderungen 
sind, dass es der Linken hierzulande wie in 
Frankreich an einer einenden Imagination 
fehlt, die Angehörige der Arbeiterklasse 
und der sich von Abstieg bedroht fühlen- 
den Mittelschichten anspricht, und auch 
welche katastrophalen Folgen es hat, wenn 
Regierungen links der Mitte Politik gegen 
jene machen, die sie gewählt haben. Zum 
Wandel unter der RegierungMitterand (an 
der die Kommunist*innen beteiligt waren) 


schreibt Eribon (2016: 12]): 


Die linken Parteien mit ihren Partei- und 
Staatsintellektuellen dachten und sprachen 
fortan nicht mehr die Sprache der Regierten, 
sondern jene der Regierenden, sie sprachen 
nicht mehr im Namen von und gemeinsam 
mit den Regierten, sondern mit und für die 
Regierenden, sie nahmen gegenüber der Welt 
nunmehr einen Regierungsstandpunkt ein 
und wiesen den Standpunkt der Regierten 
verächtlich von sich, und zwar mit einer Ge- 
walt, die von den Betroffenen durchaus als 
solche erkannt wurde. 


Ungenauigkeiten und Unfuggehen natürlich 
auf meine Kappe. 


PROKLA. Verlag Westfälisches Dampfboot, Heft 186, 47. Jg. 2017, Nr. 1, 97-104 
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Die heutige „Zustimmung zum Front 
National“, so folgert er, sei „zumindest 
teilweise als eine Art politische Notwehr 
der unteren Schichten“ (ebd.: 124) zu 
interpretieren — eine Bewertung, die aus 
Sicht der (PROKLA-Redaktion 2016: 527) 
„noch zu diskutieren“ wäre. 

Auch Nachtwey spart nicht mit Kritik 
an der „Reduktion der sozialen Bürger- 
rechte“ (2016: 96), „marktbereitendel[r] 
Staatlichkeit“ (cbd.: 97), „autoritär grun- 
diertem Liberalismus“ und der „Erosion 
der wirtschaftlichen Bürgerrechte“ (cbd.: 
101; Herv. i.O.) unter Rot-Grün sowie 
den Folgen dieser Politik. 

Gleichwohl sind es zwei vollkommen 
unterschiedliche Bücher. Nachtwey (ebd.: 
7£.) legt einen systematischen und mit 
Empirie-gesättigten Versuch vor, „am 
Beispiel der deutschen Entwicklung“ den 
„fundamentalen gesellschaftlichen Wan- 
del, der sich in den meisten westlichen 
kapitalistischen Staaten vollzieht“, zu 
verstehen. Diesen beschreibt er als einen 
von der „Gesellschaft des Aufstiegs und der 
sozialen Integration“ zur „Gesellschaft des 
sozialen Abstiegs, der Prekarität und Pola- 
risierung“. Eribon hingegen verwebt einen 
persönlichen Rückblick auf seine und die 
Biografien seiner Familie unter anderem 
mit dem Aufstieg des Front National in 
Frankreich, ohne dabei Systematik oder 
Übertragbarkeit anzustreben. Im Inter- 
view mit der Süddeutschen Zeitung wehrt 
ersich gegen andere Lesarten, indem er die 
Einstiegsfrage („Herr Eribon, Trump hat 
die Wahl gewonnen und ...“) unterbricht 
und klarstellt: „Hören Sie, ich weiß nicht, 
was ihr alle wollt. Ich habe ein Buch über 
meine Mutter geschrieben und jetzt soll 


ich Brexit, Trump und die Welt erklären.“ 


2 „Wir müssen uns viel lauter einmischen. 
Soziologe Didier Eribon im Interview“, 


sueddeutsche.de (24.11.2016). 
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Ein systematisches Verständnis, jaüber- 
haupt eine systematische Ihematisierung 
der Geographien der Abstiegsgesellschaft, 
von räumlich ungleicher Entwicklungund 
ihrer Relevanz in Alltag, Subjektivierung 
und Politik, fehlen in beiden Büchern. Bei 
Eribon flackert das Thema immer wieder 
auf, wird aber dem Charakter des Buches 
entsprechend nicht vertieft, wenn er die 
Biographien mit den jeweiligen Wohnor- 
ten verbindet. So bezeichnet er die Siedlung 
seiner Großeltern als einen „Ort sozialer 
Exklusion“, „weitab vom Zentrum und von 
den besseren Vierteln“, an dem aber „insti- 
tutionalisierte Formen von Arbeiterkultur 
und-solidarität“ (Eribon 2016: 42) vorhan- 
den waren, und er beschreibt wie wichtig 
für seine Familie die „Sozialbausiedlung 
am Stadtrand [war], in die [sie] 1967 um- 
gezogen [war]“ (ebd.: 101). Vor allem aber 
wird deutlich, welche Befreiungfür ihn im 
Alter von 20 Jahren der Umzugvom Reims 
nach Paris bedeutete’, wo er „sein eigenes 
Schwulsein zusammen mit einer ganzen 
schwulen ‘Welt’ entdeckt“. Zugleich wird 
er hier als angehender Intellektueller 
„klassenflüchtig“, indem er „aufmehr oder 
weniger bewusste Weise mehr oder weni- 
ger permanent darauf bedacht [ist, seine] 
soziale Herkunft abzustreifen, sie von [sich] 
fernzuhalten und dem Milieu [seiner] 
Kindheit zu entfliehen“ (ebd.: 23). Diese 
„Klassenflucht“, so Eribon, ist harte Arbeit 
praktischer und emotionaler Art, denn „[a] 
ls Arbeiterkind spürt man die Klassenzuge- 
hörigkeit am ganzen Leib“ (ebd.: 91). Dies 


3 Wie Bourdieu (1997: 165) feststellt, sind 
„Ortswechsel zwischen Hauptstadt und Pro- 
vinz in beiderlei Richtung [...] ein guter Indi- 
kator für die in [...] [individuellen] Kämpfen 
[um die Aneignung des Raums] erreichten 
Erfolge bzw. erlittenen Niederlagen“. 

4 Ähnlich unlängst Hannes Wader, der 


seine soziale Herkunft im gleichen Lied 
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beginne früh, im „gesellschaftliche[n] Spie- 
gelstadium, das mit einer Bewusstwerdung 
und einer Erkenntnis der Zugehörigkeit 
zu einem bestimmten Milieu einhergeht, 
in dem bestimmte Verhaltens- und Hand- 
lungsweisen vorherrschen“ (ebd.: 89), und 
in das neben den „historischen“ auch die 
„geografischen (oder urbanistischen) Ge- 
gebenheiten“ (ebd.: 88) eingehen. Anders 
formuliert: Auch wo wir leben macht uns 
zu dem, was bzw. wer wir sind. Dieser As- 
pekt fehlt bei Nachtwey leider gänzlich. 
„Konflikte um Wohnraum und urbane 
Lebensqualitäten“ und dass „[dJer urbane 
Raum [...] stets auch Arena sozialer Kon- 
flikte [war]“ (Nachtwey 2016: 200), wer- 
den mit Verweis auf David Harvey (2013) 
nur en passant erwähnt, aber nicht weiter 
vertieft. 

Dabei geht Harvey im erwähnten Band 
(und allgemein die Debatte in der Radical 
Geography) deutlich weiter als die Stadt 
nur als „Arena“ zu begreifen, in der Klas- 
senkampf stattfindet. Harvey versteht sie 
vielmehr als Ort, an dem und durch den 
hindurch Klassenformierungsprozesse 
vonstattengehen, was zu je spezifischen 
Konstellationen und daraus resultierenden 
Kämpfen führt. Der Alltag im „soziale[n] 
Milieu [...]), in dem Kämpfe ausgefochten 
werden“ (Harvey 2013: 232), ist komplexer 
als jener am Arbeitsplatz, weil er stärker 
als jener zusätzlich zu Klasse auch durch 
„Geschlecht, Hautfarbe, Ethnizität, Re- 
ligion und Kultur“ (ebd.) mitgeprägt ist. 
Städtische Kämpfe um z.B. Wohnraum, 
materielle und soziale Infrastrukturen, 
Migration u.v.a.m. können ihm zufolge 
den Klassenkampf am Arbeitsplatz nicht 


als „Unterschicht“ bezeichnet: „Niedere 
Abkunft saugt sich an dir fest wie feuchter 
Lehm, zieht alles runter, was nach oben will“ 
(in „Wo ich herkomme“ auf Sing, Univer- 
sal 2015). 
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nur entscheidend tragen und dadurch 
stärken, sie erlauben darüber hinaus das 
Gemeinsame all der Arbeiten und Arbei- 
tenden herauszustellen, die zu Produktion 
und Reproduktion des Urbanen vonnöten 
sind. Dazu gehören auch und gerade die 
vergeschlechtlichte Reproduktions- und 
die prekarisierte Lohnarbeit, deren Be- 
deutung Nachtwey zu Recht hervorhebt. 
Solche Kämpfe, bei denen ausgehend vom 
konkreten Alltag Klassen- zusammen 
mit anderen sozialen Lagen artikuliert 
werden, finden nicht nur in üblicherweise 
als städtisch wahrgenommenen Räumen 
statt, sondern im Sinne der „vollständigen 
Verstädterung der Gesellschaft“ (Lefebvre 
1972: 7; Herv. i.O.; vgl. Harvey 2013: 18) 
ganz genauso in meist als „Speckgürtel“, 
„Kleinstadt“ oder „Land“ gekennzeich- 
neten Räumen, in Zentren ebenso wie in 
der Peripherie, im räumlichen Maßstab 
der Nachbarschaft ebenso wie in jenem 
der Stadt oder der Region. 

Das grundlegende Argument, demzu- 
folge abstrakte Verhältnisse wie Klassen- 
lagen nur im räumlich situierten Alltag 
konkret werden, hat Henri Lefebvre (1974: 
465; Herv. i.O.) vor über 40 Jahren Zeit 
so formuliert: „Die sozialen Verhältnisse, 
konkrete Abstraktionen, haben keine echte 
Existenz außer im und durch den Raum. 
Ihre Grundlage ist räumlich. Die Verbin- 
dung ‘Grundlage - Verhältnis’ bedarf in 
jedem Einzelfall der Analyse“ Erst in der 
„Einheit des Mannigfaltigen“ (Marx 1857: 
632) im Konkreten, so Lefebvre und Har- 
vey, werden abstrakte Antagonismen wahr; 
hier werden sie erfahren, hier können sie in 
ihrer Komplexität angegangen werden. Das 
gilt auch und gerade für die in PROKLA- 
Redaktion (2016) kenntnisreich und in 


ihren Verstrickungen Zus ammengetragenen 


5 Übersetzungen durch den Autor. 


100 


Entwicklungen des globalen Kapitalismus, 
der sozialen Reproduktion, des gesellschaft- 
lichen Metabolismus, der geopolitischen 
Verschiebungen oder der Spaltungen in- 
nerhalb der Machtblöcke, die allesamt auf 
spezifische Weise den Aufstieg der Rechten 
ermöglicht haben. Der theoretische wie 
ganz praktische Ort, an dem diese Verschie- 
bungen zu Subjektivierungen, Klassen- und 
anderen Gruppenformationsprozessen so- 
wie zu alltäglichen Kämpfen werden, und 
an dem die „Entkoppelungder Alltagserfah- 
rung unterschiedlicher Gruppen in ihrem 
Verhältnis zum Staat“ (ebd.: 529) real und 
wirkmächtig wird, ist der konkrete Raum 
des Alltags, der sich in Folge der räumlichen 
ungleichen Entwicklung in verschiedenen 
Weltgegenden, Staaten, Regionen und 
Stadtteilen je unterschiedlich darstellen 
und erfahren werden kann. 

Wenn konkrete Räume als Orte der 
Klassenformation relevant sind, dann 
ist es zur Charakterisierung der Kämpfe 
und zur Formulierung einer progressiven 
Position entscheidend, wo diese Kämpfe 
stattfinden. Die Orte der Kämpfe wurden 
durch je spezifische Ausprägungen gesell- 
schaftlicher Verhältnisse sowie solcher 
zwischen Natur und Gesellschaft produ- 
ziert, als Terrain der Auseinandersetzung 
sind sie deshalb auch unterschiedlich. Ge- 
schlechterverhältnisse etwa sind regional 
unterschiedlich ausgeprägt und erlauben 
unterschiedliche kapitalistische Inwertset- 
zung. So hat Doreen Massey (1994: 189; 
Herv. i.O.) herausgestellt, „wie die britische 
Industrie regionale Differenzierungen im 
System der Geschlechterverhältnisse aktiv 
genutzt hat“, indem sie in den 1960er und 
1970er Jahren in Kohleregionen, in denen 
„Männerarbeitsplätze“ in den Minen ab- 
gebaut wurden, neu geschaffene Jobs mit 
weit billigeren, da traditionell schlecht or- 
ganisierten und zu Teilzeit bereiten Frauen 


besetzt hat. In ähnlicher Weise hat Linda 
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McDowell (2010: 653) gezeigt, dass und 
in welcher Weise die „City [of London] 
eine vergeschlechtlichte Arena ist, in der 
ein spezifisch männliches Set an Verhal- 
tensweisen höher bewertet wird als andere 
Arten, zu arbeiten“. Ähnliche Unterschiede 
finden sich auch bezüglich lokal und regio- 
nal verschieden ausgeprägter Beziehungen 
rund um race und Ethnizität, oft infolge 
spezifischer Migrationsgeschichten (Gough 
2013: 253). Harvey (2007: 108) argumen- 
tiert, dass Regionen sich voneinander 
unterscheiden, weil in ihnen „Produktion, 
Vertrieb, Austausch und Konsumtion, An- 
gebot und Nachfrage (vor allem an/nach 
Arbeitskraft), Klassenkampf, Kultur und 
Lebensstile innerhalb eines offenen Systems 
zusammen[hängen], das dennoch eine Art 
von strukturierter Kohärenz’ zeigt“ - und 
dass all das ein unmittelbares oder über lo- 
kale Kräfteverhältnisse vermitteltes Resul- 
tat der Zirkulation des Kapitals durch den 
globalen Raum ist. Ob in Städten Rechts- 
radikale sichtbar in öffentlichen Räumen 
präsent sind, hängt dann u.a. davon ab, 
welche Position die Stadt in globalen Ka- 
pitalströmen innehat und, damit zusam- 
menhängend, in welcher Geschichte der 
Auseinandersetzungen zwischen Klassen 
und politischen Positionen der Stadtraum 
produziert wurde (Bürk 2012). 
Ganzähnlich argumentiert Bourdieu (auf 
den Eribon - wenn auch nur en passant - im- 
mer wieder verweist), wenn er scheibt, dass 
„sich der Sozialraum im physischen Raum 
zur Geltung [bringt]* (1997: 160). Mit dem 
„Sozialen Raum“ oder „Sozialraum“ bezeich- 
neteer sozialontologisch den „Raum von Be- 
ziehungen“ (Bourdieu 1985: 13; Herv.i.O.), 
der vermittels der Verfügbarkeit über die 
verschiedenen Kapitalformen (ökonomisch, 
kulturell, sozial, symbolisch) aufgespannt 
wird und die „relativen Stellung[en]* (ebd.: 
10; Herv. i.O.) von „Akteure[n] oder Grup- 
pen von Akteuren“ (ebd.) objektiv bestimmt. 
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In Abgrenzung zur marxistischen Tradition 
(de facto: der KPF seiner Zeit), die „die so- 
ziale Welt auf das Feld des Ökonomischen 
reduziert“ (ebd.:31) und „damit die jewei- 
lige Position in den übrigen Feldern und 
Teilfeldern, insbesondere den kulturellen 
Produktionsverhältnissen, unter den Tisch 
fallen läßt“ (ebd.), versteht er Klassen zwar 
als „Ensembles von Akteuren mitähnlichen 
Stellungen“ (ebd.: 12), die aber ganz nomi- 
nalistisch lediglich Theoriekonstrukte von 
Wissenschaftler*innen sind. Gleichwohl 
konzediert er, dass die Mobilisierung die- 
ser „wahrscheinlicheln] Klasse |...] weniger 
objektive Schwierigkeiten bereitet“ (cbd., 
Herv. i.O.) als jene anderen Gruppen. Zum 
Zusammenhang von sozialem und physi- 
schem Raum schreibt er: „Die Position 
eines Akteurs im Sozialraum spiegelt sich 
in dem von ihm eingenommenen Ort im 
physischen Raum wider“ (Bourdieu 1997: 
160). Einmal in den physischen Raum ein- 
geschrieben, werden sich die „solcherart 
naturalisierte[n] soziale|n] Strukturen [...] 
sukzessive in Denkstrukturen und Prädis- 
positionen verwandeln“ (1997: 162; Herv. 
i.O.), also für selbstverständlich genommen 
werden. 

Auf diese Weise werden Räume produ- 
ziert, deren Charakteristika in Form lokaler 
oder regionaler Identitäten selbst Elemente 
von Subjektivierungen werden. Zu den zen- 
tralen Differenzlinien der Identitätsbildung 
wie „arm — reich“, „männlich - weiblich“ 
oder „deutsch - ausländisch“ können 
demnach raumbezogene hinzukommen, 
wie etwa „angestammt — zugewandert“, 
„Nord - Süd“, „Ost - West“ oder „Stadt 
- Land“ (Lutz/Wenning 2001: 20). Iden- 
titäten und Räume sind in dieser Hinsicht 
„ko-konstitutiv“ (Massey 1999: 29). 

In der Radical Geography wurde die 
Frage des Zusammenhangs von konkretem 
Ort und Identität unter dem Label „sense 
of place“ (in etwa: „Ortsverbundenheit“, 
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„lokale/regionale Identität“ oder auch 
„Heimatgefühl“) in den 1990er Jahren 
intensiv diskutiert. Ausgangspunkt war 
die Beobachtung, dass solche aus All- 
tagserfahrungen erwachsenen, positiven 
und subjektiven Bindungen an konkrete 
Orte in der progressiven wie in der kon- 
servativen politischen Praxis immer wieder 
relevant werden, dass dies aber theoretisch 
in phänomenologischen und anderen auf 
Individuen zentrierten Theorietraditi- 
onen diskutiert wird, nicht aber in der 
kritischen Gesellschaftstheorie. David 
Harvey (1990: 52) erklärt das Erstarken 
solcher Ortsverbundenheiten damit, dass 
die Eigenschaften von Orten [places] und 
ihre Unterschiede zu anderen Orten in der 
globalisierten ökonomischen Konkurrenz 
an Bedeutunggewinnen, „weil das interna- 
tionale Kapital sie nunmehr besser ausnut- 
zen kann“ (ebd.). In ihrem erstmals 1991 
in Marxism Today veröffentlichten, inzwi- 
schen klassischen Beitrag „A Global Sense 
of Place“ stellt Doreen Massey (zit. nach 
1994) einer reaktionären Auffassung, nach 
der der konkrete Ort nach innen homo- 
gen, nach außen klar räumlich abgegrenzt 
und von einer community bewohnt sei, ein 
„progressives“ Ortsverständnis gegenüber. 
Basierend auf den tatsächlichen urbanen 
Alltagserfahrungen in der globalisierten 
Welt, die sie anhand des Londoner Stadt- 
teils Kilburn illustriert, der gerade keine 
homogene Identität hat, sondern viele 
sich überlappende, und gerade nicht klar 
nach außen abgegrenzt, sondern in viel- 
fache Verflechtungen eingebunden ist, 
bestimmt sie ein progressives Verständnis 
von „place“ als „spezielle Konstellation so- 
zialer Beziehungen, Zusammentreffen und 
Verflechtungen an einem bestimmten Ort 
Vocus]“ (ebd.: 154), von denen ein großer 
Teil „auf einer weit größeren räumlichen 
Maßstabsebene konstruiert wird als jener, 
die wir im jeweiligen Augenblick als den 
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Ort [place] selbst verstehen“ (ebd.). Sich 
an einem so verstandenen Ort heimisch zu 
fühlen und ebendies in der und für die poli- 
tische Praxis zu mobilisieren, bedeute einen 
„progressive sense of place“ (ebd.: 151). 
Alltag findet in konkreten Räumen 
mit je spezifischen Materialisierungen von 
Klassen-, Geschlechter- und ethnisierten 
Verhältnissen statt. Je nachdem, wie und 
durch welche Strategien und Kämpfe 
hindurch sich abstrakte gesellschaftliche 
Widersprüche in (sub-) lokalen und re- 
gionalen Kontexten konkretisieren und 
dabei urbanen ebenso wie ruralen Raum 
produzieren, der selbst Element von Sub- 
jektivierungen und Klassen- und anderen 
Gruppenformationen wird, stellt sich das 
Terrain der Auseinandersetzungauch und 
gerade mit der AfD und anderen Rechten 
unterschiedlich dar. Wie die Räume be- 
schaffen sind, in denen die französische 
Arbeiterklasse sich von der Kommunis- 
tischen Partei entfremdet hat, wird bei 
Eribon angedeutet. Um genauer in den 
Griff zu kriegen, in welchen Räumen die 
von Abstieg sich bedroht fühlenden Mit- 
telschichten die AfD wählen und wie und 
von wem diese Räume produziert wurden, 
gälte es empirisch zu klären, um besser zu 
verstehen, was rechte, rassistische und 
sexistische Positionen im jeweiligen Kon- 
text zustimmungsfähig macht. Eine solche 
Empirie steht weitgehend noch aus. Das 
in PROKLA-Redaktion (2016: 527) oder 
anderswo zusammen getragenen Wissen 
über die Wähler*innen der AfD, nach dem 
diese etwa „hinsichtlich ihrer ökonomi- 
schen Situierung [...] heterogener [ist] als 
die anderer rechtspopulistischer Parteien 
in Europa‘, sich aber ein „Zusammenhang 
[...] mit Blick auf den formalen Bildungs- 
abschluss feststellen [läßt]“, gilt es zu ver- 
tiefen. Für ein syszematisches Verständnis 
der Geographie der Abstiegsgesellschaft sind 


insbesondere räumliche Differenzierungen 
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inklusiver sozialstruktureller sowie auch 
qualitativer Vertiefungen vonnöten. 

Um solchen räumlichen Differenzierun- 
gen aufdie Spur zukommen, kann die Dar- 
stellung von Daten und Statistiken in the- 
matischen Karten aufschlussreich sein und 
zur Hypothesengenerierunggenutzt werden 
(merke: Karten sind selten die Antwort, 
helfen aber oft dabei die richtigen Fragen 
zu stellen). Solche Karten werden nach den 
jeweiligen Wahlen und Referenden in On- 
line-Medien regelmäßig bereitgestellt (wohl 
um Klicks zu generieren, weil Leser*innen 
wissen wollen, wie „bei ihnen“ abgestimmt 
wurde). So wie sie zeigen, dass der Brexit 
insbesondere im altindustrialisierten östli- 
chen Mittelengland mehrheitsfähig war‘, 
dass Irump v.a. im Rust Belt’ und Hofer be- 
sonders in ländlichen Gegenden? punkten 
konnten, so schreien die AfD-blauen Ein- 
färbungen am nord- und südöstlichen Rand 
Berlins? oder jene im Osten Mecklenburg- 
Vorpommerns!” förmlich nach Klärung der 
spezifischen Verhältnisse vor Ort. 

Diese Differenzierungen wären auf 
Zusammenhänge mit sozialstrukturellen 
Merkmalen zu prüfen, die sich in räum- 
lich ungleicher Entwicklung materiali- 
sieren. Um die Bedeutung von „Abstieg“ 
im Alltag zu operationalisieren, könnte es 
sich beispielsweise lohnen, in den Blick zu 
nehmen, dass die Niedriglohnquote von 


6 „How Britain Voted in the E.U. Referen- 
dum“, nytimes.com (24.6.2016). 

7 „How Trump Reshaped the Election Map“, 
nytimes.com (8.11.2016). 

8  „Präsidentenwahl: Alle Gemeindeergebnisse 
aufeinen Blick“, derstandard.at (4.12.2016). 

9 „Abgeordnetenhauswahl 2016 in Berlin. 
Alle Stimmen der 1779 Wahllokale“, http: // 
berlinwahlkarte2016.morgenpost.de. 

10 „Wahl zum Landtag in Mecklenburg- 


Vorpommern 2016“, wahlen.mvnet.de 


(9.9.2016). 
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Hamburg (15,5%) weit entfernt von jener 
Mecklenburg-Vorpommerns ist (35,5%)", 
oder die Kaufkraft im Landkreis Starnberg 
bei 31.850 Euro pro Kopf, jene im Land- 
kreis Görlitz mit 17.194 Euro pro Kopf 
bei knapp über der Hälfte!?. Für „Abstieg- 
sangst“ scheint mir ein hierzulande noch 
immer zu wenig diskutiertes Phänomen 
zentral (zu werden): die private Verschul- 
dung, die für Prekarisierte und Hartz 
IV-Empfänger*innen oft das letzte Mittel 
darstellt, alltägliche Kosten zu decken, bei 
Mittelschichtangehörige hingegen häufig 
ausim Vertrauen aufeine „sichere“ Zukunft 
getätigtem Wohneigentums- oder kostspie- 
ligem Konsumgütererwerb resultiert. „Was 
durch Schulden/Kredit enteignet wird“, so 
Maurizio Lazzarato (2013: 23), „sind nicht 
nur Reichtum, Wissen und die Zukunft‘, 
sondern noch grundlegender das Mögli- 
che.“ Während im Landkreis Eichstätt 
bei 3,79 Prozent der über 18-Jährigen zu 
vermuten steht, dass sie ihre Schulden 
dauerhaft nicht werden begleichen kön- 
nen, liegt dieser Wert in Bremerhaven bei 
20,80 Prozent.!? Schulden sind dort, wie 
in zahlreichen anderen altindustrialisier- 
ten Regionen Westdeutschlands, indivi- 
dualisiert und oft genug als aussichtslos 
erfahrener Teil des Alltags. Dort, so kann 
vermutet werden, sehen sich beträchtliche 
Teile der Bevölkerung einer Enteignung 
ihrer Zukunft und des Möglichen durch 
anonym wirkende Kräfte ausgesetzt, was 
im Alltag, so Zygmunt Bauman (2016), 
leicht auf die diskursiv und physisch prä- 
senten Stellvertreter*innen des Globalen 
projiziert werden kann: auf Geflüchtete. 


11 „Anteil der Niedriglohnempfänger wächst 
rasant“, zeit.de (11.12.2016). 


12 „Kaufkraft der Deutschen steigt 2016 um 
2 Prozent“, gfk.com (14.12.2015). 


13 „Schulden Atlas Deutschland. Jahr 2016“, 


creditreform.de. 
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Doch ob dem so ist bzw. welche öko- 
nomischen, politischen und gesellschaft- 
lichen Verschiebungen in welcher Weise 
im Alltag vor Ort ankommen und gege- 
benenfalls zueinem Rechtsruck beitragen, 
kann nur verstanden werden, wenn die Zu- 
sammenhänge vor Ort qualitativ vertieft 
werden. Zentral ist dann die Frage, welcher 
Reim aufdie Verschiebungen im alltäglich 
angeeigneten und gelebten Raum hegemo- 
nial bzw. vorhanden ist und wie sich das 
auf individuelle Subjektivierungen sowie 
Klassen- und andere Gruppenformie- 
rungsprozesse auswirkt. Ein „Bindeglied“ 
zwischen im Raum materialisierten sozi- 
alen Verhältnissen und der Zustimmung 
zu rechten Positionen stellt vermutlich 
das mehr oder weniger „reaktionäre“ bzw. 
„progressive“ individuelle oder hegemoni- 
ale Ortsverständnis dar. Daran entscheidet 
sich u.a., ob z.B. Differenzen und Verän- 
derungen durch Migration als Bereiche- 
rung, als bedrohlich oder im Sinne einer 
auf Zentralität und Differenz basierenden 
„urbanen Praxis“ (Lefebvre 1972) als nor- 
maler und nicht weiter zu thematisierender 
Teil städtischen Lebens angesehen werden. 

Das Ergebnis solch raumsensibler 
Analysen, soviel scheint sicher, wird weit 
differenzierter sein und zu weit differenzier- 
teren Strategien führen, als ein allgemeiner, 
geographisch aber unspezifischer Zusam- 
menhang zwischen den Verschiebungen 
von Klassenlagen und der Zustimmung zu 
rechten Positionen. Um den Aufstieg der 
Rechten zu verstehen, ist ein systernatisches 
Verständnis der Geographie der Abstiegs- 
gesellschaft notwendig. Wir müssen uns 
damit beschäftigen, wie der Kapitalismus 
ungleiche Räume mit je spezifischen sozia- 
len Lagen und Identität(sangebot)en (re-) 
produziert, wie und warum derzeit in wel- 
chen dieser produzierten Räume die Rechte 
erfolgreich zu mobilisieren in der Lage ist, 


und schließlich, warum die Linke bislang 
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keine Strategien für diese offensichtlich 
geographisch spezifischen, strukturellen 
Widersprüche anzubieten hat. 

Eine letzte Anmerkung: Auch die 
Lebenswelten und die Forschungsschwer- 
punktelinker Akademiker*innen haben eine 
Geographie. Ähnlich wie Journalist*innen 
in den Metropolen der Ost- und Westküste 
der USA sich nach Trumps Wahlsieg ein- 
gestehen mussten, dass sie die Gegenden, 
in denen dieser Sieg vor allem eingefahren 
wurde, kaum kannten, sollten auch wir zur 
Kenntnis nehmen, dass wir weit überdurch- 
schnittlich in Großstädten leben und, wenn 
wir Stadt- oder Regionalforschung betrei- 
ben, meist ebensolche, ggf. zusammen mit 
ihrem Umland, beforschen. Forschungsar- 
beiten zu Klein- und Mittelstädten hinge- 
gen scheinen „eine aussterbende Spezies“ 
(Bürk 2012: 59) zu sein. Ein systematisches 
Verständnis der Geographie der Abstiegs- 
gesellschaft aber macht es notwendig, auch 
Vor-, Klein-, Mittelstädte und ländliche 
Regionen in den Blick zu nehmen, in de- 
nen nach wie vor die große Mehrheit der 
Bevölkerung lebt. 
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Der Mythos des globalen Kapitalismus 
und die Aktualität des Nationalen 


Zur Argumentation der PROKLA-Redak- 
tion in ihrem Text Der globale Kapitalis- 
mus im Ausnahmezustand (PROKLA 185) 
habe ich drei grundlegende Einwände vor- 
zubringen: Der erste richtet sich gegen die 
Annahme eines globalen Kapitalismus, der 
von einer ebenfalls internationalen herr- 
schenden Klasse, die über ein „umfassen- 
deres Wissen über die Krise“ (519)! verfügt, 
regiert oder gesteuert würde. Die Redak- 
tion sieht eine neue Form des Gemein- 
wesens und bezeichnet dessen politische 
Gestalt als „neue historische, neoliberale 
und transnationalisierte Staatsform“ (531). 
Der zweite Einwand richtet sich gegen die 
These einer allgemeinen „Krise des finanz- 
dominierten Akkumulationsregimes“ 
(514ff.), das die Rolle der ökonomischen 
Basis für die politischen und ideologischen 
Überbauten einnehmen soll, die durch 
diese neue Form politischer Regulierung 
und durch eine Spaltung des hegemonialen 
Blocks an der Macht gekennzeichnet sei. 
Das ist eine theoretische Konstruktion - 
um eine Analyse kann es sich wegen der 
fehlenden empirischen Belege nicht han- 
deln -, doch hat sie weitreichende Folgen, 
insbesondere bei der Einschätzung der 


„Krise der Europäischen Union“ (520). 


1 Alle Seitenzahlen in Klammern beziehen 
sich auf: PROKLA-Redaktion (2016): 
Der globale Kapitalismus im Ausnahme- 
zustand. In: PROKLA 46(4): 507-542 


1. Was bleibt vom Nationalstaat? 


Die Debatte über die Internationalisie- 
rung der kapitalistischen Produktions- 
weise durch die Durchsetzungund darauf 
folgende Dominanz des Weltmarkts hat 
eine lange Tradition in der Theorie- oder 
Dogmengeschichte des Marxismus. Es 
geht darum, ob das sogenannte Wertgesetz 
sich auf der internationalen oder nach wie 
vor auf der nationalen Ebene durchsetzt. 
Wenn ersteres der Fall ist, dann sind die 
Nationalstaaten gezwungen, ihre politi- 
schen Funktionen und Entscheidungen 
nach den Erfordernissen des internatio- 
nal fixierten Gesamtreproduktionspro- 
zesses, der ihre Handlungen bestimmt, 
auszurichten. Marx war noch von einem 
Gesamtkapital, das sich als Nationalkapital 
konstituiert, ausgegangen. Er hat aus der 
„spezifische[n] ökonomische[n] Form, in 
der die unbezahlte Mehrarbeit aus den 
unmittelbaren Produzenten ausgepumpt 
wird“, dem daraus resultierenden „Herr- 
schafts- und Knechtschaftsverhältnis“ 
und der „Gestaltung des ökonomischen 
Gemeinwesens“ dessen „spezifische poli- 
tische Gestalt“ abgeleitet (1894: 799). Das 
war damals der Nationalstaat. Wenn wir 
fragen, ob das heute unter den Bedingun- 
gen eines globalen Kapitalismus noch gilt, 
so zielt diese Frage darauf, ob die Formen 
der „Auspumpung der Mehrarbeit“ nach 
wie vor national bestimmt sind, auch wenn 
sie durch die Rückwirkungen des auswär- 
tigen Handels modifiziert werden. Die 
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Arbeitslöhne und die aus dem Mehrwert 
resultierenden Profitraten werden noch na- 
tional bestimmt. Das gilt auch, wenn sich 
aufinternationalen Märkten produktivere 
oder intensivere nationale Arbeiten mit 
weniger produktiven nationalen Arbeiten 
tauschen. Die Verschiedenheit nationaler 
Arbeitslöhne bleibt erhalten (Marx 1890: 
584). Dagegen wird eingewandt, dass das 
moderne ökonomische Gemeinwesen 
heute die moderne kapitalistische Welt- 
wirtschaft sei. Diese These kann nicht 
erklären, warum zentrale Größen der ka- 
pitalistischen Produktionsweise, Löhne, 
Mehrwert und Profitraten nach wie vor na- 
tional bestimmt werden. Die wesentlichen 
Bestimmungen des Werts der Arbeitskraft 
werden national geregelt. Die Bedingungen 
des Weltmarkts wirken hier, erzwingen 
durch niedrige Löhne Anpassungen und 
können bei überdurchschnittlich hoher 
Arbeitsproduktivität auch bestimmte 
Spielräume in der Entwicklung des Werts 
der Arbeitskraft nach oben ermöglichen. 
Auch ohne den Blick auf die Werttheorie 
ist empirisch offensichtlich, dass die Ar- 
beitsproduktivität in unterschiedlichen na- 
tionalen Gesellschaften verschieden hoch 
istund diese Differenzen zu hohen und sich 
vergrößernden Leistungsbilanzsalden zwi- 
schen einzelnen Ländern geführt haben. 
Die Krise in der Europäischen Währungs- 
union (EWU) ist dadurch gekennzeichnet, 
dass die gemeinsame Währungund die ge- 
meinsame Geldpolitik einen Ausgleich un- 
terschiedlicher Arbeitsproduktivität über 
sich anpassende nominale Wechselkurse 
ausschließen und die Produktivitätsdif- 
ferenzen dabei gestiegen sind. Die EWU 
wurde beiihrer Gründungohne politische 
Union konstruiert und die ökonomischen 
Differenzen haben sich in der mittleren 
Frist nicht verringert, sondern erhöht. Die 
Internationalisierung der Kapitalmärkte 
hat diese Unterschiede weiter vertieft, da 
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die Zinshöhen für nationale Staatsanleihen 
enorm auseinandergelaufen waren und die 
Währungsunion mehrere Rettungspakete 
beschließen und die Zentralbank ihre 
geldpolitischen Kompetenzen erweitern 
musste, um die Währungsunion nicht 
scheitern zu lassen. Diese Entwicklungen 
wurden geprägt durch die Machtkämpfe 
zwischen den Regierungen verschiedener 
Staaten der Eurozone. Das waren Macht- 
kämpfe, in denen sich die EZB ab 2012 
gegen den deutschen Ordoliberalismus in 
der Geldpolitik durchsetzen konnte. Die 
deutsche Bundesregierung konnte wiede- 
rum der EU ihr Modell einer rigiden Fis- 
kalpolitik mit Schuldenbremse diktieren. 
Das hat miteiner neuen „neoliberalen und 
transnationalen Staatsform“ nichts zu tun. 
Auch das „umfassendere Wissen über die 
Krise“ war bei der Steuerung der Krisen- 
folgen nicht zu erkennen. Für kurze Zeit 
wurden mit Erfolg Ansätze einer keyne- 
sianischen Konjunkturpolitik umgesetzt, 
danach jedoch wieder dem üblichen neo- 
klassischen Kurs geopfert. Die Konflikte 
um diese Kurswechsel wurden über die Na- 
tionalstaaten auf die europäische Ebene ge- 
hoben und in einem ordnungspolitischen 
Rahmen nach dem Kanon des ordolibe- 
ralen Wirtschaftsmodells fixiert. Das wa- 
ren Resultate heftiger Machtkämpfe. Die 
deutsche Regierung konnte sich in diesem 
Prozess eingeschränkt durchsetzen. Auf 
den neuen geldpolitischen Kurs der EZB 
hatte sie wenig Einfluss. In beiden Streit- 
fragen, der restriktiven Fiskalpolitik und 
einer straffen Geldpolitik gegen die Ent- 
scheidungen der EZB hatsie eine breite Un- 
terstützungin der deutschen Bevölkerung, 


2. Wie finanzialisiert ist der 
moderne Kapitalismus? 


Auch die Konstruktion eines finanzdo- 
minierten Kapitalismus hat eine lange 
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Tradition in der Entwicklungsgeschichte 
des Kapitalismus. Historisch geht sie auf 
die Geschichte der Geld- und Kredit- 
schöpfung seit der Erfindung der Papier- 
geldschöpfung durch Goldschmiede im 
17. Jahrhundert zurück (Binswanger 2015: 
57ff.). Marx hatte die abstrakte Form der 
Steuerung der kapitalistischen Produkti- 
onsweise durch Geld mit der Formel G - 
W - G’ umrissen. Er ging davon aus, dass 
zu Beginn der Produktion der Kapitalwert 
durch „wirkliches Geld“ vorgeschossen 
wird und dann zu dem „in den Produk- 
tionsmitteln und der Arbeitskraft exis- 
tierenden Wert“ wird (Marx 1863-1868: 
311). Die in der Warenproduktion und Wa- 
renzirkulation fungierenden Wertgrößen 
sind Geldgrößen. Zur Initialisierung des 
kapitalistischen Kreislaufs wird Kredit als 
Geldgröße vorgeschossen und muss sich in 
diesem Kreislauf verwerten. Aus der Sicht 
der Grenznutzentheorie wurde diese in- 
itiierende Rolle des Kredits als Schaffen 
neuer Kaufkraft „aus Nichts“ (Schumpe- 
ter 1924: 109) analysiert. John M. Keynes 
hat einige Jahre später eine „monetäre 
Theorie der Produktion“ formuliert, deren 
zentrale These war, dass sich Einkommen 
und Preise ändern müssen, bis das neue 
Niveau der Einkommen und der dadurch 
beeinflussten Preise „gleich dem durch das 
Bankensystem geschaffenen Geldbetrag 
geworden ist“ (Keynes 1936: 73). Aus der 
Sicht von Keynes war der Finanzmarkt der 
dem Gütermarkt und dem Arbeitsmarkt 
grundsätzlich vorausgesetzte und diese 
damit dominierende Markt. In der mar- 
xistischen Tradition wurden diese Prozesse 
eher schief als „Verschmelzung des Bank- 
kapitals mit dem Industriekapital“ zum 
„Finanzkapital“ (Hilferding) oderals „Un- 
tergrabung“ der Warenproduktion durch 
die „Genies der Finanzmachenschaften‘“, 
denen die „Hauptprofite zufallen“ (Lenin 
1917: 212), zu kennzeichnen versucht. 
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Aus dieser Rückschau betrachtet, ist der 
finanzdominierte oder finanzgetriebene 
Kapitalismus nichts Neues. Die Debatten 
prägten die strategischen Diskurse der Ar- 
beiterbewegung. Er wurde als neue Phase 
des Kapitalismus verstanden, weil die frühe 
Interpretation von Marx’ Kapital das Ver- 
ständnis von Kapitalismus als Güterwirt- 
schaft geprägt hatte und Marx’ Geld- und 
Kredittheorie erst spät rezipiert wurde. 
Historisch ist er mit der Herausbildung 
einesentwickelten Bankensystems und der 
Geldschöpfungund Geldpolitik der ersten 
Zentralbanken entstanden. Dabei kannte 
Marxdie von Walter Bagehot (1826-1877) 
entwickelte Theorie der Zentralbank als 
Kreditgeber der letzten Instanz (Lender 
of Last Resort) noch nicht. Marx hat aber 
im 3. Band des Kapital die Auseinander- 
setzung zwischen der Currency School 
und der Banking School als Konflikt 
zweier unterschiedlicher Geld- und Kre- 
dittheorien kommentiert. Er hat die an der 
Quantitätstheorie des Geldes von David 
Ricardo (1772-1823) orientierte Currency 
School kritisiert und war aufder Seite einer 
geldtheoretischen Strömung, die sich für 
einige Jahre in der Geldpolitik durchsetzen 
konnte. 

Dass heute ein finanzdominierter Kapi- 
talismus als eine neue Phase der kapitalisti- 
schen Entwicklungverstanden wird, hängt 
mit der unmittelbaren Vorgeschichte zu- 
sammen. Das war der Zerfall des Systems 
von Bretton Woods mit seinen politisch 
regulierten Wechselkursen und seinen 
kontrollierten Kapitalmärkten. Zu dieser 
relativ kurzen Phase eines „organisierten“ 
Kapitalismus und einer an Vollbeschäfti- 
gung orientierten makroökonomischen 
Konjunktursteuerung steht der moderne 
Kapitalismus mit flexiblen Wechselkur- 
sen und den deregulierten internationa- 
len Finanzmärkten im Gegensatz. Wir 
haben es unstrittig mit einem Prozess der 
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stärkeren Finanzialisierung der kapita- 
listischen Produktion zu tun. Auch aus 
einer postkeynesianischen Sicht oder in 
wirtschaftssoziologischen Studien werden 
diese Entwicklungen näher untersucht. 
Die spannenden Fragen zielen bei der 
Analyse dieser Prozesse einer Finanzia- 
lisierung im modernen Kapitalismus auf 
mikroökonomische Fragen, wie der Rolle 
von Finanzinvestoren für Unternehmen, 
die über Aktien, Gesellschaftsanteile und 
Anleihen finanziert werden. Hier müssen 
wir unterscheiden zwischen der Finanziali- 
sierung der Profite, wie sie durch Spekula- 
tion aufden Finanzmärkten möglich wird, 
und einer Unternehmenskontrolle durch 
Finanzinvestoren, die mit dem Begriffvom 
Shareholder Value thematisiert wird. Der 
zweite Typ der Fragestellungen erfolgt aus 
makroökonomischer Sicht. Hier geht es 
um das Verhältnis des Finanzsektors zur 
Produktion oder um die Finanzierungsbe- 
dingungen der leistungswirtschaftlichen 
Seite der Wertschöpfung (Voy 2016). 
Diese leistungswirtschaftliche Seite wird 
oft „realwirtschaftlich“ genannt. Das ist 
irreführend, da die reale Wertschöpfung 
üblicherweise eine inflationsbereinigte 
Wertschöpfung bezeichnet. Aus der Sicht 
einer monetären Theorie wird die Leis- 
tungsseite der Wertschöpfung über Kre- 
dite finanziert und drückt sich in Preisen, 
also monetären Größen aus. Realwirt- 
schaft ist ein Begriff, den Neoklassik und 
Neomarxismus teilen: Ein Verständnis von 
Kapitalismus als Güterwirtschaft, dem der 
Finanzsektor gegenübergestellt wird. Es ist 
eine Dichotomie von Realwirtschaft und 
Finanzwirtschaft, die auf der expliziten 
oder impliziten Annahme des neutralen 
Geldes beruht. Auf diesem Verständnis 
basieren auch die am Modell des Gleich- 
gewichts orientierten Vorstellungen eines 
„überbordenden“ Finanzsektors oder einer 
„Entkoppelung“ von realwirtschaftlicher 


Michael Wendl 


und monetärer Akkumulation. Kapitalis- 
tische Produktion ist monetäre Produk- 
tion. Die Befunde empirischer Unter- 
suchungen aus postkeynesianischer und 
wirtschaftssoziologischer Sicht zeigen 
verschiedene Grade der Finanzialisierung 
auf makroökonomischer Ebene (Faust 
u.a. 2017; Detzer/Hein 2016). Sie sind 
national unterschiedlich ausgeprägt. Aus 
der mikroökonomischen Sicht wird die 
These von der direkten Steuerung durch 
kapitalmarktorientierte Finanzinvestoren 
allerdings nicht bestätigt. Ein Handlungs- 
zentrum, in dem sich konkurrierende In- 
vestoren verständigen und das mit „umfas- 
senden Wissen“ ausgestattet ist, kann esin 
einer Konkurrenzwirtschaft nicht geben. 
Da sich der Wert, damit er sich auf dem 
Markt realisieren kann, in bestimmten 
Gütern und Dienstleistungen verkör- 
pert, wird die Logik der entsprechenden 
Produktion bestimmend. Der Grad der 
Verzinsung von Fremdkapital hebt diese 
Anforderungen nicht auf. Die Unterneh- 
menssteuerung durch Kennziffern, die 
aus internationalen Bilanzregeln (Inter- 
national Financial Reporting Standards, 
IFRS) abgeleitet werden, ändert daran 
nichts, weil hier nur finanzielle Ziele, die 
oft nicht erreicht werden (können), defi- 
niert werden. Unternehmen produzieren 
Gebrauchswerte und investieren entspre- 
chend. Wird dabei, wie es die Sharehol- 
der-Doktrin suggeriert, so viel Kapital 
entnommen, dass die Mittel für Abschrei- 
bungen und neue Investitionen fehlen, so 
bedeutet das die Insolvenz oder eine nach- 
haltige Schwächung, Das kommt vor, kann 
aber nicht verallgemeinert werden. Dem 
Shareholder-Value-Mythos widersprechen 
die Ertragslage und Gewinnverwendung 
deutscher Unternehmen (Bundesbank 
2016). Auch sehen wir einen Nettofinan- 
zierungsüberschuss der nicht-finanziellen 
Unternehmen in der Saldenrechnung der 
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volkswirtschaftlichen Sektoren. Bei die- 
sen Prozessen der makroökonomischen 
Finanzialisierung gibt es durch die Größe 
der Finanzsektoren erhebliche nationale 
Unterschiede. So sind der Grad der Bör- 
senkapitalisierung und das Gewicht des 
Finanzsektors an der Wertschöpfung in 
den USA und Großbritannien viel ausge- 
prägter als in Deutschland. Das Varieties- 
of-Capitalism-Paradigma (Hall/Soskice 
2001) kann diese nationalen Unterschiede 
verstehen und ermöglicht differenzierte 
Analysen der Entwicklungen innerhalb 
des globalen Kapitalismus. 


3. Wer fährt Europa an die Wand? 


Diese Konstruktion eines global herrschen- 
den und global gesteuerten Kapitalismus, 
der den Nationalstaaten die Rolle eines 
„Wettbewerbsstaates“ diktiert, führt bei 
der Betrachtung der Eurokrise dazu, die 
Auseinandersetzungen zwischen und in 
den einzelnen Mitgliedsländern, also die 
Konflikte innerhalb der europäischen 
Politik als „Gegenstand von Auseinan- 
dersetzungen innerhalb der herrschenden 
Klassen“ (521) zu verstehen. Das ist ein Irr- 
tum. Dieser wird fortgesetzt mit der These, 
dass die zunehmende „Rechtsentwicklung 
[...] Ausdruck einer Spaltunginnerhalb der 
kapitalistischen Machtblöcke“ (527) ist. 
Gemeint ist damit ein Konflikt zwischen 
der „hegemoniale[n] Fraktion des trans- 
national orientierten, monopolistischen 
Kapitals“, die Interesse am Fortbestand 
der EWU hat, und den „schwächeren 
Kapitalfraktionen“, die auf eine stärker 
wachstumsorientierte Wirtschaftspolitik 
oder die Auflösung der Währungsunion 
drängen, um wieder Spielräume für eine 
nationale Geldpolitik zu erhalten (524f.). 
Hier handelt es sich um zwei weitrei- 
chende Verkürzungen. Es wird der bestim- 
mende Einfluss der europäischen Staaten 
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ausgeblendet. Das führt dazu, dass die poli- 
tischen Faktoren der Krise der EWU nicht 
berücksichtigt werden. Zweitens wird poli- 
tisches Handeln auf die Handlungen von 
Kapitalfraktionen mit unterschiedlichen 
Interessen zurückgeführt. Das steht im 
Gegensatz zu der Notwendigkeit einer rela- 
tiven Selbständigkeit des Staates gegenüber 
der Ökonomie. Es markiert zugleich eine 
Sichtweise, die den Aufstieg des rechten 
Populismus in verschiedenen europäischen 
Gesellschaften und in den USA nicht er- 
klären kann. Es kann auch nicht erklärt 
werden, warum ein Teil der politischen 
Linken für die Auflösung der Währungs- 
union ist und für die Rückkehr in ein 
modifiziertes Europäisches Währungssys- 
tem (EWS), um Auf und Abwertungen 
nationaler Währungen mit dem Ziel einer 
Verringerung der großen wirtschaftlichen 
und sozialen Differenzen zwischen den 
Mitgliedsländern zu erlauben. Solche 
Vorschläge kommen nicht aus den „schwä- 
cheren Kapitalfraktionen“. Ein mögliches 
Scheitern der EWU hat mit der Spaltung 
eines hegemonialen Blocks an der Macht 
ebenfalls nichts zu tun. Die Eurokrise 
basiert auf einem unvollständigen Wäh- 
rungsraum, der nicht über institutionelle 
Ausgleichsmechanismen in der Finanzpoli- 
tik und in den Finanzierungsbedingungen 
der Mitgliedsstaaten verfügt. Das ist durch 
die Konvergenzkritieren von Maastricht II 
verhindert worden. Dieser Raum verfügt 
auch über keine wirksame Koordination 
der nationalen Lohnpolitiken und der na- 
tionalen Systeme der sozialen Sicherung. 
Die Konstruktion der Zentralbank war so 
angelegt, dass eine gegen die Krisen wirk- 
same Geldpolitik nicht vorgesehen war und 
sich die EZB die Kompetenzen für ihre 
Rolle als Kreditgeber der letzten Instanz ab 
2012 nurüber den Umwegeines Kaufsvon 
Staatsanleihen über die Sekundärmärkte 
erkämpfen konnte. Verantwortlich für die 
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schwere Krise der Währungsunion ist die 
Verbohrtheit der deutschen Politik. Das 
beginnt mit der Strategie des Handelsmer- 
kantilismus in der Währungsunion, die zur 
Vergrößerung der Leistungsbilanzsalden 
geführt hat, und wird verstärkt durch ein 
europaweit wirkendes Diktat einer Auste- 
ritätspolitik, die eine an Wachstum und 
Beschäftigung orientierte Wirtschafts- 
politik ausschließt. Mit dem Leitbild des 
von einem hegemonialen Block geführten 
globalen Kapitalismus lässt sich das nicht 
erklären. 
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Der Mythos des globalen Kapitalismus 
und die Aktualität des Nationalen 


Zur Argumentation der PROKLA-Redak- 
tion in ihrem Text Der globale Kapitalis- 
mus im Ausnahmezustand (PROKLA 185) 
habe ich drei grundlegende Einwände vor- 
zubringen: Der erste richtet sich gegen die 
Annahme eines globalen Kapitalismus, der 
von einer ebenfalls internationalen herr- 
schenden Klasse, die über ein „umfassen- 
deres Wissen über die Krise“ (519)! verfügt, 
regiert oder gesteuert würde. Die Redak- 
tion sieht eine neue Form des Gemein- 
wesens und bezeichnet dessen politische 
Gestalt als „neue historische, neoliberale 
und transnationalisierte Staatsform“ (531). 
Der zweite Einwand richtet sich gegen die 
These einer allgemeinen „Krise des finanz- 
dominierten Akkumulationsregimes“ 
(514ff.), das die Rolle der ökonomischen 
Basis für die politischen und ideologischen 
Überbauten einnehmen soll, die durch 
diese neue Form politischer Regulierung 
und durch eine Spaltung des hegemonialen 
Blocks an der Macht gekennzeichnet sei. 
Das ist eine theoretische Konstruktion - 
um eine Analyse kann es sich wegen der 
fehlenden empirischen Belege nicht han- 
deln -, doch hat sie weitreichende Folgen, 
insbesondere bei der Einschätzung der 


„Krise der Europäischen Union“ (520). 


1 Alle Seitenzahlen in Klammern beziehen 
sich auf: PROKLA-Redaktion (2016): 
Der globale Kapitalismus im Ausnahme- 
zustand. In: PROKLA 46(4): 507-542 


1. Was bleibt vom Nationalstaat? 


Die Debatte über die Internationalisie- 
rung der kapitalistischen Produktions- 
weise durch die Durchsetzungund darauf 
folgende Dominanz des Weltmarkts hat 
eine lange Tradition in der Theorie- oder 
Dogmengeschichte des Marxismus. Es 
geht darum, ob das sogenannte Wertgesetz 
sich auf der internationalen oder nach wie 
vor auf der nationalen Ebene durchsetzt. 
Wenn ersteres der Fall ist, dann sind die 
Nationalstaaten gezwungen, ihre politi- 
schen Funktionen und Entscheidungen 
nach den Erfordernissen des internatio- 
nal fixierten Gesamtreproduktionspro- 
zesses, der ihre Handlungen bestimmt, 
auszurichten. Marx war noch von einem 
Gesamtkapital, das sich als Nationalkapital 
konstituiert, ausgegangen. Er hat aus der 
„spezifische[n] ökonomische[n] Form, in 
der die unbezahlte Mehrarbeit aus den 
unmittelbaren Produzenten ausgepumpt 
wird“, dem daraus resultierenden „Herr- 
schafts- und Knechtschaftsverhältnis“ 
und der „Gestaltung des ökonomischen 
Gemeinwesens“ dessen „spezifische poli- 
tische Gestalt“ abgeleitet (1894: 799). Das 
war damals der Nationalstaat. Wenn wir 
fragen, ob das heute unter den Bedingun- 
gen eines globalen Kapitalismus noch gilt, 
so zielt diese Frage darauf, ob die Formen 
der „Auspumpung der Mehrarbeit“ nach 
wie vor national bestimmt sind, auch wenn 
sie durch die Rückwirkungen des auswär- 
tigen Handels modifiziert werden. Die 
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Arbeitslöhne und die aus dem Mehrwert 
resultierenden Profitraten werden noch na- 
tional bestimmt. Das gilt auch, wenn sich 
aufinternationalen Märkten produktivere 
oder intensivere nationale Arbeiten mit 
weniger produktiven nationalen Arbeiten 
tauschen. Die Verschiedenheit nationaler 
Arbeitslöhne bleibt erhalten (Marx 1890: 
584). Dagegen wird eingewandt, dass das 
moderne ökonomische Gemeinwesen 
heute die moderne kapitalistische Welt- 
wirtschaft sei. Diese These kann nicht 
erklären, warum zentrale Größen der ka- 
pitalistischen Produktionsweise, Löhne, 
Mehrwert und Profitraten nach wie vor na- 
tional bestimmt werden. Die wesentlichen 
Bestimmungen des Werts der Arbeitskraft 
werden national geregelt. Die Bedingungen 
des Weltmarkts wirken hier, erzwingen 
durch niedrige Löhne Anpassungen und 
können bei überdurchschnittlich hoher 
Arbeitsproduktivität auch bestimmte 
Spielräume in der Entwicklung des Werts 
der Arbeitskraft nach oben ermöglichen. 
Auch ohne den Blick auf die Werttheorie 
ist empirisch offensichtlich, dass die Ar- 
beitsproduktivität in unterschiedlichen na- 
tionalen Gesellschaften verschieden hoch 
istund diese Differenzen zu hohen und sich 
vergrößernden Leistungsbilanzsalden zwi- 
schen einzelnen Ländern geführt haben. 
Die Krise in der Europäischen Währungs- 
union (EWU) ist dadurch gekennzeichnet, 
dass die gemeinsame Währungund die ge- 
meinsame Geldpolitik einen Ausgleich un- 
terschiedlicher Arbeitsproduktivität über 
sich anpassende nominale Wechselkurse 
ausschließen und die Produktivitätsdif- 
ferenzen dabei gestiegen sind. Die EWU 
wurde beiihrer Gründungohne politische 
Union konstruiert und die ökonomischen 
Differenzen haben sich in der mittleren 
Frist nicht verringert, sondern erhöht. Die 
Internationalisierung der Kapitalmärkte 
hat diese Unterschiede weiter vertieft, da 
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die Zinshöhen für nationale Staatsanleihen 
enorm auseinandergelaufen waren und die 
Währungsunion mehrere Rettungspakete 
beschließen und die Zentralbank ihre 
geldpolitischen Kompetenzen erweitern 
musste, um die Währungsunion nicht 
scheitern zu lassen. Diese Entwicklungen 
wurden geprägt durch die Machtkämpfe 
zwischen den Regierungen verschiedener 
Staaten der Eurozone. Das waren Macht- 
kämpfe, in denen sich die EZB ab 2012 
gegen den deutschen Ordoliberalismus in 
der Geldpolitik durchsetzen konnte. Die 
deutsche Bundesregierung konnte wiede- 
rum der EU ihr Modell einer rigiden Fis- 
kalpolitik mit Schuldenbremse diktieren. 
Das hat miteiner neuen „neoliberalen und 
transnationalen Staatsform“ nichts zu tun. 
Auch das „umfassendere Wissen über die 
Krise“ war bei der Steuerung der Krisen- 
folgen nicht zu erkennen. Für kurze Zeit 
wurden mit Erfolg Ansätze einer keyne- 
sianischen Konjunkturpolitik umgesetzt, 
danach jedoch wieder dem üblichen neo- 
klassischen Kurs geopfert. Die Konflikte 
um diese Kurswechsel wurden über die Na- 
tionalstaaten auf die europäische Ebene ge- 
hoben und in einem ordnungspolitischen 
Rahmen nach dem Kanon des ordolibe- 
ralen Wirtschaftsmodells fixiert. Das wa- 
ren Resultate heftiger Machtkämpfe. Die 
deutsche Regierung konnte sich in diesem 
Prozess eingeschränkt durchsetzen. Auf 
den neuen geldpolitischen Kurs der EZB 
hatte sie wenig Einfluss. In beiden Streit- 
fragen, der restriktiven Fiskalpolitik und 
einer straffen Geldpolitik gegen die Ent- 
scheidungen der EZB hatsie eine breite Un- 
terstützungin der deutschen Bevölkerung, 


2. Wie finanzialisiert ist der 
moderne Kapitalismus? 


Auch die Konstruktion eines finanzdo- 
minierten Kapitalismus hat eine lange 
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Tradition in der Entwicklungsgeschichte 
des Kapitalismus. Historisch geht sie auf 
die Geschichte der Geld- und Kredit- 
schöpfung seit der Erfindung der Papier- 
geldschöpfung durch Goldschmiede im 
17. Jahrhundert zurück (Binswanger 2015: 
57ff.). Marx hatte die abstrakte Form der 
Steuerung der kapitalistischen Produkti- 
onsweise durch Geld mit der Formel G - 
W - G’ umrissen. Er ging davon aus, dass 
zu Beginn der Produktion der Kapitalwert 
durch „wirkliches Geld“ vorgeschossen 
wird und dann zu dem „in den Produk- 
tionsmitteln und der Arbeitskraft exis- 
tierenden Wert“ wird (Marx 1863-1868: 
311). Die in der Warenproduktion und Wa- 
renzirkulation fungierenden Wertgrößen 
sind Geldgrößen. Zur Initialisierung des 
kapitalistischen Kreislaufs wird Kredit als 
Geldgröße vorgeschossen und muss sich in 
diesem Kreislauf verwerten. Aus der Sicht 
der Grenznutzentheorie wurde diese in- 
itiierende Rolle des Kredits als Schaffen 
neuer Kaufkraft „aus Nichts“ (Schumpe- 
ter 1924: 109) analysiert. John M. Keynes 
hat einige Jahre später eine „monetäre 
Theorie der Produktion“ formuliert, deren 
zentrale These war, dass sich Einkommen 
und Preise ändern müssen, bis das neue 
Niveau der Einkommen und der dadurch 
beeinflussten Preise „gleich dem durch das 
Bankensystem geschaffenen Geldbetrag 
geworden ist“ (Keynes 1936: 73). Aus der 
Sicht von Keynes war der Finanzmarkt der 
dem Gütermarkt und dem Arbeitsmarkt 
grundsätzlich vorausgesetzte und diese 
damit dominierende Markt. In der mar- 
xistischen Tradition wurden diese Prozesse 
eher schief als „Verschmelzung des Bank- 
kapitals mit dem Industriekapital“ zum 
„Finanzkapital“ (Hilferding) oderals „Un- 
tergrabung“ der Warenproduktion durch 
die „Genies der Finanzmachenschaften‘“, 
denen die „Hauptprofite zufallen“ (Lenin 
1917: 212), zu kennzeichnen versucht. 
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Aus dieser Rückschau betrachtet, ist der 
finanzdominierte oder finanzgetriebene 
Kapitalismus nichts Neues. Die Debatten 
prägten die strategischen Diskurse der Ar- 
beiterbewegung. Er wurde als neue Phase 
des Kapitalismus verstanden, weil die frühe 
Interpretation von Marx’ Kapital das Ver- 
ständnis von Kapitalismus als Güterwirt- 
schaft geprägt hatte und Marx’ Geld- und 
Kredittheorie erst spät rezipiert wurde. 
Historisch ist er mit der Herausbildung 
einesentwickelten Bankensystems und der 
Geldschöpfungund Geldpolitik der ersten 
Zentralbanken entstanden. Dabei kannte 
Marxdie von Walter Bagehot (1826-1877) 
entwickelte Theorie der Zentralbank als 
Kreditgeber der letzten Instanz (Lender 
of Last Resort) noch nicht. Marx hat aber 
im 3. Band des Kapital die Auseinander- 
setzung zwischen der Currency School 
und der Banking School als Konflikt 
zweier unterschiedlicher Geld- und Kre- 
dittheorien kommentiert. Er hat die an der 
Quantitätstheorie des Geldes von David 
Ricardo (1772-1823) orientierte Currency 
School kritisiert und war aufder Seite einer 
geldtheoretischen Strömung, die sich für 
einige Jahre in der Geldpolitik durchsetzen 
konnte. 

Dass heute ein finanzdominierter Kapi- 
talismus als eine neue Phase der kapitalisti- 
schen Entwicklungverstanden wird, hängt 
mit der unmittelbaren Vorgeschichte zu- 
sammen. Das war der Zerfall des Systems 
von Bretton Woods mit seinen politisch 
regulierten Wechselkursen und seinen 
kontrollierten Kapitalmärkten. Zu dieser 
relativ kurzen Phase eines „organisierten“ 
Kapitalismus und einer an Vollbeschäfti- 
gung orientierten makroökonomischen 
Konjunktursteuerung steht der moderne 
Kapitalismus mit flexiblen Wechselkur- 
sen und den deregulierten internationa- 
len Finanzmärkten im Gegensatz. Wir 
haben es unstrittig mit einem Prozess der 
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stärkeren Finanzialisierung der kapita- 
listischen Produktion zu tun. Auch aus 
einer postkeynesianischen Sicht oder in 
wirtschaftssoziologischen Studien werden 
diese Entwicklungen näher untersucht. 
Die spannenden Fragen zielen bei der 
Analyse dieser Prozesse einer Finanzia- 
lisierung im modernen Kapitalismus auf 
mikroökonomische Fragen, wie der Rolle 
von Finanzinvestoren für Unternehmen, 
die über Aktien, Gesellschaftsanteile und 
Anleihen finanziert werden. Hier müssen 
wir unterscheiden zwischen der Finanziali- 
sierung der Profite, wie sie durch Spekula- 
tion aufden Finanzmärkten möglich wird, 
und einer Unternehmenskontrolle durch 
Finanzinvestoren, die mit dem Begriffvom 
Shareholder Value thematisiert wird. Der 
zweite Typ der Fragestellungen erfolgt aus 
makroökonomischer Sicht. Hier geht es 
um das Verhältnis des Finanzsektors zur 
Produktion oder um die Finanzierungsbe- 
dingungen der leistungswirtschaftlichen 
Seite der Wertschöpfung (Voy 2016). 
Diese leistungswirtschaftliche Seite wird 
oft „realwirtschaftlich“ genannt. Das ist 
irreführend, da die reale Wertschöpfung 
üblicherweise eine inflationsbereinigte 
Wertschöpfung bezeichnet. Aus der Sicht 
einer monetären Theorie wird die Leis- 
tungsseite der Wertschöpfung über Kre- 
dite finanziert und drückt sich in Preisen, 
also monetären Größen aus. Realwirt- 
schaft ist ein Begriff, den Neoklassik und 
Neomarxismus teilen: Ein Verständnis von 
Kapitalismus als Güterwirtschaft, dem der 
Finanzsektor gegenübergestellt wird. Es ist 
eine Dichotomie von Realwirtschaft und 
Finanzwirtschaft, die auf der expliziten 
oder impliziten Annahme des neutralen 
Geldes beruht. Auf diesem Verständnis 
basieren auch die am Modell des Gleich- 
gewichts orientierten Vorstellungen eines 
„überbordenden“ Finanzsektors oder einer 
„Entkoppelung“ von realwirtschaftlicher 
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und monetärer Akkumulation. Kapitalis- 
tische Produktion ist monetäre Produk- 
tion. Die Befunde empirischer Unter- 
suchungen aus postkeynesianischer und 
wirtschaftssoziologischer Sicht zeigen 
verschiedene Grade der Finanzialisierung 
auf makroökonomischer Ebene (Faust 
u.a. 2017; Detzer/Hein 2016). Sie sind 
national unterschiedlich ausgeprägt. Aus 
der mikroökonomischen Sicht wird die 
These von der direkten Steuerung durch 
kapitalmarktorientierte Finanzinvestoren 
allerdings nicht bestätigt. Ein Handlungs- 
zentrum, in dem sich konkurrierende In- 
vestoren verständigen und das mit „umfas- 
senden Wissen“ ausgestattet ist, kann esin 
einer Konkurrenzwirtschaft nicht geben. 
Da sich der Wert, damit er sich auf dem 
Markt realisieren kann, in bestimmten 
Gütern und Dienstleistungen verkör- 
pert, wird die Logik der entsprechenden 
Produktion bestimmend. Der Grad der 
Verzinsung von Fremdkapital hebt diese 
Anforderungen nicht auf. Die Unterneh- 
menssteuerung durch Kennziffern, die 
aus internationalen Bilanzregeln (Inter- 
national Financial Reporting Standards, 
IFRS) abgeleitet werden, ändert daran 
nichts, weil hier nur finanzielle Ziele, die 
oft nicht erreicht werden (können), defi- 
niert werden. Unternehmen produzieren 
Gebrauchswerte und investieren entspre- 
chend. Wird dabei, wie es die Sharehol- 
der-Doktrin suggeriert, so viel Kapital 
entnommen, dass die Mittel für Abschrei- 
bungen und neue Investitionen fehlen, so 
bedeutet das die Insolvenz oder eine nach- 
haltige Schwächung, Das kommt vor, kann 
aber nicht verallgemeinert werden. Dem 
Shareholder-Value-Mythos widersprechen 
die Ertragslage und Gewinnverwendung 
deutscher Unternehmen (Bundesbank 
2016). Auch sehen wir einen Nettofinan- 
zierungsüberschuss der nicht-finanziellen 
Unternehmen in der Saldenrechnung der 
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volkswirtschaftlichen Sektoren. Bei die- 
sen Prozessen der makroökonomischen 
Finanzialisierung gibt es durch die Größe 
der Finanzsektoren erhebliche nationale 
Unterschiede. So sind der Grad der Bör- 
senkapitalisierung und das Gewicht des 
Finanzsektors an der Wertschöpfung in 
den USA und Großbritannien viel ausge- 
prägter als in Deutschland. Das Varieties- 
of-Capitalism-Paradigma (Hall/Soskice 
2001) kann diese nationalen Unterschiede 
verstehen und ermöglicht differenzierte 
Analysen der Entwicklungen innerhalb 
des globalen Kapitalismus. 


3. Wer fährt Europa an die Wand? 


Diese Konstruktion eines global herrschen- 
den und global gesteuerten Kapitalismus, 
der den Nationalstaaten die Rolle eines 
„Wettbewerbsstaates“ diktiert, führt bei 
der Betrachtung der Eurokrise dazu, die 
Auseinandersetzungen zwischen und in 
den einzelnen Mitgliedsländern, also die 
Konflikte innerhalb der europäischen 
Politik als „Gegenstand von Auseinan- 
dersetzungen innerhalb der herrschenden 
Klassen“ (521) zu verstehen. Das ist ein Irr- 
tum. Dieser wird fortgesetzt mit der These, 
dass die zunehmende „Rechtsentwicklung 
[...] Ausdruck einer Spaltunginnerhalb der 
kapitalistischen Machtblöcke“ (527) ist. 
Gemeint ist damit ein Konflikt zwischen 
der „hegemoniale[n] Fraktion des trans- 
national orientierten, monopolistischen 
Kapitals“, die Interesse am Fortbestand 
der EWU hat, und den „schwächeren 
Kapitalfraktionen“, die auf eine stärker 
wachstumsorientierte Wirtschaftspolitik 
oder die Auflösung der Währungsunion 
drängen, um wieder Spielräume für eine 
nationale Geldpolitik zu erhalten (524f.). 
Hier handelt es sich um zwei weitrei- 
chende Verkürzungen. Es wird der bestim- 
mende Einfluss der europäischen Staaten 
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ausgeblendet. Das führt dazu, dass die poli- 
tischen Faktoren der Krise der EWU nicht 
berücksichtigt werden. Zweitens wird poli- 
tisches Handeln auf die Handlungen von 
Kapitalfraktionen mit unterschiedlichen 
Interessen zurückgeführt. Das steht im 
Gegensatz zu der Notwendigkeit einer rela- 
tiven Selbständigkeit des Staates gegenüber 
der Ökonomie. Es markiert zugleich eine 
Sichtweise, die den Aufstieg des rechten 
Populismus in verschiedenen europäischen 
Gesellschaften und in den USA nicht er- 
klären kann. Es kann auch nicht erklärt 
werden, warum ein Teil der politischen 
Linken für die Auflösung der Währungs- 
union ist und für die Rückkehr in ein 
modifiziertes Europäisches Währungssys- 
tem (EWS), um Auf und Abwertungen 
nationaler Währungen mit dem Ziel einer 
Verringerung der großen wirtschaftlichen 
und sozialen Differenzen zwischen den 
Mitgliedsländern zu erlauben. Solche 
Vorschläge kommen nicht aus den „schwä- 
cheren Kapitalfraktionen“. Ein mögliches 
Scheitern der EWU hat mit der Spaltung 
eines hegemonialen Blocks an der Macht 
ebenfalls nichts zu tun. Die Eurokrise 
basiert auf einem unvollständigen Wäh- 
rungsraum, der nicht über institutionelle 
Ausgleichsmechanismen in der Finanzpoli- 
tik und in den Finanzierungsbedingungen 
der Mitgliedsstaaten verfügt. Das ist durch 
die Konvergenzkritieren von Maastricht II 
verhindert worden. Dieser Raum verfügt 
auch über keine wirksame Koordination 
der nationalen Lohnpolitiken und der na- 
tionalen Systeme der sozialen Sicherung. 
Die Konstruktion der Zentralbank war so 
angelegt, dass eine gegen die Krisen wirk- 
same Geldpolitik nicht vorgesehen war und 
sich die EZB die Kompetenzen für ihre 
Rolle als Kreditgeber der letzten Instanz ab 
2012 nurüber den Umwegeines Kaufsvon 
Staatsanleihen über die Sekundärmärkte 
erkämpfen konnte. Verantwortlich für die 
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schwere Krise der Währungsunion ist die 
Verbohrtheit der deutschen Politik. Das 
beginnt mit der Strategie des Handelsmer- 
kantilismus in der Währungsunion, die zur 
Vergrößerung der Leistungsbilanzsalden 
geführt hat, und wird verstärkt durch ein 
europaweit wirkendes Diktat einer Auste- 
ritätspolitik, die eine an Wachstum und 
Beschäftigung orientierte Wirtschafts- 
politik ausschließt. Mit dem Leitbild des 
von einem hegemonialen Block geführten 
globalen Kapitalismus lässt sich das nicht 
erklären. 
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Probleme der Klassenanalyse 


Dass die Probleme des Klassenkampfs keine 
geringen sind, ist hinlänglich bekannt. Und 
dies nicht nur im Sinne des dem irischen 
Literatendandy Oscar Wilde zugeschrie- 
benen Hedonistenbonmots, wonach der 
Sozialismus eine feine Sache sei, man auf 
dem Weg dorthin aber einfach zu viele 
Abende damit verliere. Wohl wahr -— doch 
die Probleme sind wahrhaftigvon anderem 
Kaliber. Wie im klassischen Kriminalfall 
zur Überführung des Täters, so braucht es 
zur sozialen Realität kollektiver Klassen- 
kampftätigkeit drei Dinge: means, motives, 
and opportunity — die Mittel, die Motive 
und die Gelegenheit. Wenn der Klassen- 
kampf also gegenwärtig ausbleibt und die 
üblichen Klassenkampfverdächtigen nicht 
das tun, was man eigentlich von ihnen er- 
warten sollte, dann könnte das einerseits an 
fehlenden Gelegenheitsstrukturen liegen: 
die Zeiten und Umstände, sie sind halt 
nicht danach. Es könnte andererseits an 
den mangelnden materiellen (und auch 
ideellen) Ressourcen liegen, die für den 
Konflikt zu mobilisieren wären: die Orga- 
nisations- und Repräsentationsmacht der 
Lohnarbeitenden ist einfach zu gering. Es 
könnten aber schließlich auch - was freilich 
für den klassenkampfaffinen Beobachter die 
unerfreulichste Variante wäre — die Motive 
zur klassenpolitischen Auseinandersetzung 
sein, an denen es den zu dieser Auseinander- 
setzung Auserkorenen fehlt. 

Dass genau Letzteres in der gegenwär- 
tigen spätkapitalistischen Konstellation 
das Problem sein könnte, mag die PRO- 
KLA-Redaktion in ihrem ausführlichen 


Rahmenbeitrag zu Heft 185 dieser Zeit- 
schrift nicht recht in Erwägung ziehen. 
Ihre umfangreiche Analyse, die die mul- 
tiple Krisenphänomenbologie des globalen 
Kapitalismus und seines vermeintlichen 
„Ausnahmezustands“ Revue passieren 
lässt, zeichnet ein erstaunlich klares Bild, 
was die klassenpolitische Konfiguration 
in dessen Zentren angeht: Auf der einen 
Seite stehen da die herrschenden Klassen, 
die in den vergangenen Jahrzehnten er- 
folgreich die „neoliberale Umgestaltung 
aller gesellschaftlichen Bereiche“ (508) 
und damit eine umfassende „Politik der 
Verunsicherung“ (526) betrieben hät- 
ten.' Die Widersprüche und Spannungen 
innerhalb der verschiedenen Kräfte im 
kapitalistischen „Block an der Macht“ 
(513) - befeuert durch unterschiedliche 
strategische Kalküle bezüglich eines ange- 
messenen Krisenmanagements - hätten, so 
die Diagnose, zu „einer stärkeren Formie- 
rung konservativer, nationalistischer und 
faschistischer Kräfte geführt“ (525). Der 
autoritäre Populismus, der mittlerweile in 
weiten Teilen des euroatlantischen Raums 
sein Unwesen treibt, lasse sich als „eine 
Abspaltung aus dem Machtblock auf der 
Grundlage einer spezifischen Herrschafts- 
strategie“ (540) verstehen - bzw. auf der 
Basis einer Klassenherrschaft mit multip- 
len Regierungstechnologien: „Sachzwang 


1 Alle Seitenzahlen in Klammern beziehen 
sich auf: PROKLA-Redaktion (2016): Der 
globale Kapitalismus im Ausnahmezustand. 


In: PROKLA 46(4): 507-542. 
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und Technokratie, Governance, Disziplin 
und Kontrolle, biopolitische Strategien, 
Kontingenz“ (537). 

Während der „Aufstieg der Rechten“ 
(525) und die „Tendenz zur Faschisie- 
rung“ (529) damit einseitig im Lager der 
herrschenden Klassen verortet werden, 
stehen auf der anderen Seite der „Polari- 
sierung zwischen ArbeiterInnenklasse und 
Kapitaleignern“ (540) nicht nur sozial ver- 
unsicherte, sondern auch ideologisch und 
organisationspolitisch obdachlose Subal- 
terne, die die Wunden ihrer Niederlagen 
der letzten Jahrzehnte lecken. Hier meint 
die Redaktion „gewisse Parallelen“ zu den 
„1920er und 1930er Jahren“ (530) erken- 
nen zu können, als „auf die Niederlage der 
Arbeiterklasse und der sozialen Bewegun- 
gen ein Prozess der Faschisierung“ (525) 
folgte: Wie damals, so gingen auch heute 
„die Organe des Maßnahmenstaats’ (Fra- 
enkel) rücksichtslos gegen alles vor, was 
von den gesellschaftspolitischen Zielen 
abweicht“ (529). Von den herrschenden 
Austeritätspolitiken zusätzlich gebeutelt, 
würden die beherrschten Klassen „durch 
den autoritär-nationalen Populismus [...] 
von der Erkenntnis und der Möglichkeit 
zur Rationalisierung und Wahrheit abge- 
spalten und desorganisiert“ (538). 

Dualistischer als in dieser Analyse 
könnten die sozialen Zuordnungen und Zu- 
schreibungen von Macht und Ohnmacht, 
Aktivität und Passivität, von Henne und Ei, 
Treibenden und Getriebenen, Tätern und 
Opfern - und damit letztlich auch von 
Gut und Böse - kaum vorgenommen wer- 
den. Alle „Rechtsentwicklung“ (527) geht 
demnach nicht vom Volke, sondern von den 
Herrschenden und deren Staat aus. Sie ist 
„Ausdruck einer Spaltung innerhalb der ka- 
pitalistischen Machtblöcke“ (ebd.) - und 
bleibt den Subalternen damit eigentümlich 
äußerlich, ja geradezu wesensfremd. Von 


„der breiten Masse der Lohnabhängigen“ 
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weiß man ja, so das Redaktionskollektiv, 
dass sie - „wie Meinungsumfragen immer 
wieder gezeigt haben“ - Marktglauben und 
Sozialabbau ablehnt und also der Neoli- 
beralismus unter den Beherrschten „eher 
unpopulär“ (537) ist. Zwar sei, soweit wagt 
sich die Redaktion in Sachen sozialer Rea- 
litätssinn vor, „nicht auszuschließen, dass 
sich wohlstandschauvinistische und rassis- 
tische Überzeugungen durchaus auch bei 
ArbeiterInnen finden lassen“ (527). Doch 
sind die Lohnabhängigen, so suggerie- 
ren die AutorInnen, auch noch in diesen 
Einstellungsmustern unfrei, Spielball der 
autoritär-populistischen Bündnisstrategien 
von „Teilen der Bourgeoisie“: Diese über- 
nähmen „die Führung über Subalterne in 
einer Art plebiszitärem Kurzschluss“ (538). 

Nach verlorenen gesellschaftlichen 
Kämpfen und auf verlorenem sozialen 
Posten, so muss man all dies wohl verste- 
hen, sind die Subalternen heute zu dem 
geworden, was diese gesellschaftskritisch 
gemeinte Bezeichnungja nicht zuletzt eben 
auch suggeriert: zu Herrschaftsunterwor- 
fenen, die sich in ihrer untergeordneten 
Position als geistig unselbstständig erwei- 
sen und sich ideologisch untertäniggeben. 
Zum einen erscheinen die beherrschten 
Klassen in dem Redaktionsbeitrag als ab- 
hängige Variable von Spannungsverhält- 
nissen unter den Herrschenden und als 
willenloser Spielball der politischen Stra- 
tegieabteilungen bestimmter bürgerlicher 
Klassenfraktionen. Deren perfide popu- 
listische Praxis der Verführung öffnet den 
Geführten das Gefühlsventil zu „rebelli- 
schem Konformismus“: Wie auch immer 
fehlgeleitet, können sie so „ihre Wut, ihre 
Verzweiflung über die Verhältnisse und 
den Gang der Entwicklung ausdrücken“ 
(538). Zum anderen lässt sich die Arbeite- 
ıInnenklasse zu einem „passiven Konsens“ 
(537) verleiten - und dies nicht etwa von 
materiellen und ideellen Interessen geleitet, 
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sondern aufgrund von Informationsdefizi- 
ten und Bildungslücken, sind doch „kon- 
kurrierende Weltauffassungen wie die des 
Marxismus heute beiden Lohnabhängigen 
wenig bekannt, wenig verankert“ (537). 
Dabei müssten die Subalternen eigentlich, 
so wird suggeriert, nur „selbst beginnen, 
zu handeln“, und „Bündnisse eingehen 
mit denjenigen intellektuellen Kräften“ 
(538), die bereits kräftig an dem Projekt 
einer radikalen Gesellschaftstransforma- 
tion arbeiten. Ein Schelm, wer hier zuerst 
an die Redaktionen von Zeitschriften für 
kritische Sozialwissenschaft denkt. 

So kopfnickend und selbstbestätigend 
diese gegenwartsdiagnostische Klassenana- 
lyse in dem einen oder anderen herrschafts- 
kritischen Milieu zur Kenntnisgenommen 
werden dürfte, so dürftig erscheint sie aus 
einer analytischen Perspektive, die nicht 
immer schon davon ausgeht, dass alles 
Schlechte „von oben“ kommt und Schuld 
am kapitalistischen Elend der Welt immer 
nur die anderen sind. Aus einer analyti- 
schen Perspektive zumal, die sich nicht 
damit zufrieden gibt - sondern für die es 
eher befremdlich wirkt -, die Subalternen 
als StatistInnen des gesellschaftsgeschicht- 
lichen Zeitenlaufs zu führen; einer Pers- 
pektive, die diese vielmehr als Protagonis- 
tInnen in ihr historisches Recht zu setzen 
trachtet - auch wenn dessen Inanspruch- 
nahme sich empirisch als von zweifelhafter 
Art erweisen sollte. 

Was meint das? Es meint, die herrschen- 
den Motivstrukturen der Beherrschten 
in den Blick zu nehmen - und darüber 
womöglich darauf zu kommen, dass na- 
tional-autoritäres Denken und protektio- 
nistisch-exkludierendes Handeln den von 
einer marxistischen Linken gerne aus der 
analytisch-politischen Schusslinie genom- 
menen Subalternen so äußerlich gar nicht 
sind. Der Neoliberalismus mag unter den 


abhängig Beschäftigten und mehr noch 
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unter den abhängig Nicht-Beschäftigten 
unpopulär sein - obwohl es durchaus nicht 
einer gewissen Ironie entbehrt, wenn sich 
die außerinstitutionelle Linke auf „Mei- 
nungsumfragen“ beruft. Umso populärer 
aber ist unter ihnen, das wird man wohl 
ohne Rekurs auf Allensbach und Infratest 
sagen können, die in den Nachkriegsjahr- 
zehnten gewachsene Vorstellung „immer- 
währender Prosperität“ (Burkart Lutz) 
- ein wohlfahrtskapitalistisches Verspre- 
chen, mit dessen zeitgemäßer Erneuerung 
die PropagandistInnen der neoliberalen 
Transformation seit den 1970er Jahren 
antraten. 

Dass sich ein beständig wachsendes 
wirtschaftliches Mehrprodukt nur mithilfe 
durchgreifender und (natürlich immer nur 
für die Anderen) „schmerzhafter“ Refor- 
men des keynesianischen Sozialstaats werde 
erarbeiten lassen, aber dass es sich eben bei 
gesellschaftlicher Akzeptanz eines verän- 
derten arbeits- und sozialpolitischen Steu- 
erungsregimes werde erwirtschaften lassen: 
dies war die zentrale Botschaft neoliberaler 
Politik, in Deutschland wie in den anderen 
kapitalistischen Zentren der Welt. Dem 
unter gegebenen Bedingungen verständli- 
chen undlegitimen Begehren großer gesell- 
schaftlicher Mehrheiten in diesen Ländern 
nach einer ungebrochenen Steigerung ihres 
Wohlstands, einer beständigen Zunahme 
ihrer Konsumchancen, einem anhaltenden 
Wachstum ihrer materiellen Lebensqualität 
kam jedenfalls der zweite Teil dieser Bot- 
schaft durchaus entgegen. Wer arbeitet, 
der wird auch essen, und wer noch mehr, 
länger und härter arbeitet, wird am Tisch 
der Reichen Platz nehmen können: dieses 
Credo war bemerkenswert anschlussfähig 
für die subalternen AlltagskritikerInnen des 
Neoliberalismus. Der Marktglaube mochte 
und magihnen heute mehr denn je abgehen, 
nicht aber der in der historischen Wachs- 
tumserfahrung verankerte Wunsch, auch 
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morgen noch kraftvoll in den Wohlstands- 
apfel beißen zu können - und wenn irgend 
möglich, dann noch kraftvoller als heute. 
Der Redaktionstext weist in diese 
Richtung, wenn er „ökoimperiale Span- 
nungen“ (513) thematisiert und die „au- 
toritäre und exklusive Stabilisierung eines 
Wohlstandsmodells, das gerade aufgrund 
seiner tendenziellen globalen Verallge- 
meinerung in die Krise geraten ist“ (514). 
Aber er schreibt die autoritär-exklusiven 
Bestrebungen in den Gesellschaften des 
globalen Nordens dann doch wieder ein- 
seitig deren herrschenden Klassen zu, ohne 
den aktiven Anteil der Beherrschten an 
einer radikalisiert-neoliberalen Program- 
matik und Praxis autoritärer Exklusion zu 
beleuchten. Ob es aber allein rücksichtlo- 
sen Kapitalstrategien und dem „passiven 
Konsens“ der Subalternen geschuldet ist, 
wenn in Bangladeschs Textilfabriken im- 
mer wieder NäherInnen verbrennen, rund 
um Argentiniens glyphosatgetränkte So- 
japlantagen die Krebserkrankungen gras- 
sieren und in einem einzigen Jahr 5.000 
(in Worten: fünf Tausend) Menschen vor 
Europas Haustür im Mittelmeer ertrinken 
lässt, um wahlweise die Voraussetzungen 
des hiesigen Wohlstands zu produzieren 
oder aber diesen vor den Ansprüchen der 
Subsubalternen des globalen Südens in 
Schutzzu nehmen: dasistjawohl die Frage. 
Was, wenn die klassenpolitische Ge- 
mengelage viel komplexer, widersprüch- 
licher und - ja - ernüchternder wäre, als 
die PROKLA-Redaktion es sieht? Was, 
wenn der Wohlstandschauvinismus der 
kleinste gemeinsame - Klassen übergrei- 
fende - Nenner der spätkapitalistischen 
Wachstumsstagnationsgesellschaften 
wäre? Was, wenn in den Zentren des glo- 
balen Kapitalismus alle im selben Wohl- 
standssicherungsboot säßen - auch wenn 
die einen nurrudern und die anderen kom- 
mandieren (und Dritte kommentieren)? 
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Sicher, die Bessergestellten haben die 
symbolische Macht, ihr die Ressourcen 
des Globus wie auch des Proletariats im 
globalen Süden überausbeutendes Dasein 
mit den Insignien des ethischen Konsums 
und der ökologischen Distinktion würdig 
ummanteln zu können. Während die 
Schlechtergestellten im Angesicht der 
drohenden Wachstumswende und der 
„Anspruchshaltung“ der wahren Globali- 
sierungsverlierer dieser Erde dem weniger 
anschnlichen Notwendigkeitsgeschmack 
der nationalen Schließung und des rassifi- 
zierenden Protests folgen. 

Will man der Strukturdynamik einer, 
so die Diktion im Editorial von Heft 185, 
„aus den Fugen“ (502) geratenen Welt klas- 
senanalytisch beikommen, so dürfte kein 
Weg daran vorbei führen, dabei die über 
lange Zeit fest gefügten weltgesellschaft- 
lichen Klassenverhältnisse in Rechnung 
zu stellen. Was sind die Probleme des 
Klassenkampfs heute? Aus der genannten 
Perspektive sind dies - zumindest auch - 
die Probleme der strukturell widersprüch- 
lichen Klassenposition des beherrschten 
Pols in einer global (und im speziellen 
deutschen Fall übrigens auch europäisch) 
herrschenden Gesellschaft. Es sind die Pro- 
bleme des globalhistorischen Siegs der „zu 
reich gewordenen“ (520) kapitalistischen 
Gesellschaften des globalen Nordens. Es 
sind die Probleme jener kapitalistischen 
„Überentwicklung“ (C. Wright Mills), 
von der eben auch die Subalternen hierzu- 
lande - bei aller Subalternität und allem 
Neoliberalismus — nach wie vor so uner- 
messlich profitieren. Und deren mögliches 
Ende sie nun aber am Horizont erscheinen 
sehen, am Horizont der Geschichte und am 
Horizont ihrer sozialen Wahrnehmung. 
In weiter Ferne zwar, könnte man mit 
dem für die Versprachlichung unwohliger 
Gefühle immer guten Franz Kafka sagen, 
wenngleich deutlich sichtbar. 
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Womöglich rührt gerade von diesem 
sich verbreitenden wohlstandsgesellschaft- 
lichen Unbehagen an der Zukunft die nicht 
nurvon der PROKLA-Redaktion, sondern 
mittlerweile allseits diagnostizierte (wenn 
auch zumeist in anderen Begriffen um- 
schriebene) „Distanz der mittleren und un- 
teren Klassen von den Kräften im Block an 
der Macht“ (513): von der immer mehr zur 
Gewissheit werdenden Ahnung, dass dasin 
den kapitalistischen Zentren etablierteund 
insbesondere in der zweiten Hälfte des 20. 
Jahrhunderts so unvergleichlich „erfolgrei- 
che“ gesellschaftliche Entwicklungsmodell 
(Wachstum, Wohlstand, Wohlfahrt) auf 
Kosten anderer offenbar nicht mehr so 
ohne Weiteres funktioniert. Dass dem 
national-autoritären Populismus in den eu- 
roatlantischen Kapitalismen die, wie es die 
Redaktion formuliert, „Abspaltung“ der 
Massen von der „Wahrheit“ (538) gelungen 
sei, ließe sich in diesem Lichte betrachtet 
noch einmal anders lesen. Die „Wahrheit“ 
der weltgesellschaftlichen Herrschafts- 
verhältnisse haben Eliten wie Massen 
der globalkapitalistischen Siegernationen 
nämlich schon lange von sich abgespalten. 

Angesichts dieser nicht nur allgemein 
bewusstseinspolitischen, sondern nicht 
zuletzt auch - horribile dietu — arbeiter- 
bewusstseinspolitischen Abspaltung der 
Wahrheit im Sinne der uneingestandenen 
undunanerkannten Voraussetzungen und 
Konsequenzen des spätkapitalistischen 
Modus gesellschaftlicher Reproduktion 
stellt sich dann die drängende Frage, wie 
realitätstüchtig die von der Redaktion 
zum Ende ihres Beitrages vorgenommene 
Bestimmung der „Aufgaben der Linken“ 
(539) ist. Das AutorInnenkollektiv ver- 
fällt hier einem radikaltransformativen 
Voluntarismus, wenn es unterstellt, die 
Beherrschten könnten, offenbar angeleitet 
durch die parteipolitische Programmatik 
einer „umfassenden emanzipatorischen 
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Politik“ (540), eine politisch-ideologische 
Kehrtwende vollziehen und „unmittelbar 
das Ziel anderer Verhältnisse verfolgen“ 
(538). Ganz so als hätten sie nicht auch 
gute Gründe für den Erhalt des Status 
quo, ja womöglich ein objektives Interesse 
an der Fortschreibung des spätkapitalis- 
tischen Überentwicklungsmodells und 
der damit verbundenen transnationalen 
Ungleichheitsverhältnisse. 

Warum sollten die Subalternen in den 
kapitalistischen Zentren heute einen „ra- 
dikalen Transformationswillen“ (538) an 
den Tag legen? Warum sollten sie unter 
gegebenen weltgesellschaftlichen Herr- 
schaftsverhältnissen rebellieren? Wogegen 
- und vorallem: Gegen wen? Vielleicht am 
Ende gar gegen sich selbst? Anders als der 
Durchschnittssubalterne in einer Durch- 
schnittsnation des globalen Südens kämpft 
„der einfache Bürger“ hierzulande eben 
nicht — apropos die „Partei DIE LINKE“, 
deren „Aufgabe“, im Verbund mit „der 
gesellschaftlichen Linken“ (540), die Re- 
daktion abschließend formuliert - „um das 
Überleben“, auch wenn die im Deutschen 
Bundestag zum Besten gegebene Verelen- 
dungstheorie der Sahra Wagenknecht eben 
dies imaginiert. 

Probleme der Klassenanalyse: Was 
man wahlkampfgerecht national-sozial 
gestimmten SpitzenpolitikerInnen poli- 
tisch-soziologisch zugestehen mag, ist in 
der PROKLA ein Problem. Ein veritables 
Problem zweiter Ordnunggewissermaßen: 
Denn zielt die Redaktion politisch (und 
wohlgemerkt: schr zu Recht) „aufeine Re- 
kodierung und Überdeterminierung des 
Feldes durch Gesichtspunkte der ‘Klasse’“ 
(540), so gerät eine solche klassenpolitische 
Strategie durch eine unangemessene Klas- 
senanalyse notwendigauf die schiefe Bahn 
und in falsches Fahrwasser. Aber es ist ja 
hinlänglich bekannt: Die Probleme des 
Klassenkampfs sind halt keine geringen. 
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Rechtspopulismus als Krisenbearbeitung 
Anmerkungen zum Aufstieg von AfD und FPÖ 


„Sie werden sich wundern, 
was alles gehen wird.“ 
Norbert Hofer, FPÖ-Bundes- 
präsidentschaftskandidat 


In diesem Beitrag werden Überlegungen 
zum gegenwärtigen Aufstieg des rechten 
Populismus zur Diskussion gestellt, die 
vor allem aus der Reflexion der österreichi- 
schen Situation gewonnen wurden. Zwar 
muss Österreich dem rechtspopulistisch 
minder entwickelten Nachbarn im Nor- 
den, Deutschland, nicht unbedingt das 
Bild der eigenen Zukunft zeigen. Doch 
der Blick über die Grenze kann helfen, der 
bisweilen arg national-borniert geführten 
Debatte rund um den Aufstieg der AfD 
neue Dimensionen hinzuzufügen. Dieser 
Aufstieg ist Teil einer internationalen 
Dynamik, die weit über Deutschland und, 
in der Tat, über Europa hinausgeht. Was 
hier als „Zäsur im Parteiensystem“ (Kahrs 
2016) gilt, stellt cher eine nachholende 
Entwicklung dar. In jedem Nachbarland 
Deutschlands (mit Ausnahme Luxem- 
burgs) ist aktuell eine rechtspopulistische 
Partei mit über 15 Prozent im nationalen 
Parlament vertreten. Die Bundesrepublik 
war lange ein großes gallisches Dorf im 
Europa des Rechtspopulismus. Damit ist 
es nun vorbei. 

Wie die PROKLA-Redaktion zuletzt 
festgehalten hat, findet der aktuelle Auf- 
stieg der Rechten in einem „globalen Ka- 
pitalismus im Ausnahmezustand“ statt. 
Als „autoritärer Populismus“ reagiert der 


Rechtspopulismus auf eine „organische 
Krise im Sinne Antonio Gramscis“ und 
bildet ein Element in einer „Tendenz der 
Faschisierung“ (PROKLA-Redaktion 
2016: 526, 509, 529). Ich teile diese Ein- 
schätzung. FPÖ und AfD gehören, über 
alle spezifischen Unterschiede derinneren 
Zusammensetzung und nationalen Kon- 
texte hinweg, zu den „Krankheitserschei- 
nungen“, die laut Gramsci während einer 
großen Krise auftauchen, wenn „das Alte 
stirbt und das Neue nicht zur Welt kom- 
men kann“ (Gramsci 1991fF.: 354). 
Hegemonicekrise im Sinne Gramscis 
meint zunächst, dass Menschen sich nicht 
mehr auf die Weise führen lassen, wie sie 
bisher geführt wurden. Politische Insti- 
tutionen, kulturelle Formen, moralische 
Axiome und alltägliche Routinen verlieren 
an Plausibilität: Krise der Führung von 
oben oder umgekehrt, Aufkündigung des 
Vertrauens von unten. Die eindrucksvoll- 
ste Analyse einer solchen Hegemonickrise 
wurde Ende der 1970er und Anfang der 
1980er Jahre von Stuart Hall in Großbri- 
tannien vorgelegt. Seine Untersuchung 
des Thatcherismus als „autoritärer Popu- 
lismus“, der in die Hegemonickrise des 
Nachkriegskapitalismus interveniert, 
bleibt bis heute unerreicht. Hall vertiefte 
Gramscis Erkenntnis, dass „Krise“ kein 
objektiv bestimmbares Ereignis, „kein 
gegebener Zustand“ sei, „sondern ein 
wirkliches Kraftfeld, in das die Kräfte der 
Rechten aktiv eingegriffen haben“, mit 
dem Ziel „die Bewegung zu einem stärker 
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autoritären Regime von einer massiven 
populistischen Basis her zu konstruieren“ 
(Hall 1980: 119). Hall brachte für den 
Thatcherismus auf den Punkt, was auch 
für den heutigen Rechtspopulismus gilt: 
„Sein Erfolg und seine Effektivität liegen 
nicht in seiner Fähigkeit begründet, arglose 
Leute zu täuschen, sondern in der Weise, 
in der er wirkliche Probleme, wirkliche 
und gelebte Erfahrungen, wirkliche Wi- 
dersprüche anspricht - und sie zugleich 
in einer diskursiven Logik repräsentiert, 
die sie systematisch in Einklang mit den 
Programmen und Klassenstrategien der 
Rechten bringt“ (Hall 1979: 20, Übers.: 
B.O.). Um diesen Vorgang zu verstehen, 
müssen wir untersuchen, wie die Rechte 
verschiedene Krisendimensionen, wie sie 
Probleme, Erfahrungen und Widersprü- 
che aufruft, zum Gegenstand ihrer Politik 
macht und miteinander verkettet. Zu fra- 
gen ist also zunächst, auf welche Elemente 
der Krise die Rechte auf welche Weisen 
reagiert. Ausgangsthese ist, dass der neue 
rechte Populismus Teilen der Bevölkerung 
subjektive Formen anbietet, die gegen- 
wärtige Hegemonickrise des neoliberalen 
Kapitalismus zu leben. Das heißt nicht 
notwendig, dass damit Lösungen der ob- 
jektiven Widersprüche verbunden wären. 
Er bietet aber eine Sprache an, um diese 
Widersprüche in Worte zu fassen, und ein 
Repertoire an Haltungen, um sie zu ertra- 
gen. Rechte Politik ist Subjektivierungsan- 
gebot: Sie fungiert als Affektableiter und 
Identitätsstifter qua Ausgrenzung. Diese 
Überlegung soll im Folgenden anhand 
ausgewählter Krisenaspekten vertieft und 
illustriert werden.! 


1 Ich danke Manuela Bojadäijev, Katherine 
Braun, Manuel Liebig und Alexandra 
Heiter für kontinuierlichen Austausch 
zum Zusammenhang von Krise und Rassis- 
mus, sowie den TeilnehmerInnen an der 
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Die Krise der politischen 
Repräsentation 


Augenfällig ist erstens, dass der autoritäre 
Populismuseine Krise der politischen Reprä- 
sentation bearbeitet. Damit ist nicht allein 
diesinkende Wahlbeteiligunggemeint, die 
Teile des Wahlvolkes systematisch aus dem 
Verhältnis parlamentarischer Repräsenta- 
tion ausschließt (vgl. Schäfer 2015; Kahrs 
2015). Grundlegender verweist sie darauf, 
dass eine Reihe öffentlicher Angelegen- 
heiten der demokratischen Deliberation 
und Entscheidungsfindung überhaupt 
entzogen werden. Colin Crouch brachte 
diese Krisendynamik Anfang der 2000er 
Jahre auf den Begriff der „Postdemokra- 
tie“. Ihm zufolge verkommen Wahlen zum 
Spektakel, während „die reale Politik hin- 
ter verschlossenen Türen gemacht“ wird 
(Crouch 2008: 10). Ergebnis seieine „Form 
der Politik, die wieder zu einer Angelegen- 
heit geschlossener Eliten wird“ (cbd.: 133). 
Crouchs Ursachenbestimmung für diese 
Dynamik mag oberflächlich sein (vgl. kri- 
tisch Demirovie 2013), im Kern benennter 
damit jedoch einen realen Prozess. Bereits 
Anfang der 1990er Jahre hatte Stephen 
Gill aus hegemonietheoretischer Sicht 
einen „neuen Konstitutionalismus“ als 
politische Form des neoliberalen Projekts 
identifiziert: „die Tendenz zur Schaffung 
rechtlicher oder konstitutioneller Mittel, 
um die neuen ökonomischen Institutio- 
nen öffentlicher Kontrolle oder demokra- 
tischer Verantwortlichkeit zu entziehen“ 
(Gill 1992: 165). Diese Tendenz wurde in 
der Eurokrisenpolitik der europäischen 
Regierungen ab 2008 noch verstärkt, als 
die Vergesellschaftung der von Finanz- 
marktakteuren verursachten Schulden 


BdWi-Herbstakademie „Europe what's 
next?“, wo ich einige dieser Überlegungen 
zur Diskussion stellen durfte. 
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als alternativlos dargestellt, Demokratie 
„marktkonform“ (Angela Merkel) gestaltet 
wurde. Was bleibt, sind massenhaft geteilte 
Erfahrungen des politischen Kontrollver- 
lusts und der Entfremdungvon Institutio- 
nen der repräsentativen Demokratie. Diese 
Erfahrungen werden vom Projekt des au- 
toritären Populismus in zwei Formen arti- 
kuliert. Erstens, indem rechtspopulistische 
Parteien die Wiederherstellung politischer 
Handlungsfähigkeit durch neue, direktere 
Repräsentationsverhältnisse versprechen. 
Als „Stimme“ oder „Anwalt“ des Volkes 
sollen „starke“ PolitikerInnen agieren, um 
Interessen auch gegen behauptete Alter- 
nativlosigkeit durchsetzen. Das spektaku- 
lärste Beispiel dafür lieferte im abgelaufe- 
nen Jahr die rechte Brexit-Kampagne. Aber 
auch Norbert Hofer bediente dieses Motiv 
im österreichischen Präsidentschaftswahl- 
kampf. In einem denkwürdigen Fernsch- 
moment reagierte er auf den Hinweis der 
Moderatorin, dass die österreichische Re- 
alverfassung dem Bundespräsidenten kaum 
politische Gestaltungsmöglichkeiten biete, 
die Umsetzung seiner Forderungen also gar 
nicht möglich sei, unwirsch: „Sie werden 
sich wundern, was alles gehen wird!“. 
Zweitens wird eine Stärkung „direkter 
Demokratie“ als Heilmittel für die Krise 
der Repräsentation dargestellt. Die Aus- 
weitungplebiszitärer Elemente ist seit Lan- 
gem programmatischer Kernbestand der 
FPÖ und ihrer Schwesterparteien. Damit 
soll einerseits der Schutz von Minderhei- 
tenrechten umgangen, vor allem aber die 
Illusion eines intelligiblen Volkswillens 
geschürt werden. Das autoritäre Verspre- 
chen der Wiederherstellung politischer 
Kontrolle gewinnt seine Attraktivität 
aus der realen Einschränkung demokrati- 
scher Gestaltungsmacht im neoliberalen 
Kapitalismus. Das heißt aber nicht, dass 
das Versprechen sich auch auf jene Fragen 
bezieht, die dem demokratischen Spiel 
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wirklich entzogen wurden. Charakteris- 
tisch für den autoritären Populismus ist, 
dass er gerade nicht die verhärtete Klas- 
senmacht der Eliten angreift, sondern das 
Feld des Kontrollgewinns verschiebt hin 
zu Fragen der Kriminalität, der sexuellen 
Moral und vor allem der Migration. Der 
wichtigste politische Erfolg der Rechten 
im Jahr 2016 war, die Bewegung der Ge- 
flüchteten im Alltagsverstand weiter Teile 
der Bevölkerungals Metapher für den po- 
litischen Kontrollverlust schlechthin zu 
platzieren. Die Forderung nach geschlos- 
senen Grenzen wird so zum Symbol für die 
Wiederherstellungpopularer Souveränität. 


Die Krise der Öffentlichkeit 


Eine zweite Dimension ist die Krise der Öf 
fentlichkeit. Gramsci beschrieb die große 
Hegemonickrise seiner Zeit als Phase, in 
der „die großen Massen sich von den gro- 
ßen Ideologien entfernt haben, nicht mehr 
an das glauben, woran sie zuvor glaubten“ 
(Gramsci 1991ff.: 354); charakteristisch 
sei ein „verbreiteter Skeptizismus“ (ebd.: 
355). Auch hierin ähnelt unsere Gegenwart 
früheren Krisenverläufen. Nicht nur politi- 
sche Parteien sind von der Aufkündigung 
des Vertrauens betroffen, sondern auch an- 
dere Institutionen der Zivilgesellschaft, die 
Meinungsführerschaft beanspruchen. Dies 
betrifft in besonderer Weise die Medien 
(vgl. Hagen 2015). Hier trifft die Krise der 
Autoritäten auf einen komplexen techno- 
kulturellen Wandel, der von der informati- 
ons-undkommunikationstechnologischen 
Revolution und den Verwertungsstrategien 
des Internet-Kapitals angestoßen wurde. 
Durch Facebook und andere soziale On- 
line-Medien wird Öffentlichkeit zugleich 
vernetzt, vervielfacht und aufgeteilt. Die 
Auswahl an Informationen, die dem/der 
UserlIn bereitgestellt werden, beruht auf 
deralgorithmenbasierten Personalisierung, 
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d.h. des passgenauen Zuschnitts von Inter- 
essen und Vorlieben des bzw. der Einzel- 
nen. Das Resultat ist ein technischer „Fil- 
terbubble-“ oder“ „Echokammer-Effekt‘“, 
der weitreichende politisch-kulturellen 
Konsequenzen hat: „Der Trend, sich in 
Enklaven der gleichen Meinung zurück- 
zuzichen“ (Dahlgreen 2014: 198, Übers.: 
B.O.). Dieser Trend betrifft keineswegs 
nur „das Internet“, sondern trägt zu ei- 
nem Strukturwandel der Öffentlichkeit 
bei: Gemeinsame Referenzräume für 
gesellschaftliche Aushandlungsprozesse 
verschwinden und werden durch ungleich 
vernetzte Teilöffentlichkeiten ersetzt. Jodi 
Dean interpretierte diesen Prozess bereits 
2010 als „Verlust der symbolischen Efhzi- 
enz“. „Wenn die Eflizienz eines Symbols 
dessen Mobilität darstellt, seine Fähigkeit, 
Bedeutung nicht nur von einer Person auf 
die andere, sondern von einem Setting in 
ein anderes zu übertragen, dann verweist 
der Verlust symbolischer Efhizienz aufeine 
Immobilität oder ein Scheitern der Über- 
tragung. |...] Dieser Verlust symbolischer 
Efhizienz isteine fundamentale Eigenschaft 
des kommunikativen Kapitalismus“ (Dean 
2010: 5, Übers.: B.O.).? 
Rechtspopulistische Projekte haben 
diese Prozesse früher als andere politische 
Akteure erkannt und effektiver daraufrea- 
giert. Ganz deutlich wurde dies jüngst bei 
der erfolgreichen Kampagne von Donald 
Trump. Diese setzte stark auf datenba- 
sierte, personalisierte Online-Kommuni- 
kation (vgl. Winston 2016). Doch auch 
die FPÖ ist dafür ein gutes Beispiel. Ihr 
gelingt es seit mehreren Jahren, Online- 
Teilöffentlichkeiten mit brutaler Virtuo- 
sität zu bespielen. Die Facebook-Seite von 
Heinz-Christian Strache hat mehr alseine 


2 Ich danke Clemens Apprich für diesen 


Hinweis. 
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halbe Million Zikes und erreicht damit weit 
mehr Menschen als jeder andere politische 
Auftritt in Österreich. Sie ist selbst aber nur 
ein Knotenpunkt in einem Ökosystem von 
Accounts, Seiten und Blogs der Rechten. 
Darin zirkulieren Deutungsansprüche, die 
als Information verpackt werden. Straches 
PR-Team hat dafür eine besonders effek- 
tive Form gefunden. Meist werden aufdem 
Facebook-Account Berichte gepostet,’ in 
denen es um eines der gepflegten Feindbil- 
der geht - Flüchtlinge, Muslime, Schwule, 
Feministinnen - und nur mit einem lako- 
nischen „Zur Info“ versehen. Das Narrativ 
dazu entsteht dann durch die Kommentare 
der NutzerInnen. Möglich wird dies, weil 
Facebook die beliebtesten Kommentare 
systematisch nach oben reiht. 

Der autoritäre Populismus befeuert 
einen paranoiden Diskurs, der die Krise 
der Autoritäten paradox verstärkt und 
aufhebt. Verstärkt wird der „Skeptizismus“ 
gegenüber jenen Medien und Berichten, die 
sich nicht in den rechten Antagonismus 
eingemeinden lassen. Diese Strategie ha- 
ben AfD und Pegida mit dem Schlachtruf 
der „Lügenpresse“ vielleicht am weitesten 
getrieben. Aufgehoben wird er in einer 
Gemeinschaft, die nur die Autorität jener 
anerkennt, die sich erfolgreich als „Anwalt 
des Volkes“ positionieren. Die Kommuni- 
kationswissenschaftlerin Zizi Papacharissi 
hat jüngst den Begriff der „affektiven ÖFf 
fentlichkeiten“ (affective publics) geprägt. 
Politik auf vernetzten Plattformen, so 
ihre These, basiert auf affektiven Prozes- 
sen. „Diese Prozesse produzieren affektive 
Aussagen, die Fakten mit Meinung und 


3 Die Berichte kommen manchmal von 
FPÖ-nahen Seiten wie unzensuriert.at, am 
häufigsten wird aber die Kronenzeitung 
verlinkt. Für eine detaillierte Analyse der 
FPÖ-Aktivitäten auf Facebook vgl. Maan/ 
Schmid 2016. 
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Emotion auf eine Weise vermischen, die 
unsere Art, in unserem Alltag politisch zu 
reagieren, simuliert“ (Papacharissi 2015: 
27, Übers.: B.O.). Papacharissi verfolgte 
diese Prozesse vor allem in Hinblick auf 
demokratische Bewegungen und Protest. 
Doch die Bildungaffektiver Öffentlichkei- 
ten ist in den letzten Jahren, jedenfalls in 
Deutschland und Österreich, vor allem der 
populistischen Rechten gelungen. Sie nutzt 
den Strukturwandel der Öffentlichkeit 
nicht zur demokratischen Mobilisierung 
und partizipativen Öffnung, sondern zur 
Multiplikation symbolischer Gewalt und 
zur Verhärtung der eigenen Identität. Dies 
ist die vielleicht wichtigste autoritäre Bear- 
beitungsform der Krise der Öffentlichkeit: 
die Herstellung von Bindungen durch ein 
komplexes System von Zeichen und Bildern 
in den eigenen Echokammern. Auch hier 
ist es nicht beliebig, welche Zeichen und 
Bilder diese Bindungen stiften. Sie gründen 
sich auf Konstruktionen von Fremdheit, 
verdichtet in diskursiven Figuren: „der 
Flüchtling“, „die Muslimin“ oder zuletzt: 
„der Nordafrikaner“. 


Die ökonomische Krise 


Drittens agiert der autoritäre Populis- 
mus auch unter den Bedingungen einer 
ökonomischen Krise. Zu Ursachen und 
Verlauf der Weltwirtschaftskrise sowie 
deren Formwandel in Währungs- und 
Schuldenkrisen seit 2008 liegen inzwi- 
schen zahlreiche Untersuchungen vor. 
Die PROKLA-Redaktion hat zuletzt eine 
prägnante Zusammenfassung dargelegt 
(PROKLA-Redaktion 2016: 514ff.) und 
weist darauf hin, dass der Zusammen- 
hang zwischen ökonomischer Krise und 
Rechtsruck komplex ist. Essind nicht bloß 
die „Abgehängten‘“, die der AfD zuströ- 
men. Die WählerInnen der Rechten in 
Deutschland und Österreich bilden eine 
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klassenübergreifende Allianz mit einem 
starken Kern aus FacharbeiterInnen mit 
Lehrabschluss bzw. mittlerer Reife. Die 
ökonomische Krisenlage vermittelt sich 
diesen Klassenfraktionen vor allem als 
Abstiegsangst aus einer Position relativer 
Fallhöhe. 

Oliver Nachtwey hat die Artikulation 
der ökonomischen Krise in Deutschland 
anschaulich als Abstiegsgesellschaft beschrie- 
ben: Soziale Aufstiegskanäle werden enger, 
die „Ireppe des Abstiegs [...] bedeutend 
steiler“ (Nachtwey 2016: 153). „Für breite 
Teile der Mittelschicht“, so Nachtwey, „hat 
nicht die reale Bedrohung, sondern maß- 
geblich die Sorge vor dem Absturz zuge- 
nommen (ebd.: 152; Herv. i.O.). Trotzdem 
reicht der Verweis auf „Statusängste“ nicht 
aus, um zu erklären, warum diese in solch 
starkem Ausmaß dem rechten Populismus 
zugutekommen. Hier stehen qualitativ 
ausgerichtete sozialwissenschaftliche Un- 
tersuchungen noch weitgehend aus. Hin- 
weise liefert etwa Klaus Dörre, der anhand 
empirischer Betriebsuntersuchungen eine 
„Iendenz zu exklusiver Solidarität“ vor 
allem in Kernbelegschaften ausmacht. Sie 
speise sich aus einem verinnerlichten „Ge- 
bot der Leistungsgerechtigkeit“. „Der Zorn 
richtet sich gegen jene, die - vermeintlich 
- die Bewährungsproben meiden und sich 
so dem Gebot der Leistungsgerechtigkeit 
entziehen. Das Verhalten von Erwerbslosen, 
Hilfebedürftigen und auch von Geflüchte- 
ten erscheint den Festangestellten als Ge- 
rechtigkeitsproblem“ (Dörre 2016: 269). 
Der autoritäre Populismus bearbeitet also 
einen von der Krise der Kapitalverwertung 
aufgespannten Widerspruch zwischen An- 
spruch und Wirklichkeit in der Klassenge- 
sellschaft, d.h. eine Krise der moralischen 
Ökonomie des Neoliberalismus (Palomera/ 
Vetta 2016). Das meritokratische Verspre- 
chen, Selbstoptimierung und Konkurrenz- 
verhalten mit individuellem Aufstieg zu 
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belohnen, klingt in der Abstiegsgesellschaft 
zunehmend hohl. Der Rechtspopulismus 
bietet eine Verarbeitungsform dieser Erfah- 
rung. Sie überhöht den Leistungsanspruch 
und richtet ihn gegen jene, die vermeintlich 
leistungslos leben. Dabei trifft sie aufein aus 
der Faschismusforschung bekanntes sozial- 
psychologisches Muster. Wer sich geprellt 
und um die Früchte seiner Anstrengun- 
gen gebracht sicht, überaffimiert die an 
ihn gestellten Ansprüche und projiziert 
Frustration auf jene, denen Privilegien un- 
terstellt werden: „Uns wird ja auch nichts 
geschenkt!“ Diese Erzählung verfängt, auch 
wenn die rechten Parteien kein glaubwür- 
diges Konzept zum Ausstieg aus der Ab- 
stiegsgesellschaft anbieten. Im Gegenteil 
steht ihre politische Programmatik mehr- 
heitlich für eine autoritäre Verschärfung 
jenes neoliberalen Projekts, das die sozialen 
Verwerfungen selbst produziert.‘ 


Das rechtspopulistische Projekt 


Die hier aufgeführten Dimensionen - die 
Krise der politischen Repräsentation, die 
Krise der Öffentlichkeit und die Krise 


der (moralischen) Ökonomie - sind nur 


4 Zugleich existiert eine derzeit minoritäre 
Strömungin Parteien wie AfD und FPÖ, die 
aufein national-soziales, protektionistisches 
Projekt setzt. Der vehemente Einsatz der 
FPÖ gegen die Freihandelsabkommen TTIP 
und CETA ist ein Hinweis darauf. Auch in 
der AfD ist die Auseinandersetzung zwischen 
autoritär-neoliberalen und national-sozialen 
(einschließlich klar faschistischen) Strömun- 
gen noch nicht entschieden (vgl. dazu die 
laufende Berichterstattung und Analyse von 
Andreas Kemper auf www.andreaskemper. 
org). Es ist nicht auszuschließen, dass eine 
populistische Rechte an der Regierung die 
dosierte Konfrontation mit Fraktionen des 
Finanzkapitals suchen und dafür Teile der 
Mittelklassen alimentieren würde. 
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drei in einer weit komplexeren Krisen- 
konstellation, in und mit der die Rechte 
gegenwärtig Politik macht. Krisen der 
Geschlechterverhältnisse, des imperialisti- 
schen Weltsystems, der Naturverhältnisse 
und der Migrationsregime bilden wie- 
derum je spezifische Widerspruchsfelder, 
die auf ihre jeweilige Bearbeitung durch 
den autoritären Populismus hin untersucht 
werden müssten. Entscheidend scheint mir, 
dass die Strategien des Rechtspopulismus 
ein Subjektivierungsangebot machen; sie 
operieren auf der Ebene der „Volksmo- 
ral“. „In Phasen sozialer Umwälzung und 
Veränderung bietet sie einen moralischen 
Bezugspunkt, der die Erfahrung zugleich 
aufgreift und in seinen wertenden Kate- 
gorien ordnet“ (Hall 1980: 116). Wer das 
Subjektivierungsangebot annimmt, kann 
in einer als feindselig wahrgenommenen 
Welt eine Haltungtrotziger Selbstbehaup- 
tungreklamieren. Dieses Angebot verfügt 
offensichtlich über je nach Klassenlage und 
soziokulturellem Milieu unterschiedlich 
ausgeprägte Anziehungskraft. Was jene 
eint, die dazu neigen es anzunehmen, ist 
(a) ein pessimistischer Ausblick auf die 
persönliche und gesellschaftliche Zukunft’ 
und (b) eine „soziale Heimat“, diees ihnen 
erlaubt, sich einem Normkollektiv zuzu- 
rechnen: als DeutscheR, ÖsterreicherIn 


5 Eine Studie zur Bundespräsidentschafts- 
Stichwahl in Österreich kam jüngst zu dem 
Schluss: „Für das Wahlverhalten spielte 
diese Zukunftssicht eine entscheidende 
Rolle: WählerInnen von Norbert Hofer 
sind deutlich pessimistischer, er erhielt deut- 
lich mehr Stimmen von diesen Befragten: 
Personen, die eine negative Entwicklung 
erwarten, stimmten zu 70 Prozent für den 
FPÖ-Kandidaten. Optimistisch gestimmte 
Personen und jene, die keine großen Än- 
derungen erwarten, wählten hingegen mit 
73 bzw. 59 Prozent mehrheitlich Van der 
Bellen“ (SORA/ISA 2016: 9). 
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oder EuropäerIn, aufrechteR ChristIn oder 
aufgeklärteR LiberaleR, als Verkörperung 
des Abendlandes. In dieser vorgestellten 
Gemeinschaft werden soziale Klassen- 
unterschiede symbolisch eingeebnet, das 
Kollektiv der moralisch Überlegenen 
den rückständigen, degenerierten oder 
gefährlichen Anderen entgegengestellt. 
Die AfD ist nicht bloß momentan fehl- 
geleiteter Ausdruck von Protest, sondern 
repräsentiert das, was Etienne Balibar ein- 
mal als „Netz von Gefühls-Stereotypen“ 
bezeichnet hat, die zur Bildung einer „ras- 
sistischen Gemeinschaft“ führen (Balibar 
1991: 24). In Deutschland findet sich diese 
Gemeinschaft in einer das eigene Welt- 
und Selbstverständnis strukturierenden 
„Ablehnungskultur“ wieder (Bojadzijev/ 
Opratko 2016). Es ist der Rassismus - vor 
allem gegen MigrantInnen, Geflüchtete 
und MuslimInnen - der die ideologische 
Klammer des autoritären Populismus 
bereitstellt. 

Die rechtspopulistischen Projekte Eu- 
ropas verfolgen, unter anderem auch, weil 
sie aus der desaströsen Koalitionsbeteili- 
gung der FPÖ in Österreich 2000-2006 
gelernt haben‘, kein Regierungsprojekt, 
sondern ein Staatsprojekt. Ziel ist eine 
tiefgreifende Transformation des „integra- 
len Staates“, einschließlich der gemeinhin 
als Zivilgesellschaft genannten Organe 
wie Rundfunk und Presse, Kunst- und 
Kulturinstitutionen, Schulen und Uni- 
versitäten. Mit Viktor Orbans Ungarn, 
möglicherweise mit Jaroslaw Kaczynskis 
Polen existieren konkrete Modelle dieser 
Transformation, an denen FPÖ und AfD 
sich orientieren. Sie wollen nicht bloß 
anders regieren. Sie streben das Bündnis 


6 Die FPÖ fiel bei den Wahlen 2002 von 27 
auf 10 Prozent der Stimmen und spaltete 
sich 2005 im Streit um die Fortführung der 
Regierungsbeteiligung. 


129 


eines sich nach Ordnung und Kontrolle 
sehnenden Teils des Volkes mit einer Ord- 
nung und Kontrolle versprechenden Elite 
an. Dabei können sie auf Mittel zählen, 
die von konservativen, liberalen und so- 
zialdemokratischen PolitikerInnen vorab 
bereitgestellt werden: die Militarisierung 
der Polizei, die Ausweitung der Überwa- 
chung, das Suspendieren des Rechtsstaats, 
der Einsatz von Notstandsmaßnahmen. 
Lukas Oberndorfer hat diesen Prozess als 
„autoritäre Wende innerhalb der liberalen’ 
Institutionen“ bzw. als „autoritäre Neuzu- 
sammensetzung bürgerlicher Herrschaft“ 
punktgenau analysiert (Oberndorfer 2016: 
579; 573; Herv. i.O.). Er ist eine der Mög- 
lichkeitsbedingungen für das rechtspopu- 
listische Projekt. 

Dem politischen Rechtsrutsch etwas 
entgegenzusetzen, ist eine langfristige 
strategische Aufgabe. Taktische Manöver - 
ein bisschen volksnaher Zungenschlag hier, 
ein wenig populistische PR-Provokation 
da - tragen zu ihrer Bewältigung wenig 
bei, egal ob sie von Grünen, Sozialdemo- 
kratInnen oder Linken abgehalten werden. 
Ein adäquates Verständnis der Funkti- 
onsweisen des Rechtspopulismus ist eine 
Voraussetzung dafür, die Herausforderung 
systematisch anzugehen. Die Geschichte 
des Aufstiegs der FPÖ bietet jedenfalls 
reichhaltiges Anschauungsmaterial für 
das Scheitern, ihr etwas entgegenzusetzen. 
Dies betrifft insbesondere auch Strategien, 
die der rechten Krisendeutung nachgeben 
und sich auf die autoritär präformierten 
Felder der Sexualmoral, der Kriminalität 
und der Grenzpolitik einlassen. Ebenso 
wenig kann eine linke Gegenstrategie sich 
jedoch auf das Sammeln der Stimmen der 
(noch) Zufriedenen und Zuversichtlichen 
zurückziehen, oder der rechten Mobili- 
sierung der Affekte ein Insistieren auf die 
vernünftige Einsicht in Fakten entgegen- 


stellen (Boos/Opratko 2016). Sie müsste 
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wohl nicht weniger entwickeln als ein al- 
ternatives Angebot der Krisenbearbeitung, 
in dem sich eine subjektive Haltung der 
Dissidenz mit Schritten zur Überwindung 
jener objektiven Widersprüche verbindet, 
die uns diese Anstrengungen abverlangen. 
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Ausnahmezustand? Weitermachen, wie bisher, 


geht nicht mehr 


Einspruch zum Beitrag der PROKLA-Redaktion 
Der globale Kapitalismus im Ausnahmezustand 


Der Ausgangspunkt: Der Aufstieg 
der Rechten 


Die Jahrzehnte der politischen Entfesse- 
lung von Kapital-, Arbeits-, Güter- und 
Dienstleistungsmärkten, des Rückzugs der 
Politik hinter die angeblichen Sachzwänge 
der Globalisierung, der Alternativlosigkeit 
von Bankenrettungen und Spardiktaten 
für die öffentlichen Haushalte haben die 
Gesellschaften Europas sozialund politisch 
tief gespalten und die Europäische Union 
(EU) an den Rand des Zusammenbruchs 
geführt. Tiefe soziale und politische Ver- 
werfungen prägten ebenfalls die Präsident- 
schaftswahlen in der noch immer stärksten 
kapitalistischen Wirtschaftsmacht USA. 

Alarmierend ist die Tatsache, dass die 
Proteste gegen die realen oder auch nur be- 
fürchteten Folgen der solcherart ins Werk 
gesetzten Globalisierung immer stärker 
von nationalistisch-fremdenfeindlichen 
Parteien und politischen Hasardeuren ge- 
bündelt und angeführt werden. In einigen 
europäischen Ländern stellen sie bereits die 
Regierung oder haben sie gute Chancen, 
dies in absehbarer Zeit zu tun. Der Brexit 
kam nicht zuletzt mit fremdenfeindli- 
chen Parolen zustande. In den USA hat 
eine schamlos rassistische und dezidiert 
chauvinistische Wahlkampagne zum Ziel 
geführt. Alarmierend für die Linke ist 
auch der Tatbestand, dass ArbeiterInnen 
und Angehörige der unteren, abhängig 


beschäftigten Mittelschichten überpropor- 
tional in der Wählerschaft dieser Parteien 
und Koalitionen vertreten sind, ungeachtet 
dessen, dass deren Programme den Interes- 
sen von Lohnabhängigen vielfach diame- 
tral entgegengesetzt sind. Gefährlich sind 
die Verlockungen, aufden nationalistisch- 
fremdenfeindlichen Wagen aufspringen zu 
wollen, in der illusionären Hoffnung, ihn 
dann in eine andere Richtung lenken zu 
können. 

In dieser Konstellation hat die PRO- 
KLA-Redaktion in Heft 185 mit einem 
eigenen Artikel außerhalb des Editorials 
einen wichtigen und notwendigen Anstoß 
dazu gegeben, in der Zeitschrift die kriti- 
sche Lage und die aus ihr folgenden „Auf- 
gaben der Linken“ (539) zu diskutieren. 
Dazu will der vorliegende „Einspruch“ 
beitragen. 

Dies erfordert zunächst eine Ausein- 
andersetzung mit dem Ausgangstext. Die 
Redaktion unternimmt hier den Versuch, 
eine umfassende Analyse der Weltlage 
vorzulegen, aus der sich „die gegenwär- 
tige Situation“ (535) erschließt. Dass ein 
solch ambitioniertes Projekt aller Ehren 
wert, aber nur sehr schwer zu realisieren 


1 Alle Seitenzahlen in Klammern beziehen 
sich auf: PROKLA-Redaktion (2016): Der 
globale Kapitalismus im Ausnahmezustand. 


In: PROKLA 46(4): 507-542. 


PROKLA. Verlag Westfälisches Dampfboot, Heft 186, 47. Jg. 2017, Nr. 1, 117-122 
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ist, versteht sich von selbst. Das Problem 
des Redaktionsbeitrags sehe ich deshalb 
weniger darin, dass es den selbst aufer- 
legten Anspruch aus nachvollziehbaren 
Gründen kaum einlösen kann, sondern 
vielmehr darin, dass bei diesem Versuch 
auf der Strecke bleibt, worauf es eigentlich 
ankäme: in der Analyse der „gegenwärtigen 
Situation“ Probleme kenntlich zu machen 
und Fragen aufzuwerfen, die angegangen 
werden müssen, um der Rechtsentwick- 
lung zu widerstehen. 


Die Analyse der Redaktion: 
„Ausnahmezustand“ - und dann? 


In ihrem Beitrag nimmt die Redaktion 
nicht nur die Weltlage in den Blick, sie 
willdiese zudem aufeinen Punkt bringen, 
den sie dramatisch zuspitzt: den Ausnah- 
mezustand. „Der globale Kapitalismus im 
Ausnahmezustand“ lautet der Titel. Im 
Folgenden ist dann ausführlich von der 
„Transformation der Geschlechterverhält- 
nisse und (der) Krise der sozialen Repro- 
duktion“, von „ökoimperialen Spannungen 
und autoritärer Abschottung“ sowie der 
„Krise des finanzdominierten Akkumu- 
lationsregimes“ die Rede, von Themen also, 
zu denen die PROKLA schon seit Jahren 
regelmäßig publiziert. Was trägt das zur 
Diagnose vom „Ausnahmezustand“ und 
dazu noch dem des „globalen Kapitalis- 
mus“ bei? Ausnahmezustand unterstellt 
einen Normalzustand, von dem die Aus- 
nahme aufeinschneidende Weise abweicht. 
Dass dies so sei, belegt der Beitrag nicht. 
Einschneidend Neues, das einen „Ausnah- 
mezustand“ kennzeichnen würde, in dem 
sich der „globale Kapitalismus“ befinden 
soll, wird allein aus der Wiederholung 
und Zusammenfassung bekannter Ana- 
lysen nicht ersichtlich. Dass allenthalben 
Krisen zu verzeichnen sind, konstituiert 
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in einer sozialökonomischen Formation, 
in der Krisen endemisch sind, noch keinen 
Ausnahmezustand. 

„Ausnahmezustand“ ist, strenggenom- 
men, allerdings auch kein Begriff, mit dem 
sich die Entwicklung „globaler“ sozialöko- 
nomischer Verhältnisse („Kapitalismus“) 
überhaupt fassen ließe. Denn er hatjaeine 
politisch und rechtlich einigermaßen eng 
gefasste Bedeutung. Den Anlass für die 
Stellungnahme der Redaktion bilden denn 
auch, wie im ersten Satz angesprochen, 
„die politischen Entwicklungen“. Aber 
ausgerechnet in der Beschreibung dieses 
Anlasses bleibt der Beitragmerkwürdigun- 
bestimmt und blass: „Die politischen Ent- 
wicklungen haben sich in den vergangenen 
Monaten und Jahren enorm beschleunigt“ 
(507). Es folgt eine Aufzählung, die sich 
über mehr als eine halbe Seite erstreckt, von 
historischen Ereignissen unterschiedlichs- 
ter Art, „die die öffentliche Diskussion in 
den letzten zwei Jahren bestimmt haben“ 
(ebd.). Warum aber soll uns gerade die „Be- 
schleunigung politischer Entwicklungen“ 
beunruhigen und beschäftigen? Dazu sagt 
der Absatz nichts. 

Das Ihema „Ausnahmezustand“ greift 
die Redaktion erst 18 Seiten später wieder 
auf, unter der Überschrift „Der Aufstieg 
der Rechten und die Momente des Ausnah- 
mezustands“ (525). Hier lässt sie dann die 
Vorsicht walten, die bereits bei der Wahl 
des Gesamttitels geboten gewesen wäre. 
Im Text ist von Ausnahmezustand nur 
gelegentlich und vor allem metaphorisch 
die Rede, insbesondere mit Blick auf die 
Erfahrungen verfolgter Minderheiten. Im 
folgenden Kapitel („Neuer Faschismus?“) 
warnt das Redaktionskollektiv ausdrück- 
lich vor einem inflationären Gebrauch des 
Faschismusbegriffs und fordert eine dif- 
ferenzierte, länderspezifische Analyse der 
„Übergänge in den Ausnahmestaat“ (530) 


ein. Gerade darum aber würde es gehen: 
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die Gefahren, Kräfte und möglichen neuen 
Formen solcher „Übergänge in den Aus- 
nahmestaat“ zu kennzeichnen. Hier hält 
sich der Beitrag, ungeachtet des dramatisie- 
renden Ankündigungstitels, zurück. 

Kurzum: Es irritiert die Diskrepanz 
zwischen großem analytischem Anspruch 
und dem bescheidenen Ertrag für ein 
Thema, das tatsächlich unter den Nägeln 
brennt. Diese Diskrepanz ist angesichts 
einer weitverbreiteten Ratlosigkeit weder 
verwunderlich noch verwerflich. Sie darf 
jedoch, wenn wir darüber hinaus kommen 
wollen, nicht kaschiert werden, wie es mit 
dem starken Wort „Ausnahmezustand“ im 
Titel geschieht, dem dann jedoch so wenig 
folgt. Die Irritation nimmt allerdings zu 
und wird ausgerechnet im abschließenden 
Abschnitt über „die Aufgabe der Linken“ 
(539£.) zum Problem. Der große Anlauf 
endet dort im Klein-Klein taktischer 
Bündnisüberlegungen, Wahlarithmetik 
und Ratschläge an die Linkspartei. Ist das 
Sache der PROKLA? Kein einziger Satz 
fällt über Themen und Fragen, die anste- 
hen und über die gesellschaftspolitisch zu 
streiten lohnt, ja gestritten werden muss 
(vielleicht ja auch innerhalb und mit der 
Linkspartei!) - gerade dann, wenn verhin- 
dert werden soll, dass „Ausnahmezustand“ 
tatsächlich wieder zu einer herrschenden 
politischen Realität wird. 

Was wären Fragen, die gestellt und The- 
men, um die gestritten werden müssten? 
Zwei eng aufeinander bezogene Punkte 
greife ich heraus. 


Das Problem des „sozialen 
Zusammenhalts” 


Der erste Punkt betrifft die Analyse der 
gegenwärtigen Konstellation, den Auf- 
stieg der gesellschaftlichen und politischen 
Rechten. Hier finden sich im Redaktions- 
beitrageinige, allerdings widersprüchliche 
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Hinweise. Bestehen tatsächlich die dort ge- 
nannten „gewisse[n] Parallelen zwischen 
dem Faschisierungsprozess der 1920er 
und 1930er Jahre und der heutigen Situa- 
tion“? „In beiden Fällen“, so heißt es weiter, 
„folgen die gesellschaftlichen Rechtsver- 
schiebungen auf eine Niederlage der Ar- 
beiterklasse in der Krisensituation“. Ist 
diese Parallele gar „unüberschbar“ (530)? 
Oder steckt doch mehr Erkenntnisin dem 
Passus: „Der real existierende Sozialismus’ 
hat sozialistisch-kommunistische Bewe- 
gungen weitgehend diskreditiert, und diese 
Hypothek wirkt sich bis heute aus. Dem 
Neoliberalismus sind gewissermaßen die 
Gegner abhandengekommen, an denen er 
sich abarbeiten und durch die er sich über- 
haupt erst entwickeln konnte“ (537)? 

In der Tat spricht vieles dafür, dass der 
heutige Aufstieg der Rechten in weiten 
Teilen Europas und auch in den USA 
nicht als eine von den herrschenden Ka- 
pitalfraktionen in einer Krisensituation 
lancierte oder gestützte, präventive Kon- 
terrevolution gegen eine noch starke linke 
Opposition gedeutet werden kann, wie es 
für die 1920er und 1930er Jahre galt. Die 
für die jüngere europäische Entwicklung 
einschneidende Niederlage der englischen 
Arbeiterklasse fand bereits zu Beginn des 
politischen Durchmarschs des Neolibera- 
lismus in den 1980er Jahren statt, nicht erst 
in den Krisensituationen seit der Jahrtau- 
sendwende. Diese Niederlage wirkte bis in 
den „Brexit“ nach. Wann hat in Deutsch- 
land, Frankreich, den Niederlanden, Polen 
oder Ungarn in den letzten Jahrzehnten 
eine organisierte Arbeiterklasse gegen 
den Neoliberalismus gekämpft und eine 
Niederlage erlitten? Niederlagen haben 
allenfalls Hoffnungen unter den Wählern 
sozialdemokratischer Parteien erlitten, die 
aufein politisches Gegengewicht gegen den 
Neoliberalismus setzten und erleben muss- 
ten, wie die Sozialdemokratie von Blair und 
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Schröder bis Hollande neoliberale Politik 
betrieb. 

Anders scheint es in Griechenland, 
Spanien, Portugal, Italien zu sein. Weil 
dort gekämpft wurde und wird (aller- 
dings auch viele Niederlagen hingenom- 
men werden mussten), sind bislang auch 
die rechten Gruppierungen nicht so stark. 
Das Problem liegt also, so scheint es, weit 
mehr im Fehlen der den Neoliberalismus 
herausfordernden Kämpfe als in deren 
Niederlagen. Nur deshalb können sich die 
rechten Gruppierungen heutzutage zur 
einzig wirklichen Opposition gegen die 
„Eliten“ stilisieren, obgleich sie in ihrem 
Führungspersonal und ihren Ideologien 
sehr kapitalfreundlich ausgerichtet sind. 
Nur deshalb können sie dabei auch über- 
proportional Wählerinnen und Wähler 
aus der Arbeiterschaft anziehen. 

Wenn aber die gegenwärtige Rechts- 
entwicklung schwerlich in Analogie zu 
den 1920er und 1930er Jahren verstanden 
werden kann, wie dann? Sie scheint mir vor 
allem - damit komme ich auf den Beginn 
dieses Einspruchs zurück - eine Reaktion 
aufdie sozialen Zersetzungen und Spaltun- 
gen der Gesellschaften zu sein, in denen 
der Neoliberalismus unter dem Etikett 
der Alternativlosigkeit seit mehr als drei- 
Big Jahren die Richtung vorgibt, ohne auf 
wirkmächtige Gegenkräfte zu stoßen. 

Wenn diese Überlegung zutrifft, hat sie 
politische Implikationen. Denn dann muss 
es zunächst vor allem darum gehen, dieje- 
nigen Institutionen und Kräfte zu stärken, 
die noch an einer gegenseitigen gesell- 
schaftlichen Verantwortungfesthalten, um 
die Rechtsentwicklungzurückzudrängen. 
Dass das „soziale Bewusstsein“ (de Swaan) 
als politische Kraft trotz massiver Tenden- 
zen zur Vermarktlichung in nahezu allen 
Lebensbereichen auch in der deutschen 
Bevölkerung (noch) nicht verbraucht ist, 
zeigten u.a. die „Willkommenskultur“ 
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und eine hohe Bereitschaft zur Vertei- 
digung öffentlicher Güter gegen deren 
Privatisierung. 

Es kann kein ‘Rezept für soziale Ko- 
häsion’ in kapitalistischen Gesellschaften 
geben, denn die ist unter den Produk- 
tions- und Lebensbedingungen dieser 
Gesellschaften immer gefährdet. Aber dass 
sozialstaatlicher Schutz vor Marktabhän- 
gigkeit, die Verringerung ökonomischer 
Ungleichheit und glaubwürdige politische 
Institutionen zu ihrer Stärkung beitragen 
- ebenso wie zur Stärkung der Lebens- 
qualität in einer Gesellschaft - kann als 
gesichert gelten. Um sie muss aber erst 
gekämpft werden, und dies steht in aller 
Dringlichkeit an. Damit würde eine Vertei- 
digungslinie - nicht mehr, aber auch nicht 
weniger - geschaffen, die sich gleicherma- 
ßen gegen die Politik der Marktdominanz 
und die sozialen Spaltungen und Ausgren- 
zungen, die sie bewirkt, richtet, wie gegen 
die politisch ausgrenzende Rechte. Wenn 
es nicht gelingt, wechselseitige gesellschaft- 
liche Verantwortunginstitutionellund auf 
demokratische Weise zu stärken, treibt 
das die Sehnsucht nach nationalistischer 
Pseudo-Gemeinschaft an. Die Gefahr nati- 
onalistischer Abschottungsversuche ist mit 
einer „Politik des Sozialen“, wie ich sie hier 
andeute, nicht gebannt, aber sie kann unter 
diesen Bedingungen politisch offensiver 
angegangen werden. 


Individuelle Selbstbestimmung 
versus Arbeiterklassenpolitik? Eine 
gefährliche Scheinalternative 


Daran schließt der zweite Punkt an. Im 
Vormarsch der Rechten verbinden sich 
auf diffuse und gefährliche Weise Ele- 
mente eines „Kulturkampfs“ mit Protest, 
der sich aus der sozialen Frage speist. Der 
Kulturkampf richtet sich in Deutschland, 
aber nicht nur hier, gegen „den Islam“, 
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Ausländer, „den Feminismus“, Homose- 
xualität, „die 1968er“, Inklusion in der 
Schule, „Politische Korrektheit“, kurz: 
gegen als solche wahrgenommene und 
deklarierte Fremdheit und gegen die Of- 
fenheit Fremdem gegenüber. Die Reinheit 
der Nation wird wieder zum Idealbild, 
nun als Bollwerk gegen die Folgen der 
Globalisierung, von der man doch selbst 
am meisten, nur eben national-exklusiv, 
profitieren möchte. Verfechter des publi- 
zistisch ausgetragenen Kulturkampfs sind 
konservative oder mittlerweile auch wieder 
offen rechtsradikale bürgerliche, akademi- 
sche Kreise. 

Der Protest, der sich aus der sozialen 
Frage speist, kommt in den überproporti- 
onalen Anteilen zum Ausdruck, in denen 
Angehörige der „unteren Klassen“ in der 
Wählerschaft vertreten sind. Hier ist es 
der Protest selbst, der in erster Linie zählt, 
nicht das Vertrauen in die Politikfähigkeit 
der Gewählten. Inwieweit die Unterstüt- 
zung durch Angehörige der Mittelklassen 
ebenfalls aus sozialen Abstiegsängsten her- 
rührt, wie häufigbehauptet wird, oder aus 
der Anziehungskraft des Kulturkampfs auf 
traditionell konservative Wählergruppen, 
die von der Merkel-CDU nicht mehr be- 
dient werden, oder aus einer Kombination 
von beidem, lässt sich derzeit kaum ent- 
scheiden. Fremdenfeindlichkeit oder auch 
„nur“ das Motiv der Abwehr von Konkur- 
renz für die „Einheimischen“ schlägt eine 
Brücke zwischen den Elementen. 

Die gefährliche Mischung von Kul- 
turkampf und sozialer Frage scheint mir 
einer der entscheidenden Gründe für die 
Ratlosigkeit in der Linken zu sein. Didier 
Eribons Buch Die Rückkehr nach Reims, 
auf das die Redaktion in ihrem Artikel 
hinweist (527), dürfte vor allem deshalb 
in Deutschland eine so außergewöhnliche 
Aufmerksamkeit auf sich gezogen haben, 
weil es zeigt, wie die französische Rechte 
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sich aus beiden Quellen nährt. Eribon 
konfrontiert die Linke mit der Frage, wie 
sie über ihr (notwendiges) Engagement für 
individuelle Selbstbestimmung die mitt- 
lerweile kulturell wie politisch marginali- 
sierte Arbeiterklasse vergessen konnte, die, 
heimatlos geworden, sich in einem erhebli- 
chen Maße dem Front National zuwendet. 

Das „Verschwinden“ der Arbeiterklasse 
aus dem gesellschaftlichen Bewusstsein, 
aber auch aus dem Selbstbild als „Arbeit- 
nehmer“, schwächt die Widerstandskräfte 
gegen die Rechte ausgerechnet in einer 
Zeit, in der unter dem Einfluss der vorherr- 
schenden neoliberalen Politik soziale Un- 
gleichheiten und gesellschaftliche Klassen- 
spaltungen wieder schärfer denn je in der 
Nachkriegsgeschichte hervortreten. Gegen 
autoritäre und fremdenfeindliche Einstel- 
lungen war die Arbeiterschaft bekanntlich 
nie gefeit, zumal nicht die US-amerikani- 
sche. Umso mehr gilt es, gegenzuhalten. 
Denn die Zuflucht in eine nationalistische 
Identität wird die Arbeiterschaft nicht 
vor den Folgen der Spaltungen schützen, 
so wenig wie sich die Arbeiterwähler von 
Donald Trump durch das kapitalistische 
Gruselkabinett, das er berufen hat, ver- 
treten sehen werden. Widerstandskräfte 
werden in der Arbeiterschaft nur durch 
die neuerliche Konstituierung eines eigen- 
ständigen Bewusstseins als Arbeiterklasse 
entstehen können - d.h. eines Bewusstsein 
davon, dass die Quelle der Ungleichheit, 
Ausbeutung und Ausgrenzung in den 
kapitalistischen Verhältnissen selbst liegt, 
nicht in der Gestalt des Fremden, nicht in 
der Gestalt fremder Kultur, und nicht von 
„außen“ kommt. 

Das teuflische Spiel der publizierenden 
Rechten in Deutschland besteht nun darin, 
dass sie „politische Korrektheit“ und die 
Akzeptanz von Diversität und Multikul- 
turalität (letztlich: das Eintreten für indi- 
viduelle Selbstbestimmung) anprangert, 
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dabei im Namen des vernachlässigten 
„Volks“ auftritt und damit an das schlechte 
Gewissen der Linken rührt. Es ist dies ein 
Ablenkungsmanöver, das die für die sozi- 
ale Frage Verantwortlichen dem Blickfeld 
entzieht. 

Wenn sich die Linke auf diesen Kul- 
turkampf einlässt, um sich den rechts 
wählenden Teilen der Arbeiterschaft an- 
zubieten, steckt sie in der Falle. Denn sie 
würde damit gerade preisgeben, was für 
die Konstituierung einer Arbeiterklasse 
als gesellschaftlicher Widerstandskraft 
entscheidend ist: ihren eigenen Kampf um 
individuelle und kollektive Selbstbestim- 
mung, und zwar als Auseinandersetzungin 
und mit den kapitalistischen Verhältnissen. 

Die Arbeitermilieus mit ihren eigenen 
Vereinen, Nachbarschaftsorganisatio- 
nen und politischen Afhinitäten zur KP 
Frankreichs, die den Eltern von Eribon 
noch eine gesellschaftliche Zugehörigkeit 
zur Arbeiterklasse vermittelten und die 
auch in Deutschland in ähnlicher Weise, 
allerdings sozialdemokratisch ausgerichtet, 
nach dem Kriegnoch existierten, sind un- 
widerruflich Vergangenheit. Nicht zuletzt 
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hat die Aufstiegsmobilität in der Phase der 
wirtschaftlichen Prosperität und des Aus- 
baus von Sozialstaatlichkeit, für die Didier 
Eribon selbst ein personifiziertes Beispiel 
ist, dazu beigetragen. Die Teilhabe der Ar- 
beiterschaft an der Prosperität, der Ausbau 
von Sozialstaatlichkeit und die Möglich- 
keiten zu sozialem Aufstieg mussten aber 
erst erkämpft werden - und sind heute 
wieder gefährdet oder werden zurückge- 
nommen. Umso schärfer tritt die Rück- 
kehr der Unsicherheit ins Bewusstsein, 
die zwar nie ganz überwunden, aber doch 
zurückgedrängt war; umso schärfer ma- 
chen sich die immer noch vereitelten Auf- 
stiegsversprechen durch Bildung für die 
eigenen Kinder bemerkbar; umso stärker 
widersprechen die neoliberalen Anrufun- 
gen zur individuellen Verantwortung den 
blockierten individuellen wie kollektiven 
Selbstbestimmungsmöglichkeiten im Be- 
trieb und im alltäglichen Leben außerhalb 
der Arbeit; umso fühlbarer sind die Verlet- 
zungen von Gerechtigkeitserwartungen. 
Dies sind keine nationalen oder gar völki- 
schen Fragen. Es sind Klassenfragen, und 
als solche muss die Linke sie aufgreifen. 


Renate Hürtgen 


Was für eine Revolution!? Was für ein Jahrhundert!? 
Ein Blick auf die Geschichte linker Aufarbeitung 


27 Jahre ist es her, seit der sowjetische Machtblock zusammengebrochen ist. 
Eine ganze Epoche ist damit zu Ende gegangen. Man hätte annehmen können, 
dass nun für Linke aller Richtungen - und nicht nur der chemals sogenannten 
realsozialistischen Staaten - die große Rückschau beginnt. Wir kennen den 
Anfang und wir kennen das Ende. Was hätte nähergelegen, nunmehr eine welt- 
historische Einordnung jener Gesellschaften vorzunehmen, die - ob wir das 
nun gewollt haben oder nicht - Teil unserer, der linken und der Geschichte 
der Arbeiterbewegung gewesen sind. Stattdessen haben wir es bürgerlichen 
WissenschaftlerInnen überlassen, nach 1991 den Triumphzug der „besten aller 
Welten“ und mit dem „Ende der Geschichte“ das endgültige Scheitern der Idee 
des Sozialismus gleich mit zu verkünden. Tatsächlich gab es auch aus linker Per- 
spektive Versuche, die Sowjetunion und die anderen „realsozialistischen“ Länder 
in das „kurze“ Jahrhundert der Extreme oder der Bürgerkriege und der Gewalt 
einzuordnen. PolitikwissenschaftlerInnen und SoziologInnen diskutierten den 
Industrialisierungstypus dieses Jahrhunderts und ordneten „Sozialismus“ und 
„Kapitalismus“ jeweils unterschiedlichen Pfaden dieser Industrialisierung zu. 
HistorikerInnen beschäftigten sich mit den „Eliten“ im Sozialismus, Klassenana- 
lysen waren cher nicht angesagt. Das alles blieben ohnehin Texte, Analysen und 
historische Deutungen von einzelnen AutorInnen, sie lösten keine theoretische 
Debatte darüber aus, was für eine Revolution die russische gewesen war, welche 
Gesellschaften nach ihrem Vorbild entstanden sind und wie aus heutiger Sicht 
das Verhältnis zwischen dem Westen und dem Osten zu verstehen ist. 

Nicht nur hat die deutsche Linke bis heute keine gemeinsame politische und 
theoretische Diskussion über die Natur dieser Gesellschaften begonnen und 
ihre zweifelsohne kontroversen Positionen nie streitbar ausgetauscht. Ein Teil 
der „traditionellen“ Linken pflegt ihre jeweiligen politischen und theoretischen 
Vorannahmen weiter so, als wäre nichts geschehen. Andere suchen nach Plau- 
sibilitäten und erklären zum Beispiel, dass die sozialistischen Revolutionen ein 
bisschen schwieriger als die bürgerlichen verlaufen seien, da den „Vertretern der 
Arbeiterklasse“ eigentlich die Basis für ihre politische Machtübernahme gefehlt 
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habe, was im Falle der „Oktoberrevolution“ irgendwann dann leider doch zum 
Scheitern führen musste." Und auch, wenn lediglich neue Kombinationen aus dem 
Arsenal der Geschichte linker Sozialismustheorien vorgenommen werden, kann 
aus solchem Stückwerk keine neue Qualität entstehen. Ebenfalls befremdlich 
und nicht mehr zeitgemäß ist eine Kritik, die mit der Keule marxscher Autorität 
daherkommt und Vorschläge linker TheoretikerInnen als mit seiner „Lehre“ 
nicht vereinbar abtut, weil zum Beispiel deren Klassenbegriff nicht im Einklang 
mit einer traditionellen marxistischen Herangehensweise stünde. „Marxistisch“ 
oder nicht - Kriterium für die Richtigkeit einer Theorie ist noch immer ihre 
Anwendung, d.h. hier, ob sich mit einer begriflichen Bestimmung der Natur 
der „realsozialistischen“ Gesellschaften deren Realität erfassen lässt. Nament- 
lich in der Geschichtsschreibung der ArbeiterInnenbewegunggibt es nach 1989 
eine Tendenz, diese Gesellschaften als „bürokratische“ zu beschreiben, denen 
die kapitalistischen Bewegungsgesetze von außen aufgezwungen wurden, weil 
sie keine eigenen ökonomischen und gesellschaftlichen Triebkräfte entwickelt 
haben. Sie hätten vielmehr irrational funktioniert, die herrschende Elite hätte 
keine richtige Macht und kein Eigeninteresse an einer ordentlichen Planung 
gehabt; die ArbeiterInnen keinen Anreiz, ordentlich zu arbeiten (z.B. van der 
Linden 2009: 320-323). Eine solche Einschätzung ist häufig Resultat eines Ver- 
gleichs mit den Ländern des Westens, denen gegenüber die Herrschaftspraxis 
im Osten irrational, wenig effektiv und damit auch weniger bedrohlich für die 
Unterdrückten erscheint. 

Wenn wir in diesem Jahr 2017 eine linke Debatte über den Charakter der 
russischen Revolution und die Natur der „realsozialistischen“ Staaten führen 
wollen, stehen wir möglicherweise nicht nur vor dem Problem, dass es keinen 
produktiven Dialogder VertreterInnen unterschiedlichster Vorschläge aus linker 
Perspektive gibt. Aktuelle politische Debatten lassen befürchten, dass die Herr- 
schaftsverhältnisse in diesen Ländern von einem Teil der Linken rückblickend 
überhaupt nicht mehr wahrgenommen werden. Die Diskussion über „100 Jahre 
russische Revolution“ könnte also auch dazu beitragen, die Ausbeutungs- und 
Unterdrückungspraxis der Herrschenden in diesen Ländern wieder stärker ins 
linke Bewusstsein zu heben. 

Zweifelsohne hatten das in den 1990er Jahren sich allgemein ausbreitende 
Desinteresse an der „linken Geschichte“ und speziell die Unfähigkeit, sich der 
eigenen linken Vergangenheit kritisch-theoretisch zu stellen, seine Gründe. Nicht 
nur die AltstalinistInnen und jene, die Teil des Herrschaftsregimes gewesen 
waren, fielen 1989/91 angesichts des Zusammenbruchs des sowjetischen Impe- 


1 Arbeiterstimme. Zeitschrift für marxistische Theorie und Praxis (2016): Nr.194, S. 2. 


Ein Blick auf die Geschichte linker Aufarbeitung 133 


riums in eine Schreckstarre; die Lähmung erfasste auch antistalinistische Linke 
unterschiedlicher Tradition. Vielleicht blieb angesichts aktueller Entwicklungen 
auch keine Zeit für eine „Aufarbeitung“? Und vielleicht ist 2017 endlich das Jahr, 
in dem die Linke über ideologische und theoretische Grenzen und Traditionen 
hinweggemeinsam zu einem nachdenklichen, ergebnisoffenen Neuansatz linker 
Kritik an der Oktoberrevolution und den Nachfolgegesellschaften kommen kann. 
Vor 40 Jahren haben europäische Linke einen solchen - inzwischen leider 
vergessenen —- Debattenzusammenhang gewagt, der nicht nur unser historisches 
Interesse an der Geschichte linken Denkens wecken sollte. Wenn ich im Folgen- 
den diese Diskussion vorstelle, dann nicht nur, um eine spannende Aufbruchszeit 
für linkes Selbstverständnis bekannt zu machen. Vor allem geht es mir darum, im 
Anschluss an diese Beiträge Fragen für unsere heutige Debatte zu formulieren, 
namentlich solche, die am Ende der Tagung offengeblieben sind und auf die wir 
mit unserem größeren Erfahrungshintergrund vielleicht eine Antwort wissen. 


„Die Zeit - oder das Jahrhundert - der Illusionen ist vorbei”? 


Zwischen dem 11. und 13. November 1977 fand zum sechzigsten Jahrestag der 
Oktoberrevolution in der Fakultät für Architektur an der Universität Venedigder 
internationale Kongress „Zurückforderungder Zukunft. Macht und Opposition 
in den nachrevolutionären Gesellschaften“ statt. Angeregt von der oppositionell- 
kommunistischen italienischen Tageszeitung I/ Manifesto trafen sich Kommu- 
nistInnen, SozialistInnen und sonstige MarxistInnen aus Öst- und Westeuropa, 
um sich über Herrschaft und Herrschaftsausübung in den „nachrevolutionären 
Gesellschaften“ auszutauschen. Ihr erklärtes Ziel war es, die - seinerzeit deutlich 
wahrnehmbare - Rolle von Dissidenz und Opposition in diesen Gesellschaften 
zu begreifen und Gemeinsamkeiten zwischen Ost und West im Kampf um eine 
sozialistische Perspektive zu erörtern. (Bettelheim u.a. 1979) In Venedig fand 
1977 also keine akademische Diskussion statt; die GenossInnen und KollegInnen 
trafen sich, um eine notwendig gewordene Verständigung über Strategie und 
Taktik im Kampf um eine gesellschaftliche Alternative unter Intellektuellen, 
GewerkschafterInnen und PolitikerInnen verschiedenster Richtungen der eu- 
ropäischen Linken zu beginnen. 

Das intellektuelle und politische Spektrum der TeilnehmerInnen ist beein- 
druckend, esmachte den Kongress zu einem historischen Ereignis. Zweifelsohne 


2 Claudin (1979): 219 
3 Neben Redakteur/innen von I/ Manifesto, wie Rossana Rossanda oder K.S Karol, zahl- 
reichen italienischen und spanischen Genossen wie Fernando Claudin, Alfonso Comin, 
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befand sich die europäische Linke 1977 in einer anderen Situation als 1989. Die 
gewaltsame Zerschlagung des Prager Frühlings, die Kämpfe der ArbeiterInnen 
in Polen und andere „Zustände der Unterdrückung“ in den „nachrevolutionären 
Gesellschaften“ sowie die immer deutlicher werdende imperiale Großmachtrolle 
der Sowjetunion, hatten jede Illusion über die Natur dieser Länder als sozialisti- 
sche zerstört. (Rossanda 1979: 22) Man sei umgeben von zerschlagenen Mythen, 
gescheiterten Experimenten, unerfüllt gebliebenen Voraussagen, theoretischen 
und praktischen Enttäuschungen und müsse wieder ganz von vorn beginnen. 
(Claudin 1979: 219) Die kommunistische Bewegung sei an einen Punkt gelangt, 
so ein anderer Beitrag, wo sie ihr praktisches und theoretisches Selbstverständ- 
nis grundsätzlich infrage stellen müsse. Sie stecke in einer Krise und vor der 
Schwierigkeit, „eine befriedigende marxistische Erklärung für eine Geschichte 
zu geben, die ja wohl im Namen des Marxismus gemacht wurde.“ Der das sagte, 
war Louis Althusser, der zugleich betonte, dass man vor dieser Krise keine Angst 
haben solle, weil in ihr die große Chance der Erneuerungsstecke. „Endlich ist die 
Krise des Marxismus zum Ausbruch gekommen! Endlich ist sie ans Tageslicht 
getreten! Endlich kann durch diese Krise und in dieser Krise etwas Lebendiges 
befreit werden!“ (Althusser 1979: 228) 

Die auf dem Kongress herrschende Aufbruchstimmung angesichts der Zu- 
rückdrängung sowjetischer Dominanz in der kommunistischen Weltbewegung 
und einer stärker werdenden antistalinistischen Bewegung innerhalb des Welt- 
kommunismus ließ die TeilnehmerInnen voller Selbstbewusstsein von ihren 
Schwächen, Defiziten, ja, sogar von ihrer Unfähigkeit reden, die Realitäten der 
„nachrevolutionären Gesellschaften“ zu durchdringen. Der Verlauf der Diskus- 
sion machte aber auch deutlich, wie hoch der Informationsbedarf über die Zu- 
stände in Osteuropa und wie weit entfernt man vom Projekt eines gemeinsamen 
politischen Kampfes war. In der Abschlusserklärung hieß es dann auch cher 
bescheiden: Die TeilnehmerInnen „sind der Ansicht, dass die europäische Linke 
bei der Analyse der verwirklichten Revolutionen und der realen strukturellen 


J. Conzales, den Franzosen Louis Althusser, Charles Bettelheim, Robert Linhart und 
Daniel Singer, wurden besonders herzlich diejenigen aus dem Osten begrüßt. Aus Ungarn 
war Istvan Me&szäros angereist, aus Polen Edmund Baluka, Vorsitzender des Streikkomitees 
aufder Warski-Werft 1971 in Stettin und Krzysztof Pomians. Die sowjetische Dissidenz 
vertraten Leonid Pljuschtsch und Boris Weil, die Tschechoslowakei war mit Jiri Pelikän 
und Ludvik Kavin von der Charta 77 vertreten. Franz Marek kam aus Österreich. Zugegen 
war Carlos Franqui, ein Anführer der kubanischen Revolution, der nach der positiven 
Stellungnahme von Castro zur Invasion des Warschauer Pakts 1968 nach Europa emi- 
grierte. Aus der Bundesrepublik kamen Mitarbeiter des Sozialistischen Büros, von dem 
Ursula Schmiederer und Detlev Claussen gesprochen hatten. „Genossen aus der DDR“ 
waren „nicht zugegen.“ (Bettelheim u.a. 1979: 14) 
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und politischen Bedingungen in diesen Ländern einen Rückstand aufzuholen 
hat. Diesen Rückstand aufzuholen ist keine Aufgabe der Solidarität, sondern eine 
politische Aufgabe für alle, die im Westen kämpfen und sich eine sozialistische 
Transformation der Gesellschaft zum Ziel gesetzt haben.“ (Rossanda 1979a: 238) 

Dennoch bleibt das historische Verdienst, nach den zerbrochenen Illusionen 
nicht resigniert, sondern sich mit der Situation in der Sowjetunion und den 
Ostblockstaaten auseinandergesetzt zu haben, um wieder eine antikapitalistische 
Zukunftsperspektive jenseits der stalinistischen Systeme entwickeln zu können. 
Wie notwendig dies war, erfuhren sie von zwei anwesenden GenossInnen von 
Fiat Mirafiori, die darüber berichteten, wie enttäuscht und orientierungslos zur- 
zeit viele kommunistische ArbeiterInnen im Werk seien. Eine Verständigung 
darüber, welcher Natur die nachrevolutionären Gesellschaften sind, war für die 
TeilnehmerInnen der Konferenz also keine akademische Diskussion um Begriffe, 
sondern eine, mit der sie die Zukunft zurückfordern wollten. Einer Perspektiven- 
diskussion aber - dies hatte Rossana Rossanda in ihrem einführenden Vortrag 
deutlich gemacht - müsse eine Bestandsaufnahme vorausgehen, in der die Frage 
nach der Natur dieser Gesellschaften gestellt wird. 


Die Frage nach der Natur der „nachrevolutionären Gesellschaften“ 


Es war das erste Mal, dass sich relevante Teile der europäischen Linken mit Emi- 
grantInnen und Mitgliedern oppositioneller Gruppen aus dem Osten trafen, 
um sich auf europäischer Ebene über ihr Verhältnis zum „realen Sozialismus“ 
auseinanderzusetzen. Noch nie zuvor waren in solcher Dimension die Kämpfe 
der Dissidenz gegen die Ostblock-Regime dem Kampf gegen die kapitalistische 
Ausbeutung im Westen ebenbürtig gesetzt worden. Rudi Dutschke sah darin 
sogar die eigentliche historische Bedeutungdes Kongresses. (Bettelheim u.a. 1979: 
9) Nicht den kommunistischen oder sozialistischen Parteien der „realsozialisti- 
schen“ Länder gehöre die Solidarität, sondern denen, die gegen sie opponieren 
und aufseiten der ArbeiterInnen stehen. Eine solche Sicht auf die Opposition in 
den „realsozialistischen“ Ländern, das anzumerken, kann ich mir als chemalige 
Oppositionelle nicht nehmen lassen, war nach 1989 in einem großen Teil der 
bundesdeutschen Linken immer noch nicht verbreitet. Betriebs- und Gewerk- 
schaftslinke fanden beispielsweise den Versuch, in der DDR eine Basisgewerk- 
schaft gegen die Staatsgewerkschaft FDGB zu initiieren, wenigunterstützenswert 
oder lehnten es noch Ende der 1990er Jahre als rechts ab, Kontakt zu kubanischen 
Oppositionellen aufzunehmen. 

Eine solche Haltung zur Opposition, wie sie aufdem Kongress 1977 vertreten 
wurde, verband sich zwangsläufig mit der Einsicht, dass es sich bei der UdSSR 
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und den anderen „nachrevolutionären Gesellschaften“ um Ausbeutungsgesell- 
schaften, um Herrschafts- und Klassengesellschaften, mithin nicht um sozia- 
listische Gesellschaften handelte. Für die TeilnehmerInnen aus Polen, Ungarn, 
der Tschechoslowakei, aus der Sowjetunion und für den kubanischen Redner 
war dies ohnchin gesetzt. Sie schilderten den GenossInnen aus dem Westen die 
Lage der Arbeiterinnen und Arbeiter in ihren jeweiligen Ländern, deren völlige 
Rechtlosigkeit, namentlich die Unmöglichkeit, sich zu organisieren und die ei- 
genen Interessen durchzusetzen. Für die anwesenden VertreterInnen der westeu- 
ropäischen kommunistischen und sozialistischen Bewegungen war es wiederum 
eine Frage der eigenen Glaubwürdigkeit, den Herrschafts- und Klassencharakter 
dieser Systeme scharf zu kritisieren, weil ihre Politik scheitern würde, wenn sie 
nicht deutlich machen könnten, dass „die Gesellschaft, die wir im Blick haben, 
anders sein wird.“ (Magri 1979: 183) Auf keinen Fall wollten sie sich mehr zu 
„Komplizen“ der Herrschenden in der Sowjetunion und von deren Verbrechen 
machen. (Bettelheim u.a. 1979: 221, 158, 162) In ihrem Einleitungsbeitrag er- 
innerte Rossana Rossanda an diesen schweren Weg der Erkenntnis. 

Den TeilnehmerInnen stellte sich folgerichtig die Frage, um was für Gesell- 
schaften es sich denn handeln würde, wenn man sie nicht sozialistisch nennen 
könne? (Claudin 1979: 223) Einige, so auch Adam Michnik, beschrieben sie als 
Gesellschaften, in denen „die Arbeiterklasse und die ganze Gesellschaft“ syste- 
matisch ihrer legitimen Rechte beraubt sind (Bettelheim 1979: 8), als Zustand 
der Unterdrückung (Bettelheim u.a. 1979: 9), als „Gesellschaften ohne Auswege“ 
(Singer 1979: 50), als keinen „klassischen“ Kapitalismus, sondern Staatskapita- 
lismus (Pljuschtsch 1979: 62), als sowjetischen Imperialismus, der sich nur „in 
der Bezeichnung, in den Bedingungen und in den Methoden der Ausbeutung 
der Arbeitskraft“ von den kapitalistischen Gesellschaften unterscheiden würde. 
(Baluka 1979: 97) Von der UdSSR als „restaurativer Klassengesellschaft“ und 
„autoritärem Regierungssystem“ wurde gesprochen, die keine Transformation 
der kapitalistischen Produktionsweise zuwege gebracht habe (Magri 1979); von 
einer „Übergangsgesellschaft“, deren Modell die „große deutsche Fabrik“ sei. 
(Trentin 1979: 202) Und für den ehemaligen Mitstreiter von Fidel Castro war 
klar: „Es gibt aufder Welt drei Formen des Kapitalismus: den Industriekapitalis- 
mus, den Kolonialkapitalismus [...] und den neuen Staatskapitalismus, bei dem 
die Produktionsmittel sich in den Händen einer bürokratischen Bourgeoisie 
befinden.“ (Franqui 1979: 214) 

Dieses Bild von einer dem Kapitalismus vergleichbaren Herrschaft in den 
„nachrevolutionären Gesellschaften“ vertrat der größte Teil der TeilnehmerInnen. 
Das ist durchaus bemerkenswert, waren die linken Antworten aufdie Frage nach 
dem Charakter dieser Gesellschaften doch damals genauso vielfältig wie heute. 
Eine Erklärung bietet die Auswahl der TeilnehmerInnen durch die Veranstalte- 
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ıInnen, die sich dezidiert von VertreterInnen trotzkistischer, marxistisch-leninis- 
tischer, aber auch bestimmter eurokommunistischer, libertärer und sozialistischer 
Konzepte distanzierten. Von ihnen erwarte man nicht, dass sie einen produktiven 
Beitrag würden leisten können. „Entweder gleiten sie in alte Bahnen zurück oder 
sie bewegen sich nur zurückhaltend auf neuen, oder sie resignieren.“ (Rossanda 
1979: 27) Beispielhaft wird auf italienische EurokommunistInnen verwiesen, 
die sich auf die Konzeption Trotzkis beziehen würden, „dass in den Regimes 
des Ostens zwar die Produktionsverhältnisse sozialistisch seien, nicht aber der 
politische Überbau.“ (Claudin 1979: 223) In diese „alte“ Vorstellungswelt wolle 
man nicht mehr zurückfallen. 

Die TeilnehmerInnen der Konferenz verstanden sich demgegenüber mehr- 
heitlich als MarxistInnen und KritikerInnen des Eurokommunismus; viele von 
ihnen kamen aus der praktischen gewerkschaftlichen oder parteipolitischen op- 
positionellen Arbeit. Auf diesem Erfahrungshintergrund fußten ihre Beiträge 
über die Natur der „nachrevolutionären Gesellschaften“. Sie entwickelten ihre 
Begriffe zuvörderst also nicht im Rahmen eines theoretischen Konzeptes, son- 
dern in Anschauung der Lebens- und Arbeitsbedingungen von ArbeiterInnen 
in diesen Gesellschaften. Ihre praktischen Erfahrungen ließen einfach keinen 
anderen Schluss zu, als den, dass es sich um vergleichbare Gesellschaften handeln 
müsse. Wie sonst könne es zu dieser „Ähnlichkeit zwischen Togliattigrad und 
Fiat Mirafiori in Turin“ kommen? (Trentin 1979: 208) 

Noch heute gibt es keine Begrifllichkeit, aufdie sich die Linke einigen konnte. 
Gern werden diese Länder „sogenannte sozialistische“ oder „nominalsozialisti- 
sche“ genannt, womit ihr Charakter jedoch nicht beschrieben ist. Die Situation 
ist unbefriedigend. Doch solange wir auf „Das Staatseigentum“ Band 1-3 war- 
ten, welches anders als zu Marxens Zeiten wohl eher Produkt einer kollektiven 
Arbeit sein wird, können historische Analysen zu den Herrschaftsbeziehungen, 
zu der Art und Weise wie Unterdrückung und Ausbeutung in der DDR und 
anderen osteuropäischen Ländern funktionierten, vorgenommen werden. Wir 
haben dank der Fülle heute vorliegender Daten und Dokumente aus den che- 
maligen Ostblockländern die besten Voraussetzungen, tiefere Einblicke in die 
Herrschaftspraxis der „nachrevolutionären Gesellschaften“ zubekommen, als es 
den TeilnehmerInnen 1977 in Venedig möglich war. 


DieFragenachder ‚innerenLogik”einersozialistischen Gesellschaft 


Für unsere heutige Verständigung über den Charakter der Oktoberrevolution 
und die Natur der „realsozialistischen“ Länder sind vor allem jene RednerInnen 
interessant, die ihre Begrifflichkeit tatsächlich entwickelten. In der eben erwähnten 
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Debatte setzten sich namentlich Rossanda, Bettelheim, Claudin, Meszäros und 
Althusser aufunterschiedliche Weise mit der „neuen Logik“ einer sozialistischen 
Gesellschaft auseinander. In Anbetracht der russischen Revolution stellte Rossanda 
fest: „Eine ‘neue sozialistische Ordnung’ ist nicht die Summe der Selbstverwaltung 
aller vom Kapitalismus übernommenen Einzelteile; sie ist vielmehr deren Auflö- 
sungund Wiederzusammensetzung nach einer anderen Logik; sie ist eine andere 
Produktion mit anderen gesellschaftlichen Subjekten“ (Rossanda 1079: 30) Und 
nach welcher Logik funktionierten die nachrevolutionären Gesellschaften? Es 
seien Gesellschaften, in denen unter der formalen, juristischen Natur der neuen 
Macht sowohl die alten Konflikte zwischen LohnarbeiterInnen und BesitzerInnen 
der Produktionsmittel als auch neue Konflikte hervorgingen. Anders als Paul 
Sweezy u.a. wollte sie darin keine neue, „unentzifferbare“ Gesellschaft schen, auch 
keine irgendwo zwischen Kapitalismus und Sozialismus angesiedelte, sondern 
eine weiterhin auf kapitalistischer Grundlage sich reproduzierende. Dies seikeine 
akademische Frage. Für den Klassenkampf mache es nämlich einen gewaltigen 
Unterschied: Handelt es sich nicht um Kapitalismus, dann gehe der Kampf vor- 
rangig um eine bessere Politik, um mehr Demokratie. Adressat sei in diesem Fall 
die Politik und nicht die Ökonomie. (Rossanda 1979: 34) 

Damit hatte Rossanda Fragen aufgeworfen, um die bis heute keiner und keine 
herumkommen, wenn er oder sie sich mit dem Charakter der Oktoberrevolution 
und den Folgegesellschaften befassen. Hat sich mit dem staatlichen Eigentum 
und mit der absoluten Dominanz von Partei und Staat eine neue Logik gesell- 
schaftlicher Reproduktion hergestellt, oder funktionieren die Gesetze kapitalis- 
tischer Wertproduktion weiterhin? Sind die ökonomischen Triebkräfte außer 
Kraft gesetzt, bestimmen ausschließlich politische Interessen das Geschehen, 
oder gelten mit der Konzentration des Eigentums in Staats- bzw. Parteihand 
nur andere, nichtkapitalistische ökonomische Bewegungsgesetze? Haben die 
Produktionsverhältnisse sozialistischen Charakter angenommen, der Überbau 
aber nicht? Und wie werden die „Führungsgruppen und sozialen Schichten“ 
definiert, die eine Macht besitzen, die „fast alle Merkmale des traditionellen 
Eigentumsrechts aufweist“? (Cavazzuti 1979: 140) 

Die Diskussion auf der Tagung blieb bei einem sowohl als auch stecken. Ob- 
wohl in den Gesellschaften des Ostens Privateigentum aufgehoben sei und „die 
Produktionsmittel in den Händen des Staates versammelt sind, gibt es in der 
Tat Produktionsverhältnisse, die eine ähnliche Form wie die kapitalistischen 
haben.“ (Claudin 1979: 223) Allerdings sei die „politische Autorität“ des Staates 
so mächtig, dass es sich nicht um kapitalistische Verhältnisse handeln könne; um 
sozialistische oder in irgendeiner Weise fortschrittliche aber auch nicht. Laut 
Istvan Meszäros existiere das Kapital in den nachrevolutionären Gesellschaften 
weiter, das allerdings seine Herrschaft in der Form des proletarischen Staates 
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anders als im klassischen Kapitalismus zu realisieren habe. (Me&szäros 1979: 
137/138) In seiner Argumentation steckt der Gedanke, dass der Kapitalismus 
eine Vielzahl von Entwicklungsstadien umschließt, darunter auch die der nach- 
revolutionären Gesellschaften. Charles Bettelheim wird diese Auffassung fünf 
Jahre später nachdrücklich vertreten. * (Bettelheim 2016) 

Auf der Tagung 1977 entwickelte Bettelheim zunächst seine Kritik an der 
allgemein angenommenen These, dass die juristische Abschaffung des Privateigen- 
tumsin den „nachrevolutionären“ Gesellschaften auch Klassen und Ausbeutung 
beseitigt habe. Das sei falsch. Vielmehr müsse man mit Marx davon ausgehen, 
dass Staatseigentum kein vergesellschaftetes und damit auch kein sozialistisches 
Eigentum sei. (Bettelheim 1979) In späteren Arbeiten wird Bettelheim betonen, 
dass es sich bei der Verstaatlichung auch nicht um einen höheren Grad der Ver- 
gesellschaftung handele, mit dem der Weg zu einer sozialistischen Entwicklung 
frei wäre. Inzwischen hatte er als Berater in Kuba und Algerien die Erfahrung 
gemacht, dass sich mit seinem Konzept einer „Neuen Ökonomischen Politik“ 
keine sozialistische Wirtschaft und auch keine des „Übergangs“ aufbauen ließ. 
Die Praxis hatte ihn gelehrt, dass keine Partei ökonomische Strukturen kraftihrer 
politischen Macht umwandeln könne. In seinen 1982 erschienenen Bänden 3 und 
4 der „Klassenkämpfe in der UdSSR“, die 2016 erstmals ins Deutsche übersetzt 
wurden, schildert er ausführlich, wie sich in der Sowjetunion der 1930er Jahre 
mit Terror und Repression die Klassenbildung vollzog. Von einer „politischen 
Macht, die den Kampf für die Veränderung der gesellschaftlichen Verhältnisse“ 
aufgenommen hatte, ist bei ihm - wie es noch auf der Tagung 1977 der Fall 
war - nun keine Rede mehr. (Bettelheim 1979: 105) 

Rossana Rossanda hatte in ihrem Eingangsbeitrag dazu aufgefordert, den 
Sozialismus als Gesellschaft mit eigener Logik aufzufassen und nicht darauf 
zu setzen, dass ein kapitalistisches oder nachrevolutionäres Herrschaftssystem 
mittels Demokratie und Freiheit zum Sozialismus mutieren würde. Diese War- 
nung richtete sie vor allem an einige VertreterInnen aus dem Osten und von 
eurokommunistischen Parteien, dieihren Kampfum demokratische Strukturen 
und bürgerliche Freiheiten nicht verwechseln dürften mit dem Kampf gegen die 
ökonomische „Logik der Systeme“. Rossandas Kritik an deren Auffassungen 
hätte allerdings 40 Jahre später in mancher Diskussion über „Wege zum Kom- 
munismus“ immer noch ihren berechtigten Platz gehabt. Wie befremdlich ist es, 
wenn heute noch über gemachte Fehler beim Aufbau des Sozialismus, fehlende 
demokratische Strukturen in der Partei und in der Gesellschaft oder über unge- 


4 Charles Bettelheim, Die Klassenkämpfe in der UdSSR, ist 1982 (Band 1) und 1983 
(Band 2) auf Französisch erschienen. Les luttes de classes en URSS. 3&me pe£riode: 
1930-1941, Editions du Seuil. 
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nügend Mitsprache nachgedacht wird, so, als hätten solche „Korrekturen“ eine 
alternative Perspektive zu diesen Herrschafts- und Ausbeutungsverhältnissen 
eröffnet. Nicht, dass mehr Demokratie und bürgerliche Freiheitsrechte - Rossan- 
dahebt das ausdrücklich hervor - keine zentrale Bedeutung für Opposition und 
ArbeiterInnenwiderstand haben würden. Doch ließe sich der Charakter des 
Staatseigentums als Ausdruck eines Herrschafts- und Ausbeutungsverhältnisses 
durch mehr Demokratie nicht beseitigen. 

Dass die von Rossanda u.a. infrage gestellte Auffassung heute noch bei vielen 
Linken ihre AnhängerInnen findet, hängt mit deren Verhältnis zum Staatsei- 
gentum zusammen. Es beruht auf der Annahme, verstaatlichtes Eigentum sei 
eine höhere Form der Vergesellschaftung, der nur noch demokratische Teilhabe 
hinzugefügt werden müsse. Folgerichtigerübrigt sich eine Antwort auf die Frage 
nach der „eigenen Logik“ einer sozialistischen Gesellschaft. Wer jedoch dem 
Vorschlag von Rossana Rossanda folgt, dem stellt sich die Aufgabe, welcher Art 
die Vergesellschaftungsprozesse sein müssten, die verhindern können, dass sich 
die „alte Scheiße“ (Marx) wieder herstellt. 


Eine offene Frage: „Vergesellschaftung im Sozialismus”? 


Interessanterweise haben weder Rossanda noch jene GenossInnen, die ihrer 
Aufforderung folgten und dem nichtsozialistischen Charakter des verstaat- 
lichten Eigentums auf den Grund gehen wollten, beschreiben können, wie die 
staatseigentümliche „Logik“ durchbrochen werden und wie eine sozialistische 
Vergesellschaftung aussehen könnte. Staatseigentum plus bürgerliche Freiheits- 
rechte und Demokratie - selbst wenn sie als „militante Demokratie“ verstanden 
wird - war von ihnen als sozialistische Perspektive abgelehnt worden. Was jedoch 
an die Stelle des „Staatseigentums“ treten müsse, wurde nicht erörtert. Auch 
Bettelheims Argument, dass Staatseigentum kein sozialistisches Eigentum sei, 
folgte keine positive Beschreibung eines alternativen Vergesellschaftungstyps. 
Heute rückt die Frage nach einer Alternative zum Kapitalismus und zu den 
„nachrevolutionären Gesellschaften“ wieder stärker ins linke Bewusstsein. Wir 
haben inzwischen nicht nur das Ende des sowjetischen Machtblocks erlebt, kön- 
nen aufein abgeschlossenes Kapitel Geschichte zurückblicken und haben einige 
Erfahrungen mit weiteren „sozialistischen Revolutionen“ gemacht. Unsere Le- 
bens- und Arbeitswelt hat sich seit 1977 auch gewaltig gewandelt und damit unser 
Anspruch aufeine andere Art von Leben. Die Zusammensetzung der Klasse der 
LohnarbeiterInnen hat sich verändert, neue „Subjekte“ haben die Bühne betreten, 
die eine „bessere Welt“ für möglich halten und für sie auf die Straße gehen. Von 
„Selbstorganisation“ und „Selbstermächtigung‘ ist die Rede, von einer anderen 
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Artzu produzieren, welche das kapitalistische Wert- und Profitgesetz außer Kraft 
setzen soll. Das jedoch sind alternative Vergesellschaftungsvorstellungen des 21. 
Jahrhunderts, die die VertreterInnen einer europäischen Linken vor 40 Jahren 
naturgemäß nicht entwickeln konnten. Abgeschen davon, dass dies wohl auch 
nicht die entscheidende Frage war, die die TeilnehmerInnen der Konferenz in 
Venedig umgetrieben hatte, sprachen und dachten alle in der einen oder anderen 
Weise im Kontext der ArbeiterInnenbewegung des 20. Jahrhunderts, deren So- 
zialismusvorstellungen sich mit Mitsprache an der Produktion, demokratischer 
Teilhabe an der Gesellschaft und einer Staatsform verband, die der Arbeiterklasse 
und „dem ganzen werktätigen Volk“ Demokratie und Freiheit garantieren wür- 
den. Und selbst, wer - wie Rossanda - aus diesem traditionellen Denkmuster 
der Arbeiterbewegung ausbrach, entwickelte kein wirklich alternatives Modell. 


Die Frage nach dem Charakter der russischen Revolution ist die 
Frage nach dem Charakter des 20. Jahrhunderts 


Die antistalinistische marxistische Linke in Europa war 1977 angetreten, die 
politische und ideologische Dominanz der KPdSU infrage zu stellen. Sie tat das, 
indem sie die Realität der nachrevolutionären Gesellschaften bloßstellte und den 
Mythos von einer sozialistisch verfassten Gesellschaft zerstörte. Welchen Charak- 
ter die russische Revolution hatte, stand nur am Rande der Tagung zur Diskussion. 
Einzigder linke sowjetische Dissident Leonid Pljuschtsch’ bezogsich dezidiertauf 
die Ereignisse 1917 in Russland und stellte einen Bezugzwischen dem Charakter 
der Oktoberevolution und der aktuellen Situation in der Sowjetunion her. Er 
erklärte den TeilnehmerInnen, dass der Zustand der Opposition in seinem Land 
maßgeblich damit zusammenhänge, dass es keine ArbeiterInnenbewegung gebe. 
Die Ablösung der absoluten Entscheidungsgewalt des Zaren durch die Kommunis- 
tische Partei 1917 hätte - nach Pljuschtsch - zur Folge gehabt, dass die russische 
ArbeiterInnenklasse bis heute keine demokratische Phase des Kampfes erlebt hat 
und also auch keine entsprechende Tradition besitze. Der von den Bolschewiki 
errichtete „in den Dienst der Arbeiterklasse gestellte Kapitalismus“ hätte das 
verhindert. Die heutige Situation in der Sowjetunion sei paradox, schließt er seine 
Rede, „Was wir brauchen, ist eine bürgerliche politische Revolution, nachdem wir 
das Privateigentum abgeschafft haben“ (Pljuschtsch 1979: 61) 


5 Der Mathematiker Leonid Pljuschtsch war im Westen berühmt geworden, weil er als 
Dissident in die Psychatrie gesperrt und mit Psychopharmaka gefoltert worden war. Durch 
die breite internationale Solidarrität durften er und seine Familie später in den Westen 
ausreisen. Einsperren in die Psychatrie war seit den 1960er Jahren in der Sowjetunion eine 
wichtige Methode, um sich der zunehmenden Zahl von DissidentInnen zu entledigen. 
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Pljuschtsch diskutiert auch die menschewistischen Vorstellungen von der 
Entwicklung in Russland und kommt zu dem Schluss, dass Menschewiki wie 
Bolschewiki irrten, wenn sie meinten, ihre Vorschläge führten zum Sozialismus. 
Beide seien zwar Sozialisten und beide Parteien hätten um die Rückständigkeit 
Russlands gewusst. Doch die einen wollten fälschlicherweise die Rolle der Bour- 
geoisie erfüllen und setzten darauf, dass der Wegüber den bürgerlichen Staat führe; 
die anderen auf Voluntarismus und Staatskapitalismus, mit dem sie meinten, die 
bürgerliche Entwicklung überspringen zu können. (Pljuschtsch 1979: 55/56) 

In dieser kurzen Rede von Pljuschtsch sind Probleme angesprochen, die sich 
marxistischen Linken heute noch stellen. Hat sich eine proletarische Revolution 
ereignet, die mithilfe eines monopolistischen Parteistaates die Industrialisierung 
in einem Tempo vorantrieb, wie es keine bürgerlich-demokratische Regierung 
geschaft hätte? Wurde - wie Lenin vorschlug - ein Kapitalismus im Interesse 
der Arbeiterklasse errichtet? War es eine Modernisierungsdiktatur, die ihren 
„Zweck“ gar nicht anders als mit der Zerstörung einer autonomen ArbeiterIn- 
nenbewegung erreichen konnte? Und wäre tatsächlich eine quasi nachholende 
bürgerliche Revolution die notwendige Folge gewesen, um wieder den Anschluss 
an die Arbeiterbewegungen der westlichen Länder zu finden? 

Solche Fragen zielen darauf ab, den historischen Stellenwert der russischen 
Revolution unabhängig davon zu begreifen, was ihre damaligen Akteure zu wollen 
und zu tun meinten. 

Wenige Jahre nach der Konferenz in Venedig veröffentlichte Charles Bettel- 
heim die schon erwähnte empirisch eindrucksvolle Arbeit über die „Klassen- 
kämpfe in der UdSSR“. Darin schildert er die in den 1930er Jahren mit Gewalt, 
Repression und Terror errichtete Klassenherrschaft als eine schr spezifische und 
bisher noch nicht dagewesene Form kapitalistischer Ausbeutung, bei der die 
herrschende Klasse ihre Kapitalfunktionen auf besondere Weise wahrnehmen 
würde. Abgeschen davon, dass auch bei Bettelheim vage bleibt, worin denn nun 
das Spezifische, die „innere Logik“, dieses kapitalistischen Eigentumsverhältnisses 
in der Sowjetunion besteht, bietet er eine historisch-analytische Erklärung für 
die gewaltsame Klassenkonstituierung in der Sowjetunion an. Der rationale 
„Sinn und Zweck“ von Gewalt und Repression erschließt sich den LeserInnen, 
und es drängt sich nach der Lektüre seiner Arbeit die Frage danach auf, ob eine 
Restauration überhaupt anders als mit „terreur“ abzuwenden gewesen wäre. 

Bettelheim, Pljuschtsch und andere TeilnehmerInnen auf der Tagung 1977 
diskutierten die russische Revolution nicht als Folge von Fehlern einzelner 
Persönlichkeiten, ebenso wenig als „Verrat“ Stalins oder Chrustschows an den 
sozialistischen Ideen. Damit unterscheiden sie sich so wohltuend von noch heute 
gängigen Erklärungsversuchen, nach denen die Bolschewiki an den schlechten 
Bedingungen für den Aufbau des Sozialismus gescheitert seien, an der ausblei- 
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benden Revolution im Westen oder eben an Stalins terroristischer Herrschaft. 
Im Hintergrund derartiger Einschätzungen steht die Annahme von der „Großen 
Sozialistischen Oktoberrevolution“ als Beginn eines möglichen, leider geschei- 
terten, Übergangs vom Kapitalismus zum Sozialismus. Abgesehen davon, dass 
sich Geschichte nie aus den Fehlern und Irrtümern der handelnden Personen, 
auch nicht ihrer wichtigsten ProtagonistInnenen, begreifen lässt, folgen solche 
Erklärungen der bolschewistischen „Meistererzählung‘, aber auch den zahlrei- 
chen „Gegenerzählungen“ ihrer KritikerInnen: Die russische Revolution wird auf 
ein einziges Ereignis reduziert und der „Rote Oktober“ zum „ewigen Datum der 
Weltgeschichte erhoben“, an dem für die einen ihr historischer Siegeszug begann, 
während die anderen noch immer auf die uneingelösten Versprechungen warten. 

Die linken Debatten im Jahr 2017 werden - so ist zu hoffen - ihren Blick 
auf die russische Revolution als Ganzer richten und die Ereignisse im Oktober 
1917 oder in Kronstadt 1921 als Teil eines revolutionären Prozesses begreifen, 
der spätestens im Februar 1917 begann. Was war das für eine Revolution, die 
sich mit so vielen Hoffnungen auf eine ausbeutungsfreie Gesellschaft verband 
und die im Ergebnis auch wieder nur zu einer neuen ökonomischen und poli- 
tischen Unterdrückung geführt hat? Oder war sie gar nicht „so neu“; lässt sich 
die russische Revolution vielmehr als „kapitalistische“ Revolution im 20. Jahr- 
hundert beschreiben, wie Charles Bettelheim vorschlägt? Charakterisiert die 
kapitalistische Produktionsweise vielleicht eine „unerhörte“ - „von den Linken 
stets unterschätzt(e)“ -„Elastizität“”, die es erlaubte, die staatseigentümliche 
Variante dieser Gesellschaften in die Epoche eines globalen Kapitalismus einzu- 
fügen? Ist mit der Machteroberung der Bolschewiki die bürgerliche Revolution 
in eine neue, staatsdiktatorische, Phase übergegangen? War 1917 also lediglich 
der Beginn eines historischen „Umweges“, „der in Europa letzten Endes noch 
immer zum Kapitalismus führte“? (Bock 2016: 285) Nach dieser Lesart würden 
die demokratischen Volkserhebungen 1989/90 ihre historischen Erklärungshin- 
tergründe als quasi nachholende oder weiterführende bürgerliche Revolutionen 
bekommen. Oder aber hat die russische Revolution Elemente freigesetzt und 
Strukturen entwickelt, die über eine kapitalistische Reproduktion hinausführten? 
Haben die „nachrevolutionären Gesellschaften“ gar keinen „Umweg“ eingeschla- 
gen, sondern sind als durchaus eigenständige industrielle Modernisierungspfade 
neben dem Kapitalismus zu verstehen? Und über allem steht die Frage danach, 


6 Vgl. Bock, Helmut (2016): 202. Helmut Bock schildert die Ereignisse aus der Sicht des 
Historikers, der die ganze Epoche im Blick hat und der die Geschichte der russischen 
Revolution mit den „klassischen“ bürgerlichen Revolutionen vergleicht. 


7 „In gewissem Sinne ist Marx unerschöpflich“, Interview mit Thomas Kuczynski, in: 
Berliner Zeitung, Nr. 18, 21./22. Januar 2017, S. 6. 
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ob diese „nachrevolutionären“ Gesellschaften günstige oder cher ungünstige 
Voraussetzungen für die Überwindung des Kapitalismus boten. Entwickelten 
sie emanzipatorische Momente und wenn ja, welche waren das? 

Unser Interesse am Charakter der russischen Revolution ist genauso wenig 
akademisch wie das der europäischen Linken 1977 an der Natur der „nachrevo- 
lutionären Gesellschaften“. Wir haben in den letzten 40 Jahren weltweit einige 
Revolutionen und Bewegungen im Namen des Sozialismus und im erklärten 
Interesse der lohnarbeitenden Klasse erlebt, deren weitere Entwicklungen sich 
ganz ähnlich der „nachrevolutionären Gesellschaften“ als nicht sozialistische 
entpuppten. Was sind das für Bewegungen, wie ordnen wir sie ein? Ein historisch- 
kritischer Rückblick auf den „Roten Oktober“ kann uns dabei helfen. 
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Ingrid Artus 


Das „ungewöhnlich intensive” Streikjahr 2015 
Ursachen, Ergebnisse, Perspektiven 


Die deutschen Gewerkschaften stehen nicht im Ruf, allzu häufig zu streiken. Das 
Jahr 2015 war jedoch ein „ungewöhnlich intensives Streikjahr“ (WSI2016a). Und 
Kenner der Materie prognostizierten gar: „Ihe strikes sweeping Germany are 
here to stay“ (Streeck 2015). Zwar ging das Arbeitskampfvolumen 2016 wieder 
zurück (WSI2016b), dennoch lohnt es sich zu fragen, was die Hintergründe der 
„Streikwelle“ 2015 waren. Wo und in welcher Form fanden die Konflikte statt? 
Handelte es sich um ein Ausnahmejahr oder deutet sich hier eine generalisierbare 
Entwicklungan? Diese Fragen sollen im Folgenden diskutiert werden. Zunächst 
wird ein kurzer Überblick über statistische Daten zur Entwicklung der Arbeits- 
kämpfe gegeben (1.). Anschließend werden jene drei Arbeitskämpfe diskutiert, 
die quantitativ den größten Anteil am „ungewöhnlichen Streikjahr 2015“ hatten 
(2.), nämlich der Streik in den Sozial- und Erziehungsdiensten (2.1), der Streik 
bei der Post AG (2.2) und die Warnstreiks in der Metall- und Elektroindustrie 
(2.3). Eher summarisch wird auch auf die vielen, teils bemerkenswerten Streiks 
in anderen Branchen bzw. Betrieben eingegangen (2.4). Der zweite Teil dieses 
Beitrags ist der Frage gewidmet, welche wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und 
politischen Entwicklungen sich in dieser gewachsenen Konfliktintensität aus- 
drücken und wie diese zu bewerten sind (3.). 


1. Daten zum Streikjahr 2015 


Nach Daten des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts der Hans- 
Böckler Stiftung (WSI) fielen im Jahr 2015 etwa 2 Millionen Arbeitstage auf- 
grund von Arbeitskampftätigkeiten aus. Wie die folgende Tabelle 1 zeigt, über- 
trifft diese Zahl bei Weitem das Niveau der vergangenen Jahre. Selbst im ebenfalls 
außergewöhnlichen Streikjahr 2006 (vgl. Bewernitz 2008) wurden nur rund drei 
Viertel dieser Zahl erreicht. Der erneute Rückgang.des Arbeitskampfvolumens im 
Jahr 2016 (WSI2016b) belegt ebenfalls den Ausnahmecharakter des Streikjahrs 
2015. Allein etwa 1,5 Millionen der 2015 ausgefallenen Arbeitstage entfielen auf 
zwei Flächenstreiks im Organisationsbereich von ver.di: den Streik in den Sozial- 
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und Erziehungsdiensten sowie den Poststreik. Insgesamt fanden sogar rund 90 
Prozent der Streiktage im Dienstleistungsbereich statt (WSI 2016a). Dies ist ein 
klarer Beleg für den Trend zur Tertiarisierung des Streiks, d.h. die Verlagerung 
des Arbeitskampfes vom industriellen Sektor in den quantitativ wachsenden und 
zunehmend konfliktträchtigen Dienstleistungsbereich. Diese Tendenz wird seit 
einiger Zeit in der Literatur diskutiert (vgl. Renneberg 2005) und sie ist nicht auf 
Deutschland beschränkt (van der Velden u.a. 2007). Interessant ist, dass sich das 
Bild verändert, wenn man die Streikintensität nicht an ausgefallenen Arbeitsta- 
gen, sondern an der Zahl der Streikbeteiligten misst. Zunächst ist festzuhalten, 
dass das Jahr 2015 zwar mit etwa 1,1 Millionen Streikbeteiligten eine relativ hohe 
Zahl ausweist, aber keine Rekordzahl. Im Jahr 2008, aber auch 2012 lagdie Zahl 
höher, im Jahr 2016 ähnlich hoch (WSI 2016b). Dies erklärt sich dadurch, dass 
der bei Weitem größte Teil der Streikbeteiligten im Zuge von Warnstreiks der 
Metall- und Elektroindustrie mobilisiert wurde (sofern diese stattfanden). Sowohl 
2015 als auch 2016 gingen über 800.000 Menschen bei diesen Warnstreiks auf 
die Straße. Insgesamt verweist dies auf qualitativ unterschiedliche Streikmuster 
im Industrie- und Dienstleistungsbereich: Im industriellen Sektor streikt eine 
große Zahl von Beschäftigten im Regelfall cher kurz, um einen Tarifabschluss 
zu erringen. Im Dienstleistungsbereich dauert es hingegen oft schr lange, bis eine 
vergleichsweise kleine Zahl von Streikenden zu einem Ergebnis gelangt (oder 
auch nicht). Hier lässt sich bereits die differente Tarifsituation und die (damit 
engverknüpfte) unterschiedliche gewerkschaftliche Durchsetzungsmacht in den 
beiden Wirtschaftssektoren ablesen: Das Tarifgefüge im industriellen Sektor ist 


Tabelle 1: Streiktage und Streikbeteiligte 2006-2016 (absolute Zahlen in 1000) 
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deutlich weniger fragmentiert. Hier reicht meist die mächtige „Drohgebärde“ 
des Warnstreiks, um ausreichend Druck für eine Tarifeinigung zu machen. Im 
Dienstleistungsbereich führen die Zerklüftung des Tarifsystems und der nied- 
rigere gewerkschaftliche Organisationsgrad dazu, dass vergleichsweise wenige 
Beschäftigte oft schr lange und „verbissene“ Arbeitskämpfe für einen Tarifvertrag 
führen müssen. 

Die Rekordzahl ausgefallener Arbeitstage im Jahr 2015 änderte übrigens wenig 
daran, dass die deutschen ArbeiterInnen im internationalen Vergleich cher selten 
streiken. In Dänemark und Frankreich liegt das Niveau ausgefallener Arbeitstage 
pro Beschäftigten regelmäßig fünf bis sechsmal so hoch wie in Deutschland - und 
auch in Spanien, Finnland, Kanada, Belgien oder Irland sind die Beschäftigten 
wesentlich streikfreudiger. Dies liegt jedoch (zumindest) nicht (nur) an kultu- 
rellen Eigenheiten der Arbeitsdisziplin oder politischen Protestkultur, sondern 
auch aan rechtlichen Vorschriften: Das deutsche Streikrecht ist ausgesprochen be- 
schränkt, um nicht zu sagen undemokratisch. Es erlaubt keine politischen Streiks 
oder Solidaritätsstreiks, verbietet oder erschwert großen Beschäftigtengruppen 
(wie den BeamtInnen oder den kirchlichen Beschäftigten) den Arbeitskampf 
und erlaubt Streiks ohnehin nur unter der Bedingung, dass Gewerkschaften für 
tarifpolitische Zielstellungen dazu aufrufen. 


2. Ein kurzer Überblick über die größten Streiks 2015 
2.1 Der Streik der Sozial- und Erziehungsdienste 


Der Streik der Sozial- und Erziehungsdienste (S&E-Streik) war ein besonders 
spektakulärer, offensiv geführter Arbeitskampf im Jahr 2015’: Immerhin handelte 
es sich hier um einen vier Wochen andauernden Flächenstreik, in dessen Verlauf 
es zu erheblichen innergewerkschaftlichen Friktionen kam. Es war zudem ein 
dezidiert weiblich geprägter Streik und ist damit ein schlagendes Beispiel für 
den - mit der Tertiarisierung von Streiks verknüpften - Trend der Feminisierung 
des Arbeitskampfes (vgl. Artus/Pflüger 2015). Die Tarifrunde und der Streik 
im Sozial- und Erziehungsdienst betrafen etwa 240.000 Beschäftigte, die in 
Kindertagesstätten, schulischen Betreuungsinstitutionen, in der Kinder-, Jugend- 
und Behindertenhilfe sowie sozialen Diensten unter kommunaler Trägerschaft 


1 Grundlage der Darstellungdes S&E-Streiks sind die Auswertungeinschlägiger Literatur 
(u.a. Dörre u.a. 2016; Kerber-Clasen 2014; Kutlu 2013; Seppelt/ Wodrich 2015), Medien- 
berichte, gewerkschaftliche Dokumente, diverse Gespräche mit wissenschaftlichen und 
gewerkschaftlichen ExpertInnen sowie sechs teils mehrstündige qualitative Interviews 
mit Beteiligten, die überwiegend im Frühjahr 2016 durchgeführt wurden. 
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arbeiten. Rund 90 bis 95 Prozent von ihnen sind Frauen. Als Gewerkschaften 
waren ver.di, GEW, Beamtenbund und partiell weitere Organisationen an der 
Tarifrunde beteiligt. Im S&E-Streik ging es um Geld und Eingruppierungen, 
vor allem aber um die gesellschaftliche Aufwertung eines Frauenberufs. Es ging 
darum, den Stellenwert der Betreuung von Kleinkindern neu zu definieren, deren 
wichtige gesellschaftliche Bedeutung anzuerkennen und eine Tätigkeit, für die 
in der Regel fünf Jahre Ausbildung nötig sind, mit vergleichbar qualifizierten 
Männerberufen gleichzustellen. 

Ein Grund für den S&E-Streik war auch die Einführung des Tarifvertrags 
Öffentlicher Dienst (TVöD) im Jahr 2004. Dieser sah zwar für ältere Beschäf- 
tigte eine Besitzstandswahrung vor, jüngere Beschäftigte wurden jedoch zu teils 
erheblich verschlechterten Konditionen eingestellt. Die Folge war eine wach- 
sende Heterogenisierungder Beschäftigungsbedingungen, gegen die sich bereits 
der erste Streik im Sozial- und Erziehungsdienst im Jahr 2009 richtete. Dieser 
endete zwar mit einer verbesserten Einstufung der jüngeren KollegInnen, für 
viele war das Ergebnis jedoch unbefriedigend, da es am Ziel einer massiven und 
umfassenden Aufwertung für alle gemessen wurde. Der S&E-Streik im Jahr 
2015 war daher vorprogrammiert. Er war vorbereitet und lange erwartet. Es 
war keine Überraschung, dass die Eingruppierungsordnung zum 31.12.2014 
gekündigt wurde und die fünf Verhandlungsrunden zwischen der Bundestarif- 
kommission von ver.di und der Vereinigung Kommunaler Arbeitgeber (VKA) im 
Februar und März 2015 ohne Ergebnis blieben. In der folgenden Urabstimmung 
votierten 93,44 Prozent der ver.di-Mitglieder für einen Streik. Dieser begann 
als flächendeckender, unbefristeter Erzwingungsstreik am 8. Mai 2015. Damit 
wurde eine andere Streikstrategie gewählt als im Jahr 2009, als es noch rollie- 
rende einzelne Streiktage gab - eine Strategie, die aufgrund ihrer schwierigen 
Organisierbarkeit und begrenzten Streikfolgen stark kritisiert worden war. Der 
nunmehr unbefristete Flächenstreik gelang zunächst in vielen Regionen gut. 
In der Hochphase beteiligten sich rund 150.000 Beschäftigte. Schwerpunkte 
waren diverse westdeutsche Großstädte, aber auch in ländlichen Regionen und 
in Ostdeutschland beteiligten sich mehr Menschen als 2009. Nur: Auch nach 
vier Wochen Streik gab es noch keine Reaktion der VKA in Form eines neuen 
Verhandlungsangebots. Dies verweist auf ein Grundproblem des S&E-Streiks: 
Die Streiks trafen nicht in erster Linie die Arbeitgeber, sondern die Eltern der 
bestreikten Kindertagesstätten. In vielen Fällen konnten die kommunalen Ar- 
beitgeber durch den Streik sogar Personalkosten sparen - ein perverser Effekt. 
Zudem fehlte es in vielen Kommunen an politischer Unterstützung des Streiks 
(selbst in Gemeinden mit SPD-Mehrheiten). Viele Streikende waren aber dennoch 
überrascht, als ver.di Anfang Juni 2015 gemeinsam mit der Arbeitgeberseite die 
Schlichtunganrief- und damit der Streik ausgesetzt wurde. Das Schlichtungser- 
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gebnis sah erneute Schritte zur Aufwertungder Entgelte vor, es wurde jedoch am 
24.6.2015 mehrheitlich von der Streikdelegiertenkonferenz abgelehnt. Anstelle 
einer Urabstimmung, bei der 75 Prozent der Befragten das Schlichtungsergebnis 
hätten ablehnen müssen, um weiterzustreiken, setzte die Streikdelegiertenkon- 
ferenz zudem eine Mitgliederbefragung durch, deren Ergebnis erneut von ihr 
bewertet werden sollte (vgl. Seppelt/ Wodrich 2015). In der Mitgliederbefragung 
lehnten 69,13 Prozent das Ergebnis ab - aber nach deren Ende befand man sich 
mitten in den Sommerferien. Um eine (ungewisse) Wiederaufnahme des Streiks 
nach den Ferien zu vermeiden, erarbeiteten die Tarifparteien bis Ende September 
ein erneutes Angebot mit leichten Korrekturen und minimaler Erhöhung des 
Gesamtvolumens. Dieses wurde im Oktober 2015 mit einer knappen Mehrheit 
von 57,2 Prozent der Ver.di-Mitglieder angenommen. 

Das Ergebnis des S&E-Streiks ist somit ambivalent. Eine grundlegende Aufwer- 
tung des ErzicherInnenberufs war das Ziel - eine respektable Sonderlohnrunde 
war das Ergebnis. Der Streik entfaltete einehohe Dynamik und Mobilisierungs- 
wirkung - aber kaum ökonomischen Druck. Ver.di hat im Zuge des Streiks rund 
20.000 neue Mitglieder gewonnen - aber ob diese dauerhaft Mitglied bleiben, ist 
unsicher und man hat etwa 100 Millionen Euro an Streikunterstützung gezahlt. 
Es kamen basisdemokratische Formen der Streikorganisation zum Einsatz, etwa 
die Streikdelegiertenkonferenzen, die bereits 2009 ein organisatorisches „Novum 
in den deutschen industriellen Beziehungen“ darstellten (Kutlu 2013: 238), oder 
auch das Instrument der Mitgliederbefragung. Dennoch (oder deshalb?) gab 
es erhebliche Abstimmungsprobleme zwischen Streikführung und Basis. Im 
Endeffekt führte dies zur zeitlichen Verschleppung und Demobilisierung des 
Streiks. Die abschließende Einschätzung des Streikergebnisses einer Hortleiterin 
ist daher recht verhalten: 

Es ist schon ein Abschluss, den man vertreten kann. Nein, nein, man kann ihn eigent- 

lich nicht vertreten. Wenn ich ehrlich bin, nein. Ich steh auch nicht mehr hinter diesem 

Abschluss, ich verteidige ihn noch nicht mal mehr. Weil, wenn ich mit dem sch, wo wir 


angetreten sind, was wir eigentlich wollten, dann ist das keine deutliche gesellschaftliche 
Aufwertung unseres Berufes.&Z& (Hortleiterin, Interview April 2016) 


Nach dem Streik ist vor dem Streik 


2.2 Der Poststreik 


Der Poststreik hatte eine deutlich andere Dynamik als der S&E-Streik. Er war 
kein offensiver Streik, sondern ein defensiv geprägter Abwehrstreik. Er war nicht 
lange geplant und gut vorbereitet, sondern kam eherüberraschend und musste fast 
„aus dem Stand“ mit cher streikungewohnten Beschäftigten organisiert werden. 
Er war auch kein Beispiel für das Erproben neuer, demokratischer Streiktaktiken, 
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sondern cher von einem Mangel an Basisdemokratie und Top-down-Strategien 
der Gewerkschaftsführung geprägt. Und er war kein Streik um Aufwertung, 
sondern gegen neoliberale Strategien des Shareholder-Value-Kapitalismus und 
exorbitante Gewinnmaximierung auf Kosten der Beschäftigten. 

Hintergrund des Poststreiks ist die Privatisierung des Staatsunternehmens 
Deutsche Post und die Aufteilungin Deutsche Post, Deutsche Telekom und Post- 
bank in der ersten Hälfte der 1990er Jahre. Im Jahr 2000 folgte der Börsengang 
der Post AG. Seitdem ist die Unternehmenspolitik durch Beschäftigtenabbau 
und Prekarisierung der Beschäftigungsbedingungen geprägt - bei zeitgleich 
hohen Gewinnerwartungen und -realisierungen. In Jahr 2015 entschied die Post 
AG, einen Teil der Paketzustellung auszulagern. Ohne oflizielle Information der 
zuständigen Interessenvertretungen wurde zu diesem Zweck die DHL Delivery 
gegründet. 6.800 Beschäftigte der Post AG sollten neue Verträge unterschreiben, 
wonach sie die gleiche Arbeit zukünftig im neuen Unternehmen zu deutlich 
niedrigerer Bezahlungerledigen würden. Die Lohndifferenz war erheblich, etwa 
30 Prozent (vgl. Dörre u.a. 2016: 154ff.; Siebler 2015). Der Poststreik richtete sich 
gegen diesen Versuch des massiven Tarifdumpings. Wichtigstes Streikziel war 
die Rückführung der DHL Delivery in die Post AG. Nach ersten Warnstreiks 
im April 2015 begannen im Mai 2015 flächendeckende Dauerstreiks, an denen 
sich während der Hochphase im Juni rund 32.000 Beschäftigte beteiligten. Die 
Arbeitgeberreaktion war ungleich härter als in den Sozial- und Erziehungsdiens- 
ten. Die Unternehmensleitung setzte LeiharbeiterInnen, befristet Beschäftigte, 
Verwaltungskräfte, BeamtInnen und sogar Konzernbeschäftigte aus Polen und 
den Niederlanden zum Streikbruch ein. Betriebsräten wurde der Zugangzu ihren 
Unternehmen verweigert und die Beschäftigten systematisch unter Druck gesetzt. 
Dennoch zeigte der Streik Wirkung. Insbesondere in Berlin und Brandenburg 
kam eszu verlängerten Wartezeiten bei der Briefauslieferung. An anderen Orten 
war die Belegschaft jedoch gespalten zwischen (häufigeher jüngeren) Streikenden 
und (häufig cher älteren) Nicht-Streikenden. Schließlich endete der Streik fast 
so überraschend, wie er begonnen hatte - und ebenso mangelhaft demokratisch. 
Anfang Juli 2015 einigten sich die Tarifparteien aufmoderate Lohnsteigerungen 
für 2016 (2%) und 2017 (1,7%) sowie die Verlängerung des Kündigungsschutzes 
für die Beschäftigten der Post AG bis 2019. Ein direkter Wechsel von Post-AG- 
Beschäftigten zur DHL Delivery konnte somit nicht mehr erzwungen werden. 
Das Ziel der Rückführung der DHL Delivery in die Post AG wurde jedoch 
nicht erreicht. Ver.di nahm das Ergebnis an, ohne es im Rahmen einer Urab- 
stimmung demokratisch legitimieren zu lassen. Erneut fällt die Bewertung des 
Streikergebnisses ambivalent aus: Immerhin wurde ein massives Tarifdumping 
der Unternehmensleitung nicht kampflos hingenommen - aber das wesentliche 
Streikziel wurde nicht erreicht. Immerhin konnten die, „die da waren, geschützt 


Das „ungewöhnlich intensive“ Streikjahr 2015 151 


werden“ (vgl. das Zitat eines Gewerkschaftssekretärs bei Dörre u.a. 2016: 158) - 
aber die neu Eingestellten der DHL Delivery werden zu erheblich schlechteren 
Konditionen beschäftigt. Immerhin hat ver.di im Zuge des Streiks nach eigenen 
Angaben rund 9.000 neue Mitglieder gewonnen - aber dafür mussten nicht 
nur ca. 30 Millionen Euro an Streikgeldern investiert werden. Auch die ‘mora- 
lischen’ Folgen des Streiks unter den neuen wie alten Gewerkschaftsmitgliedern 
sind heterogen. Manche Gewerkschaftssekretäre sahen den Arbeitskampf als 
„Riesenerfolg“ (zit. n. Dörre u.a. 2016: 157), weil es gelang Besitzstände zu ver- 
teidigen und mit ziemlich streikunerfahrenen Belegschaften einen beachtlichen 
Arbeitskampf zu organisieren. Andere sprachen von einer „Niederlage“, „einem 
„Schlagins Gesicht all derer, die sich an diesem Streik beteiligt haben“ (vgl. etwa 
die Debatten auf labournet.de) sowie „Frust und Enttäuschung“ (vgl. Schmitz 
2015). Das Ziel, die weitere Prekarisierung von Beschäftigung zu verhindern 
und unternehmerische Shareholder-value-Strategien nachhaltig zu beeinflussen, 
wurde letztlich nicht erreicht. 


2.3 Warnstreiks in der Metall- und Elektroindustrie 


Verglichen mit den beiden großen Dienstleistungsstreiks waren die Konflikte 
in der Metall- und Elektroindustrie weniger zugespitzt, aber es wurden mehr 
Beschäftigte mobilisiert. Bereits in der Tarifrunde 2015 folgten über 800.000 
Beschäftigte dem Aufrufzu Warnstreiks - und 2016 waren esähnlich viele. Aus 
soziologischer Sicht muss es erstaunen, wie es gelingt, gleichsam „auf Pfiff der 
Gewerkschaft“ diese immens große Zahl an Menschen zur Demonstration ihrer 
Folgebereitschaft zu bewegen. Erklärbar ist das nur durch eine jahrzehnte-, ja 
sogar jahrhundertelange Organisierungstradition - sowie die Tatsache, dass das 
Tarifsystem trotz Rückgang der Tarifbindung, Zunahme von Leiharbeit und 
Werkverträgen noch einigermaßen intakt ist. Auch wenn es sich bei Warnstreiks 
um ein mäßig politisiertes Tarifritual handelt, so haben sie doch die wichtige 
Funktion der Demonstration gewerkschaftlicher Kampfkraft. Es werden kollektive 
Praktiken des Arbeitskampfes eingeübt. Warnstreiks sind ein symbolischer Verweis 
aufdie „Waffe des Streiks“, die momentan noch an der Wand hängt, aber bei Bedarf 
heruntergenommen und eingesetzt werden könnte. Sie dienen - symbolisch ge- 
sprochen - zugleich der Wartung und Pflege dieser Waffe. Das Streiken wir geübt. 
Seit einiger Zeit versucht die IG Metall recht systematisch, eine wachsende Zahl 
von Beschäftigten und Betrieben in Warnstreiks einzubeziehen. Und sie bemüht 
sich um eine Konsolidierung und Weiterentwicklung ihrer Kampfkraft. Sowohl 
2015 als auch 2016 wurden gezielt tarifungebundene Betriebe in die Tarifrunde 
einbezogen - mit Erfolg. 2016 konnten rund 40 Betriebe mit ca. 10.000 Beschäf- 
tigten neu in die Tarifbindung gebracht werden. Neu ist auch ein überarbeitetes 
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Arbeitskampfkonzept der IG Metall (IG Metall2015). Es sicht vor, dass zwischen 
der „ersten Stufe von mehreren Warnstreikwellen“ und der „finalen Eskalations- 
stufe“ von Urabstimmungund Erzwingungsstreik eine weitere, mittlere Stufe von 
„Tageswarnstreiks“ eingeführt wird (ebd..). Diese sollen in ausgewählten Betrieben 
im ganzen Bundesgebiet stattfinden, nachdem die Mitglieder zuvor „hinsichtlich 
ihrer Teilnahme und Bereitschaft“ (ebd.) befragt wurden. Diese können zudem 
Streikgeld erhalten. Das neue Streikkonzept hat den Vorteil einer differenzierter 
abgestuften Eskalationsmöglichkeit, es enthält „zusätzliche Beteiligungselemente 
für Mitglieder“ (ebd.) und ermöglicht die Einbeziehung von Streikbetrieben auch 
in Bundesländern, die ansonsten kaum als Streikregionen in Frage kämen. In der 
Tarifrunde 2016 waren die FunktionärInnen und betrieblich Aktiven auf diese 
neue Strategie zwar vorbereitet, sie kam jedoch nicht zum Einsatz. Aufden ersten 
Praxistext in der Zukunft darf man gespannt sein. 


2.4 Und viele andere Streiks .... 


Im Folgenden sollen noch einige weitere Konflikte zur Sprache kommen, die das 
Streikjahr 2015 ebenfalls gekennzeichnet haben. Bisher noch nicht die Rede war 
beispielsweise vom sogenannten Lokführerstreik, der die Meinung.der Öffentlich- 
keit in hohem Maße polarisierte. Ähnlich wie beim Poststreik steht hier die Pri- 
vatisierung eines Staatsunternehmens am Anfangeiner langen und eskalierenden 
Konfliktgeschichte. Aber auch die anhaltende Bereitschaft der zuständigen DGB- 
Branchengewerkschaft (aktuell die EVG, vormals GdED/Transnet und GDBA) 
zur sozial friedlichen Kooperation bei der Abwicklung weiter Belegschaftsteile, 
der Verschlechterung von Arbeits- und Entgeltbedingungen und der erheblichen 
Intensivierung von Leistungsstandards spielt eine wesentliche Rolle für den Er- 
folg von gewerkschaftlichen Konkurrenzorganisationen (vgl. hierzu u.a. Dörre 
u.a. 2016: 158ff.; Schroeder u.a. 2011), allen voran die Gewerkschaft Deutscher 
Lokomotivführer (GDL). Ähnlich wie auch im Fall der Streiks im Luftverkehr ist 
der Bahnstreik ein Beispiel, wie eine gut organisierte, aber vergleichsweise kleine 
Berufsgruppe aufgrund ihrer strategischen Stellungim Wirtschaftsprozess eine 
hohe Streik- und Störungsmacht entwickeln kann. Der Tarifkonflikt dauerte über 
ein Jahr, führte in periodisch wiederkehrenden Streiks zu erheblichen Zugausfäl- 
len, Verspätungen und wirtschaftlichem Schaden für die Bahn AG, basierte auf 
einer großen Geschlossenheit und hohen Streikbereitschaft der Lokführer trotz 
teils massiv negativer Berichterstattungin der Presse und wurde erst im Mai 2015 
relativ überraschend durch einen Schlichterspruch beendet. Er ist auch deshalb 
politisch so bedeutsam, weiler den Hintergrund für dasvor Kurzem verabschie- 
dete, jedoch rechtlich nach wie vor umstrittene Tarifeinheitsgesetz bildete (vgl. 
Keller 2016). Bemerkenswert an diesem ist nicht nur die Tatsache, dass hier das 
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ohnehin bereits schwache deutsche Streikrecht noch weiter beschränkt wird, 
sondern auch, dass ein Teil der DGB-Gewerkschaften (u.a. die IG Metall) dieses 
unterstützt, während ein anderer Teil (u.a. ver.di) es ablehnt. 

Auch eine Vielzahl von Streiks im Gesundheitssektor prägen neuerdings das Bild 
des Arbeitskampfgeschehens in Deutschland. Allen voran ist hier die Pionierleis- 
tung der Beschäftigten an der Berliner Klinik Charite zu nennen. Die Charite 
gilt mitihren 130.000 PatientInnen jährlich und rund 13.200 MitarbeiterInnen 
als eine der größten Kliniken Europas. Seit 2012 kämpft die Belegschaft dort für 
Mindestpersonalbesetzungen. Im Juli 2015 haben Hunderte von Beschäftig- 
ten dort zehn Tage lang gestreikt. 1.200 Betten wurden gesperrt, 20 Stationen 
dichtgemacht. Dies war nur möglich auf Grundlage einer langjährigen Organisie- 
rungsarbeit, des Aufbaus eines basisdemokratischen Netzwerks von sogenannten 
TarifberaterInnen und einer systematischen Anpassung der Streikstrategie an die 
besonderen Bedingungen eines Krankenhauses. Der Gesundheitssektor dürfte 
vermutlich einer der zentralen Arbeitskampfbereiche der Zukunft sein. Im Zuge 
der Ökonomisierung und Privatisierung des Gesundheitswesens hat hier die 
Zahl der Pflegekräfte deutlich abgenommen, während die Zahl der „Eingriffe“ 
(d.h. Untersuchungen, Operationen etc.) und der PatientInnen zunahm. Die 
Folge ist eine extreme Steigerung der Arbeitsbelastung der Pflegekräfte - und 
damit eine Gefährdung des PatientInnenwohls. Der Charite-Slogan, wonach 
„mehr von uns besser für alle“ ist, wird daher vermutlich demnächst auch an 
anderen Krankenhäusern zu hören sein. Konkret bereitet ver.di für 2017 eine 
konfliktorientierte Tarifrunde in diversen saarländischen Klinken vor. Und 
auch der im Sommer 2016 erfolgreich beendete, aber schr lange Streik in den 
rheinland-pfälzischen Ameos-Kliniken mag einen Vorgeschmack auf die Härte 
zukünftiger Auseinandersetzungen gegeben haben.In einem solchen Überblick 
nicht fehlen darf freilich auch der bis heute anhaltende Arbeitskampf bei Amazon. 
Er ist ein Beispiel dafür, wie hart die Tarifauseinandersetzungen im prekären 
Dienstleistungsbereich sein können. Seit nunmehr über drei Jahren versucht ver. 
didorteinen Tarifvertragnach den Konditionen des Einzel- und Versandhandels 
durchzusetzen. Das Unternehmen lehnt Verhandlungen darüber strikt ab (vgl. 
Boewe/Schulten 2015). Die Streiks finden unter sehr schwierigen Bedingungen 
statt: das Unternehmen macht eine systematische Anti-Streik- und Anti-Union- 
Politik - auch in internationalem Maßstab, d.h. durch die gezielte Verlagerung 
von Tätigkeiten vor allem nach Polen. Die Belegschaften sind gespalten (Apicella 
2016); die internationale Koordinierungder Gewerkschaftsarbeit steckt noch in 
den Kinderschuhen - ist jedoch gleichwohl im Aufbau. Ver.di braucht sicher- 
lich einen schr langen Atem, um einen global agierenden Konzern mit explizit 
antigewerkschaftlichen Traditionen letztlich eventuell in die Knie zu zwingen. 
Angesichts der paradigmatischen Bedeutungdes Konflikts sowie vieler kreativer 
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Streikaktionen und neuer Bündnisse zwischen Gewerkschaften und anderen 
sozialen Akteuren, die gerade im Amazon-Streik zu beobachten sind, könnte sich 
der lange Atem jedoch lohnen. Zu guter Letzt sei auf die kaum zu überblickende 
Vielzahl kleinerer betrieblicher Streiks verwiesen, in denen es manchmal um 
einen neuen Haustarifvertraggeht, manchmal um eine erstmalige Tarifbindung 
oder um einen Sozialtarifvertrag im Zuge massiven Beschäftigtenabbaus oder 
der Schließung eines Standortes. Besonders in Ostdeutschland haben solche 
Auseinandersetzungen zugenommen. Studien belegen, dass es hier „seit einigen 
Jahren eine Vitalisierung betrieblicher Mitbestimmung |...], eine Zunahme an 
Betriebsratsgründungen“ und eine „Aktivierungbestehender Betriebsratsgremi- 
en“ gibt (Röbenack/Artus 2015: 110; vgl. auch Dörre u.a. 2016). Eine positive 
wirtschaftliche Entwicklung und ein Generationswandel in den Betrieben be- 
günstigen das „Ende der Bescheidenheit“ in Ostdeutschland, das sich auch in 
neuen Konflikten um Tarifbindung und höhere Löhne ausdrückt. 

Ein letzter bemerkenswerter Streik fand übrigens - knapp vor dem Jahr 2015 
- im Dezember 2014 im Daimlerwerk Bremen statt: In der Nachtschicht vom 11. 
aufden 12. Dezember 2014 gingen etwa 1.300 Beschäftigte vorzeitignach Hause, 
um gegen die geplante Fremdvergabe von Arbeiten im Rahmen von Leiharbeit 
und Werkverträgen zu protestieren. Über 760 der Beschäftigten erhielten darauf- 
hin eine Abmahnung. Obwohldie Abmahnungen von der Unternehmensleitung 
mittlerweile zurückgezogen wurden, ist seitdem ein heftiger Streit entbrannt 
zwischen einem Teil der Bremer Beschäftigten und einem Teil der IG Metall- 
FunktionärlInnen. Die örtliche Verwaltungsstelle hatte nämlich nicht nur den 
Streik (auch nachträglich) nicht unterstützt, sondern den Betroffenen zudem 
den Rechtsschutz verweigert. Auch ein im Vorfeld korrekt beantragtes Rederecht 
beim IG Metall Gewerkschaftstag im Oktober 2015 wurde den Beschäftigten 
verweigert (Schnase 2016). Eine Gruppe von dreißig Mercedes-ArbeiterInnen will 
nun versuchen, an ihrem Fall das Recht auf „verbandsfreie Streiks“, wie sie etwa 
in Frankreich oder Italien möglich sind, vor dem Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte zu erstreiten. Auch wenn ein Erfolgeher unwahrscheinlich sein 
dürfte, ist die (Re-)Politisierungvon sogenannten wilden Streiks ein interessantes 
aktuelles Phänomen. 


3. Woher kommen die neuen Konflikte - und wo führen sie hin? 
3.1 Streiks zur Beendigung der gewerkschaftlichen Defensive 


Der Überblick über das außergewöhnliche Streikjahr 2015 sollte deutlich ge- 
macht haben, dass es vielleicht „weitgehend zufällig“ war, „dass diese Konflikte im 
Jahr 2015 zusammen trafen“, wie der WSI-Streikexperte Dribbusch meint (WSI 
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2016a). Ein insgesamt erhöhtes Konfliktniveau industrieller Beziehungen lässt 
sich jedoch bereits seit längerer Zeit diagnostizieren. Und vieles spricht für die 
Aussage „[...] the strikes are here to stay“ (Streeck 2015). Um dies zu erklären, ist 
es notwendig, kurz einige vergangene Entwicklungen zu resümieren. Die Zeit seit 
der deutsch-deutschen Vereinigung war für abhängig Beschäftigte und Gewerk- 
schaften ein Vierteljahrhundert der interessenpolitischen Rückschritte. Unter 
dem Druck der Verschärfung kapitalistischer Konkurrenz und der Orientierung 
von Gewinnerwartungenan den Aktienkursen war esgekennzeichnet von zuneh- 
mend rigiden Managementstrategien, denen die Gewerkschaften machtpolitisch 
kaum gewachsen waren. Sie verloren kontinuierlich Mitglieder, Anschen und 
Einfluss. Dieslagauch an einer zunehmend neoliberalen Politik, die der Staat so- 
wohl in seiner Rolle als Arbeitgeber als auch als Gesetzgeber betrieb. Schlagworte 
in diesem Zusammenhangsind etwa die Privatisierung staatlicher Unternehmen 
(wie Post und Bahn), aber auch anderer staatlicher Dienstleistungen (häufig 
durch Outsourcing an private Träger), die Deregulierung des Tarifgefüges im 
öffentlichen Dienst und freilich die sogenannten Hartz-Gesetze, die Agenda 
2010 etc., diezur Rekommodifizierungder Ware Arbeitskraft, zur Prekarisierung 
von Beschäftigung und zur Ausweitung des Niedriglohnscktors beitrugen. All 
dies hatte massive Auswirkungen auf das Tarifsystem. Die Zersplitterung und 
Fragmentierung des Flächentarifvertrags ist heute so weit fortgeschritten, dass 
man wohl von „drei Welten“ sprechen muss (vgl. Schroeder 2016), einer „ersten 
Tarifwelt“, in der es noch einigermaßen flächendeckende Tarifnormen gibt, die 
zwischen Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaften ausgehandelt werden; diese 
Situation ist etwa für die Metall- und Elektroindustrie (noch) kennzeichnend, 
auch wenn selbst hier der Kernbereich Hächentariflicher Regulierung sukzessi- 
ve abschmilzt durch den Einsatz von Werkverträgen, Leiharbeit, Outsourcing 
etc. In der „zweiten Tarifwelt“ ist die Situation jedoch wesentlich komplexer, 
zerklüfteter und ungesicherter. Die Arbeitgeber sind nur noch zum Teil in Ver- 
bänden organisiert und akzeptieren die Gewerkschaften nicht mehr (oder noch 
nicht) umstandslos als Verhandlungspartnerinnen. Versuche oder Praktiken, 
ohne Gewerkschaften Arbeits- und Entgeltbedingungen einseitig festzulegen, 
sind verbreitet. Die Branchen- und Tarifgrenzen sind umstritten und eine Viel- 
zahl konkurrierender Normen und Vereinbarungen machen sowohl einheitliche 
Verhandlungen als auch solidarische, flächendeckende Arbeitskämpfe schwie- 
rig. Der öffentliche Dienst muss wohl mittlerweile dieser „zweiten Tarifwelt“ 
zugeordnet werden, ebenso wie viele Dienstleistungsbranchen. Und es gibt da 
zu guter Letzt noch eine dritte Welt, die gar nicht als „Tarifwelt“ bezeichnet 
werden kann: In ihr herrschen prekäre Beschäftigtenbedingungen und stark 
asymmetrische Machtverhältnisse am Arbeitsplatz. Die Gewerkschaften sind 
weit weg; Betriebsräte und Tarifverträge müssten erst erkämpft werden, um we- 


156 Ingrid Artus 


nigstens in die „zweite Tarifwelt“ aufzusteigen. Eine solche Situation findet sich 
beispielsweise bei Amazon, aber auch in vielen anderen Branchen und Betrieben 
des prekären Dienstleistungsbereichs (vgl. Artus 2015). 

Vor diesem Hintergrund kann und muss die neue Konfliktintensität indus- 
trieller Beziehungen in Deutschland zunächst als Ausdruck gewerkschaftlicher 
Schwäche gewertet werden: Die Gewerkschaften werden (v.a. im Dienstleistungs- 
bereich) nicht mehr umstandslos als Sozialpartner anerkannt, sondern müssen 
erst ihre Konfliktfähigkeit unter Beweis stellen, bevor man mit ihnen spricht. Die 
Erosion des Flächentarifvertrags führt zur Zersplitterungund Verbetrieblichung 
des Konflikts über grundlegende Parameter des Lohn-Leistungs-Verhältnisses. 
Viele kaum koordinierte und regional stark begrenzte, teils zugespitzte Einzelkon- 
Hikte sind die Folge.Und doch ist dies nur die halbe Wahrheit. Wie wir geschen 
haben, waren die Streiks des Jahres 2015 teilweise defensiv geprägt (Post), viele 
waren jedoch auch offensiv (S&E, Charite, Amazon). Es ging darum, weitere 
Rückschritte zu verhindern - aber auch um die Rückeroberung von zuvor ver- 
lorenem Terrain. Es scheint so, als sei aktuell ein Kampf darum im Gange, die 
Defensive des vergangenen Vierteljahrhunderts zu beenden und wieder in die Of- 
fensive zukommen. Eine solche Erklärung deckt sich übrigens mit Ansätzen der 
Theorie sozialer Bewegungen, wonach „Streikwellen“ und größere gesellschaftli- 
che Mobilisierungen vor allem dann entstehen, wenn sich Erwartungshorizonte 
grundlegend verändern (vgl. Kelly 1998; Rucht 1994). In diesem Sinne scheint 
sich unter den Beschäftigten aktuell eine neue Haltung durchzusetzen, die sich 
pointiert vielleicht als „Ende der Bescheidenheit“ beschreiben lässt. Hintergrund 
hierfür ist zunächst eine gute Konjunkturlage der deutschen Wirtschaft und der 
deutliche Rückgang der (offiziell registrierten) Arbeitslosigkeit. Hintergrund 
ist jedoch auch eine Delegitimierung des anhaltenden Sozialabbaus und eine 
Re-Politisierungder sozialen Frage. Die skandalöse Polarisierung der Vermögen, 
der Widerspruch zwischen exorbitantem privatem Reichtum und öffentlicher 
Armut, die einseitige und ungerechte Verteilung der Lasten der Finanzkrise 
zuungunsten der Lohnabhängigen und zugunsten von Banken und Kapital, die 
Ausbreitung von Niedriglöhnen und Kinderarmut, all diese medial mittlerweile 
intensiv diskutierten Phänomene mögen dazu beitragen, dass der Slogan, wonach 
„wir alle den Gürtel enger schnallen müssen“ an Glaubwürdigkeit erheblich 
verloren hat. Parallel dazu ist ein gewisses Erstarken und mögliches „Comeback 
der Gewerkschaften“ (Schmalz/Dörre 2013) zu verzeichnen. 

Besonders wichtige Akteure bei dieser Entwicklung sind zweifellos die jün- 
geren Beschäftigten: Sie sind einerseits von der Prekarisierung der Erwerbsarbeit 
besonders betroffen, haben als „Generation Praktikum“ Schwierigkeiten beim 
Berufseinstieg, durchlaufen besonders häufig Leiharbeit, befristete Tätigkeiten 
und Phasen der Scheinselbstständigkeit, bevor sie letztlich vielleicht irgendwann 
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eine feste Anstellung erhalten; sie sind von den Verschlechterungen der Tarif- 
bedingungen (etwa beim TVöD) besonders betroffen - und zugleich wandelt 
sich der Arbeitsmarkt angesichts der demografischen Situation systematisch 
zu ihren Gunsten. Es ist klar: Als Fachkräfte werden sie zukünftig gebraucht 
werden. Beim Kampf um bessere Arbeits- und Entlohnungsbedingungen haben 
sie daher einiges zu gewinnen. Und wichtige Akteure bei dieser Entwicklung 
sind zweifellos auch die Frauen: Sie sind längst in der Lohnarbeit als vollwertige 
Arbeitskräfte angekommen und immer häufiger müssen sie von ihrem Lohn 
nicht nur sich selbst, sondern auch eine Familie ernähren. Die Kämpfe um die 
Aufwertung traditioneller Frauenberufe sind daher auch (immer noch) Kämpfe 
um Emanzipation der Frauen im Bereich der Lohnarbeit. 


3.2 Funktionswandel von Streiks und ambivalente Streikergebnisse 


Im sozialpartnerschaftlich geprägten deutschen System industrieller Beziehungen 
der Nachkriegszeit waren Streiks das letzte Mittel, das eingesetzt wurde, wenn 
man sich gar nicht einigen konnte. So mag dies in der „ersten Tarifwelt“ noch 
immer sein — aber in weiten Teilen der deutschen Wirtschaft ist es nicht mehr 
so. In vielen Branchen und Betrieben sind Streiks mittlerweile die Vorbedingung 
für Verhandlungen. Es muss nicht nur auf die „Waffe Streik“ verwiesen werden, 
sondern diese muss zum Einsatz kommen, wenn ihre Existenz glaubwürdig sein 
soll. Dass es unter diesen Bedingungen (sowie in wirtschaftlich relativ guten 
Zeiten) zu einer Zunahme von Streiks kommt, scheint plausibel. Neu ist jedoch 
auch, dass die Gewerkschaften Streiks als strategisches Instrument zur Mitglie- 
dergewinnung entdeckt haben. Angesichts ihrer gesunkenen Mitgliederzahlen 
und der Entstehung neuer, weitgehend gewerkschaftsferner Branchen ist das 
„Organisieren am Konflikt“ (Dribbusch 2013, Kocsis u.a. 2013) explizit Mit- 
tel zur Erschließung neuer Beschäftigtengruppen. Insofern ist ein Funktions- 
wandel von Streiks (vgl. hierzu ähnlich Dörre u.a. 2016: 184ff.) festzustellen. 
Welche Ergebnisse zeitigen diese „neuen“ Streiks mit gewandelter Funktion? 
In unmittelbar materieller Hinsicht fällt die Streikbilanz 2015 recht durch- 
wachsen aus. Gemessen an den Tarifabschlüssen am erfolgreichsten scheinen 
die Gewerkschaften immer noch in der „ersten Tarifwelt“ zu sein, sowie dann, 
wenn Berufsgewerkschaften in strategisch wichtigen ökonomischen Sektoren 
ihre Interessen erstreiken. In der „zweiten Tarifwelt“ konnten immerhin allzu 
große Rückschritte verhindert werden, aber die Auseinandersetzungen sind hart 
und bringen nicht immer das gewünschte Ergebnis. Und ob und in welchem 
Ausmaß den Gewerkschaften zukünftig der Zugang zu Betrieben jenseits des 
Tarifsystems, also der „dritten (Nicht-) Tarifwelt“ gelingt, muss sich noch zeigen. 
Der Amazon-Konflikt macht hier nur bedingt Hoffnung. Ähnlich indifferent ist 
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die materielle Kosten-Nutzen-Bilanz der Streiks 2015 aus (zumindest kurzfristig 
orientierter) organisationspolitischer Sicht der Gewerkschaften. Zwar konnten 
im Poststreik sowie im S&E-Streik Tausende neuer Mitglieder geworben werden, 
die Streikkosten waren aber erheblich und es ist unsicher, wie viele der neuen Mit- 
glieder dauerhaft an die Organisation gebunden werden können. Ein effizienter 
und kostengünstiger Weg zur Mitgliedergewinnung sind solche aufwendigen 
Großkonflikte also cher nicht. Deutlich positiver fällt die Bilanz jedoch aus, 
wenn man nicht nur die direkten materiellen, sondern auch die ideologischen 
und symbolischen Effekte der Streiks einbezieht - und wenn man sie nicht nurin 
der Kurzfristperspektive, sondern bezogen aufeinen weiteren Zukunftshorizont 
interpretiert: Kollektive Aktionen lassen sich nämlich nur schwer in der Theorie 
erlernen, sondern bedürfen der praktischen Übung. Insofern ist die Einübung 
von Routinen und Praktiken des Arbeitskampfes notwendig für die Herstellung 
und Erhaltung von Streikfähigkeit. Dies gilt für Gewerkschaftsmitglieder ebenso 
wie für gewerkschaftliche Organisationen. Die erstaunliche Mobilisierungsfähig- 
keit - und damit das erhebliche Drohpotenzial — der IG Metall ist das Ergebnis 
einer langen historischen Organisierungs- und auch Arbeitskampfgeschichte. 
Berufsgruppen, Betriebe und Branchen, die eine noch junge Geschichte in der 
Gewerkschaftsbewegung oder wenig Arbeitskampferfahrung besitzen, müssen 
eine solche Arbeitskampfkultur erst nach und nach entwickeln. Die Streiks von 
heute sind also das gewerkschaftliche Drohpotential von morgen. 

Und schließlich besitzen Streiks auch immer einen „Eigenwert“ alsindividuell 
eindrucksvolle Momente der Solidarisierung, der Autonomie und Spontaneität. 
Man(n) und frau geht eben nicht zur Arbeit wie jeden Tag, sondern durchbricht 
die alltägliche Routine, um gemeinsame Ziele zu erreichen. Dies schafft nicht nur 
freie Zeit, sondern auch Raum für Ideen, Gespräche, Aktionen. Sogar „verlorene 
Streiks“ werden daher im Nachhinein oft mythologisiert und im kollektiven 
Gedächtnis aufgewertet, weil man schließlich dem Gegner die Stirn geboten hat, 
weil frau tapfer und entschlossen gekämpft und dadurch ihre Würde gewahrt 
hat. Essind Momente, in denen viele Menschen die Wirkmächtigkeit kollektiver 
Organisierung und Solidarisierung erleben - und dieses Erlebnis vergessen sie 
oft ein Leben lang nicht. Insofern besitzen sie stets ein emanzipatorisches und 
im Keim sogar utopisches Potenzial. 


3.3 Was lernen wir aus den Streiks 2015? 


Die Streikstatistik zeigt eindrucksvoll, dass die Konflikte sich in den Dienstleis- 
tungsbereich verlagert haben. Diese Tertiarisierung des Streiks bedeutet nicht 
nur, dass neue Beschäftigtengruppen lernen müssen, „wie Arbeitskampf geht“. 
Dass dies relativ schnell gelingen kann und dabei teilweise erstaunliche Energien 
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freigesetzt werden, haben die ErzieherInnen eindrucksvoll gezeigt. Sie haben 
aber auch gezeigt, dass Streikstrategien, die historisch im industriellen Sektor 
entwickelt wurden, für viele Dienstleistungsbranchen nur bedingt passfähig 
sind, d.h. sie können manchmal nicht umstandslos angewandt werden (wie im 
Krankenhaussektor) oder sie führen nicht zu demselben Ergebnis bzw. treffen 
nicht den Interessengegner (wie im Bereich der Kindertagesstätten). Dass die 
Entwicklung einer passfähigen Streikstrategie häufig ein längerer Prozess ist, 
der auch durch zrial and error funktioniert, der Kreativität und Hartnäckig- 
keit verlangt, aber letztlich erfolgreich sein kann, haben etwa die KollegInnen 
an der Charite gezeigt. Auch ihre Streikstrategie wird jedoch für private oder 
konfessionelle Krankenhäuser z.B. im Saarland zukünftig möglicherweise nur 
bedingt anwendbar sein. Die Tertiarisierung der Streiks bringt somit die Not- 
wendigkeit mit sich, in jedem Sektor und in jedem Betrieb neu nachzudenken, 
welche Arbeitskampfstrategien sinnvoll sind, um möglichst großen Druck auf 
den Arbeitgeber auszuüben. 

Interessant an den vergangenen Streiks war und istzudem, dass sie anders als die 
„alten fordistischen“ Streiks (d.h. Massenstreiks in industriellen Großbetrieben) 
nicht nur, oder nicht in erster Linie um Löhne geführt wurden. Im Mittelpunkt 
stand häufig cher die Frage der Belastungsreduktion, der Arbeitsbedingungen 
(vgl. Bahnstreik, S&E, Gesundheitssektor, Amazon). Es scheint, als ob sich in vie- 
len Branchen und Betrieben das Gefühlt breitmacht, dass zu wenig Beschäftigte 
zu viel Arbeit leisten, dass das Stressniveau nicht mehr zumutbar und die Arbeits- 
intensitätzu hoch ist. Auch Managemententscheidungen stehen verstärkt in der 
Kritik, vor allem wenn es um Auslagerungsentscheidungen, die Ausgründung 
oder gar Schließung von Unternehmensteilen zwecks Profitmaximierung geht 
(vgl. Post, Luftfahrt, Daimler Bremen). Beide Themen sind eher problematisch 
für gewerkschaftliche Arbeitskampfstrategien: Während sich Lohnforderungen 
als quantitative Größen leicht vereinheitlichen lassen, und damit als Streikziele 
solidarisierend wirken, ist die tarifpolitische „Operationalisierung“ qualitativer 
Zielstellungen schwieriger - und ein Streik gegen Managemententscheidun- 
gen ohnehin illegal. Auch hier wird daher zukünftig einige Kreativität bei der 
Strategiebestimmung gefragt sein — wie in allerjüngster Zeit etwa der Streik der 
Tuifly-Beschäftigten bereits verdeutlicht hat. 

Für den Fall, dass die Gewerkschaften, um wieder in die Offensive zukommen, 
tatsächlich verstärkt auf das Mittel des Arbeitskampfes zurückgreifen (müssen) 
lassen sich zwei weitere Voraussagen machen: 

Erstens ist damit notwendigerweise eine gewisse interne Demokratisierung 
und stärkere Basisverankerung der Gewerkschaften verknüpft. Lobbypolitik 
und Sozialpartnerschaft lassen sich vielleicht auch bei partieller Abkopplung 
vom Mitgliederwillen betreiben. Eine konfliktorientierte Gewerkschaftspolitik 
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kann sich das nicht leisten. Im klassischen organisationspolitischen Dilemma 
der Gewerkschaften zwischen „Bürokratie und Demokratie“ (Offe/Wiesenthal 
1980) werden sich die Gewichte daher zwangsläufig ein Stück weit zugunsten 
der Priorisierung interner demokratischer Willensbildung, Legitimität und 
Repräsentativität verschieben müssen. Zweitens implizieren die zukünftigen 
Streiks sowohl die Chance als auch die Notwendigkeit der Politisierung. Hier- 
für gibt es viele gute Gründe. Ein Grund ist die Konzentration von Konflikten 
im gesellschaftlich unterfinanzierten Sozial- und Sorgebereich. Die schlechten 
Arbeits- und Entgeltbedingungen von Krankenschwestern und Erzieherinnen 
haben nicht nur mit der Unterbewertung von Frauenberufen zu tun, sondern 
auch mit der Unterwerfung der Bereiche sozialer Daseinsfürsorge unter eine 
ökonomische Profitlogik, die als solche anzuzweifeln ist. Und sie hat mit einer 
systematischen Schieflage in der gesamtgesellschaftlichen Verteilungsbilanz tun. 
Die Arbeitskämpfe in diesen Bereichen kommen daher um eine Thematisierung 
grundlegender Fragen der wirtschaftlichen Ordnung und Reichtumsverteilung 
kaum herum. Ein zweiter Grund ist die besondere Rolle des Staates im Rahmen 
der Arbeitskämpfe. Er ist nicht nur als Arbeitgeber direkt von den Auseinander- 
setzungen betroffen, sondern mischt sich auch aktiv ein - etwa aktuell mit der 
Verabschiedung des Tarifeinheitsgesetzes. 


4. Politische Perspektiven 


Ein Überblick über Streikbewegungen ist notwendigerweise fokussiert auf gesell- 
schaftliche Orte, an denen sich „etwas bewegt“. Es sind Orte, an denen solidarische 
Kämpfe für die Durchsetzung der Interessen der Lohnabhängigen stattfinden. 
Dies ist freilich ein beschränkter Blick. Er blendet die Auseinandersetzungen 
zum Ihema Flüchtlinge, die spätestens seit dem Herbst 2015 die gesellschaftli- 
chen Diskussionen prägen, ebenso aus wie die Zunahme des Einflusses rechts- 
radikaler Gruppierungen nicht nur in Deutschland, sondern in ganz Europa. 
Die Re-Politisierung der sozialen Frage ist eben auch offen für rassistische und 
patriarchal geprägte Situationsdeutungen, welche die Besitzstandswahrung und 
-mehrung in exklusiver Weise für „die drinnen“ gegen „die draußen“ fordern. 
Und die Gewerkschaften haben es in einer Situation der Zuspitzung sozialer 
Widersprüche nicht nur mit den Unternehmen als Interessengegnern zu tun, 
sondern auch mit staatlichen Strategien und Akteuren, die „links“ traditionell 
mehr fürchten und bekämpfen als „rechts“. Integriert man die „Streikwelle“ 2015 
daher in ein größeres, vielleicht auch europaweites oder gar internationales Bild 
der Interessenauseinandersetzungen, dann gibt es wenig Anlass zur Beruhigung 
oder gar Euphorie. Ob und inwiefern die Gewerkschaften und Lohnabhängigen 
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zukünftigstark und strategiefähiggenug sein werden, um emanzipatorische Poli- 
tikansätze durchsetzen zu können, hängt sicherlich auch davon ab, ob es gelingt, 
betriebs-, branchen-, gewerkschafts- und auch länderübergreifende Bündnisse 
zu schmieden. Selbst in Zeiten postfordistischer Dienstleistungsstreiks bleibt 
die grundlegende Waffe aber die gleiche wie in Zeiten der frühkapitalistischen 
ArbeiterInnenbewegung: Solidarität. 
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